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Kurzfassung 
Mobility Pricing umfasst die Gesamtheit aller Instrumente, durch die der Nutzer für seine mögliche 
oder realisierte räumliche Mobilität im Personen- und Güterverkehr zahlen muss. 
Neben zahlreichen bekannten Instrumenten des Mobility Pricing (z. B. Tarife im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) oder Parkgebühren) lassen sich immer öfter neue Ansätze der Bepreisung 
von Mobilität finden. City-Maut-Systeme, wie in London oder Stockholm eingeführt, oder Konzepte 
zur flächendeckenden Mauterhebung, wie z. B. in den Niederlanden geplant, finden international 
große Aufmerksamkeit und stoßen nun auch in Deutschland eine intensivere Diskussion von Chan-
cen und Risiken dieser Instrumente an. Zur Unterstützung dieser Auseinandersetzung mit teilweise 
neuen Themenfeldern untersucht diese Forschungsarbeit, basierend auf Literaturrecherchen und 
der Betrachtung aktueller Anwendungsfälle von Bepreisung im Bereich der Mobilität, die Wirkun-
gen und Anforderungen verschiedener Instrumente des Mobility Pricing. 
Die dieser Arbeit zugrundeliegenden Forschungsprojekte wurden von der ivm GmbH (Integriertes 
Verkehrs- und Mobiliätsmanagement Region Frankfurt RheinMain) sowie dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung gefördert. 
Die vorliegende Arbeit analysiert und definiert die Ziele des Mobility Pricing. Diese liegen bei 
einer Einführung oder Anpassung von Instrumenten des Mobility Pricing im Wesentlichen in den 
Bereichen Verkehrsmanagement und Finanzierung. Die Frage der Akzeptanz spielt dabei in beiden 
Bereichen eine Rolle. Unabhängig davon, mit welcher Intention ein Instrument eingeführt wird, 
wirkt es letztlich aber immer in beiden Bereichen.  
Die strategischen Ziele des Verkehrsmanagements liegen in der Befriedigung der Mobilitätsbedürf-
nisse, der Erhöhung der Verkehrssicherheit, der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit sowie in der 
Schonung natürlicher Ressourcen und der Reduzierung der Umweltbelastung. Aus operativer Sicht 
lässt sich der Zielbereich Verkehrsmanagement in Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung (zeit-
lich, räumlich, modal) und Verkehrslenkung (Routenwahl, Produktwahl) gliedern. 
Der vorliegende Bericht konzentriert sich auf die Bereiche Verkehrsmanagement und Akzeptanz. 
Der Bereich Finanzierung steht ungeachtet seiner unbestritten hohen Bedeutung nicht im Zentrum 
der folgenden Betrachtungen. 
In dieser Arbeit wird erstmals eine umfassende Kategorisierung der Instrumente des Mobi-
lity Pricing vorgenommen. Dass es trotz geläufiger gleicher Bezeichnung doch wesentliche Unter-
schiede zwischen den angewandten Instrumenten geben kann, zeigt sich am Begriff „City-Maut“. 
Dieses Instrument führte z. B. die Stadt London im Jahr 2003 unter der Bezeichnung „Congestion 
Charge“ ein, und die Stadt Stockholm führte 2005/2006 hierzu einen Versuch „Trängelskatt“ für 
einen begrenzten Zeitraum durch. Seit 1. August 2007 ist die City-Maut in Stockholm permanent 
eingerichtet. Die Systeme in London und Stockholm haben jedoch unterschiedliche Merkmalsaus-
prägungen und folglich unterschiedliche Wirkungen.  
Dies erfordert eine detaillierte Differenzierung der Instrumente, die anhand von vier Fragestellun-
gen möglich ist: Warum wird bepreist? Was wird bepreist? Wie wird bepreist? Womit wird bepreist? 
Die dadurch definierten Merkmale und ihre möglichen Ausprägungen sind in der Langfassung die-
ser Arbeit (Bild 4, S. 19) dargestellt. 
Der Hauptteil der Arbeit befasst sich mit der grundlegenden Analyse von Wirkungen und An-
forderungen des Mobility Pricing. Die unterschiedlichen Gestaltungsmöglichkeiten von Instru-
menten des Mobility Pricing, aktuelle Fallbeispiele (z. B. Congestion Charge London, Lkw-Maut 
Deutschland, ÖV-Tarife) sowie Studien wurden anhand einer Literaturrecherche näher betrachtet.
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Zusätzlich wurden Auswertungen zum Mobilitätsbudget durchgeführt. Bei der Analyse sind direkte 
(modale) Wirkungen, intermodale Wirkungen und finanzierungsabhängige Wirkungen der Instru-
mente zu beachten, die kurz- bzw. langfristig auftreten können. 
Die Analyse von Wirkungen und Anforderungen erfolgte anhand der sechs aus den Zielen abgeleite-
ten Untersuchungsbereiche Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, Umwelt, Akzeptanz, Finanzen und Sys-
temgestaltung. Im Entscheidungs- und Bewertungsprozess ist es wichtig, diese Wirkungsbereiche in-
tegriert zu betrachten. Es bestehen häufig Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen Bereichen. 
Für eine systematische Herangehensweise sind die Ausführungen dennoch nach den einzelnen Un-
tersuchungsbereichen gegliedert. Dies unterstützt auch mögliche Gewichtungen bestimmter Gebie-
te. 
In den einzelnen Bereichen wurden die folgenden Kernaussagen belegt. Umfassende Hinweise auf 
Literatur und Fallbeispiele zu den einzelnen Aussagen sind in der Langfassung enthalten. 
? Verkehrsgeschehen 
Mobility Pricing kann das Mobilitätsverhalten verändern. 
- Das Verkehrsaufkommen kann gezielt beeinflusst werden. 
- Aus den Beeinflussungsmöglichkeiten ergibt sich eine Reihe von Verbesserungspoten-
tialen für Verkehrsgeschehen und Verkehrsqualität. 
- Behinderungen des Verkehrsflusses durch technische Abwicklungen können nahezu 
vollständig vermieden werden. 
- Der Wirkungsgrad hängt stark von der Gestaltung der Instrumente und den Randbe-
dingungen ab. 
- Vorhandene Ausweichmöglichkeiten werden genutzt. 
- Mobilitätsverhinderung kann (und soll) vermieden werden. 
- Ganzheitliche Lösungen sind wichtig. 
- Gewonnene Informationen können unter Beachtung des Datenschutzes anderweitig 
genutzt werden. 
- Aus den genannten Wirkungen ergibt sich die Anforderung einer zielorientierten Ge-
staltung der Preise. 
? Wirtschaft 
Mobility Pricing kann die Wirtschaft positiv und negativ beeinflussen. 
- Der Verkehrssektor kann wesentlich beeinflusst werden. 
- Die Standortqualität für die Wirtschaft kann beeinflusst werden. 
? Umwelt 
Mobility Pricing kann zu einer Steigerung der Umfeldqualität beitragen. 
- Lärm- und Schadstoffemissionen können beeinflusst werden. 
- Stadtbild und Aufenthaltsqualität können beeinflusst werden. 
- Die Flächennutzung kann beeinflusst werden.  
? Akzeptanz 
Mobility Pricing braucht eine ausreichende Akzeptanz. 
- Eine ausreichende Akzeptanz kann auch für einschneidende Maßnahmen erreicht 
werden. 
- Die Akzeptanz der Allgemeinheit wird durch unterschiedliche Gruppen beeinflusst. 
- Die Akzeptanz hängt von der Systemgestaltung ab. 
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? Finanzen 
Mobility Pricing braucht eine integrierende finanzielle Betrachtung. 
- Neben den betriebswirtschaftlichen Wirkungen treten auch volkswirtschaftliche Wir-
kungen auf. 
- Es besteht ein Gesamtzusammenhang zwischen allen Instrumenten des Mobility 
Pricing. 
- Einnahmensituationen und Finanzierungssysteme können wesentlich verändert wer-
den. 
? Systemgestaltung 
Mobility Pricing braucht zielorientiert gestaltete Instrumente. 
- Grundsatzentscheidungen zum Mobility Pricing sollten sich nach den damit verfolg-
ten Zielen richten, nicht nach heutigen technischen Möglichkeiten. 
- Ausgangspunkt für die systemtechnische Gestaltung müssen die Ziele und Anforde-
rungen sein. 
Im Weiteren befasst sich die Arbeit mit der Bewertung als Instrument in Entscheidungsprozessen. 
Auf Basis der qualitativen Betrachtung der Wirkungsketten in den vorhergehenden Kapiteln wird 
anhand von 13 beispielhaft ausgewählten Instrumenten ein strukturierter Ansatz für eine qualitative 
verbal-argumentative Bewertung aufgezeigt. Bislang konnte kein vergleichbarer strukturierter und 
instrumentenübergreifender Ansatz identifiziert werden. Bei der Auswahl der Instrumente wurde 
zum einen darauf geachtet, eine möglichst große Bandbreite der Differenzierungsmöglichkeiten und 
der Bepreisungsgegenstände abzudecken, und zum anderen auf die Relevanz der Instrumente. U. a. 
die Instrumente City-Maut, Autobahnmaut, flächendeckende dynamische Maut, Mineralölsteuer, 
Objektmaut, Zeitkarte und eine elektronischer Tarif im ÖV werden orientiert an den oben 
aufgeführten Kernaussagen bewertet. 
Als Grundlage für eine Bewertung auf quantitativer Basis werden methodische Ansätze zur quanti-
tativen Wirkungsanalyse betrachtet. Hierzu werden in einem ersten Schritt die Entscheidungen der 
Verkehrsteilnehmer analysiert. Vorhandene Ansätze der Modellierung und Simulation werden 
dargestellt, da diese grundsätzlich geeignete Hilfsmittel für eine quantitative Wirkungsabschätzung 
des Mobility Pricing zu sein scheinen. Wichtig ist es, einen geeigneten Kompromiss zwischen dem 
Aufwand und der Aussagekraft zu finden. Abgeleitet aus den durchgeführten Betrachtungen ergibt 
sich besonderer Forschungsbedarf bei der Abbildung der individuellen Entscheidungen der Ver-
kehrsteilnehmer. 
Als Fazit ist festzuhalten, dass die umfassende, auf Literaturauswertung, Anwendungsbeispiele und 
Auswertungen zum Mobilitätsbudget gestützte Analyse der Wirkungen und Anforderungen deutlich 
zeigt, dass das Mobility Pricing bei sorgfältiger Gestaltung sehr wirksame Instrumente bietet, die ge-
zielt zum Erreichen verkehrspolitischer und verkehrsplanerischer Ziele eingesetzt werden können. 
Instrumente des Mobility Pricing bieten deutlich mehr Chancen als Risiken. Eine sachliche und fun-
dierte Diskussion auch neuer Instrumente erscheint deshalb für Deutschland nicht nur wünschens-
wert, sondern im Sinne einer zukunftsfähigen Gestaltung unserer Verkehrssysteme unbedingt erfor-
derlich. Die vorliegende Arbeit leistet einen Beitrag zur Versachlichung und wissenschaftlichen Fun-
dierung dieser Diskussion. 
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Abstract 
Mobility Pricing comprises all the instruments by which a user must pay for his potential and 
realized spatial mobility in passenger and freight traffic. 
Among numerous, established instruments of Mobility Pricing, e.g. public transport tariffs or 
parking fees, new approaches for pricing the mobility can be found more and more. City toll 
systems, like the introduced ones in London and Stockholm, or concepts for a nationwide road-
pricing, like planned in the Netherlands, gain a lot of attention, also internationally. As a 
consequence, in many countries, the opportunities and risks of new instruments are going to be 
debated intensively. In order to support the upcoming discussions, this research study looks into the 
requirements and the effects of the different mobility pricing instruments based on a literature 
review and the consideration of recent applications of mobility pricing.  
The research study is based on projects financed by the ivm GmbH (Integriertes Verkehrs- und 
Mobilitätsmanagement Region Frankfurt RheinMain) and the Bundesministerium für Bildung und 
Forschung. 
This report analyses and defines the goals of Mobility Pricing. These goals of an application or 
alignment of mobility pricing instruments mostly lie in the scope of traffic management and 
financing. The question of acceptance plays a role in both scopes. Regardless of the intention an 
instrument is adopted with, it will affect both scopes.  
The strategic goals of traffic management lie in the fulfillment of the mobility needs, an increase in 
traffic safety, an improved cost effectiveness, the protection of natural resources as well as, the 
reduction of the environmental impacts. From an operational point of view, the goals of traffic 
management may be classified as traffic avoidance, traffic shift (temporally, spatially, modally), and 
traffic control (route choice, product choice). 
The current report focuses on the areas of traffic management and acceptance. Finance has an 
undisputed high level of importance; however, it will not be the focus of this report. 
In this study a comprehensive categorization of the Mobility Pricing instruments is done 
for the first time. Despite the prevalent use of the same term, there can be essential differences 
between the applied instruments, which can, e.g., be seen in the term „City-Toll“. This instrument 
was adopted by, e.g., the City of London in 2003 under the name „Congestion Charge“, and the City 
of Stockholm introduced a time limited trial in 2005/2006 under the name „Trängelskatt“. Since 1st 
of August 2007, the City-Toll system in Stockholm is permanently implemented. However, the two 
systems in London and Stockholm have quite different parameter values and consequently different 
effects.  
This necessitates a detailed differentiation and categorization of the mobility pricing instruments, 
which is possible on the basis of four questions (Why are charges imposed? For what are charges 
imposed? On what basis are charges imposed? By which means are charges imposed?). The 
attributes and their characteristics defined via the questions are presented in the full paper (p. 19, 
in German). 
The main part of the report deals with the fundamental analysis of effects and requirements 
of Mobility pricing. The consideration of the different design possibilities of the mobility pricing 
instruments as well as the closer examination of current case studies (e. g. Congestion Charge 
London, Truck Toll Germany, public transport tariffs) and reports on the basis of a literature review, 
and some analyses of the mobility budget serve to describe the effects and requirements of the 
different instruments. Thereby, direct (modal) effects, intermodal effects and financial dependant 
effects, which can occur short and/or long term, must be considered. 
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The following analysis of effects and requirements is carried out based on these six evaluation areas 
which are derived from the goals: traffic situation, economy, environment, acceptance, financing 
and system design. An integrated consideration of these evaluation areas is important during the 
decision and assessment process. There are often correlations between the different areas. However, 
the following is structured according to the individual evaluation areas for a systematic approach. 
This also supports possible weightings of certain areas. 
The following core predicates have been elaborated to focus the results of this analysis. 
Comprehensive literature and case study references proving the individual predicates are contained 
in the unabridged version. 
? Traffic Situation  
Mobility Pricing can change mobility behaviour. 
- The traffic volume can be influenced according to the set goals. 
- A range of potential improvements of the traffic situation and traffic quality arise 
from these opportunities to influence traffic volumes. 
- Obstructing the traffic flow through technical processing can be nearly completely 
avoided. 
- The effectiveness of mobility pricing instruments depends strongly on their design 
and on the circumstances of application. 
- Available possibilities to avoid the pricing will be used. 
- Mobility obstructions can (and should be) avoided. 
- Holistic Solutions are important. 
- Gathered information can be used for other purposes, subject to privacy regulations. 
- The requirements of a goal-oriented price design arise from the above described 
effects. 
? Economy 
Mobility Pricing can affect the economy positively as well as negatively. 
- The traffic sector can be significantly influenced. 
- The location quality for industry can be influenced. 
? Environment 
Mobility Pricing can contribute to an improvement to the environmental quality. 
- Noise and pollution can be influenced. 
- The cityscape and living quality can be influenced. 
- The spatial utilization can be influenced.  
? Acceptance 
Mobility Pricing needs sufficient acceptance. 
- A sufficient acceptance can be reached for drastic measures, as well. 
- The acceptance by the general public is influenced by different stakeholder groups. 
- The acceptance depends largely on the design of the mobility pricing scheme. 
? Financing 
Mobility Pricing needs an integrated financial consideration. 
- Next to the business effects, overall economic effects also emerge. 
- There is an overall correlation between all the instruments of mobility pricing. 
- Revenue situations and finance systems can be changed considerably. 
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? System Design 
Mobility Pricing needs instruments designed in a goal-oriented way. 
- Principle decisions for mobility pricing should be directed towards the pursued goals 
as opposed to modifying the goals to fit within current technology. 
- The starting point for the technical system design must be the overall goals and 
requirements. 
Furthermore the report looks at methods for assessment, which is important for decision 
processes. On basis of the qualitative consideration of the causal relationships in the previous 
chapters a structured approach for a qualitative verbal-argumentative assessment is demonstrated 
by means of 13 examples. None comparable structured and instruments-spanning approach could 
be identified, so far. One criteria for the selection of the examples was the variety of instruments, 
and another was the relevance of the instruments. Amongst others, the instruments city-toll, 
motorway toll, nationwide dynamic toll, petroleum tax, object pricing, commutation ticket, and e-
tariff for public transport are evaluated on the basis of the above mentioned core predicates. 
As a basis for a quantitative assessment, methodical approaches for a quantitive consideration of 
causal relationships are considered. For this, decisions of the travellers are analyzed. Existing 
approaches of modeling and simulation are considered, which seem to be appropriate for a 
quantitative assessment of mobility pricing. It is important to find a compromise between the effort 
and the informative value. However, the modeling and simulation of individual decisions has not 
been sufficiently researched yet. 
The conclusion can be drawn, that the comprehensive analysis of the effects and requirements 
clearly shows that mobility pricing offers significant contributions to achieve political and planning 
goals and to optimize traffic and transport. The instruments are very effective when they are 
carefully designed. These results are shown and supported through the conducted literature review, 
the case studies, and the analysis. 
Mobility pricing instruments clearly offer more chances than risks. An objective and substantiated 
discussion of new instruments appears to be not only desirable but absolutely necessary, in terms of 
a sustainable design of our traffic and transport systems. This research study contributes to an 
objectification and scientific foundation of these discussions. 
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Politik und Verkehrsplanung sind heute mehr denn je mit Forderungen nach einer hohen Verkehrs-
qualität und mit der Notwendigkeit, verfügbare Haushaltsmittel effizient einzusetzen, konfrontiert. 
Die Auslastung der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur nimmt in den deutschen Ballungsräumen 
beständig zu und führt immer häufiger zu Überlastungen, Staus und Umweltproblemen mit den da-
mit verbundenen negativen Folgen auf die Wirtschaft. Eine Hauptursache hierfür ist die Ballung der 
Verkehrsströme zu bestimmten Zeiten, auf bestimmten Strecken und eine Konzentration auf einzel-
ne Verkehrsmittel. Mit Hilfe einer zeitlichen, räumlichen und/oder modalen Verlagerung dieser Ver-
kehre könnten grundsätzlich auch ohne eine Erweiterung der Verkehrsinfrastruktur eine gleich-
mäßigere Auslastung von Infrastruktur und Fahrzeugen und eine Entspannung der Situation er-
reicht werden. Andererseits wird von unterschiedlichen Seiten ein Umdenken bei der Finanzierung 
der Verkehrsinfrastruktur hin zu einer nutzungsabhängigen Finanzierung gefordert. Hierbei gibt es 
sehr unterschiedliche Ausprägungs- und Umsetzungsformen.  
Sowohl für die Beeinflussung der Verkehrsnachfrage als auch für die Verkehrsfinanzierung hat das 
Mobility Pricing eine hohe Bedeutung. Mobility Pricing umfasst die Gesamtheit aller Instrumente, 
durch die der Nutzer für seine mögliche oder realisierte räumliche Mobilität im Personen- und 
Güterverkehr zahlen muss. Diese Ausgaben können in Form von Gebühren, Steuern, Abgaben, 
Entgelten, Kaufpreisen oder Versicherungsprämien anfallen.  
Zahlreiche Instrumente des Mobility Pricing sind in Deutschland bereits etabliert, wie z. B. Tarife 
für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, Kraftfahrzeugsteuer, Mineralölsteuer oder Parkgebüh-
ren. Neue Instrumente z. B. zur Bepreisung der Straßennutzung (Road Pricing, Maut) werden 
zurzeit in Politik und Gesellschaft diskutiert. In Deutschland besteht bisher zur Umsetzung solcher 
Instrumente vor allem in der Politik eine große Zurückhaltung, weil die Akzeptanz in der 
Bevölkerung als gering eingeschätzt wird. Erst in letzter Zeit werden die Chancen und Risiken 
intensiver diskutiert. Hierzu tragen grundsätzlich positive Erfahrungen mit der LKW-Maut auf 
deutschen Autobahnen und Erfolgsmeldungen von ausländischen Anwendungen ebenso bei wie sich 
verschärfende Handlungserfordernisse in den Bereichen Finanzierung und Verkehrsmanagement. 
Dabei ist verbreitet bewusst, dass Erfahrungen aus dem Ausland nicht ohne Weiteres auf deutsche 
Verhältnisse übertragbar sind und dass die verschiedenen Instrumente des Mobility Pricing im 
Zusammenhang miteinander betrachtet werden müssen. 
Aufbauend auf zwei Forschungsprojekten1 informiert diese wissenschaftliche Arbeit über die 
Voraussetzungen und die verkehrlichen Wirkungen der verschiedenen Instrumente des Mobility 
Pricing, um anstehende Diskussionen über die Chancen und Risiken von Instrumenten des Mobility 
Pricing und ihrer Realisierung in Deutschland zu unterstützen. Der vorliegende Bericht befasst sich 
dabei in erster Linie mit den verkehrlichen Wirkungen des Mobility Pricing. Der Bereich der Finan-
zierung ist ebenfalls sehr bedeutsam, steht hier aber nicht im Mittelpunkt. 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit sollen folgende Fragestellungen beantwortet werden: 
? Welche Ziele können durch das Mobility Pricing verfolgt werden? 
? Welche Instrumente des Mobility Pricing existieren zur Zeit und welche neuen Instrumente 
sind denkbar? 
? Wie lassen sich Instrumente des Mobility Pricing kategorisieren? 
                                                
1  Wirkungen des Mobility Pricing – Studie im Auftrag der ivm GmbH (Integriertes Verkehrs- und Mobilitätsmanage-
ment Region Frankfurt RheinMain), 2006 – 2007 und Einflussfaktoren und Machbarkeitsstudie für Simulationen im 
Mobility Pricing, Aktualisierung und Verbreitung der bisherigen Forschungsergebnisse – Studie im Rahmen der 
Forschungsprämie des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, Förderkennzeichen 03FPB00028, 2008. 
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? Auf welche Bereiche wirkt sich das Mobility Pricing wie aus? 
? Welche Lücken gibt es in der Wirkungsforschung? 
? Welche Anforderungen und Rahmenbedingungen sind beim Einsatz des Mobility Pricing zu 
beachten? 
? Welche Erfahrungen aus realisierten Fallbeispielen können genutzt werden? 
? Welche Methoden zur Bewertung von Instrumenten des Mobility Pricing stehen zur 
Verfügung? 
? Wie sind die unterschiedlichen Instrumente des Mobility Pricing qualitativ zu bewerten? 
? Welche methodischen Ansätze für eine quantitative Bewertung sind vorhanden und welche 
Wissenslücken sind für eine Weiterentwicklung der Bewertungsmethoden zu schließen? 
? Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus den gewonnenen Erkenntnissen ziehen und 
welcher Forschungsbedarf besteht? 
1.2 Vorgehen 
Um geeignete Instrumente für ein Mobility Pricing auszuwählen, müssen klare Ziele formuliert sein. 
Die Ziele des Mobility Pricing bauen auf übergeordneten strategischen Zielen auf und lassen sich 
grundsätzlich in die beiden Bereiche Verkehrsmanagement und Finanzierung gliedern. Diesen 
beiden Zielbereichen können operative Ziele zugeordnet werden, die mit Hilfe des Mobility Pricing 
unterstützt werden können. Die Ziele können aus Sicht der Allgemeinheit, der Politik, der Betreiber 
von Verkehrssystemen und der Nutzer konkretisiert werden. 
Die Instrumente zur Umsetzung eines Mobility Pricing haben vielfältige Ausprägungsmöglich-
keiten, die bei ihrer zielgerichteten Auswahl beachtet werden müssen. Auch hinter geläufigen 
Bezeichnungen, wie z. B. „City-Maut“, verstecken sich häufig unterschiedliche Ausprägungen mit 
sehr unterschiedlichen Wirkungen. Daher wird ein umfassender Kategorisierungsansatz erarbeitet, 
der u. a. auf den Zielen aufbaut. In diesen Ansatz lassen sich bestehende Instrumente einordnen. Im 
Anhang der Arbeit wird dies anhand einer Auflistung von Fallbeispielen verdeutlicht. Die Kategori-
sierung ermöglicht zudem, neue Instrumente abzuleiten. 
Aus den erarbeiteten Zielen lassen sich Untersuchungsbereiche ableiten, die zusammen mit der 
Definition verschiedener Wirkungsarten die Grundlage für die Analyse von Wirkungen und 
Anforderungen beim Einsatz von Mobility Pricing bilden. Es wird eine Vielzahl internationaler 
Studien ausgewertet, und es werden Fallbeispiele analysiert, um daraus Kernaussagen abzuleiten. 
Zusätzlich stützen einfache statistische Analysen des Mobilitätsbudgets der Bevölkerung die 
Aussagen. 
Mit Hilfe der vorangegangenen Analyse und der Kategorisierung der Instrumente kann im Weiteren 
eine qualitative Bewertung der Instrumente durchgeführt werden. Dabei werden allgemein 
geläufige Instrumente des Mobility Pricing (Autobahnmaut, Zeitkarten u. a.) sowie auch neuere 
Instrumente (City-Maut, e-tarif u. a.) behandelt. Die Kategorisierung hilft bei der Identifizierung, 
welche Ausprägungen bei den einzelnen Instrumenten fest vorgegeben sind und welche unter-
schiedlich gestaltet sein können. Ein Teil der Bewertung eines Instruments gilt entsprechend für alle 
Unterarten, ein weiterer Teil befasst sich mit der Bewertung unterschiedlicher Merkmalsaus-
prägungen. Die Bewertung erfolgt verbal-argumentativ, strukturiert nach den Untersuchungsberei-
chen der Wirkungsanalyse. 
Um eine weitergehende Entscheidungsgrundlage für den Einsatz solcher Instrumente zu haben, ist 
es wichtig, auch deren quantitative Wirkungen abschätzen zu können. Hierfür ist zu analysieren, 
wie sich das Mobilitätsverhalten durch Mobility Pricing verändert. Modellierung und Simulation 
sind grundsätzlich geeignete Hilfsmittel, um Antworten auf diese Fragen zu erhalten. Methodische 
Grundlagen hierfür wurden bisher aber meist nur einzelfallbezogen und nicht allgemein erarbeitet. 
Ziel ist es daher, mögliche methodische Ansätze aufzuzeigen. 































Hierzu sind drei grundlegende Fragestellungen zu beantworten: 
? In welchen Bereichen sind Reaktionen der Verkehrsteilnehmer zu berücksichtigen? 
? Was bestimmt den Umfang dieser Reaktionen? 
? Wie lässt sich dies modellieren und simulieren? 
 
Bild 1: Projektstrukturplan 
Den Projektstrukturplan zeigt Bild 1. In Klammern sind dort jeweils die Kapitel angegeben, welche 
die angegebenen Inhalte behandeln. Gliederungspunkte der ersten Ebene sind grau hinterlegt. Den 
Rahmen bildet das einleitende erste Kapitel, das sich mit Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 
auseinandersetzt, sowie das siebte Kapitel, das die Arbeit mit einem Fazit und einem Ausblick auf 
























































2 Ziele des Mobility Pricing 
2.1 Übergeordnete Ziele 
Die Ziele der Anwendung von Instrumenten des Mobility Pricing liegen im Wesentlichen in den 
zwei Bereichen Verkehrsmanagement und Finanzierung. Dabei kann als Anlass für eine Einführung 
neuer Instrumente einer dieser beiden Bereiche oder auch eine Kombination ausschlaggebend sein. 
Die Realisierung wirkt letztlich immer auf beide Bereiche. 
Der vorliegende Bericht befasst sich in erster Linie mit den Zielen und Wirkungen im Bereich des 
Verkehrsmanagements und mit Erkenntnissen im Bereich der Akzeptanz aller Beteiligten. Der 
Bereich der Finanzierung ist ebenfalls sehr bedeutsam, steht aber nicht im Zentrum dieser Unter-
suchung. 
Die beiden Zielbereiche sowie die strategischen und operativen Ziele sind in Bild 2 (S. 7) darge-
stellt. 
Zielbereich Verkehrsmanagement 
Verkehrsmanagement ist die Beeinflussung des Verkehrsgeschehens durch ein Bündel von Maßnah-
men mit dem Ziel, die Verkehrsnachfrage und das Angebot an Verkehrssystemen optimal aufeinan-
der abzustimmen. Dabei können ordnungsrechtliche, betriebliche, organisatorische und finanzielle 
Beeinflussungsinstrumente eingesetzt und durch Maßnahmen der Information, Öffentlichkeitsarbeit 
und des Marketing ergänzt werden. Im umfassenden Sinn ist ein Verkehrsmanagement auf kurz-, 
mittel- und langfristige Maßnahmen im Bereich des Verkehrsangebotes und der Verkehrsnachfrage 
ausgerichtet.2  
Die strategischen Ziele des Verkehrsmanagements liegen in den folgenden vier Bereichen3: 
? die Befriedigung der Mobilitätsbedürfnisse, 
? die Erhöhung der Verkehrssicherheit, 
? die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit sowie 
? die Schonung natürlicher Ressourcen und die Reduzierung der Umweltbelastung. 
Die strategischen Ziele aus dem Bereich Verkehrsmanagement werden durch das Anstreben einer 
hohen Akzeptanz ergänzt, die Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung und politische 
Unterstützung ist. 
Aus operativer Sicht kann der Zielbereich Verkehrsmanagement gegliedert werden in 
? Verkehrsvermeidung, 
? Verkehrsverlagerung und 
? Verkehrslenkung. 
Hierzu ist anzumerken, dass Verkehrsvermeidung nicht als Verkehrsverhinderung zu verstehen ist, 
sondern einerseits am Bedarf4 ansetzt (zum Beispiel kann eine günstige Flächennutzung dazu bei-
tragen, dass weniger Verkehrsbedarf entsteht) und andererseits eine effizientere Fahrzeugnutzung 
beinhaltet. 
                                                
2  vgl. FGSV 2003 
3  vgl. AS&P – ALBERT SPEER UND PARTNER 1993A. Nach GATHER, KAGERMEIER ET AL. (2008) sind die Ziele der Verkehrs-
politik und somit auch der Verkehrsplanung einem beständigen Wandel unterzogen. Es existieren unterschiedliche 
Zielsysteme (vgl. z. B. SCHNABEL, LOHSE 1997), die sich jedoch meist in den nach SCHÖNHARTING (2005) allgemeinen 
Zielsetzungen Verbesserung der Erreichbarkeit, Erhöhung der Verkehrssicherheit, Erhöhung der Wirtschaftskraft und 
Verringerung der Umweltbelastungen wiederfinden. Das hier gewählte System deckt sich mit diesen Zielen. 
4  vgl. hierzu auch HAAG 1996 
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Verkehrsverlagerung kann räumlich, zeitlich und modal (unter den verschiedenen Verkehrsmitteln) 
stattfinden. 
Bei der Verkehrslenkung sind hinsichtlich des Mobility Pricing vor allem die Beeinflussung der 
Routenwahl und der Produktwahl relevant. Produkte sind hier unterschiedliche Mobilitätsangebote 
wie zum Beispiel im öffentlichen Verkehr Regionalbahn und Regionalexpress. Im motorisierten 
Individualverkehr können als unterschiedliche Produkte beispielsweise ein entgeltpflichtiger Fahr-
streifen mit hoher Verkehrsqualität (Value Pricing) und ein ohne Zusatzkosten zu benutzender 
Fahrstreifen angeboten werden. Auch Parkflächen in unterschiedlicher Zielnähe und mit unter-
schiedlichen Preisen stellen verschiedene Produkte dar. 
Zielbereich Finanzierung 
Im Bereich der Finanzierung finden sich in Anlehnung an die KOMMISSION VERKEHRSINFRA-
STRUKTURFINANZIERUNG (2000), ROTHENGATTER (1994) und ABERLE (2003) die folgenden strategi-
schen Ziele: 
? Umsetzung eines Finanzierungsansatzes. (Hierbei können verschiedene Strategien z. B. die 
Einbeziehung aller Nutzer, die Umsetzung des Verursacherprinzips oder eine Zweckbindung 
der Einnahmen verfolgt werden.) 
? Optimierung des Finanzhaushalts. 
Auch für den Bereich Finanzierung kommt als strategisches Ziel das Anstreben einer hohen 
Akzeptanz hinzu. 
Die benannten strategischen Ziele können wiederum durch operative Ziele detailliert werden: 
? Umstellung 
- auf Steuerfinanzierung, 
- auf Entgelt-/Gebührenfinanzierung, 
- auf Nutzerfinanzierung (inkl. Einbezug aller Nutzer) oder 
- auf Privatfinanzierung. 
? Umschichtung 
- belastungsneutral, 
- mit Mehrbelastung der Nutzer oder 
- mit Steigerung der öffentlichen Einnahmen. 
? Anlastung 
- der Verkehrsinfrastrukturkosten, 
- der Verkehrswegekosten (enthalten auch Betrieb und kalkulatorische Kosten) bzw. 
- der externen Kosten 
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2.2 Ziele aus Sicht verschiedener Akteure 
Die übergeordneten strategischen Ziele lassen sich auch auf die Sicht einzelner Akteure herunter 
brechen. Zu diesen Akteuren zählen die Allgemeinheit, die Nutzer, die Betreiber von Systemen, die 
Mobility Pricing einsetzen, sowie die Politik. 
„Befriedigung der 
Mobilitätsbedürfnisse“ 
? Der Allgemeinheit ist eine für die Gesamtheit optimale 
Mobilitätsermöglichung wichtig. 
? Ziel des Betreibers ist es, eine ausreichende 
Verkehrsbedienung zu gewährleisten. 
? Dem Nutzer ist es wichtig, dass er seinen Bedürfnissen 
entsprechend Mobilität realisieren kann. 
„Erhöhung der 
Verkehrssicherheit“ 
? Die Allgemeinheit zielt auf eine möglichst hohe 
Verkehrssicherheit für alle. 
? Ziel des Betreibers ist einerseits, den Nutzern bei hoher 
Akzeptanz eine hohe Verkehrssicherheit zu gewährleisten. 
Andererseits ist ihm ein flüssiger Verkehrsablauf wichtig, der 
durch eine hohe Verkehrssicherheit gestützt wird. 
? Für den Nutzer sind vor allem die eigene, hohe Sicherheit und 
ein hohes Sicherheitsempfinden von Bedeutung. 
„Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit“ 
? Für die Allgemeinheit ist eine hohe Wirtschaftlichkeit aller 
Verkehrssysteme in Sinne einer volkswirtschaftlichen 
Betrachtungsweise wichtig. 
? Ebenso strebt der Betreiber eine hohe Wirtschaftlichkeit an. 
Für ihn steht eine betriebswirtschaftliche Sichtweise im 
Vordergrund. 
? Der Nutzer zielt auf eine eigene hohe Wirtschaftlichkeit. Er 






? Die Allgemeinheit legt Wert auf eine insgesamt gute 
Umweltsituation. Dies schließt auch eine möglichst geringe 
Beeinträchtigung des Stadtbild durch Zerschneidungen oder 
vielfältige Installationen ein. 
? Um den Bedürfnissen der Allgemeinheit gerecht zu werden und 
um Rohstoffe zu schonen, kann der Betreiber eine 
umweltschonende Verkehrsabwicklung forcieren. 
? Für den Nutzer ist eine geringe persönliche Umweltbelastung 
relevant. 
Des Weiteren ist es das Bestreben der Politik, die Anforderungen der anderen Nutzergruppen erfüllt 
zu sehen und insbesondere Mobilität zu sichern. 































„Anstreben einer hohen 
Akzeptanz“ 
? Damit die Instrumente richtig greifen und die erhofften 
Wirkungen bringen, ist eine optimale Nutzerakzeptanz 
wichtig. Die Allgemeinheit erwartet hier, dass nur die 
notwendigen Reaktionen realisiert werden und keine 
Verhinderung von Mobilität eintritt. 
? Im Bereich der Akzeptanz sind ein erfüllter 
Unternehmensauftrag und eine betriebswirtschaftlich 
optimale Nutzerakzeptanz, d. h. eine möglichst hohe 
Nutzerakzeptanz im Rahmen der Kapazitätsgrenzen, für den 
Betreiber wichtig. 
? Der Nutzer erwartet eine verbreitet hohe Akzeptanz für die 
Instrumente, von denen er selbst betroffen ist. 
? Für gewählte Vertreter der Politik ist grundsätzlich eine hohe 
Akzeptanz durch die Allgemeinheit sehr wichtig. 
„Umsetzung eines 
Finanzierungsansatzes“ 
? Die Anwendung des Verursacherprinzips ist eine verbreitete 
Forderung der Allgemeinheit. Kosten sollen dort getragen 
werden, wo sie verursacht werden. 
? Die Nutzer legen Wert auf eine hohe Individualisierbarkeit 
der Kosten, um das Gefühl zu haben, nur für in Anspruch 
genommene Leistungen zu bezahlen. 










? Eine möglichst geringe finanzielle Belastung sowie eine 
effiziente Mittelverwendung sind Ziele der Allgemeinheit. 
? Der Nutzer erwartet eine möglichst effiziente Verwendung 
der bereitgestellten Mittel. 
Zusätzlich gibt es Anforderungen der einzelnen Akteure, die nicht durch das Ziel des Mobility 
Pricing umgesetzt werden können, sondern nur durch eine entsprechende Systemgestaltung. 
 
? Bei der Konzeption von Instrumenten sollten aus Sicht der 
Allgemeinheit unterschiedliche Voraussetzungen der einzelnen 
Nutzergruppen beachtet und eine hohe Sozialverträglichkeit 
realisiert werden. 
? Für einen reibungslosen Ablauf ohne Unterbrechungen ist aus 
Sicht des Betreibers eine hohe Betriebssicherheit erforderlich. 
? Um Instrumente möglichst gezielt einsetzen und auf 
Veränderungen reagieren zu können, ist dem Betreiber eine 
hohe Systemflexibilität wichtig. 
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? Die Realisierung von Mobilität soll für den Nutzer mit 
möglichst hohem Komfort und geringem Stress verbunden 
sein. 
? Bei der Einführung des Mobility Pricing ist es eine Forderung 
der Politik, dass die Nutzung von Verkehrsmitteln gegenüber 
allen Gruppen diskriminierungsfrei ist. 
Die Ziele der einzelnen Akteure sind im Überblick in Bild 3 (S. 11) dargestellt. 
Aus den Zielbereichen lassen sich die später in der Wirkungsanalyse betrachteten Untersuchungs-
bereiche ableiten. 
Befriedigung der Mobilitätsbedürfnisse ? Verkehrsgeschehen 
Erhöhung der Verkehrssicherheit 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit ? Wirtschaft 
Schonung natürlicher Ressourcen und 
Reduzierung der Umweltbelastung 
? Umwelt 
Anstreben einer hohen Akzeptanz ? Akzeptanz 
Umsetzung eines Finanzierungsansatzes ? Finanzen 
Optimierung des Finanzhaushalts 
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3 Instrumente des Mobility Pricing 
3.1 Geschichtlicher Rückblick 
Die Erhebung von Preisen für die Nutzung von Verkehrsinfrastruktur wird schon sehr lange umge-
setzt. Besonders im Mittelpunkt standen dabei Straßen, Brücken, Tunnel oder Gebirgspässe. Schon 
Aristoteles und Plinius geben Hinweise auf Wegezölle in Arabien, Indien und anderen Regionen 
Asiens. Seit dem Mittelalter finden sich solche Abgaben in Form von Maut, Chausseegelder, Pflaster-
zoll oder Karossensteuer auch häufig in Europa. Ursprüngliches Ziel war dabei in der Regel die ein-
fache Generierung von Einnahmen, wobei es aber schon anfängliche Formen von Zweckbindung 
und damit Nutzerfinanzierung gab.5 Ebenso existieren Tarife für die Nutzung von öffentlichen 
Verkehrsmitteln, seit es derartige Dienstleistungen gibt. Als Beispiel seien hier Postkutschen oder 
die Schifffahrt genannt. 
Erst später beschäftigten sich Wissenschaftler mit Mobility Pricing nicht nur als Finanzierungsan-
satz, sondern auch als Instrument zur Verkehrsbeeinflussung. Als Beispiel kam es erst am Anfang 
des 20. Jahrhunderts zur theoretischen Beschäftigung mit dem Einsatz von Straßenbenutzungsge-
bühren als Steuerungsinstrument.6 Zuerst führte aber eine intensive Beschäftigung mit Fragen der 
Finanzierung von Verkehrswegen, die ausgelöst wurde durch die Entwicklung des modernen Auto-
mobils, durch das starke Anwachsen des Straßenverkehrsaufkommens und durch die damit gestie-
genen Anforderungen an die Infrastruktur, zu einem verstärkten Einsatz in diesem Bereich. Nach-
dem zuvor bereits an vielen Stellen eine objektbezogene Straßenmaut erhoben worden war (z. B. 
seit 1937 auf der Golden Gate Bridge in San Francisco), kam es in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts auch zu einer Entwicklung und starken Verbreitung von großflächigen Systemen zur Erhe-
bung von Straßenbenutzungsabgaben, z. B. in Österreich oder in der Schweiz. Zeitgleich wurden 
erste Instrumente mit dem Ziel der Verkehrsbeeinflussung realisiert, deren stärkere Verbreitung 
aber erst seit kurzem stattfindet. 
Im Folgenden sind einige Meilensteine zur jüngeren geschichtlichen Entwicklung im Bereich der 
Straßenbenutzungsgebühren aufgeführt. 
? ab 1950 Autobahnmaut, Italien und Frankreich 
? 1975  Area Licensing Scheme, Singapur 
? 1986   Maut Innenstadt, Bergen7  
? 1995   Eurovignette, Deutschland, BeNeLux, Schweden, Dänemark 
? 1997  Pkw-Maut auf Autobahnen, Österreich 
? 2001  Lkw-Maut (LSVA) im gesamten Straßennetz, Schweiz 
? 2003  City-Maut, London 
? 2005   Lkw-Maut, Deutschland 
? 2006  City-Maut, Stockholm 
? 2008  Entscheidung für eine flächendeckende Bemautung in den Niederlanden 
Parallel dazu wurden auch die ÖV-Tarife weiter entwickelt. Insbesondere durch die Gründung von 
Verkehrsverbünden entstanden unterschiedliche Tarifformen wie Zonen- oder Wabentarife, speziel-
le Zeitkarten oder Tarife für besondere Nutzergruppen (Jobticket, Semesterticket, Kombiticket etc.). 
Auch die Tarifsysteme im Schienenverkehr und im Luftverkehr wurden wesentlich weiter ent-
wickelt. Besonders bedeutsam ist im öffentlichen Verkehr die Integration verschiedener Mobilitäts-
dienstleister in einzelne Tarife, wie es wiederum insbesondere durch die Gründung von Verkehrs-
                                                
5  vgl. dazu KOSSAK 2004B. Schon 1286 wurden auf der London Bridge Mautgebühren zur Finanzierung und 
Instandhaltung erhoben (SCHLAG 1998). 
6  vgl. KRIEBERNEGG 2005 
7  KEUCHEL (1992) gibt einen umfassenden Überblick über die norwegischen Systeme. 
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verbünden, durch Konzepte wie dem City-Ticket bei Bahnfahrkarten oder Rail+Fly-Angebote mög-
lich wurde. Die Entwicklung hin zu Instrumenten des Mobility Pricing als Teil eines Verkehrs-
managements griff auch im ÖV. So findet sich im Schienenverkehr z. B. eine Anwendung von ko-
ordinierenden Preisen beim Trassenpreissystem der Deutschen Bahn AG.8 Auch die Angebote von 
beispielsweise Wochenendtickets bei der DB AG und so genannten 9-Uhr-Tickets in den Tarifen von 
Nahverkehrsunternehmen fallen in diese Kategorie. 
Zurzeit findet das Thema Mobility Pricing international viel Aufmerksamkeit. Dies zeigen aktuelle 
Einführungen neuer Systeme9, zahlreiche laufende Studien10 oder aktuelle Diskussionen in der 
Presse zu möglichen neuen Systemen11. 2007 wird z. B. auch die Einführung von Straßenbenut-
zungsgebühren in Belgien oder in New York diskutiert. Im Bereich des ÖV wird beim RMV z. B. eine 
zeitliche Staffelung von Fahrpreisen12 mit Anpassungen in den Spitzenstunden erwogen. Ebenso fin-
den Überlegungen zu neuartigen Instrumenten wie flächendeckende Straßenbenutzungsgebühren, 
neue Möglichkeiten in Verbindung mit dem E-Ticketing oder zu einer so genannten Mobilitäts-
karte13 statt. Solchen neuartigen Ideen stehen oft noch technologische Herausforderungen gegen-
über, vor allem auch was die Kontrollmöglichkeiten betrifft. 
 
                                                
8  vgl. O. V. 2006D 
9  Zum Beispiel wurden am 1. Januar 2007 in Tschechien eine streckenabhängige Maut für Lkw eingeführt (O. V. 
2006B). 
10  vgl. z. B. Forschungsprogramm „Mobility Pricing“ des ASTRA 2006 in der Schweiz, den Bericht „Technologien und 
Wirkungen von Road-Pricing im Vergleich“ (STEININGER, GOBIET ET AL. 2005) der TU Graz oder die „Feasibility Study of 
road pricing in the UK“ des DfT 2004 in Großbritannien. Eine umfangreiche Studie, die in der Stadt Norfolk von 
Januar 2007 bis August 2008 zu möglichen Staureduzierungsinstrumenten durchgeführt wird, sei hier nur als 
weiteres Beispiel genannt (O. V. 2007A). 
11  vgl. F.A.Z. 12.01.2007, TURNBULL, WERTHER 2007, DARMSTÄDTER ECHO 24.04.2007, MAIN-NETZ 07.05.2007 
12  Systeme dieser Art sind z. B. in Großbritannien schon realisiert. 
13  Bei diesem System erhält jeder Verkehrsteilnehmer ein bestimmtes Budget, das er im IV verbrauchen kann. Dabei 
sind unterschiedlich hohe Abbuchungen möglich, je nach gewählter Route, Fahrtzeitpunkt usw. Aufgewertet werden 
kann dieses Budget z. B. durch die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel (vgl. O. V. 2006A). 
































Mögliche Ansätze zur Kategorisierung  
Im Folgenden wird zunächst aufgezeigt, dass es sehr verschiedene Ansätze gibt, um Mobility Pricing 
in Kategorien einzuteilen.  
Eine erste Möglichkeit ist die Unterteilung nach Bepreisungen des MIV und Tarifen im ÖV. 
Während es im ÖV die bekannten Tarifarten Leistungstarif, Teilstreckentarif, Einheits- und Kurz-
streckentarif sowie Zonen- oder Wabentarif gibt und diese durch Mischanwendungen ergänzt wer-
den, gibt es noch weitere Unterteilungen, wie z. B. Angebote für bestimmte Zeiten oder bestimmte 
Personengruppen. 
Im Schweizer Forschungspaket „Mobility Pricing“14 wurden im Bereich des MIV z. B. ein Objekt-
modell, ein Zonenmodell, ein Netzmodell sowie Kombinationen hieraus unterschieden. Im Eng-
lischen lassen sich z. B. die Bezeichnungen Area Pricing (bei einer flächendeckenden Gebühren-
erhebung), Cordon Pricing (für Kordonabgaben, die bei der Ein- oder Ausfahrt in ein bestimmtes 
Gebiet fällig werden) oder Facility Pricing (bei einer objektbezogenen Bepreisung) finden.  
Ein interessante Unterscheidungsmöglichkeit gerade im Hinblick auf mögliche Kompensationen er-
gibt sich z. B. durch den Empfänger der Einnahmen. In Deutschland ist zu diesem Punkt interessant, 
dass die Mineralölsteuer dem Bund zufließt und die Kfz-Steuer den Ländern zugute kommt. 
Dies alles zeigt die Vielfalt der Unterteilungsmöglichkeiten von Instrumenten des Mobility Pricing 
und der möglichen Merkmalsausprägungen der verschiedenen Instrumente des Mobility Pricing. 
Dass es trotz geläufiger gleicher Bezeichnung doch wesentliche Unterschiede zwischen den 
angewandten Instrumenten geben kann, kann gut am Begriff „City-Maut“ verdeutlicht werden. 
Dieses Instrument führte z. B. die Stadt London im Jahr 2003 unter der Bezeichnung „Congestion 
Charge“ ein, und die Stadt Stockholm führte 2005 / 2006 hierzu einen Versuch „Trängelskatt“ für 
einen begrenzten Zeitraum durch und installierte anschließend ein dauerhaftes System.15 Obwohl 
beide Systeme im Deutschen als City-Maut bezeichnet werden, sind sie doch sehr unterschiedlich 
gestaltet. Während man in London unabhängig von der Anzahl der Ein- und Ausfahrten und ohne 
zeitliche Unterscheidung einen Pauschalbetrag pro Tag bezahlt, hängt die Höhe der Belastungen 
eines Nutzers während des Feldversuchs in Stockholm von der Anzahl der Durchfahrten durch eine 
Mautstation am Rand der bepreisten Zone und von den Zeitpunkten dieser Durchfahrten ab. Ent-
sprechend den unterschiedlichen Ausgestaltungen ergeben sich auch unterschiedliche Wirkungen. 
So ist es nicht möglich, die Wirkungen einer „City-Maut“ pauschal abzuschätzen, sondern man muss 
die einzelnen Ausprägungen der betrachteten Anwendung kennen. 
Gewählter Ansatz zur Kategorisierung 
Um diese Ausprägungen der unterschiedlichen Instrumente des Mobility Pricing systematisch 
beschreiben zu können, wird im Folgenden eine Kategorisierung in Anlehnung an die Form eines 
morphologischen Kastens vorgestellt. Diese in mehrere Bereiche gegliederte Systematik aus Merk-
malen und möglichen Merkmalsausprägungen hilft bei der Einordnung existierender Anwendungen 
und ermöglicht die Ableitung neuer Instrumente. Um den Umfang der entwickelten Systematik zu 
begrenzen, wurde sie so angelegt, dass für die Beschreibung eines Instruments auch mehrere Aus-
prägungen eines Merkmal kombiniert werden können. 
Dabei geht es in einem ersten Schritt darum, die verschiedenen Bereiche zu identifizieren, in denen 
verschiedene Ausgestaltungen möglich sind. Dies ist anhand von vier Fragen möglich. 
                                                
14  vgl. RAPP 2006A, B 
15  für Details siehe Fallbeispielsammlung, Anhang I 
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Warum wird bepreist? ? Ziel der Bepreisung 
Was wird bepreist? ? Gegenstand der Bepreisung 
Wie wird bepreist? ? Differenzierung der Bepreisung 
Womit wird bepreist? ? Sonstige Aspekte der Bepreisung 
Der Bereich der Ziele wurden bereits in Kapitel 2 behandelt.  
Die gesamte Kategorisierung mit allen Merkmalen und Ausprägungsmöglichkeiten ist in Bild 4 
(S. 19) dargestellt und wird im Folgenden beschrieben. 
Gegenstand der Bepreisung 
Beim Gegenstand der Bepreisung sind als Merkmale der Anlass, das Verkehrsmittel und der 
Anwendungsbereich zu unterscheiden.  
Beim Anlass kann die Verkehrsgelegenheit bepreist werden, also die Möglichkeit, am Verkehrs-
geschehen teilzunehmen, ohne dass mit der Bepreisung schon eine konkrete Leistung verbunden ist. 
Dies ist z. B. bei der Kfz-Steuer der Fall, bei der nur der Fahrzeugbesitz und damit die Möglichkeit 
bepreist wird, das Fahrzeug zu verwenden. Im ÖV ist in diesem Bereich eine Erschließungsgebühr 
denkbar, die z. B. den Bau einer Zugangsmöglichkeit in Wohnungsnähe finanziert. Neben einer 
Bepreisung der Verkehrsgelegenheit ist die direkte Bepreisung des fließenden Verkehrs, also der Fahrt 
mit dem eigenen Fahrzeug oder mit einem ÖV-Fahrzeug, und die Bepreisung des ruhenden Verkehrs, 
z. B. in Form von Parkgebühren, möglich. 
Ein weiteres Merkmal ist das bepreiste Verkehrsmittel. Hier stellen alle existierenden Verkehrs-
mittel die Ausprägungsmöglichkeiten dar. Angefangen beim Luftverkehr über den Schienenverkehr 
und Schiffsverkehr hin zu allen Formen des Straßenverkehrs (Lkw-Verkehr, Pkw-Verkehr, sonstiger 
motorisierter individueller Straßenverkehr), dem ÖPNV (Bus, Bahn, Taxi), dem Radverkehr und dem Fuß-
gängerverkehr sind vielfältige Ausschnitte möglich. Eine weitere Untergliederung dieses Ansatzes ist 
möglich, wird aber aufgrund der Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit hier nicht durchgeführt. 
Detaillierungen sind bei der näheren Beschreibung der eingeordneten Instrumente möglich. 
Weiteres Merkmal zum Gegenstand der Bepreisung ist der Anwendungsbereich des Instruments. 
Zu unterscheiden ist, ob ein Instrument in Europa, in einem Staat wie Deutschland, in einer be-
stimmten Region, in einer Stadt oder auch nur im Teilbereich (z. B. Netz) eingesetzt wird. 
Differenzierung der Bepreisung 
Eine Bepreisung kann situationsabhängig, nutzerabhängig, nutzungsabhängig sowie nach der zeit-
lichen und räumlichen Nutzungsmöglichkeit differenziert werden. Die verschiedenen Instrumente 
nutzen nicht immer alle Merkmale zur Differenzierung der Bepreisung. Teilweise sind Kombinatio-
nen oder Erweiterungen der Merkmalsausprägungen denkbar. 
Eine Situationsabhängigkeit ist z. B. gegeben, wenn die Preise zu verschiedenen Nutzungszeiten 
unterschiedlich hoch sind. Ein Unterschied bei den Preisen einer City-Maut ist z. B. in der Form 
möglich, dass eine Fahrt in das bepreiste Gebiet morgens um 8 Uhr teurer ist als um 10 Uhr oder 
dass ein ÖV-Ticket am Wochenende weniger als an Werktagen kostet. Des Weiteren ist es möglich, 
eine Staffelung in Abhängigkeit vom Raum zu realisieren und beispielsweise bestimmte Streckenab-
schnitte bei der Einführung einer Autobahnmaut teurer zu machen als andere. Eine Differenzierung 































ist auch nach der vorhandenen Umweltbelastung oder dem vorhandenen Verkehrsaufkommen am Ort 
und zur Zeit der Nutzung möglich. Problem dabei ist die zeitnahe Erfassung und Umsetzung im 
Preissystem vor allem im Hinblick auf die Information der Nutzer. Eine Differenzierung nach dem 
Buchungszeitpunkt ist z. B. bei manchen Ticketformen der DB AG realisiert, die Ermäßigungen bei 
frühzeitiger Buchung vorsehen. Auch im Luftverkehr findet sich diese Form der Differenzierung oft. 
Damit wird die Planbarkeit für den Betreiber erhöht. Eine Differenzierung der Preise nach dem Zahl-
zeitpunkt ist z. B. realisiert, wenn bei einer City-Maut die Gebührenhöhe steigt, je nach Zeitraum, 
der zwischen Nutzung und Zahlung liegt.  
Eine weitere Möglichkeit zur Preisdifferenzierung liegt in einer Nutzerabhängigkeit. Dabei kann 
ein Problem die korrekte Erfassung der Nutzer sein. Nutzer können eingeteilt werden nach der von 
ihnen benutzten Fahrzeugart (Pkw, Lkw, Antriebsart etc.), nach der Schadstoffklasse des benutzten 
Fahrzeugs, nach bestimmten Nutzergruppen wie z. B. Rettungsdienste, Anwohner, Behinderte oder 
Lieferanten, nach der Besetzung oder Auslastung der Fahrzeuge, nach der Verkehrsart (Privatverkehr, 
Wirtschaftsverkehr oder ÖPNV) und nach dem Fahrstil. Letzteres ist z. B. indirekt durch die Mineral-
ölsteuer realisiert, da die durch die Steuer verursachten Ausgaben bei sparsamer Fahrweise sinken. 
Bei einer Nutzungsabhängigkeit können Einfahrt, Ausfahrt oder Durchfahrt bezogen auf einen be-
stimmten Querschnitt, eine Strecke oder ein Gebiet zur Preisdifferenzierung genutzt werden. 
Weitere Möglichkeiten zur Differenzierung bestehen nach zurückgelegter Strecke, nach Anzahl genutz-
ter Zonen oder nach der Nutzungsdauer. 
Bei der zeitlichen Nutzungsmöglichkeit ist eine Unterscheidung dahingehend möglich, ob ein be-
zahlter Preis die dauerhafte Nutzung, die Nutzung nur in einem bestimmten Zeitraum oder lediglich 
die einmalige Nutzung in Form einer Einzelaktivität abdeckt. 
Bei der räumlichen Nutzungsmöglichkeit kann die Bepreisung danach differenziert werden, ob 
die Bezahlung des Preises die Nutzung innerhalb eines Netzes (Beispiel pauschale Autobahnmaut), 
innerhalb einer Fläche/Zone (Beispiel City-Maut London), eines Kordons (Beispiel City-Maut Stock-
holm) oder einer Strecke oder eines Objekts (Beispiel Brückenmaut) abdeckt. 
Sonstige Aspekte der Bepreisung 
Die sonstigen Aspekte lassen sich weiter unterteilen in einen organisatorisch-finanziellen und einen 
technischen Teil. Bei ersterem sind die Merkmale Verkehrssystembetreiber, Preisbildungsprinzip, 
Einnahmenverwendung und Preisermittlung zu betrachten. Auf der technischen Ebene sind die 
Merkmale Registrierung, Erfassung, Zahlung, Kontrolle und Information interessant. 
Mit Verkehrssystembetreiber ist der für die Realisierung der Instrumente des Mobility Pricing Zu-
ständige gemeint. Hierbei ist es möglich, dass es sich um eine staatliche Organisation, eine private 
Organisation oder um eine private Organisation in öffentlichem Einfluss handelt. 
Bei den Preisbildungsprinzipien ist eine Preisermittlung auf Basis von Grenzkosten oder Vollkosten, 
eine nachfrageorientierte Preisermittlung oder eine auf Subventionen basierende Preisermittlung denk-
bar. Daneben gibt es auch noch weitere Möglichkeiten. Dieser Aspekt ist bei vorhandenen Systemen 
in der Regel schwer zu ermitteln. 
Die Einnahmenverwendung kann zweckgebunden sein für das bepreiste System, für andere Verkehrs-
mittel oder für andere Bereiche. Des Weiteren ist eine Rückverteilung, d. h. ein Zurückgeben der Ein-
nahmen durch ergänzende Instrumente an die Nutzer, denkbar oder es kann keine Zweckbindung 
vorliegen. 
Eine Preisermittlung ist vor der Nutzung möglich (auf Grundlage der geplanten Nutzung) oder nach 
der Nutzung (auf Grundlage der realen Nutzung, z. B. unter Verwendung des Bestpreisprinzips). 
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Eine Registrierung, d. h. eine Anmeldung vor Nutzung des Systems, kann gar nicht, einmalig oder 
mehrmalig nötig sein. 
Die Erfassung der eigentlichen Nutzung kann ausbleiben, mit Hilfe einer Erfassungsstation oder eines 
vollelektronischen Systems stattfinden. Eine Erfassungsstation kann dabei mit physischem Kontakt oder 
mit optischen Systemen arbeiten. Nahbereichskommunikation (Dedicated Short Range Communication, 
DSRC) kann sowohl bei einer Erfassungsstation, als auch bei einem vollelektronischen System zur 
Anwendung kommen. Bei letzterem ist auch ein Betrieb satellitengestützt mit Mobilfunkkommunikation 
möglich. 
Die Zahlung kann von der Nutzung unabhängig (Beispiel Kauf einer österreichischen Autobahn-
vignette), ohne physischen Kontakt im Lauf der Nutzung (Beispiel Abbuchung von einer aufladbaren 
Wertkarte über DSRC) und mit physischen Kontakt im Lauf der Nutzung (Beispiel Zahlung beim Bus-
fahrer) stattfinden. 
Eine Kontrolle kann entfallen, bei zufällig ausgewählten Nutzern durchgeführt werden oder alle Nut-
zer vollständig umfassen. 
Der wichtige Punkt der Information ist durch statische Beschilderung, durch eine dynamische Beschil-
derung oder Signalisierung, durch Fahrzeuggeräte oder durch sonstige Informationsmedien möglich. 
  



















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































 20 Instrumente des Mobility Pricing - Fallbeispiele 
3.3 Fallbeispiele 
Die erarbeitete Systematik der Merkmale und Merkmalsausprägungen von Instrumenten des 
Mobility Pricing wird zur Einordnung von Fallbeispielen verwendet und damit gleichzeitig über-
prüft. Die betrachteten Fallbeispiele sollen einerseits zur Verdeutlichung der einzelnen Instrumente 
dienen. Andererseits soll ihre Betrachtung und Aufbereitung genutzt werden, um Aussagen über be-
obachtete und potenzielle Wirkungen sowie über Umsetzungschancen und Hemmnisse zu ermitteln. 
Im Folgenden sind ca. 100 Fallbeispiele benannt und in Gruppen geordnet. Daneben gibt es in jeder 
Gruppe eine Vielzahl weiterer Anwendungen. 
Eine Auswahl der hier benannten Fallbeispiele wird im Anhang I näher beschrieben. Im ersten Teil 
dieses Anhangs werden Fallbeispiele, für die Untersuchungen verfügbar sind, beschrieben und zu-
sätzlich die gewonnen Erkenntnisse zu den Wirkungsbereichen Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, Um-
welt, Finanzen und Akzeptanz dargestellt (hier fett gedruckt und unterstrichen). Im zweiten Teil 
dieses Anhangs finden sich neuere, noch nicht implementierte oder wenig untersuchte Fallbeispiele, 




? Bompenger, Trondheim ? Bomring, Bergen ? Bomring, Oslo 
 
? City Road User Charge, 
Durham 
? Congestion Charge, London ? Innenstadtmaut, Bologna 
 
? Innenstadtmaut, Rom ? Mautsystem, Singapur ? City-Maut, Seattle 
 





? Bay-Area, San Francisco ? Bosporus-Brücken, Türkei ? Brücken und Tunnel, New York 
und New Jersey 
 
? City-Link, Melbourne ? Dartford River Crossing, 
Großbritannien 
? Großer Sankt Bernhard-Tunnel, 
Schweiz 
 







? Tunnel Ucka, Kroatien 
 






? Autobahnvignette, Schweiz ? Eurovignette, BeNeLux ? Pickerl, Österreich 
 
? Vignette, Tschechien 
  


































? Autobahnmaut (teilweise), 
Türkei 
? Autobahnmaut, Italien ? Autobahnmaut, Kroatien 
 
? Autobahnmaut, Portugal ? Autobahnmaut, Slowenien ? Autobahnmaut, Spanien 
 




? Péage, Frankreich ? Peaje, Santiago de Chile 
 
? Road Charging, Japan ? SR91, California ? Straßenbenutzungsgebühren, 
Niederlande 
 
Preissysteme im ÖV 
 
? 1./2.Klasse-Tickets, Deutsche 
Bahn AG 
? 9-Uhr-Jahreskarte, RMV ? Abono Turístico, Madrid 
 
? ADAC FreizeitCard, MVV ? Ausbildungstarif, MVV ? BahnCard, DB AG 
 
? bahn.bonus, DB AG ? Barcelona Card, Barcelona 
Turisme 
? Bike+Ride, München 
 
? City-Ticket, DB AG ? Copenhagen Card, Movia ? e-ticketing, trent barton 
 
? FlexiCard, HVV ? Firmenticket, VVS ? Gratis Stadtbus, 
Hasselt/Belgien 
 
? JobTicket, DB AG ? KombiTicket, RMV ? Ländertickets, DB AG 
 
? Lissabon-Card, Carris u. a. ? Metropolcard, HVV, VNN ? MMV-Thermen-Ticket, 
München 
 
? RheinCity Card, Düsseldorf, 
Köln, Bonn 
? Riga Card, Rigas Satiksme ? Roma Pass, ATAC 
 
? San Francisco-City Pass, Muni ? Schönes-Wochenende-Ticket, 
DB AG 
? SchulzeitKarte, RMV 
 
? Semesterticket, RMV  ? Sydney Pass, State Transit 
Authority 
? Tourist-Card Montreal, STM 
 
? Trassenpreissystem, DB 
Netz AG 
? Unlimited Ride Metro Card, 
New York City Transit 
? Verona Card, AMT 
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Preissysteme im Luftverkehr 
 
? betterFly, Lufthansa ? Landegebühren, London-
Heathrow 
? Miles&More, Lufthansa 
 
? Start- und Landeentgelte, 
Frankfurt 
? Yield Management, 
Luftverkehrsgesellschaften 




? 407 Express Toll Route, 
Toronto 
? Express Lane Orange County, 
USA 
? ICE-Zuschlag, DB AG 
 
? Interstate 15, USA ? Katy Freeway QuickRide, 
Texas 
? Northwest Freeway QuickRide, 
Texas 
 





? Kombi-Park-Fahrschein, VVS ? Kostenfreie P+R-Stellplätze, 
Hamburg 
? Parkgebühr nach CO2-
Ausstoß, Richmond 
 
? Parkgebühren, Wien ? Parkgebühren, Frankfurt a. M. ? Parkgebühren, Athen 
 
? Park-Sparwochen, Frankfurt 
Flughafen 
? Park-Vergütung, Waiblingen 
 
 











3.4 Beispielhafte Ableitung neuer Instrumente 
Anhand der erarbeiteten Kategorisierung lassen sich neue Kombinationen von Merkmalsausprägun-
gen und damit mögliche neue Formen des Mobility Pricing ableiten. Die Kategorisierung ermöglicht 
auch eine Überprüfung auf vollständige Beachtung aller Aspekte bei der Erarbeitung neuer Ansätze. 
Wichtiger Ausgangspunkt für solche Überlegungen ist es, die angestrebten Ziele klar zu definieren. 
Diese hängen in der Regel von identifizierten Mängeln in den Verkehrssystemen ab.16 
Sind die Wirkungen einzelner Merkmalsausprägungen bekannt, lassen sich gezielt Instrumente 
konstruieren, die die erwünschten Gesamtwirkungen erzielen bzw. deren Erreichung unterstützen. 
Im Folgenden soll anhand eines Beispiels die Ableitung eines neuen Instruments demonstriert wer-
den. Angestrebt wird hierbei ein Instrument, das dem Problem einer schlechten Erschließbarkeit des 
ländlichen Raums durch den ÖV aufgrund der räumlichen Dispersität entgegenwirkt.  
                                                
16  vgl. hierzu den in FGSV (2001) vorgeschlagenen Planungsprozess 































Dabei steht im Folgenden die methodische Vorgehensweise und nicht die abschließende inhaltliche 
Betrachtung des Instruments im Vordergrund. Die Abschätzung der Realisierbarkeit eines solchen 
Instruments benötigt eine detailliertere Betrachtung. 
Ziel der Bepreisung 
Ein mögliches Ziel ist die Verbesserung des ÖV-Angebots und damit eine bessere Erschließung des 
ländlichen Raumes. Ansätze in diesem Zielbereich sind vorhanden.17 Eine Optimierung der ÖV-
Systeme nur im Hinblick auf die Erschließung scheitert aber am Zielkonflikt mit wirtschaftlichen 
Fragestellungen. 
Als weiteres Ziel ist die Verbesserung der Erschließung durch eine Beeinflussung der Siedlungs-
struktur denkbar. Dieser Zielbereich soll Basis für eine weitere Ausgestaltung des neuen Instruments 
sein. Zweck eines solchen Instruments kann es sein, Verkehr vom MIV auf den ÖV durch eine 
Erleichterung der Zugangsmöglichkeiten zum ÖV modal zu verlagern. Zudem kann nicht notwendi-
ger Verkehr durch eine Verkürzung der Zugangswege vermieden werden. Beides führt zu einer Ent-
lastung der Umwelt. Finanzierungsziele stehen bei solch einem Instrument weniger im Vordergrund 













































Bild 5: Beispiel neues Instrument – Ziel der Bepreisung 
Gegenstand der Bepreisung 
Der ruhende Verkehr bietet im vorliegenden Fall keinen geeigneten Anlass zur Bepreisung, da dies 
konträr zu den angestrebten Zielen wäre. Für eine Bepreisung des fließenden Verkehr fehlen in 
erster Linie in Bezug auf die Akzeptanz ausreichende Argumente, vor allem, da auch ein schlechtes 
Aufwand/Nutzen-Verhältnis erwartet wird. Als Gegenstand der Bepreisung wird daher hier die Ver-
kehrsgelegenheit gewählt. Hierbei wäre sowohl eine Abhängigkeit von der MIV-Erschließung als 
auch von der ÖV-Erschließung denkbar. Als zielführend erachtet wird im Weiteren die ÖV-Er-
schließung betrachtet. 
Die Siedlungsstruktur basiert auf der bestehenden Bebauung, auf die nur wenig Einfluss genommen 
werden kann. Ein größerer Einfluss ist beim Neubau von Wohngebäuden möglich, daher wird dies 
weiter verfolgt. Gegenstand der Bepreisung ist folglich nicht ein Verkehrsmittel, sondern die ÖPNV-
Anbindung bei Neubauten. 
Die Anwendung eines solchen Instruments ist nur sinnvoll, wenn der vorhandene Raum genügend 
Alternativen, wie z. B. leerstehende Bebauung oder freie Bauplätze in gut erschlossenen Gebieten, 
bietet. Der Einsatz in städtischen Gebieten oder in einem ganzen Land ist meist nicht zweckmäßig, 
da die Probleme, denen entgegengewirkt werden sollen, in gut erschlossenen Gebieten wenig rele-
vant sind. Die Realisierung wird daher auf ländliche Regionen begrenzt, die bestimmte, noch näher 
zu definierende Kriterien erfüllen (Bild 6). 
                                                
17  vgl. z. B. BOLTZE, BIRGELEN ET AL. 2008 
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Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Bild 6: Beispiel neues Instrument – Gegenstand der Bepreisung 
Differenzierung der Bepreisung 
Um Einfluss auf die Entfernung der zurückgelegten Strecke zur Erreichung von ÖV-Anknüpfungs-
punkten und auf die Nutzung der ÖV-Systeme zu nehmen, sollten die Zugangswege zum ÖV-System 
möglichst klein gehalten werden. Die Nähe zu den Zugangsstellen ist daher zu belohnen. Mit 
zunehmender Entfernung steigt die Bepreisung. Dabei ist ein Grenzwert, bis zu dessen Entfernung 
keine zusätzlichen Kosten anfallen, denkbar. Die Kosten hängen folglich vom Raum ab, in der der 
Neubau errichtet werden soll. 
Durch die fehlende direkte Bepreisung eines Verkehrsmittels entfällt in einer Grundform des ange-
dachten Instruments eine Nutzer- oder Nutzungsabhängigkeit ebenso wie die Berücksichtigung der 
zeitlichen und räumlichen Nutzungsmöglichkeit. Bei späteren Anpassungen der Grundform an die 
örtlichen Rahmenbedingungen sind Änderungen möglich. So kann die Preishöhe z. B. von der 
Nutzerguppe abhängen. Eine Entlastung ist denkbar, wenn berufliche Gründe bestimmte Wohnorte 
bedingen. Ebenso ist bei einer bestätigten Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel eine Minde-

















































Netz Fläche / Zone Kordon Objekt / Strecke 
Bild 7: Beispiel neues Instrument – Differenzierung der Bepreisung 
Sonstige Aspekte (organisatorisch/finanziell/technisch) 
Die vorangegangenen Überlegungen führen zu einer Gebühr beim Neubau von Wohngebäuden, die 
mit der Entfernung zwischen Zugangsmöglichkeiten zum ÖV und dem Wohnort zunimmt. Hier-
durch wird die Verkehrsgelegenheit bepreist, die durch die ÖV-Erschließung repräsentiert wird. 
Die sonstigen organisatorischen, finanziellen und technischen Aspekte unterstützen die Umsetzung 
dieses Instruments, deren Zielerreichung aber in erster Linie durch Gegenstand und Differenzierung 
der Bepreisung beeinflusst wird. Sie müssen daher bedarfsgerecht gestaltet werden und hängen 



































4 Analyse von Wirkungen und Anforderungen 
4.1 Methodik 
Die Betrachtung der unterschiedlichen Gestaltungsmöglichkeiten des Mobility Pricing dient wie 
auch die nähere Betrachtung der aktuellen Fallbeispiele sowie ihrer Wirkungen (Anhang I) und die 
Auswertung internationaler Studien anhand einer Literaturrecherche dazu, die Wirkungen und An-
forderungen der verschiedenen Instrumente zu analysieren und zu beschreiben. Als weitere Grund-
lage dienen Analysen zum Mobilitätsbudget der Bevölkerung (Anhang II).  
Die folgende Analyse ist in sechs Untersuchungsbereiche gegliedert, die aus den erarbeiteten strate-
gischen Zielen ergänzt um die Anforderungen abgeleitet wurden (Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, 
Umwelt, Finanzen, Akzeptanz und Systemgestaltung). Im Entscheidungs- und Bewertungsprozess 
ist es wichtig, diese Wirkungsbereiche integriert zu betrachten. Es bestehen häufig Wechselbe-
ziehungen zwischen den einzelnen Bereichen. Für eine systematische Herangehensweise werden die 
Ausführungen dennoch nach den einzelnen Untersuchungsbereichen gegliedert. Dies unterstützt 
auch mögliche Gewichtungen bestimmter Gebiete. 
In jedem Untersuchungsbereich werden aus den Analyseergebnissen Kernaussagen zur Wirkung der 
Instrumente und den Anforderungen abgeleitet. Der folgende Berichtsteil ist nach diesen Kernaussa-
gen geordnet, die in drei Ebenen gegliedert sind. In jedem Untersuchungsbereich folgt jeweils auf 
die Aussage der ersten Ebene eine Übersicht über die Aussagen der zweiten und dritten Ebene. Den 
darauf folgenden Abschnitten werden die untergeordneten Aussagen vorangestellt und an-
schließend mit Hinweisen auf Studien und Fallbeispiele belegt und erläutert. Die Kernaussagen sind 
danach gekennzeichnet, ob es sich um Wirkungen (W) und/oder Anforderungen (A) handelt. Aus 
den Wirkungen können sich in einem nächsten Schritt ebenfalls Anforderungen ergeben. 
Wirkungen des Mobility Pricing können sich grundsätzlich direkt auf ein einzelnes Verkehrsmittel 
beziehen (z. B. veränderte Zeit- oder Routenwahl durch unterschiedliche Preise), können inter-
modal sein (z. B. veränderte Verkehrsmittelwahl durch höhere Preise für die Autonutzung) oder in-
direkt dadurch entstehen, dass mit veränderten Finanzierungsmöglichkeiten Angebotsveränderun-
gen vorgenommen werden, die auf das Verkehrsverhalten einwirken (z. B. veränderte Verkehrs-
mittelwahl durch ein besseres ÖV-Angebot, welches durch Mauteinnahmen finanziert wird). 
Direkte modale Wirkungen sind für alle folgenden Kernaussagen relevant. Wo zusätzlich inter-
modale Wirkungen und finanzierungsabhängige Wirkungen eine besondere Rolle spielen, sind die 
Kernaussagen mit folgenden Symbolen gekennzeichnet: 
???  intermodale Wirkungen     finanzierungsabhängige Wirkungen  
Eine weitere Unterscheidung ist danach möglich, ob Wirkungen kurzfristig und/oder langfristig18 
auftreten. Wo dies besonders ausgeprägt ist, ist es im Folgenden vermerkt. 
 
                                                
18 vgl. hierzu auch Kapitel 5.3.1 
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4.2 Kernaussagen 
4.2.1 Verkehrsgeschehen 
Mobility Pricing kann das Mobilitätsverhalten verändern. 
 
Das Verkehrsaufkommen kann gezielt beeinflusst werden. _____________________________________ S. 26 
  Verkehrsvermeidung  _____________________________________________________________________ S. 27 
  Wahl des Fahrtzeitpunktes  ________________________________________________________________ S. 28 
  Zielwahl  _______________________________________________________________________________ S. 29 
  Routenwahl  ____________________________________________________________________________ S. 29 
  Verkehrsmittelwahl  ______________________________________________________________________ S. 29 
  Produktwahl  ____________________________________________________________________________ S. 31 
Aus den Beeinflussungsmöglichkeiten ergibt sich eine Reihe von Verbesserungspotentialen  
für Verkehrsgeschehen und Verkehrsqualität.  ________________________________________________ S. 31 
  Effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur  ___________________________________ S. 31 
  Reduzierung von Überlastungen  ___________________________________________________________ S. 31 
  Reduzierung der Reisezeiten durch Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten  _______________________ S. 32 
  Beeinflussung der Verkehrssicherheit  _______________________________________________________ S. 33 
Behinderungen des Verkehrsflusses durch technische Abwicklungen  
können nahezu vollständig vermieden werden.  ______________________________________________ S. 33 
Der Wirkungsgrad hängt stark von der Gestaltung der Instrumente und den Randbedingungen ab. S. 34 
  Der Wirkungsgrad kann gezielt über den Preis beeinflusst werden.  ______________________________ S. 34 
  Nur deutlich „spürbare“ Nutzerkosten führen zu wesentlichen Wirkungen.  _______________________ S. 35 
  Der Wirkungsgrad hängt vom Fahrtzweck und weiteren Randbedingungen ab.  ___________________ S. 36 
  Bei der Nutzung bewusst geleistete Zahlungen wirken stärker als indirekte Zahlungen.  ____________ S. 36 
  Der Wirkungsgrad hängt nicht nur von der absoluten Preishöhe  
  sondern auch von der zu Alternativen relativen Preishöhe ab.  __________________________________ S. 37 
Vorhandene Ausweichmöglichkeiten werden genutzt.  _________________________________________ S. 37 
  Nicht nur die erwünschten Wirkungen sind zu beachten.  ______________________________________ S. 37 
  Durch integrierte Systemgestaltung können unerwünschte Wirkungen  
  weitgehend vermieden werden.  ____________________________________________________________ S. 38 
Mobilitätsverhinderung kann (und soll) vermieden werden.  ___________________________________ S. 38 
  Indem beeinflussten Verkehrsteilnehmern adäquate Alternativen bereit gestellt werden,  
  wird deren Mobilität weiterhin ermöglicht.  __________________________________________________ S. 39 
Ganzheitliche Lösungen sind wichtig.  _______________________________________________________ S. 40 
  Hinderungsgründe für eine Verhaltensanpassung müssen erkannt werden.  _______________________ S. 40 
  Die Wechselwirkungen der Instrumente und ihrer Ausprägungen müssen beachtet werden.  ________ S. 40 
  Die Wechselwirkungen mit anderen Planungs- und Entscheidungsbereichen  
  sowie Qualitäten müssen beachtet werden.  __________________________________________________ S. 40 
Gewonnene Informationen können unter Beachtung des Datenschutzes  
anderweitig genutzt werden. ________________________________________________________________ S. 41 
Eine zielorientierte Gestaltung der Preise ist notwendig.  ______________________________________ S. 41 
 































(W) Das Verkehrsaufkommen kann gezielt beeinflusst werden.  
Mobility Pricing führt allgemein zu Verhaltensänderungen und zum Nachdenken über Alternati-
ven.19 Instrumente im Straßenverkehr führten in bisherigen Anwendungen zu Reduzierungen des 
Straßenverkehrsaufkommens in Höhe von 5 % bis 22 %.20 In Studien werden die Reduktionen des 
Verkehrs ebenfalls in Höhe von 5 % bis 20 % abgeschätzt.21 
Unabhängig von der genauen Aufgabe der Instrumente treten in jedem Fall Wirkungen beim be-
preisten Verkehrsmittel selbst auf (modal). Intermodale Wirkungen und finanzierungsabhängige 
Wirkungen können hinzukommen. 
Die Verkehrsteilnehmer haben verschiedene Reaktionsmöglichkeiten, die meist kurzfristig umsetz-
bar sind. Grundsätzlich sind dies eine Verkehrsvermeidung (z. B. durch Bildung von Fahrgemein-
schaften), eine Änderung bei der Wahl des Fahrtzeitpunktes, eine Änderung der Zielwahl oder 
Routenwahl, eine Anpassung der Verkehrsmittelwahl oder eine Anpassung der Produktwahl.22 
(W) Verkehrsvermeidung 
Verkehrsvermeidung ist nicht zu verwechseln mit einer Verkehrsverhinderung, bei der gewünschte 
Mobilität verhindert wird und die generell nicht Ziel des Verkehrsmanagements ist.23 Durch ange-
messene Systemgestaltung und ausreichende Alternativen ist beim Mobility Pricing der Verhinde-
rung von Mobilität entgegenzuwirken. 
Mobility Pricing kann zu einer effizienteren Nutzung der Verkehrsmittel führen und dadurch Fahr-
zeugfahrten vermeiden. Ein Beitrag zur effizienteren Nutzung ist z. B. die Bildung von Fahrgemein-
schaften im Privatverkehr.24 In Singapur wurde die Mehrfachbesetzung von Pkw als Reaktion auf 
eine Bepreisung des MIV beobachtet.25 Im Güterverkehr ist dies mit einer Erhöhung der Fahrzeug-
auslastung26 und der Verringerung der Leerfahrtenanteile vergleichbar. Bei der deutschen Lkw-Maut 
lässt sich als Trend erkennen, dass Werkverkehre auf gewerbliche Verkehre verlagert werden. Damit 
wird deren effiziente Einbindung in die gewerblichen Transporte möglich. Der Leerkilometeranteil 
deutscher Lastkraftfahrzeuge sank auf deutschen Autobahnen im ersten Jahr nach Einführung der 
Lkw-Maut um 1,1 Prozentpunkte oder ca. 5 %.27 
                                                
19  vgl. HILLS 1998, KRIEBERNEGG 2005 
20  vgl. Fallbeispiele, Anhang I: City-Maut in Stockholm (22% in der bepreisten Zeit bzw. 19% in einem 24.-Std.-
Zeitraum), City-Maut London (18 %), Bomring Bergen (6 % - 7 %), Bomring Oslo (5 % - 10 %), Maut Singapur 
(10 % - 15 %), LSVA Schweiz (6 %); City-Maut Durham stellt mit einem Rückgang um 80 % eine Ausnahme dar. Zur 
Modellierung der Auswirkungen vgl. z. B. FRÖHLICH 2006A, B und Kapitel 5.3. 
21  In FRUIT (AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B) wurde von einer Reduktion des Verkehrsaufkommens im 
Zielverkehr von durchschnittlich 11 % ausgegangen, in der Spitzenstunde sogar um 18 %. Nach OCKWELL (2002) ist 
eine Reduzierung der Verkehrs in den Spitzenstunden um 5 bis 10 % möglich. 
22  vgl. z. B. ECKERT (1995) 
23  Hierzu ist anzumerken, dass eine Bepreisung grundsätzlich weniger Gefahr der Verkehrsverhinderung birgt als 
beispielsweise eine Zufahrtbeschränkung für bestimmte Fahrzeugklassen. Dies hat besonders Bedeutung für aktuelle 
Diskussionen um so genannte Umweltzonen. 
24  Diese wird bei vielen Studien und Simulationen aufgrund mangelnder Erhebung bzw. nicht möglicher Simulation 
nicht berücksichtigt (siehe z. B. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997). Daher liegen wenig Erkenntnisse vor. 
25  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
26  Diese Aspekte sind im Rahmen der Einführung der Lkw-Maut in Deutschland nur schwer statistisch zu erkennen, es 
wird aber von einem positiven Trend ausgegangen (vgl. Fallbeispiele, Anhang I). 
27  Es ist hier allerdings eine differenzierte Betrachtung nach Verkehrsarten und Entfernungsbereichen notwendig. Im 
Fernbereich sank der Leerfahrtenanteil im ersten Jahr überproportional und lag mit 9 % erstmals unter der Zehn-
prozentmarke. Mittlerweile zeigen sich die Optimierungspotentiale in diesem Bereich aber als ausgeschöpft (vgl. 
BUNDESAMT FÜR GÜTERVERKEHR 2006, Fallbeispiele, Anhang I). 
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Weitere Effekte des Mobility Pricing im Bereich Verkehrsvermeidung können durch veränderte Ziel-
wahl (siehe unten) entstehen, wenn dadurch Fahrtweiten reduziert werden. Langfristig können 
über Standortentscheidungen für Wohnen und Arbeiten (Wanderungsmobilität) auch die Wege-
längen in der Alltagsmobilität beeinflusst werden. 
Mobility Pricing kann aber auch finanzierungsabhängig indirekt zur Verkehrsvermeidung beitragen. 
So kann mit eingenommenen Mitteln dazu beigetragen werden, dass zum Beispiel Fahrgemein-
schaften gefördert werden oder eine physische Ortsveränderung durch die Nutzung neuer Informa-
tions- und Kommunikationsinstrumente entbehrlich wird.28 
Wird durch Instrumente des Mobility Pricing die Attraktivität der Nutzung gesteigert, ist zu beden-
ken, dass hierdurch wiederum Verkehr induziert werden kann. Wenn beispielsweise durch Beprei-
sung Verkehr verlagert und die Verkehrssituation wesentlich verbessert wird, kann dies andere 
Verkehrsteilnehmer zur Autonutzung bewegen, die zahlungsbereit sind und bisher wegen zu 
schlechter Verkehrsverhältnisse Alternativen genutzt haben.29 
(W) Wahl des Fahrtzeitpunktes  
Eine Möglichkeit der Reaktion auf eine veränderte Bepreisung liegt z. B. in der Änderung des ge-
planten Fahrtzeitpunktes.  
In London z. B. reagierten Einkaufskunden auf die Einführung der City-Maut durch eine zeitliche 
Verlagerung ihrer Einkäufe auf das Wochenende.30 
In Trondheim wurde durch die zeitliche Begrenzung der Maut auf den Zeitraum von 6 Uhr bis 
18 Uhr eine zeitliche Verlagerung des Verkehrs forciert. Während der Verkehr in der bepreisten Zeit 
um 10 % abgenommen hat, nahm er außerhalb der bepreisten Zeit um 8 % zu. Die zeitliche 
Staffelung der Gebühren in Stockholm führte zu einer gleichmäßigeren Auslastung des Verkehrs-
systems mit weniger stark ausgeprägten Spitzenstunden.31 
Eine zeitliche Entzerrung bzw. eine Verstetigung des Verkehrs kann also dann erreicht werden, 
wenn die Bepreisung zeitlich differenziert ist.32 Ohne eine zeitliche Staffelung der Gebühren greifen 
Verminderungseffekte weniger zu Spitzenzeiten, sondern mehr zu Schwachlastzeiten. Eine zeitliche 
Entzerrung der Nutzung wird dabei nicht erreicht, wie u. a. die Beispiele Oslo und London zeigen.33 
Eine gezielte zeitliche Entzerrung kann auch durch eine Kraftfahrzeug- oder Mineralölsteuer nicht 
erreicht werden.34 
Bei Parkgebühren wird eine zeitliche Differenzierung bisher noch wenig genutzt.35 Vorhandene An-
sätze in Parkhäusern sind günstige Abendtarife oder niedrige Pauschalgebühren für die Nachtein-
stellung von Fahrzeugen. Zurzeit rückt auch die zeitliche Staffelung der Preise für das Parken am 
Straßenrand in den Blickpunkt. 36 
                                                
28  Auf die ebenfalls möglichen verkehrsinduzierenden Wirkungen neuer Informations- und Kommunikationsmedien 
wird hingewiesen. 
29  vgl. hierzu auch SENA 2009 
30  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
31  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
32  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B; BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 
33  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
34  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
35  vgl. BAYLISS 1998 
36  vgl. RUDOLF 2006 































(W) Zielwahl  
Ebenso wie eine Änderung bei der Fahrtzeit ist als Reaktion eine Änderung des Fahrtziels möglich. 
Das Vorhandensein von Alternativen spielt hier eine große Rolle. So ist z. B. im Berufsverkehr das 
Ziel nur schwer änderbar, während im Einkaufs- und Freizeitverkehr eher alternative Ziele gewählt 
werden können. 
Eine Änderung der Zielwahl tritt bisher vor allem bei City-Maut-Systemen auf, da diese räumlich be-
grenzt sind und meistens alternative Ziele außerhalb des bepreisten Raumes zur Verfügung ste-
hen.37 Ebenso können z. B. hohe Parkgebühren zu einem Wechsel der Parkierungseinrichtung füh-
ren.38 Dies beides sind Beispiele für Reaktionen auf Preise, die am Zielort fällig werden. 
Ebenso ist eine Änderung der Zielwahl unter Beachtung der streckenabhängigen Kosten denkbar. So 
können höhere Kosten für weiter entfernte Ziele ausschlaggebend für die Wahl alternativer Einrich-
tungen in der Nähe sein. 
Die Zielwahl kann auch über intermodale und finanzierungsabhängige Wirkungen beeinflusst wer-
den. Die Wahl von Ziel und Verkehrsmittel stehen dabei oft in engem Zusammenhang (Verbin-
dungsqualität). Durch neue Finanzierungsmöglichkeiten kann die Verbindungsqualität z. B. im 
öffentlichen Verkehr verbessert und dadurch eine veränderte Ziel- und Verkehrsmittelwahl erreicht 
werden. 
(W) Routenwahl   
Eine Änderung in der Routenwahl ist vor allem dann attraktiv, wenn Ausweichmöglichkeiten mit 
geringeren Gesamtkosten vorhanden sind.39 Dies ist z. B. bei alternativen ÖV-Verbindungen, bei 
Umfahrungen von Bereichen mit City-Maut oder durch das Angebot an alternativen Straßennetzen 
(z. B. Verlagerung auf das untergeordnete Netz bei einer Autobahnmaut) denkbar.40 
Beim Ziel einer gleichmäßigeren räumlichen Verteilung des Verkehrs, sind die Preise auf den einzel-
nen Routen entsprechend zu differenzieren.41 Eine gezielte räumliche Wirkung kann durch eine 
Kraftfahrzeug- oder Mineralölsteuer ebenfalls nicht erreicht werden.42 
Verlagerungen auf andere Routen können auch als finanzierungsabhängige Wirkungen erzielt wer-
den. Dies zeigte sich z. B. in Oslo, wo durch die Einnahmen der Maut neue Infrastruktur finanziert 
wurde und es in der Folge zu Verkehrsverlagerungen aus der Stadt heraus kam.43 
(W) Verkehrsmittelwahl  
Eine Veränderung des Modal Split erfolgt durch die Wahl eines alternativen Verkehrsmittels durch 
die Verkehrsteilnehmer. Bei über der Hälfte der Fahrten mit Pkw besteht z. B. kein Sachzwang für 
die Pkw-Nutzung. Die Wahl eines alternativen Verkehrsmittels ist bei der richtigen Motivation also 
möglich.44 Ist die Verlagerung von einem Verkehrsmittel auf ein anderes gewünscht, so sollte dieses 
grundsätzlich höher bepreist werden als das anzustrebende Verkehrsmittel. 
                                                
37  Eine Änderung der Zielwahl konnte z. B. im Rahmen der City-Maut-Einführung in London beobachtet werden (vgl. 
Fallbeispiele, Anhang I). 
38  vgl. ALDRIDGE, CARRENO 2006 
39  vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 
40  Einwohner Trondheims gaben z. B. als eine Reaktion auf die Einführung des Bomrings eine Änderung der Routen-
wahl an (vgl. Fallbeispiele, Anhang I).  
41  vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 
42  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
43  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
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Im Bereich des Modal Split ist eine Unterscheidung zwischen „Pull-Maßnahmen“ und „Push-Maß-
nahmen“ zweckmäßig. Einerseits ist es durch die Gestaltung eines Instruments des Mobility Pricing 
möglich, eine Verkehrsmittelalternative attraktiver zu gestalten. Andererseits kann durch einen ge-
zielten Einsatz von verteuernden Instrumenten eine Verlagerung hin zu Verkehrsmittelalternativen 
unterstützt werden. Diese Wirkungen sind jedenfalls intermodal, indirekte Wirkungen aus einer ver-
änderten Finanzierungssituation können hinzukommen. 
Zu den „Push-Maßnahmen“ zählen z. B. Verteuerungen im MIV. So stieg z. B. der ÖV-Anteil im Rah-
men des Stockholmer City-Maut-Versuches. Die Nutzung des ÖV (Anzahl beförderter Passagiere, 
Teilreisestrecken) nahm 2006 durch die Einführung der City-Maut gegenüber dem Vergleichszeit-
raum in 2005 um 4,5 %45 zu. Der stärkste Gesamtzuwachs fand mit 8 % (Anzahl Passagierfahrten) 
in der morgendlichen Spitzenstunde statt, wobei die Anzahl der Fahrten in die Innenstadt um 10 % 
wuchs. In dieser Periode und in diese Richtung wuchs der U-Bahn-Verkehr absolut am meisten 
(+13 %, knapp 5.500 Passagierfahrten), gefolgt vom Bustransport (+28 %, knapp 3.000 Passagier-
fahrten). Nur eine geringe Zunahme zeigte sich bei der Vorstadtbahn (+5 %, weniger als 500 Passa-
gierfahrten) und bei den Nahverkehrszügen erfolgte sogar eine geringe Abnahme (-6 %, 1.000 Pas-
sagierfahrten). In London zeigten sich durch die Einführung der City-Maut ebenfalls Änderungen im 
Modal-Split. Die Anzahl der zurückgelegten Fahrten mit Bussen und Taxen im zentralen Bereich 
Londons stieg um ca. 20 % an. Auch in Bergen und Singapur konnte eine Zunahme des ÖV-Anteils 
beobachtet werden. In Trondheim änderten 42 % der Einwohner ihr Verkehrsverhalten, 21 % wech-
selten das Transportmittel. Der ÖV nahm um 7 % zu.46 
Als „Pull-Maßnahme“ ist z. B. die Einführung des Semestertickets in Darmstadt zu nennen. Dort 
stieg der Anteil der Studierenden, die für den Weg zur Hochschule den ÖV nutzen, um 26 %, wäh-
rend gleichzeitig der Anteil der MIV-Nutzer um 18 % sank.47 
Im ÖPNV gibt es relativ hohe Preiselastizitäten. Hemmschwellen können durch leicht verständliche 
und einfach handhabbare Tarifsysteme sowie eine benutzerfreundliche Gestaltung der Fahrpreise 
abgebaut werden. Neue elektronische Zahlungsmittel machen eine Differenzierung nach Verkehrs-
mitteln und Reiseweiten einfacher.48 Als weiteres Beispiel für intermodale Wirkungen wurde ein 
Einfluss der ÖPNV-Qualität auf den Pkw-Besitz für Metropolen festgestellt. Dabei ist der Einfluss 
entlang höherwertiger ÖPNV-Trassen ausgeprägter und führt zu deutlicheren Abnahmen bzw. zu 
deutlich geringerem Wachstum des PKW-Besitzes als in Vergleichsgebieten.49 
Es gibt allerdings auch Anwendungsfälle, bei denen angestrebte Verlagerungen im Modal Split aus-
bleiben. Eine spürbare Verlagerung von Güterverkehrsanteilen vom Straßengüterverkehr auf andere 
Verkehrsträger durch die Einführung der Lkw-Maut in Deutschland fand z. B. nicht statt.50 Hier ist 
die Frage nach den Ursachen wichtig. Eine gute Qualität von Alternativen, wie z. B. eine gute und 
flächendeckende ÖV-Erschließung, ist Voraussetzung für eine Verlagerung in diese Richtung.51 Eine 
Qualitätsverbesserung der Angebote an alternativen Verkehrsmitteln kann gegebenenfalls mithilfe 
der Einnahmen aus dem zusätzlich bepreisten Verkehrsmittel stattfinden, so dass „Push-Maßnah-
men“ und „Pull-Maßnahmen“ sich ergänzen.52 Dies gilt z. B. für Maut-Einnahmen im Straßenver-
kehr, die für Verbesserungen im ÖV oder für den Fußgänger- und Radverkehr verwendet werden 
                                                
45  In Verbindung mit weiteren Einflüssen lag die Zunahme bei insgesamt 6 %. Bei den innerstädtischen Busrouten 
wuchs die Anzahl der Passagiere insgesamt um 9 % (vgl. Fallbeispiele, Anhang I). 
46  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
47  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
48  vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG, DEUTSCHER LANDKREISTAG ET AL. 1999 
49  vgl. HASS-KLAU, FERLIC ET AL. 2006 
50  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
51  vgl. EICHINGER, KNORR 2004, HAAG 1993 
52  vgl. DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 































können und damit eine Änderung der Verkehrsmittelwahl fördern. Z. B. wurde in Durham unter-
stützt durch die kleine Größe des bepreisten Gebietes ein großer Teil des MIV durch Fußgänger-
verkehr ersetzt.53 
(W) Produktwahl 
Bei der Änderung der Produktwahl fallen Entscheidungen hinsichtlich qualitativ unterschiedlicher 
Angebote für dasselbe Verkehrsmittel. Dies können z. B. schnellere ÖV-Verbindungen oder MIV-An-
gebote mit garantierter Reisezeit sein. Verbesserte Reisemöglichkeiten, z. B. mit Staufreiheit, kön-
nen dabei höher bepreist werden.54 Anpassungen der Verkehrsteilnehmer können auch dabei durch 
unterschiedliche Preishöhen beeinflusst werden. 
Bei höherwertigen Produkten ist es meist wichtig, maximal eine dem Angebot entsprechende Nach-
frage zu realisieren, damit die damit verbundenen Vorteile aufrecht erhalten bleiben können. Bei-
spiele für diese Beeinflussungsmöglichkeit sind z. B. Value Pricing-Projekte oder Angebote von 
Schnellverbindungen im ÖV. 
(W) Aus den Beeinflussungsmöglichkeiten ergibt sich eine Reihe von 
Verbesserungspotentialen für Verkehrsgeschehen und Verkehrsqualität.   
Diese Verbesserungspotentiale bestehen in jedem Fall beim bepreisten Verkehrsmittel. Es liegen also 
immer modale Wirkungen vor, die schon kurzfristig auftreten können. Langfristig kann sich ein Wir-
kungskreislauf ergeben, aus dem noch weitere Veränderungen resultieren. 
(W) Effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur   
Ein wesentliches Ziel von Instrumenten des Mobility Pricing kann es sein, eine optimale Nutzung 
der Kapazitäten der einzelnen Verkehrsmittel und der Infrastruktur zu fördern.55 
Auf die effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln wurde bereits im Abschnitt „Verkehrsvermeidung“ 
eingegangen. 
Eine bessere Ausnutzung der vorhandenen Infrastruktur wird durch die gleichmäßigere Verteilung 
des Verkehrsaufkommens erreicht. Hierbei spielen die zuvor behandelten Kriterien Zeitwahl, Ziel-
wahl und Routenwahl eine wesentliche Rolle. Auch eine veränderte Verkehrsmittelwahl kann dies 
wesentlich unterstützen. 
(W) Reduzierung von Überlastungen   
Durch die zuvor schon beschriebenen Verlagerungen können Überlastungen auf einzelnen Strecken-
abschnitten, in bestimmten Gebieten oder zu bestimmten Zeiten reduziert werden. Auch durch die 
Verlagerung auf andere Verkehrsmittel werden Überlastungen vermieden. Solche Wirkungen kön-
nen also nicht nur modal, sondern auch intermodal und finanzierungsabhängig entstehen. 
Für Großbritannien wurde im Rahmen einer Machbarkeitsstudie für ein flächendeckendes Road 
Pricing eine mögliche Reduzierung der Verkehrsstaus um die Hälfte als Folge einer Reduzierung des 
gesamten Verkehrs um 4 % ermittelt.56 
In Stockholm konnte im Rahmen des City-Maut-Versuchs eine extreme Stauabnahme in den Spit-
zenstunden beobachtet werden. In London nahmen Verkehrsstockungen und Stauhäufigkeit inner-
                                                
53  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
54  vgl. DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 
55  vgl. z. B. BAYLISS 1998 
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halb von zwei Jahren um 30 % ab.57 Gerade in den Spitzenstunden sehen Studien umfangreiche 
Reduzierungsmöglichkeiten im Straßenverkehr.58 Instrumente des Mobility Pricing können auch 
eingesetzt werden, um induzierten Verkehr infolge von Kapazitätserweiterungen von Anfang an zu 
vermeiden.59 
Die Abschaffung der Benutzungsgebühren auf der Forth Road Bridge in Schottland führte zu einer 
Zunahme von Staus während der Spitzenstunden mit entsprechenden Reisezeitverlängerungen. Es 
wurden die Zeiten gemessen, in denen der Verkehr mit weniger als 30 mph floss. Sie verlängerte 
sich in der Woche nach Abschaffung der Gebühr auf durchschnittlich 91 Minuten im Gegensatz zu 
61 Minuten in der letzten Woche der Bepreisung.60 Dies ist ein Beispiel dafür, dass durch die Ein-
führung einer Maut erreichte Änderungen mit der Abschaffung wieder verloren gehen können. Es 
zeigt dadurch aber auch die potentielle Wirksamkeit. 
Dieselben Potentiale sind im ÖV zu sehen, wo durch eine gezielte Bepreisung Überlastungssituatio-
nen in den Spitzenstunden vermindert werden können. Speziell eine Differenzierung der Beprei-
sung nach Zeit und Ort unterstützt die Vermeidung von Überlastungen.61 
(W) Reduzierung der Reisezeiten durch Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten   
Auch bedingt durch die vermiedenen Überlastungssituationen nehmen die Reisegeschwindigkeiten 
zu und die Reisezeiten werden bei gleicher Strecke verkürzt und zuverlässiger. 
Der Effekt der verbesserten Reisezeiten wird in Studien prognostiziert62 und ist auch bei realisierten 
Fallbeispielen direkt zu erkennen. Untersuchungen im Zuge der City-Maut-Einführung in London 
zeigen, dass die Geschwindigkeit im bepreisten Gebiet im Durchschnitt um 2,1 km/h zunahm. Die 
durchschnittliche Reisezeit sank gleichzeitig um 14 %. In Singapur stieg die Durchschnittsgeschwin-
digkeit streckenweise sogar von 30 km/h auf ca. 60 km/h. Auch in Stockholm konnte eine Abnahme 
der Reisezeiten im durch die City-Maut abgedeckten Gebiet beobachtet werden. Außerhalb des Ge-
biets kam es auf bestimmten Strecken allerdings auch zu einer Zunahme.63 In Anbetracht des über 
die Zeit eher konstanten Mobilitätszeitbudget kann eine Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten sich 
auf die Fahrtweiten auswirken. 
Neben den modalen Wirkungen treten im Hinblick auf Reisezeiten und Reisegeschwindigkeit auch 
intermodale Wirkungen auf. Durch Bepreisung und folgender Verbesserung der Verkehrssituation 
im MIV kann z. B. auch der ÖV profitieren, dessen Service schneller und zuverlässiger wird.64 Zu-
dem können auch Nutzer, die durch die Bepreisung auf andere Verkehrsmittel wechseln, von den 
Instrumenten trotz nötiger Anpassung profitieren, da z. B. unbequemere Reisen durch kürzere 
Reisezeiten ausgeglichen werden können.65 
                                                
57  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
58  vgl. FRUIT (AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B), OCKWELL 2002; Kapazitäten sind auch in Großbritannien 
vorhanden: 20 % der Pendler in Spitzenstunden könnten relativ leicht das Verkehrsmittel oder die Fahrtzeit ändern 
und die Umsetzung von Fahrgemeinschaften könnte gesteigert werden: 71 % der Autos und Vans in der Morgen-
spitzenstunde haben einen Besetzungsgrad von eins (vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B). 
59  vgl. DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 
60  vgl. O.V. 2008 
61  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
62  In FRUIT (AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B) wird z. B. die Verringerung der Reisezeiten als ein positiver Effekt 
aufgeführt. Auch für England werden durch das veränderte Verkehrsverhalten von Verkehrsteilnehmern aufgrund 
einer flächendeckenden Bepreisung Verbesserungen bei den Reisezeiten erwartet (vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 
2004A, B). 
63  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
64  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
65  vgl. SANTOS, BHAKAR 2006 
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Auch finanzierungsabhängige Wirkungen können auftreten, wenn Einnahmen aus einem Verkehrs-
mittel zur Verbesserung des anderen eingesetzt werden. Beispiele sind hier London und Stockholm, 
wo die Einnahmen der City-Maut zumindest teilweise genutzt wurden, um den Service und damit 
auch die Reisezeiten im ÖV zu verbessern.66 
(W) Beeinflussung der Verkehrssicherheit     
Die Beeinflussung der Verkehrssicherheit durch Instrumente des Mobility Pricing muss differenziert 
betrachtet werden, da positive und negative Wirkungen auftreten können. In Stockholm konnte 
durch die Einführung der City-Maut z. B. einerseits eine Verbesserung der Verkehrssicherheit durch 
die Reduzierung des Verkehrs in der Innenstadt beobachtet werden, andererseits hatte die Erhö-
hung der Geschwindigkeiten negative Wirkung auf das Unfallgeschehen. Die Anzahl der Unfälle mit 
Personenschäden nahm aber insgesamt in der Innenstadt um 5 bis 10 % ab. Auch in der City-Maut-
Zone in London sank die Anzahl der Unfälle.67  
Durch eine zeitabhängige Bepreisung wird das Risikoverhalten der Verkehrsteilnehmer gegebenen-
falls stark gesteigert. Dieser Effekt kann z. B. entstehen, wenn die Gesamtzeit im System bepreist 
wird, zu bestimmten Zeiten Preissprünge auftreten oder etwa für Kraftfahrer die Zeit bepreist wird, 
in der eine bestimmte Geschwindigkeit unterschritten wird. Dieses Problem wird auch bei nur gerin-
gen Gebühren beobachtet.68 Solche Varianten sollten daher vermieden bzw. verträglicher gestaltet 
werden, wie dies z. B. in Singapur durch eine differenziertere Staffelung der Gebühren in der Über-
gangszeit umgesetzt wurde. Dies sind Beispiele für direkte modale Wirkungen. 
Daneben treten vielfältige intermodale Wirkungen auf. Durch die Steigerung der Verkehrsqualität 
des nicht-motorisierten Verkehrs nehmen beispielsweise die objektive Sicherheit und das subjektive 
Sicherheitsgefühl zu. Dieser Sicherheitsvorteil kann evtl. durch eine Verlagerung auf den 
Radverkehr und einer damit verbundenen Verschlechterung der Unfallbilanz oder durch die schon 
angesprochene Zunahme des Risikos im motorisierten Straßenverkehr durch die Zunahme der 
Geschwindigkeiten teilweise kompensiert werden.69 Untersuchungen in Durham belegen eine 
Verbesserung des Sicherheitsgefühls für Fußgänger nach Einführung von Gebühren für den MIV, 
begründet durch weniger Kraftfahrzeugverkehr.70 Intermodale Wirkungen treten z. B. auch auf, 
wenn „Pull-Maßnahmen“ im ÖV und die damit verbundenen Verlagerungen im Modal Split zu einer 
Verbesserung der Unfallzahlen im MIV führen.71  
Finanzierungsabhängige Wirkungen im Bereich Verkehrssicherheit treten z. B. in der Wirkungskette 
über eine Veränderung der Verkehrsmittelwahl auf, aber auch bei einer Finanzierung von Maßnah-
men zur Sicherheitsverbesserung durch Einnahmen z. B. aus einer City-Maut. 
Die Ausführungen zeigen, dass die Verkehrssicherheit durch Bepreisungsmaßnahmen in unter-
schiedliche Richtungen beeinflusst werden kann. Sie kann mit ein Kriterium für die Preisdifferenzie-
rung72 sein und ist daher im Zielsystem auch als strategisches Ziel genannt.  
                                                
66  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
67  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
68  vgl. BONSALL, PALMER 1997 
69  vgl. BOLTZE 1994 
70  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
71  So sanken die Unfallzahlen und Unfallkosten mit der Einführung des Semestertickets in Darmstadt (vgl. Fallbeispiele, 
Anhang I).  
72  Z. B. in Form einer günstigeren Bepreisung von Alternativen mit geringerem Sicherheitsrisiko. 
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(W) Behinderungen des Verkehrsflusses durch technische Abwicklungen können nahezu voll-
ständig vermieden werden.  
Das Auftreten von Behinderungen des Verkehrsflusses im Zusammenhang mit Instrumenten des 
Mobility Pricing wird von der Bevölkerung vor allem im MIV befürchtet und sollte auch aus Sicht 
des Betreibers vermieden werden.73 Doch auch im ÖV spielt eine technische Abwicklung, die den 
Beförderungsprozess möglichst unbeeinflusst lässt, eine große Rolle. 
Die Beeinträchtigung durch Zahlvorgänge hängt von der eingesetzten Technik ab.74 Untersuchun-
gen zeigen, dass verkehrstechnische Probleme, die im Zusammenhang mit Mobility Pricing im MIV 
auftreten, beim Einsatz geeigneter Systeme weitgehend vermieden werden können. Der Einsatz von 
kontaktlosen Erhebungsverfahren wie ETC ist dabei Voraussetzung. Auch Kontrollmöglichkeiten be-
stehen ausreichend. Dies zeigt auch die Realisierung aktueller Fallbeispiele (z. B. Lkw-Maut 
Deutschland, LSVA Schweiz, City-Maut London, City-Maut Stockholm).75  
Probleme können entstehen, wenn räumlich begrenzte Gebiete bepreist sind und ein technisches 
Gerät erfordern, das Verkehrsteilnehmer teilweise erst bei Einfahrt in das Gebiet erwerben oder in 
ihr Fahrzeug eingebaut bekommen müssen. 
(W) Der Wirkungsgrad hängt stark von der Gestaltung der Instrumente und den Rand-
bedingungen ab.  
Die verkehrlichen Wirkungen, die mit Instrumenten des Mobility Pricing erreicht werden können, 
hängen stark vom Verlagerungspotential und damit von den Randbedingungen der Nutzer ab. Um 
Auswirkungen abschätzen zu können, sind die Preishöhe, die Einkommensentwicklung und die 
Wahrnehmbarkeit der Kosten zu beachten.76 
Die Abhängigkeit des Wirkungsgrades von der Gestaltung der Instrumente und von äußeren Rand-
bedingungen führt zu modalen, intermodalen und finanzierungsabhängigen Wirkungen. 
(W) Der Wirkungsgrad kann gezielt über den Preis beeinflusst werden.   
Eine gleiche Preishöhe kann unterschiedliche Wirkungsgrade erreichen, wenn die Randbedingungen 
unterschiedlich sind, dies wird z. B. auch durch die Preiselastizitäten ausgedrückt.77 Besonders die 
durch den Handlungsdruck beeinflusste Zahlungsbereitschaft spielt eine Rolle. Durch unterschiedli-
che Preishöhen zu unterschiedlichen Zeiten können die Wirkungsgrade gezielt beeinflusst werden. 
So wirkte sich die zeitliche Staffelung der Preise in Stockholm in Form einer zu den anderen be-
preisten Zeiten vergleichbaren, teilweise sogar größeren Reduzierung des Verkehrsaufkommens in 
den teureren Spitzenstunden aus. In London dagegen führte die fehlende zeitliche Staffelung dazu, 
dass die Abnahme des Verkehrsaufkommens in den Spitzenstunden geringer ist, was wiederum auf 
stärkere äußere Randbedingungen und höheren „Nachfragedruck“ zu diesen Zeiten hinweist. Die 
Wirtschaft fordert auch für London eine zeitliche Staffelung mit geringer bepreisten Abschnitten zur 
Mittagszeit und am Tagesende, um die Wirkungen zu dieser Zeit zu mindern.78 
Ein wichtiger Aspekt in diesem Zusammenhang ist der so genannte Zeitwert (Value of Time). Dieser 
drückt aus, wie viel einzelnen Nutzern eingesparte Zeit während ihrer Mobilität wert ist bzw. wie 
                                                
73  vgl. GREEN, STONE 2004. Verkehrsbeeinflussungen können zu einem höheren Kraftstoffverbrauch, der Zunahme von 
Emissionen durch Brems- und Beschleunigungsvorgänge und zu längeren Wartezeiten und damit Reisezeiten führen 
(vgl. ENGLAND 2006). 
74  siehe z. B. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
75  vgl. BOLTZE, LAUBE ET AL. 2006 und Fallbeispiele, Anhang I  
76  vgl. HAAG 1993 
77  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
78  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
??? 502010
??? 502010































viel sie bereit sind, für diese Einsparung zu bezahlen. Die Reisezeit ist mit eine der wichtigsten Ein-
flussvariablen bei Mobilitätsentscheidungen.79 Ein früheres Ankommen führt zu höherem individu-
ellen Nutzen.80 Die Höhe des Zeitwertes einzelner Verkehrsteilnehmer hängt von individuellen 
Randbedingungen ab und ist mitentscheidend für deren Sensitivität gegenüber Anreizen für Verhal-
tensänderungen. Ein niedrigerer Zeitwert führt bei gleichen Preisveränderungen zu stärkeren Ver-
lagerungen als ein höherer Zeitwert.81 Es gibt auch kritische Anmerkungen zur Verwendung des 
Zeitwert-Ansatzes. So wird z. B. angeführt, dass auch der Zustand des Verkehrssystems eine Rand-
bedingung darstellt und sich das Zeitempfinden und damit auch der Zeitwert mit einem Zustands-
wechsel zwischen Überfüllung und freie Fahrt ändert.82 
Neben dem Preiswissen, also dem Wissen über Preishöhe, Preisstruktur usw., sind für Reaktionen 
seitens der Nutzer zusätzlich das Preisinteresse und die Preisbewertung relevant.83  
(W) Nur deutlich „spürbare“ Nutzerkosten führen zu wesentlichen Wirkungen.   
Um wirken zu können, müssen die Preise ausschlaggebender sein als andere, entgegen gesetzt wir-
kende Randbedingungen.84 Bei der deutschen Lkw-Maut werden zusätzlicher Aufwand und Zeitver-
luste, die mit Anpassungsstrategien verbunden wären, negativer eingeschätzt als die Mautkosten. 
Folglich bleiben Anpassungen in Form von Mautvermeidungsstrategien weitgehend aus.85 Anhand 
einer ökonometrischen Untersuchung für Freiburg konnte eine signifikante Veränderung der Ver-
kehrsstärke in der Spitzenstunde erst bei einer drastischen Preiserhöhung identifiziert werden, u. a. 
da diese durch einen hohen Schwerverkehrsanteil gekennzeichnet ist.86 Für einen Großteil der 
Haushalte, die mit Pkw-Kosten konfrontiert werden, betragen die monatlichen Ausgaben 125 € bis 
375 € (2003/2005). Der Mittelwert der Mobilitätsausgaben 2003 (nach Daten der EVS) liegt im 
Monat bei 450 €.87 
Weniger restriktive Maßnahmen des Verkehrsmanagements ganz ohne Bepreisung, wie z. B. die rei-
ne Information, haben daher meist nur eine sehr kurzfristige Wirkung und das verdrängte Verkehrs-
aufkommen wird durch neue Nachfrager ersetzt.88 Die Hürde für eine Änderung des Mobilitätsver-
haltens liegt relativ hoch89, ein Verkehrsmanagement durch Tarife aber „funktioniert“.90  
Ein Vorteil von Instrumenten des Mobility Pricing gegenüber starken Nutzungsrestriktionen wie Zu-
fahrtbeschränkungen in Städten oder Nachtfahrverboten für Lkw ist die Möglichkeit der Kompensa-
tion bei den meisten Verkehrsteilnehmern und Unternehmen.91 
                                                
79  Eine starke Abneigung der Verkehrsteilnehmer gegenüber Verspätungen und Zeitverlust z. B. im Stau ist bekannt 
(vgl. VRTIC 2006). 
80  vgl. SCHRÖDER 2005 
81  vgl. HENNINGER 2006, demnach sind Verlagerungen im Fernverkehr am geringsten, gefolgt vom Regionalverkehr und 
anschließend vom Nahverkehr. 
82  vgl. SANTOS, BHAKAR 2006 
83  vgl. BAUER 2007, 2008 
84  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II; In der Literatur lassen sich unterschiedliche Angaben zu 
Preiselastizitäten finden, bei regionalen Betrachtungen sollte diese durch weitere Erhebungen näher spezifiziert 
werden. 
85  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
86  vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 
87  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
88  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
89  Diese Einschätzung wird auch von der britischen Bevölkerung geteilt (vgl. GREEN, STONE 2004). 
90  vgl. ECKERT 1995 
91  vgl. GRINGMUTH, BATZ ET AL. 2006 
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(W) Der Wirkungsgrad hängt vom Fahrtzweck und weiteren Randbedingungen ab.   
Wie oben schon beschrieben, hängen der Zeitwert und damit auch der Wirkungsgrad vom Fahrt-
zweck und anderen Randbedingungen ab. Dies zeigt sich auch durch unterschiedliche Preiselastizi-
täten.92 Eine Untersuchung verschiedener Parkgebührenszenarien ergab z. B. Unterschiede zwischen 
Fahrten mit unterschiedlichem Fahrtzweck (besonders Berufs-/Schulverkehr und Einkaufs-/Freizeit-
verkehr), zwischen Fahrten mit unterschiedlichen Quellorten sowie Unterschiede in Abhängigkeit 
von der regelmäßigen Fahrtenanzahl oder vom Einkommen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit, 
bei der Preisgestaltung die Randbedingungen zu beachten.93 
Die Zahlungsbereitschaft ist bei notwendigem Verkehr höher als bei verlagerbaren Fahrten.94 Folg-
lich ist die Preiselastizität der Nachfrage im Berufsverkehr eher gering.95 Erhebungen im Rahmen 
des Stockholmer City-Maut-Versuchs zeigen, dass Anpassungen in der Verkehrsmittelwahl umfang-
reicher bei Fahrten mit dem Zweck Einkaufen als bei Berufs- oder Ausbildungsfahrten stattfanden. 
Auch in Trondheim konnten größere Anpassungen beim Einkaufsverkehr als beim Berufsverkehr 
beobachtet werden. Die Wahl des Verkehrsmittels war dort jedoch im Berufsverkehr flexibler. 96  
Faktoren, die bei der Abschätzung des zeitlichen Verlagerungspotentials beachtet werden sollten, 
sind neben der Flexibilität der Arbeitszeiten persönliche Rahmenbedingungen wie Erledigungen, die 
unterwegs durchgeführt werden, oder die Beförderung von Kindern. Ebenso können Freizeitaktivi-
täten eine Rolle spielen. Um das Potential zu erhöhen, sind z. B. weitere Flexibilisierungen der 
Arbeitszeiten, verbesserte Kinderbetreuungsangebote oder ausgeweitete Öffnungszeiten von Behör-
den, Läden und Freizeiteinrichtungen denkbar.97 
Da die Randbedingungen die Wirksamkeit der Instrumente beeinflussen98, können auch Ansätze zur 
Veränderung der Randbedingungen den Wirkungsgrad verbessern. 
Der Wirkungsgrad von Bepreisungsmaßnahmen ist bei höherem Einkommen und höherer Reisezeit 
geringer, da zusätzliche Kosten in diesen Fällen weniger negativ beurteilt werden.99 Eine Umfrage 
zum kostenlosen Parken am Arbeitsplatz zeigte, dass mit zunehmendem Alter die Akzeptanz für Be-
preisungen immer geringer wird.100  
(W) Bei der Nutzung bewusst geleistete Zahlungen wirken stärker als indirekte Zahlungen.  
Die konkrete Zuordnung von Kosten spielt eine große Rolle bei den Entscheidungen der Verkehrs-
teilnehmer.101 Beim Vergleich von Alternativen werden oft die aktuell anfallenden Kosten 
verglichen. Pauschale Kosten bleiben dabei außer Acht und nehmen wenig Einfluss auf das Ver-
kehrsverhalten.102 Daher ist es wichtig, eine direkte Zuordnung der Kosten zum Nutzen zu errei-
chen, um die Preise besser in die Entscheidungsfindung mit einfließen zu lassen. Bei der Pkw-
Nutzung stellen die eher bewussten Kosten für Kraftstoff einen erheblichen Anteil der Kosten dar, 
gefolgt von den eher als fix betrachteten Kosten durch Versicherung, Steuer, Reparaturen und den 
                                                
92  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
93  vgl. KELLY, CLINCH 2006; Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
94  vgl. HAAG 1993 
95  vgl. KEUCHEL, RODI 1994 
96  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
97  vgl. SALEH, FARRELL 2005 
98  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
99  vgl. VRTIC 2006 
100  vgl. WATTERS, O´MAHONY ET AL. 2006 
101  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
102  vgl. GREEN, STONE 2004 
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Wertverlust der Fahrzeuge.103 Folglich beeinflussen so genannte „Out-of-Pocket“-Kosten das 
Verkehrsverhalten stärker als indirekte Zahlungen. 
Da die externen Kosten pro Verkehrsleistung im ÖV grundsätzlich geringer sind als im MIV würde 
eine Internalisierung dieser Kosten den ÖV fördern.104 
(W) Der Wirkungsgrad hängt nicht nur von der absoluten Preishöhe sondern auch von der zu 
Alternativen relativen Preishöhe ab.   
Das Verhältnis der Preise verschiedener Alternativen zueinander spielt eine Rolle bei den Entschei-
dungen der Verkehrsteilnehmer. Die Gesamtausgaben deutscher Haushalte zeigen eine leichte Zu-
nahme des Ausgabenanteils im Luftverkehrsbereich.105 
Unerwünschte Ausweichreaktionen können z. B. über gleich hohe Preise für Alternativen vermieden 
werden.106 Durch eine Differenzierung der Bepreisung nach Zeit und Ort kann die Attraktivität von 
gewünschten Alternativen gezielt gesteigert werden.107  
(W) Vorhandene Ausweichmöglichkeiten werden genutzt.  
Ausweichreaktionen sind besonders dann möglich, wenn räumliche oder zeitliche Grenzen der Be-
preisung vorliegen und die Bepreisung umgangen oder die Kostenhöhe verringert werden kann. Die 
Reaktionen können modal und intermodal realisiert werden. 
(A) Nicht nur die erwünschten Wirkungen sind zu beachten.   
Je nach Gestaltung der Instrumente des Mobility Pricing können neben den gewollten auch unge-
wünschte Wirkungen auftreten. Hierbei müssen auch langfristige Wirkungen beachtet werden. 
Räumliche Ausweichverkehre können internationale Umfahrungsverkehre108, großräumige nationa-
le Ausweichverkehre und kleinräumige Ausweichverkehre109 sein. Bei einer Begrenzung der Beprei-
sung auf bestimmte Fahrzeugarten ist ein Ausweichen auf alternative Fahrzeuge110 denkbar, ebenso 
sind ungewollte zeitliche Verschiebungen möglich. Je höher die Preisdifferenzen sind, desto wahr-
scheinlicher und ausgeprägter sind die Ausweichreaktionen.111 
Wirtschaftliche Folgen der Ausweichverkehre können in Form von Lärmbelastung, Unfallgefahr, 
und Schadstoffimmissionen sowie von Infrastrukturabnutzungen, Produktivitätsverlusten, Einnah-
meausfällen und Ressourcenverbrauch auftreten.112  
                                                
103  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
104  vgl. GERIKE, BECKER 2007 
105  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
106  vgl. KUMMER, NAGEL 2005 
107  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
108  So wurden z. B. durch die Einführung der Lkw-Maut in Deutschland und Österreich Verlagerungen in das tschechi-
sche Straßennetz beobachtet. Dem wurde Anfang 2007 durch die Einführung einer Lkw-Maut in Tschechien 
entgegen gewirkt (vgl. O. V. 2006B). 
109  Im Rahmen der Lkw-Maut in Deutschland konnten regionale Schwerpunkte von Verkehrsverlagerungen auf Bundes-
straßen durch die Einschränkung der Bepreisung auf Bundesautobahnen identifiziert werden (vgl. Fallbeispiele, An-
hang I). Unterschiedliche Bepreisungen verschiedener Alternativen, z. B. Routen, können zu ungewollten Verlagerun-
gen führen (siehe HAAG 1993, HENNINGER 2006). 
110  In London konnte nach Einführung der City-Maut vor allem auch ein Ausweichen auf nicht bepreiste Verkehrsmittel, 
wie z. B. Krafträder beobachtet werden. Auch bei der deutschen Lkw-Maut konnte ein Ausweichen auf kleinere, von 
der Bepreisung ausgenommene Fahrzeuge bei der Anschaffung beobachtet werden (vgl. Fallbeispiele, Anhang I). 
111  vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 
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Während durch Autobahngebühren für Nutzfahrzeuge einerseits der Verkehr auf den Hauptläufen 
großer Logistiknetzwerke optimiert wird, kann andererseits die Gesamtfahrleistung auf allen 
Straßen bei entsprechender Systemgestaltung in Folge des erhöhten Verkehrs durch überwiegend 
kleine, mautfreie Lkw auf den Vor- und Nachläufen ansteigen.113 
Die Ausweichverkehre in Stockholm hielten sich in Grenzen, wurden aber auf den Straßen außer-
halb der Innenstadt und auf von der Maut ausgenommenen Straßen beobachtet. Die Einführung 
einer Vignette für die Autobahnnutzung in Österreich führte zu Verdrängungen auf das untergeord-
nete Straßennetz von anfangs 2 % und später 0,5 % der Verkehrsleistung.114 
(A) Durch integrierte Systemgestaltung können unerwünschte Wirkungen weitgehend vermieden 
werden.   
Da jede Art von zeitlichen oder räumlichen Grenzen im Bepreisungssystem zu Schwierigkeiten füh-
ren kann, sollte auf eine integrierte Systemgestaltung geachtet werden, die unerwünschte Aus-
weichreaktionen weitgehend ausschließt.115 Das Vorhandensein von Grenzen der Bepreisung soll 
weitestgehend vermieden werden, wenn die Anreize für ein ungewünschtes Ausweichen hoch sind 
und die Folgen schwerwiegend. 
So erscheint z. B. eine räumlich begrenzte City-Maut nur in besonderen Einzelfällen sinnvoll. Jeden-
falls bedarf sie einer besonders sorgfältigen Gestaltung. Das gleiche gilt für regional oder andere 
lokal begrenzte Mautsysteme. Wichtig sind auch hier ganzheitliche Lösungen.116 Weiche Übergänge, 
wie z. B. räumlich und zeitlich gestaffelte Gebühren, können unerwünschte Wirkungen mindern.  
Um Ausweichverkehre bei der Einführung einer Autobahnmaut zu vermeiden, sind drei Maßnah-
men denkbar: die Ausklammerung der Ballungsräume aufgrund der hohen Anteile an Kurzstrecken-
verkehren auf Autobahnen, niedrige Gebühren, damit der Anreiz zum Ausweichen auf andere 
Routen gering ist oder eine Bepreisung auch des nachgeordneten Netzes, insbesondere in den 
Ballungsräumen.117 
Flächendeckende Systeme, wie z. B. die LSVA118 in der Schweiz, die alle Fahrzeuge über 3,5 t um-
fasst, sind Realisierungsbeispiele, die zumindest inländische Ausweichverkehre ausschließen. 
(W/A) Mobilitätsverhinderung kann (und soll) vermieden werden.   
Instrumente des Mobility Pricing können Widerstände für bestimmte Formen der Mobilität schaffen, 
sie verhindern aber grundsätzlich keine Mobilität.  
Gegenüber restriktiveren ordnungsrechtlichen Maßnahmen wie z. B. Zufahrtbeschränkungen haben 
Instrumente des Mobility Pricing den Vorteil, dass sie die entsprechende Form der Mobilität bei hin-
reichender Zahlungsbereitschaft immer noch ermöglichen und nicht ganz unterbinden. Die Wider-
stände können auch flexibler und dynamischer gestaltet werden als z. B. bei den aktuell viel disku-
tierten und mittlerweile realisierten Umweltzonen. 
Um zu vermeiden, dass Mobilität verhindert wird, ist eine entsprechende Gestaltung der Instrumen-
te notwendig. Dafür müssen z. B. auch die Ursachen von Staus bekannt sein, um gegen sie vorgehen 
                                                
113  vgl. GRINGMUTH, BATZ ET AL. 2006 (Ergebnisse zeigten sich so in Deutschland.); zur Zunahme des Wegeaufwands 
durch Umwegfahrten siehe z. B. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B. 
114  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
115  So wurde auch im Rahmen einer Untersuchung in Freiburg darauf hingewiesen, dass für eine effektive Bepreisung 
eine Bemautung aller Ausweichstrecken nötig ist (vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997). 
116  vgl. HAASE, AHRENS ET AL. 2007 
117  vgl. ROTHENGATTER 1994 
118  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
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zu können. Es ist notwendig, sich mit dem lokalen Verkehr, den Mobilitätsbedürfnissen der Nutzer 
und den lokalen Verkehrsproblemen zu beschäftigen, die bei der Entwicklung der Gesamtstrategien 
nicht ausschlaggebend sein müssen, aber beachtet werden sollten.119 
Dass eine Mobilitätsverhinderung nicht notwendig ist, um die Verkehrssituation auf den Straßen zu 
verbessern, zeigt sich darin, dass schon eine relativ kleine Verlagerung sehr hohe Wirkungen bezüg-
lich des Staugeschehens haben kann.120 Wie bei der Einführung der Lkw-Maut in Deutschland um-
gesetzt, soll es zu keiner Unterdrückung von Mobilität mit gesellschaftlichen Folgen kommen, son-
dern zu einer effektiveren Abwicklung.121 
Die Gefahr einer Mobilitätsverhinderung wird durch eine Verteuerung aller zur Verfügung stehen-
den Verkehrsmittel wachsen. Daher ist es sehr wichtig, Alternativen bereit zu stellen und gegebe-
nenfalls Kompensationen einzuplanen. Die absoluten Gesamtausgaben aller deutscher Haushalte 
nahmen, wie auch die Motorisierung, in den letzten Jahren zu. Da auch die Konsumausgaben in 
etwa gleichem Maß zunahmen, zeigt sich bei einer prozentualen Betrachtung der Ausgaben für Ver-
kehr zu den gesamten Konsumausgaben ein eher stabiles Niveau. Bei einer genaueren Betrachtung 
nach unterschiedlichen Einkommensgruppen zeigt sich bei den unteren Gruppen bis zu einem Ein-
kommen von 8.000 € pro Monat und Haushalt eine Abnahme des prozentualen Anteils der Mobili-
tätsausgaben an den Gesamtausgaben der Haushalte. Auch wenn dieser Anteil seit 1998 wieder ge-
stiegen ist, liegt er dennoch unter dem Wert von 1993. Die Änderungen spielen sich größtenteils in 
einem Spektrum von 3 bis 4 Prozentpunkten ab.122 
(W) Indem beeinflussten Verkehrsteilnehmern adäquate Alternativen bereit gestellt werden, wird 
deren Mobilität weiterhin ermöglicht.    
Diese Aussage gilt sowohl modal (z. B. in Bezug auf die Routenwahl oder Zeitwahl) als auch inter-
modal. Bei gewollten Verlagerungen, z. B. vom MIV auf den ÖV, muss sichergestellt sein, dass alter-
native Verkehrsmittel den verlagerten Verkehr aufnehmen können.123 Die „Push-Maßnahmen“ bei 
einem Verkehrsmittel sollten durch „Pull-Maßnahmen“ bei den alternativen Verkehrsmitteln unter-
stützt werden.124 
Vorteile, die bei einem zusätzlich bepreisten Verkehrsmittel gesehen werden (wie z. B. Bequemlich-
keit, Komfort, Sicherheit, Verlässlichkeit und Flexibilität) müssen auch bei anderen Verkehrsmitteln 
sowohl in der Wahrnehmung als auch objektiv verbessert werden, um den Wechsel der Verkehrs-
teilnehmer zu anderen Verkehrsmitteln zu unterstützen. Dazu gehört es auch, eine vorhandene Un-
zufriedenheit mit Alternativen zu erkennen, die Ursachen zu identifizieren und weitest möglich zu  
beheben. Das Vorhandensein von Alternativen muss den Nutzern bewusst gemacht werden, damit 
sie dies in ihre Entscheidungsfindung mit einbeziehen.125 Eine ausreichende Information über die 
Alternativen spielt eine große Rolle. Solche Verbesserungen können auch mit Hilfe der Einnahmen 
aus einem Instrument des Mobility Pricing finanziert werden. Beim Angebot der Alternativen muss 
auf eine soziale Gerechtigkeit geachtet werden. 
                                                
119  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
120  Im Straßenverkehr könnte z. B. schon 5 % weniger Verkehr die Überlastungssituation deutlich entschärfen (vgl. 
OCKWELL 2002). 
121  vgl. HAASE, AHRENS ET AL. 2007 
122  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
123  vgl. z. B. BOLTZE 1994, BUCHANAN 2007 
124  Die gezielte Erhöhung der Beförderungskapazität unterstützte so z. B. die Verlagerungen zum ÖV im Zuge der Ein-
führung des Semestertickets in Darmstadt sowie im Zuge der Einführungen einer City-Maut in London und in Stock-
holm (Fallbeispiele, Anhang I). 
125  vgl. GREEN, STONE 2004 
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Um die Abstimmung der verschiedenen Angebote aufeinander sicher zu stellen, kann es hilfreich 
sein, eine organisatorische Verknüpfung zwischen den Verkehrsträgern zu schaffen, wie es z. B. in 
London126 der Fall ist.  
(A) Ganzheitliche Lösungen sind wichtig.  
Um optimale Wirkungen zu erzielen, sind ganzheitliche Lösungen unabdingbar, bei denen die ge-
samten modalen, intermodalen und finanzierungsabhängigen Aspekte integriert werden. 
(A) Hinderungsgründe für eine Verhaltensanpassung müssen erkannt werden.   
Verkehrsteilnehmer ändern ihr Verhalten dann, wenn ihnen der Preis der ursprünglichen Alternati-
ve zu hoch ist, sie eine insgesamt günstigere Alternative wahrnehmen und sie außerdem keinen be-
schränkenden Zwängen unterliegen.127 Teilweise werden die Reaktionsmöglichkeiten der Nutzer 
aber durch äußere Faktoren eingeschränkt.128 Diese Hinderungsgründe können z. B. im Lebenskon-
text oder in den Einstellungen der Nutzer liegen. Sie müssen erkannt und es muss auf sie reagiert 
werden. 
Dabei können verschiedene Gruppen unterschieden werden. Es ist z. B. eine Einteilung nach Le-
benskontext und Einstellungen129, nach sozialer oder finanzieller Stellung oder nach anderen Merk-
malen möglich. Gruppen, die keine modalen, zeitlichen oder räumlichen Alternativen haben, müs-
sen besonders beachtet werden. Für diese müssen evtl. Ausnahmeregelungen geschaffen werden.130 
(A) Die Wechselwirkungen der Instrumente und ihrer Ausprägungen müssen beachtet werden.   
Beim Vorhandensein mehrerer, unterschiedlicher Instrumente des Mobility Pricing müssen deren 
Wechselwirkungen beachtet werden, da vor allem preispolitische Maßnahmen einer intensiven Ab-
stimmung untereinander bedürfen.131 
Eine Tarifanpassung in Teilbereichen des ÖPNV kann z. B. eine Veränderung des Verhältnisses der 
Fahrpreise untereinander bewirken und dadurch Rückwirkungen auf andere Bereiche haben.132 Die 
Bepreisung einer Zone bei einer City-Maut kann zu einer Verringerung der Stellplatznachfrage in 
diesem Bereich führen und eine Veränderung der Parkentgelte erfordern. Gleichzeitig kann es zu 
einer Erhöhung der Nachfrage am äußeren Zonenrand kommen, was ebenfalls Anpassungen der Ta-
rife für das Parken zweckmäßig macht.133 
Auch die finanzierungsabhängigen Wirkungen spielen hier eine große Rolle, z. B. durch die finan-
zielle Unterstützung alternativer Verkehrsmittel, oder auf die dortigen Formen des Mobility Pricing.  
(A) Die Wechselwirkungen mit anderen Planungs- und Entscheidungsbereichen sowie Qualitäten 
müssen beachtet werden.   
Ebenso wie Wechselwirkungen zwischen den Instrumenten des Mobility Pricing müssen Wechsel-
wirkungen mit anderen Instrumenten und Bereichen beachtet werden. Dazu zählt z. B. auch eine 
Einbindung der Instrumente in regionale und städtebauliche Planungen.134 Instrumente des 
                                                
126  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
127  vgl. KRIEBERNEGG 2005 
128  vgl. z. B. BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
129  vgl. HUNECKE 2002, HUNECKE, SCHUBERT ET AL. 2005 
130  vgl. GREEN, STONE 2004 
131  vgl. HAAG 1993 
132  vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG, DEUTSCHER LANDKREISTAG ET AL. 1999 
133  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 




































Mobility Pricing können auf die Realisierung der Planungen wirken und deren Ergebnisse wiederum 
auf die Instrumente. Die Wirkungen treten teilweise erst langfristig auf. 
Bepreisungen können sich wie erwähnt modal, intermodal und finanzierungsabhängig auf die Qua-
lität des Verkehrs auswirken. Eine Bepreisung des MIV und eine damit verbundene Verbesserung 
des Verkehrsflusses kommt auch dem ÖPNV zugute, wenn dessen Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit 
zunimmt. In London konnte u. a. durch die Einführung der City-Maut die Kapazität der ÖV-Systeme 
ausgebaut werden und das Zurücklegen des Arbeitsweges im ÖV vereinfacht werden.135 Auch für 
die nicht motorisierten Verkehrsteilnehmer können sich Verkehrsqualität, objektive Sicherheit und 
subjektives Sicherheitsempfinden verbessern.136 
Die Qualität der Alternativen wiederum hat Wirkungen auf die Instrumente. So ist bei Parkgebüh-
ren z. B. auch die Beeinflussung durch vorhandene, kostenlose Parkmöglichkeiten zu beachten.137 
In einem weiteren Schritt kann z. B. auch der Einfluss der Instrumente auf den Besitz von Mobili-
tätswerkzeugen und Wohnortwahl betrachtet werden.138 Auch hier ergeben sich Wirkungen auf die 
Instrumente. 
(W) Gewonnene Informationen können unter Beachtung des Datenschutzes anderweitig 
genutzt werden.     
Erfasste Daten können z. B. zur Verbesserung der Verkehrsplanung, des Verkehrsmanagements und 
des Flottenmanagements genutzt werden.139 Es können z. B. Ort, ein Identifikationsmerkmal, Fahrt-
richtung und Fahrtzeitpunkt über ein DSRC-System gewonnen werden. Allgemein führt die steigen-
de Ausstattung der Fahrzeuge mit hochwertigen elektronischen Systemen zu einer immer größer 
werdenden Datenverfügbarkeit.140 
Dabei sind Befürchtungen der Bevölkerung vor einem Eingriff in die Privatsphäre zu beachten.141 
Fragen des Datenschutzes sind ernst zu nehmen, dürfen aber auch nicht überbewertet werden.142 
Einstellungen zum Datenschutz können sich mit zunehmender Verbreitung von elektronischen 
Systemen verändern. Eine jüngere Befragung in der Schweiz zeigte keine Bedenken in Bezug auf 
den Datenschutz.143 Jedenfalls sollten Datenschutzprobleme mit Sicherheit und Glaubwürdigkeit 
ausgeräumt werden, damit keine Einschränkung der Privatsphäre erwartet wird.144 
(A) Eine zielorientierte Gestaltung der Preise ist notwendig.   
Wenig differenzierte Nutzungspreise werden den unterschiedlichen Gegebenheiten nicht gerecht145 
und unterstützen die Zielerreichung im Bereich des Verkehrsmanagements nicht.146 Um die ge-
wünschten Wirkungen der Instrumente des Mobility Pricing voll entfalten und gute Zielbeiträge leis-
ten zu können, ist eine sorgfältige Abstimmung ihrer Gestaltung auf die Ziele notwendig. 
 
                                                
135  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
136  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
137  vgl. HILLS 1998 
138  vgl. VRTIC 2006 
139  vgl. KOSSAK 2004A  
140  vgl. WOODWARD, MORTIMER 2007, GLEN 2007 
141  vgl. GREEN, STONE 2004 
142  vgl. KOSSAK 2006A, B  
143  vgl. MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006 
144  vgl. SCHLAG 1998 
145  vgl. WEIDAUER 2006 
146  vgl. ECKERT 1995 
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4.2.2 Wirtschaft 
Mobility Pricing kann die Wirtschaft positiv und negativ beeinflussen. 
 
Der Verkehrssektor kann wesentlich beeinflusst werden. ______________________________________ S. 42 
  Höhere Transportkosten können entstehen. __________________________________________________ S. 42 
  Effizienzsteigerungen durch bessere Planbarkeit des Wirtschaftsverkehrs,  
  kürzere Fahrzeiten und eine Verbesserung der Infrastruktur sind möglich.  _______________________ S. 43 
  Einzelne Branchen und deren Einnahmesituationen können durch  
  Verlagerungen (v. a. Modal Split) profitieren oder negativ beeinflusst werden.  ___________________ S. 43 
  Die Einnahmesituation bei verschiedenen Instrumenten wird wechselseitig beeinflusst.  ____________ S. 44 
  Durch die Gestaltung der Instrumente können Innovationsprozesse ausgelöst werden.  _____________ S. 44 
Die Standortqualität für die Wirtschaft kann beeinflusst werden.  ______________________________ S. 44 
  Durch Verbesserungen im Verkehrsgeschehen können Unternehmensabläufe,  
  die Wirtschaftsverkehr beinhalten, verbessert werden.  ________________________________________ S. 44 
  Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind i. d. R. gering.  __________ S. 45 
  Die Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten kann beeinflusst werden.  
  Ein Problem entsteht, wenn dies wirtschaftlich nicht verkraftbar ist.  ____________________________ S. 45 
 
 
(W) Der Verkehrssektor kann wesentlich beeinflusst werden.  
Der Verkehrssektor ist direkt durch das Mobility Pricing betroffen. Eine getrennte Betrachtung zu 
anderen Bereichen ist daher sinnvoll. 
(W) Höhere Transportkosten können entstehen. 
Eine entsprechende Gestaltung des Mobility Pricing und insbesondere zusätzliche Bepreisungen 
können die Transportkosten verteuern und zu entsprechenden Wirkungen in den Unternehmen füh-
ren. Theoretisch ist die Lkw-Maut in Deutschland kein Problem für das Straßengüterverkehrsgewer-
be.147 Evtl. ist eine Entlastung148 der Unternehmen z. B. auf der Steuerseite zu realisieren. Bei der 
Ermittlung der Kosten sind nicht nur die direkten Preise zu berücksichtigen, sondern auch die Höhe 
der durch die Verwaltung der neuen Instrumente entstehenden Kosten.149 
Die Steigerung der Gesamtkosten für Straßentransporte durch die Einführung der Lkw-Maut in 
Deutschland wird auf einen Wert zwischen 4 % und 6 % geschätzt. Hier spielen direkte und indirek-
te Preisänderungen sowie die Anpassung von Routen und andere operative Anpassungen eine Rolle. 
Positive Beschäftigungseffekte werden vor allem im (Straßen-)Bauwesen, in der Elektronikbranche 
und bei den ergänzenden Straßendiensten erwartet. Die Anzahl neuer Arbeitsplätze beläuft sich 
aber selbst bei sehr positiven Schätzungen auf weniger als 1 % der Arbeitslosenzahlen in 2006. Vor 
allem für kleine Speditionen werden eher negative Effekte erwartet.150 In Österreich liegt die Erhö-
hung der Transportkosten durch die Einführung der fahrleistungsabhängigen Maut für Lkw und 
Busse laut einer Umfrage bei 47 Transportdienstleistern im Mittel bei 9,1 %151 und damit deutlich 
höher als die geschätzten Werte für Deutschland.152 
                                                
147  vgl. ABERLE 2002B 
148  vgl. ASU 2006 
149  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
150  vgl. DOLL, SCHAFFER 2007, Fallbeispiele, Anhang I 
151  vgl. EINBOCK 2006 
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(W) Effizienzsteigerungen durch bessere Planbarkeit des Wirtschaftsverkehrs, kürzere Fahrzeiten 
und eine Verbesserung der Infrastruktur sind möglich.   
Die Unsicherheit bei den Reisezeiten stellt im Transportbetrieb ein großes Problem dar, da u. a. die 
Vorhaltung von Zeitreserven bei festen Terminen eine finanzielle Belastung bedeutet. Die Unsicher-
heit der Zeitaufwände für Reisen steigt zudem durch die Ausweitung des Mobilitätssystems. Dabei 
ist die zentrale Größe nicht die tägliche Anzahl der Wege, da diese sich nicht so stark verändert, 
sondern die Entwicklung der Fahrzeugkilometer und der Fahrzeit.153 
Durch die Realisierung von Instrumenten des Mobility Pricing wird die Frachtbeförderung grund-
sätzlich effizienter. Vor allem die Möglichkeit für eine Verbesserung der Zuverlässigkeiten und eine 
damit verbundene bessere Planbarkeit werden gelobt.154 Eine gezielte Ausnutzung der Vorteile von 
Instrumenten des Mobility Pricing mit zusätzlichen finanziellen Vorteilen ist bei einer zeitlich 
variablen Gebühr möglich.155 Natürlich trägt auch die zuvor schon beschriebene Verbesserung der 
Reisezeit zu den Effizienzsteigerungen im MIV und im ÖV bei, womit auch intermodale Wirkungen 
vorhanden sind. Die negativen Effekte durch eine Überlastung der Straßeninfrastruktur, die im vor-
handenen Maß in Zukunft nicht durch Ausbau von Infrastruktur voll abgefangen werden können, 
können durch eine Bepreisung gemindert werden, indem durch zeitliche, räumliche und modale 
Verlagerung effizientere Reisen ermöglicht werden.156 
Bei einer Autobahnmaut für alle Fahrzeuge ist langfristig mit einer positiven Änderung der Qualität 
des deutschen Autobahnnetzes durch finanzierungsabhängige Wirkungen zu rechnen.157 
Die positiven Effekte werden durch die Fallbeispiele belegt. In Stockholm wurden die Optimierungs-
möglichkeiten im Zusammenhang mit einer besseren Erreichbarkeit durch die City-Maut gelobt. 
Hinzu kommt durch den verbesserten Verkehrsablauf eine bessere Arbeitsumgebung für Fahrer. 
Durch die Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten und der signifikanten Verbesserung der Pünktlich-
keit im Busverkehr im Rahmen der City-Maut-Einführung nahmen die staubedingten Reisezeitver-
luste in London um 60 % ab. Dies wirkt sich positiv auf die Planung und Realisierung des ÖV aus, 
da die Planung der Fahrzeiten und deren Einhaltung vereinfacht wird. In Trondheim wurden gerin-
gere Wartezeiten im ÖV, geringere Stauzeiten und geringere Verzögerungen bei Warentransporten 
als Ergebnis der Bepreisung gesehen.158 
(W) Einzelne Branchen und deren Einnahmesituationen können durch Verlagerungen (v. a. Modal 
Split) profitieren oder negativ beeinflusst werden.    
Durch die oben schon angesprochenen möglichen Verschiebungen im Modal Split ändern sich auch 
die Einnahmensituationen von Unternehmen im Verkehrsbereich, und es liegen intermodale Wir-
kungen vor. So sind, wenn es zu einem wesentlichen Rückgang des MIV kommt, grundsätzlich z. B. 
bei Firmen der Mineralölproduktion, bei Tankstellen, Kraftfahrzeugwerkstätten oder in der Automo-
bilindustrie Einnahmeausfälle und damit verbundene Beschäftigungsrückgänge möglich.159 Durch 
eine Steigerung der Fahrten mit Bussen und Taxen um 20 % durch die Einführung der City-Maut in 
                                                                                                                                                               
 
152  Durch die fehlende Nachvollziehbarkeit der Befragungsmethodik lässt sich vermuten, dass sich die höheren Werte 
durch subjektive Einstellungen der Unternehmen oder das Zusammenspielen mehrerer Einflüsse erklären lassen. 
153  vgl. DÄNZER VANOTTI 1995 
154  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
155  vgl. KOSSAK 2006A, B 
156  vgl. BOLTZE 2006A 
157  vgl. ASU 2006 
158  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
159  vgl. z. B. BAUM 2005, BAUM, GEIßLER ET AL. 2005 
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London wird belegt, dass andererseits die Einnahmensituation im ÖV verbessert werden kann.160 In-
vestitionen in andere Verkehrsträger können Unternehmen und ihre Beschäftigen dort fördern. So-
mit liegen auch finanzierungsabhängige Wirkungen vor. 
Des Weiteren sind Änderungen der Einnahmesituationen durch Ausgabenänderungen in anderen 
Teilbereichen möglich. Eine Betrachtung der Gesamtausgaben deutscher Haushalte zeigt zum Bei-
spiel einerseits eine Zunahme beim Anteil der Ausgaben für Kraftstoffe und Mineralölsteuer, 
andererseits eine Abnahme des Anteils der Ausgaben für den Fahrzeugkauf.161 
(W) Die Einnahmesituation bei verschiedenen Instrumenten wird wechselseitig beeinflusst.  
Wie bereits festgestellt, müssen Wechselwirkungen der Instrumente und ihrer Ausprägungen beach-
tet werden. Dies bezieht sich sowohl auf die verkehrlichen als auch auf die finanziellen Wirkungen. 
Auch innerhalb einzelner Verkehrsmittel können sich die Einnahmesituationen verschiedener Ins-
trumente gegenseitig beeinflussen. Ein Beispiel ist hier der Rückgang der Einnahmen durch Parkge-
bühren durch die Einführung einer City-Maut und der damit verbundenen Verkehrsreduzierung in 
diesem Gebiet. Parkgebühren und Road Pricing z. B. sollten daher aufeinander abgestimmt sein.162 
Auch das Verhalten der Wirtschaft im Verkehrsbereich kann die Effizienz des Mobility Pricing beein-
flussen. Dies ist z. B. der Fall, wenn Arbeitgeber das Parken ihrer Angestellten bezahlen, da dies auf-
grund der eingesparten Steuern günstiger ist als eine Anpassung des Gehalts und die Arbeitnehmer 
flexibler sind. Zudem ist das kostenfreie Parken einfacher anzupassen als Löhne. Eine Reaktion auf 
die Parkkosten durch die Nutzer findet nicht statt, da ihnen diese Kosten nicht bewusst sind.163 
Im Bereich des ÖV sind die Wechselwirkungen z. B. zwischen Einzelfahrscheinen und Kombitickets, 
Semestertickets oder Zeitfahrkarten zu nennen. Der Verkauf letzterer führt zu Einbußen der Einnah-
men durch Einzelfahrscheine. Auch hier ist eine Abwägung von Kosten und Nutzen sinnvoll. 
(W) Durch die Gestaltung der Instrumente können Innovationsprozesse ausgelöst werden. 
Die Förderung bestimmter Fahrzeuggruppen kann Entwicklungen in diesen Bereichen auslösen. In 
Deutschland berücksichtigen z. B. Unternehmen die Lkw-Maut bei ihren Investitionsentscheidungen 
und schaffen in großem Umfang umweltfreundlichere Fahrzeuge an.164 Der erhöhte Absatz wiede-
rum kann sich auf die Entwicklungen in diesem Bereich auswirken. Auch in der Transporttechnik 
selbst und bei der Systemtechnik für das Mobility Pricing sind Innovationsprozesse denkbar. 
(W) Die Standortqualität für die Wirtschaft kann beeinflusst werden.   
(W) Durch Verbesserungen im Verkehrsgeschehen können Unternehmensabläufe, die 
Wirtschaftsverkehr beinhalten, verbessert werden.  
Die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen, wie die Vermeidung von Überlastungen, wurden oben 
schon beschrieben. Diese wirken sich auf die Unternehmensabläufe aus, die Mobilität beinhalten. 
So wurde von der Wirtschaft in London die einfachere Abwicklung von Geschäftsreisen als ein Vor-
teil der Einführung der City-Maut angeführt. Auch die Lieferungen werden vereinfacht. Dazu kom-
men vereinfachte Parkplatzsuche und reduzierte Transportkosten.165 
                                                
160  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
161  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
162  vgl. HAAG 1993 
163  vgl. ALDRIDGE, CARRENO ET AL. 2006 
164  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 



































(W) Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind i. d. R. gering. 
Dass sich Transportpreise ändern können, ist oben schon beschrieben. Um die Bedeutung dieser Än-
derungen abschätzen zu können, sind deren Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft zu betrachten. 
Eine Betrachtung der Teuerungen durch die Einführung der Lkw-Maut in Deutschland brachte fol-
gende Ergebnisse. 37 % der Straßentransporte dienen der industriellen Produktion (einschließlich 
Service) und 63 % der Endnachfrage (private Verbraucher und Export). Nur bei vier Industriezwei-
gen liegt der Anteil der Transportkosten an den Gesamtkosten bei mehr als 2 %. Zwischen 1 % und 
2 % liegt der Anteil der Transportkosten bei zwölf Industriezweigen, bei den restlichen 53 Industrie-
zweigen liegt er unter einem Prozent. Er ist also eher gering. (Die Transportindustrie selbst wurde 
oben bereits gesondert betrachtet und hier nicht noch einmal berücksichtigt.) Preiseffekte durch 
eine Verteuerung der Transportleistung treten direkt und indirekt z. B. durch die erhöhte Belastung 
eines Lieferanten auf. Bei der Kalkulation der direkten und indirekten Effekte mithilfe einer Input-
Output-Analyse und einer Kostenzunahme zwischen 4,2 und 5,6 % ergaben sich bei 60 der 70 Wirt-
schaftszweige Gesamtkostenzunahmen von unter 0,1 %. Bei acht Wirtschaftszweigen lag die Zunah-
me zwischen 0,1 und 0,2 %. Lediglich der Straßentransport sieht sich mit höheren Werten konfron-
tiert. Die indirekten Effekte beliefen sich bei einer Begrenzung der direkten Preiseffekte auf maxi-
mal 5,6 % der Transportkosten auf bis zu 0,19 %.166 
Die Erhöhung der Transportkosten durch die Einführung der fahrleistungsabhängigen Maut für Lkw 
und Busse in Österreich liegt laut einer Umfrage bei 105 Unternehmen (47 davon Transportdienst-
leister) im Mittel bei 8,2 %.167 Mit einem Mittelwert der Erhöhung von 9,1 % bei den Transport-
dienstleistern liegt der Mittelwert der übrigen Unternehmen bei 7,4 %. Besonders betroffen sind die 
Branchen Steine, Erde, Keramik (Mittelwert von 9,3 %), Papier und Druck (10,1 %) und Holz 
(9,5 %). Diese Werte sind um einiges höher als die für Deutschland genannten, was sich unter Um-
ständen durch die Art der Befragung erklären lässt.168 
In der Schweiz blieb der Einfluss der Schwerverkehrsabgabe auf die Teuerung aus zwei Gründen 
gering. Zum einen ist auch hier der Anteil der Transportkosten am Endpreis der meisten Produkte 
gering und zum anderen war ein Ausgleich durch die zeitgleich erlaubten höheren Gewichtslimite 
für Lkw und die damit verbundenen Produktivitätsgewinne möglich. Die Anzahl der Fahrten des 
Güterverkehrs in der City-Maut-Zone in London durch die Erhöhung der Staugebühr wurde nur ge-
ring beeinträchtigt. Auch in Trondheim ist es durch die Bepreisung zu keiner Verschlechterung für 
das Gewerbe gekommen.169 
Als Reaktionsstrategien der Wirtschaft auf Instrumente des Mobility Pricing sind z. B. die verstärkte 
Auslagerung von Transportdienstleistungen, der verstärkte Einsatz größerer Fahrzeuge, die vers-
tärkte Nutzung nicht bemauteter Straßen, die Bildung und Intensivierung horizontaler Kooperatio-
nen der Transportdienstleister, die Ausflaggung von Fahrzeugen oder eine Reorganisation der 
Transportlogistik denkbar.170 
(W/A) Die Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten kann beeinflusst werden. Ein Problem 
entsteht, wenn dies wirtschaftlich nicht verkraftbar ist.    
Die Qualität der Mobilitätsangebote einer Region ist ein entscheidender Faktor der Standortquali-
tät.171 Eine negative Beeinflussung, z. B. durch zusätzliche Kosten, kann sich dementsprechend auf 
                                                
166  vgl. DOLL, SCHAFFER 2007, Fallbeispiele, Anhang I 
167  vgl. EINBOCK 2006 
168  Hintergrund und Methodik der Befragung sind anhand der Quelle nicht nachvollziehbar. 
169  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
170  vgl. EINBOCK 2006 
171  vgl. BOLTZE 2006A 
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die Standortqualität und damit auf die Wirtschaftskraft auswirken. Dies gilt besonders dann, wenn 
diese Einschränkungen nur für ein abgegrenztes Gebiet gelten. 
Hohe Preise können erwünschte und unerwünschte räumliche Folgewirkungen haben. Beispiele für 
erwünschte Wirkungen sind eine höhere Wertschöpfung in der Region, die Dezentralisierung von 
Distributionsstrukturen und die Verbesserung der Quantität und Qualität von Verkehrsinfrastruk-
turen. Beispiele für unerwünschte Wirkungen sind Mautausweichverkehre oder Standortverlagerun-
gen in nicht betroffene Gebiete, z. B. ins Ausland.172 
Ein Beispiel ist die Bepreisung des Schwerverkehrs in Deutschland. Die niedrigere Gesamtbelastun-
gen ausländischer Fahrzeuge inklusive der Lkw-Maut durch die geringere steuerliche Belastung173 
führt zu einem Chancenungleichgewicht zwischen deutschen und ausländischen Spediteuren.174  
Bei der Überlegung zu City-Maut-Systemen und deren Wirkungen auf die Konkurrenzsituation zu 
anderen Gebieten ist es besonders wichtig, auch die Stadtstruktur (vgl. Kapitel 5.1) mit einzubezie-
hen. Dies führte z. B. in Berlin zu einer Ablehnung von City-Maut-Systemen.175 Wird eine City-Maut 
als kordonbasierte Bepreisung realisiert, kann es durch Verkehrsteilnehmer, die die Kosten einer 
Überfahrung des Kordons meiden, zu einer erhöhten Binnennachfrage kommen. 
Bei Einkaufsfahrten findet bisher die größte Beeinflussung durch die Zugangsmöglichkeiten zu und 
die Verfügbarkeit von Parkmöglichkeiten statt. Eine Verbesserung dieser Erreichbarkeit durch eine 
Verbesserung der Verkehrslage kann folglich auch zu einer Zunahme des Einkaufsverkehrs füh-
ren.176 Durch eine Verschlechterung bzw. eine Verteuerung ist ein Ausweichen auf Alternativen wie 
z. B. Einkaufsmärkte „auf der grünen Wiese“177 möglich. Die beobachteten Wirkungen hierzu in den 
Fallbeispielen sind unterschiedlich. Durch die Vertreter der Wirtschaft werden in London Einflüsse 
auf die Geschäftstätigkeit innerhalb der bepreisten Zone angeführt. In Stockholm wurde auf das 
Einkaufsverhalten durch den City-Maut-Versuch nur ein sehr geringer Einfluss festgestellt. Positiv 
wird in Durham durch die Wirtschaft gesehen, dass durch die dort eingeführte City-Maut der 
Fußgängerverkehr erheblich zugenommen hat.178 
Die Wirkungen z. B. auf das Einkaufsverhalten durch Instrumente des Mobility Pricing sind grund-
sätzlich schwer von anderen Einflüssen abzugrenzen. So zeigten Untersuchungen in London, dass 
verändertes Einkaufsverhalten auch mit auf andere Ursachen, wie z. B. die kurzzeitige Schließung 
einer ÖV-Verbindung oder terroristische Angriffe zurückzuführen ist. Wird die Einführung der City-
Maut als Grund für eine Reduzierung der Einkaufsfahrten genannt, sind negative Erfahrungen mit 
dem System oder eine generell schlechte Meinung über solche Systeme Hauptgründe für die Anpas-
sung.179 Treten negative Wirkungen auf, müssen diese durch die vorhandene Wirtschaftsstruktur 
verkraftbar sein. 
Negative Wirkungen können auch bei Kultur- und Freizeitangeboten auftreten. Dort wie auch im 
Wirtschaftsbereich ist eine Differenzierung nach den einzelnen Branchen notwendig.180 
                                                
172  vgl. EINBOCK 2006 
173  vgl. ABERLE 2002B, C, Fallbeispiele, Anhang I 
174  vgl. SAMUELSSON 2002 
175  vgl. KUNST 2006 
176  vgl. HU, SALEH 2005 
177  vgl. MARTIN 2006A, B, C 
178  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
179  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
180  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
































Mobility Pricing kann zu einer Steigerung der Umfeldqualität beitragen. 
 
Lärm- und Schadstoffemissionen können beeinflusst werden. __________________________________ S. 47 
  Die Gesamtbelastung kann gesenkt werden.  _________________________________________________ S. 47 
  Die räumliche und zeitliche Verteilung kann gezielt beeinflusst werden.  __________________________S.48  
Stadtbild und Aufenthaltsqualität können beeinflusst werden.  _________________________________ S. 48 
  Die Aufenthaltsqualität kann beeinflusst werden.  _____________________________________________ S. 48 
  Negative Wirkungen auf das Stadtbild können durch geeignete Systemgestaltung minimiert werden.  S. 49 
Die Flächennutzung kann beeinflusst werden.  ________________________________________________ S. 49 
 
 
(W) Lärm- und Schadstoffemissionen können beeinflusst werden.   
In Bezug auf die Schlüsselbereiche ökologische Funktionen, räumliche Organisation, öffentliche Ge-
sundheit und Sicherheit haben Maßnahmen des Mobility Pricing Wirkungen in unterschiedliche 
Richtungen.181 Dabei kann auch durch die Systemgestaltung Einfluss auf den Umfang der Verände-
rungen und damit der modalen Wirkungen genommen werden.182 
(W) Die Gesamtbelastung kann gesenkt werden.   
Durch die Reduktion von Staus können Vorteile für die Umwelt in Bezug auf Luftqualität und Lärm 
geschaffen werden. Umweltkosten werden durch die vor allem mit einer differenzierten Bepreisung 
verbundene Stauabnahme gesenkt.183 Eine Umsetzung mit elektronischen Systemen, die Wartezei-
ten und Halte minimieren, senkt auch die mit der Erfassung verbundenen Emissionen.184 
Eine Abnahme der Gesamtbelastung durch Feinstaub und NOx zeigte sich z. B. im Rahmen des City-
Maut-Versuchs für das bepreiste Gebiet Stockholms. Eine spürbare Veränderung des Lärmpegels er-
folgte nicht. In London wurde durch die Einführung der City-Maut ein signifikanter Rückgang der 
CO2-Emissionen erreicht. Bedingt wurden die Abnahmen vor allem durch eine Zunahme der Fahr-
zeuggeschwindigkeiten. Mögliche Zunahmen der Emissionen durch eine Ausweitung des ÖPNV 
wurden durch den Einbau von Partikelfiltern und die Verwendung von Busmotoren mit neuen 
Technologien aufgefangen. Auch die Reduktion des CO2-Ausstosses um 19,5 % wurde zu einem 
kleinen Teil durch neue Fahrzeugtechnologien verursacht. Die Einführung der Lkw-Maut in 
Deutschland führte zu einem größeren Anteil umweltfreundlicherer Fahrzeuge. Nach Hochrechnun-
gen des Schweizer Bundesamtes für Umwelt werden die Emissionen von CO2, NOx und PM10 im 
Jahr 2007 durch die Einführung der LSVA und der Erweiterung der Gewichtslimite um 6 % bis 8 % 
tiefer liegen.185 Berechnungen im Rahmen des Projektes FRUIT186 ergaben für die dort betrachtete 
Alternative einer Innenstadtmaut in Frankfurt eine Abnahme des NOx-Ausstosses um 87,7 t/a. 
Durch die Einführung des Semestertickets in Darmstadt konnte der CO2-Ausstoß pro Studierendem 
nach Modellrechnungen um 170 kg pro Jahr gesenkt werden.187 Dies zeigt, dass Maßnahmen im ÖV 
                                                
181  vgl. HIMANEN, LEE-GOSSELIN ET AL. 2005 
182  siehe dazu BOLTZE, LAUBE ET AL. 2006, SAKA, AGBOH ET AL. 2001, DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 
183  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
184  siehe dazu BOLTZE, LAUBE ET AL. 2006, SAKA, AGBOH ET AL. 2001, DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 
185  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
186  AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
187  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
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auch Auswirkungen auf die Emissionen im MIV haben und damit intermodale Wirkungen möglich 
sind. 
Zudem sind durch mögliche technische Verbesserungen und Verbesserungen im Angebot alternati-
ver Verkehrsmittel, wie z. B. in London, auch finanzierungsabhängige Wirkungen erreichbar. Lang-
fristig können durch indirekte Wirkungen in anderen Bereichen weitere Faktoren hinzukommen. 
(W) Die räumliche und zeitliche Verteilung kann gezielt beeinflusst werden. 
Für die Londoner City-Maut-Zone wurde per Modell eine Abnahme der gesamten NOx-Emissionen 
um 12 % und eine Zunahme auf der inneren Ringstraße um 1,5 % ermittelt. Die PM10-Emissionen 
konnten demnach innerhalb der Gebührenzone um 11,9 % reduziert werden und auf der inneren 
Ringstraße um 1,4 %.188  
Nach Berechnungen erhöhte sich in Stockholm die Feinstaubbelastung um bis zu 1,6 μg/m³ am 
Rande des City-Maut-Gebietes im Gegensatz zum bepreisten Gebiet. Das Gleiche gilt auch für die 
NOx-Belastung.189 
Für eine gezielte zeitliche Beeinflussung können beispielsweise emissionsgestaffelte Gebühren ein-
gesetzt werden, wie dies bei den Landeentgelten von Flughäfen der Fall ist.190 
Dies alles zeigt, dass die räumliche und zeitliche Beeinflussung der Emissionen durch eine entspre-
chende Gestaltung der Instrumente möglich ist. Folgewirkungen z. B. auf die Siedlungsentwicklung 
sind hierbei zu beachten. 
(W) Stadtbild und Aufenthaltsqualität können beeinflusst werden.  
(W) Die Aufenthaltsqualität kann beeinflusst werden.   
Durch eine Verlagerung weg vom MIV können Flächen für den ruhenden Verkehr eingespart wer-
den und die Wohnumfeldqualität kann verbessert werden. Langfristig können die Wegelängen ver-
kürzt werden.191 Positive Wirkungen auf die Wohnumfeldqualität bei der Bepreisung einer Zone 
sind vor allem innerhalb der Zone zu erwarten. Es bestehen verbesserte Möglichkeiten zur Realisie-
rung verschiedener Nutzungsansprüche, dadurch sind auch intermodale Wirkungen möglich. Am 
Rand der Zone kann es eher zu einer Verschlechterung kommen.192 
Die positiven Aspekte werden auch in Fallbeispielen bestätigt. Durch die Einführung der City-Maut 
in London wurde Parkraum frei, und damit wurden die Freiflächen vergrößert, die für andere Ver-
kehrsteilnehmer genutzt werden können. Auch die Arbeitsbedingungen in der Innenstadt wurden 
durch die Einführung der City-Maut in London verbessert. In Oslo führte die Einführung der Maut 
dazu, dass ein viel befahrener Platz sehr stark vom Kfz-Verkehr entlastet wurde. Durch die Beprei-
sung kam es auch in Trondheim zu einer Verbesserung der Lebensqualität.193  
Neben den Verbesserungen des Wohnumfeldes ist auch die Verbesserung des Umfeldes für weitere 
Aktivitäten, wie z. B. Einkaufen, möglich. Dies zeigte sich z. B. in Durham, wo die Attraktivität der 
Innenstadt für Einkäufe zunahm.194 
                                                
188  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
189  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
190  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
191  vgl. BOLTZE 1994 
192  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
193  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
194  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
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In Verbindung mit der Einnahmenverwendung sind auch ausgeprägte finanzierungsabhängige Wir-
kungen möglich. 
(W) Negative Wirkungen auf das Stadtbild können durch geeignete Systemgestaltung minimiert 
werden. 
Vor allem Einrichtungen zur Kontrolle, Erfassung und Zahlung im Mobility Pricing können negative 
Wirkungen auf das Stadtbild haben. Der Umfang dieser Beeinträchtigung hängt sehr von der tech-
nischen Gestaltung der Systeme ab und kann durch entsprechende Planung und Systemauswahl 
minimiert werden.195 
(W) Die Flächennutzung kann beeinflusst werden.   
Änderungen bezüglich der Flächennutzung können private Haushalte und die Wirtschaft betreffen. 
Im privaten Bereich finden Anpassungen zuerst bei der Alltagsmobilität statt. Änderungen des Ar-
beitsortes und/oder des Wohnortes werden seltener in Betracht bezogen. Diese langfristigen Anpas-
sungen werden zudem durch sozio-demographische Gegebenheiten beeinflusst. Hierzu zählen z. B. 
die Bindung an den Wohnort durch das soziale Umfeld oder die Zufriedenheit im Beruf. Es bestehen 
Wechselwirkungen zu den schon beschriebenen möglichen Änderungen von Stadtbild und Aufent-
haltsqualität. Die Wohnqualität wird durch eine geänderte Erreichbarkeit ebenso wie durch eine ge-
änderte Flächennutzung beeinflusst. Eine geänderte Aufenthaltsqualität wiederum kann Einfluss auf 
die Flächennutzung haben. Dieser Wirkungskreislauf kann Auswirkungen auf Urbanisierungsten-
denzen haben. Als Ergebnis einer aktuellen Studie196 zu Staugebühren werden Hinweise auf räum-
liche Effekte gegeben, die allerdings nicht erheblich sind. Räumliche Wirkungen sind grundsätzlich 
schwer nachweisbar, da es bisher nur wenige Daten gibt. Die Beobachtung von Langzeiteffekten, die 
den Verkehr beeinflussen, ist aber sehr wichtig. Denkbar ist, dass bezüglich Wohnen eine Verlage-
rung z. B. bei einer kordon-basierten Bepreisung in die bepreisten Zonen stattfindet.197 
Auch im Bereich der Wirtschaft sind Wirkungen möglich. Nach Modellrechnungen führt die deut-
sche Lkw-Maut durch ihre streckenabhängige Form zu einer relativ zu den Zentren höheren Belas-
tung peripherer Regionen und der äußeren Randregionen von Ballungsgebieten. Im Falle von Ver-
lagerungen und abgabebedingt kürzeren Transportentfernungen führt dies zu einem Bedeutungs-
gewinn der mittleren Regionen und der sekundären Zentren sowie zu einer Verdichtung der Pro-
duktions- und Siedlungsstandorte, d. h. zu einer kompakteren räumlichen Arbeitsteilung.198 
Bei der Bepreisung von bestimmten Zonen können verstärkte innerstädtische Segregationstenden-
zen auftreten.199 Im Rahmen einer City-Maut ist bei einer Verteuerung der Fahrten in den Innen-
stadtbereich mit Verlagerungen von Projekten in die Peripherie der Städte zu rechnen.200 Die Mei-
dung von Fahrten in die Innenstadt kann zu Zielverlagerungen nach außerhalb des Kerngebietes 
und damit zu einer höheren Rentabilität dortiger Angebote und entsprechenden Änderungen in der 
Flächennutzung führen. 
Finanzierungsabhängige Wirkungen sind möglich, wenn z. B. durch Investition der gewonnenen 
Mittel die Anbindung bestimmter Bereiche an das ÖV-Netz verbessert wird. Hierdurch können auch 
unerwünschte direkte Wirkungen gemindert oder aufgehoben werden.  
                                                
195  vgl. z. B. BUCHANAN 2007 
196  vgl. ARENTZE, TIMMERMANNS 2007 
197  vgl. LÖCHL 2006 
198  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
199  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
200  vgl. MARTIN 2006A, B, C 
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4.2.4 Akzeptanz 
Mobility Pricing braucht eine ausreichende Akzeptanz. 
 
Eine ausreichende Akzeptanz kann auch für einschneidende Maßnahmen erreicht werden. _______ S. 50 
  Die Akzeptanz ist bei den bisher umgesetzten Maßnahmen i. d. R. hoch.  _________________________ S. 51 
  Die Akzeptanz steigt mit einem konkreten Beschluss bzw. der Einführung von Maßnahmen.  ________ S. 51 
Die Akzeptanz der Allgemeinheit wird durch unterschiedliche Gruppen beeinflusst.  _____________ S. 51 
  Politische Einigkeit über alle Ebenen ist erforderlich.  _________________________________________ S. 51 
  Die Akzeptanz von Verbänden ist ein wichtiger Faktor.  ________________________________________ S. 52 
  Medien können das öffentliche Meinungsbild beeinflussen.  ____________________________________ S. 52 
Die Akzeptanz hängt von der Systemgestaltung ab.  ___________________________________________ S. 52 
  Wird das System als gerecht empfunden, steigt die Akzeptanz.  _________________________________ S. 53 
  Tritt für die Nutzer eine spürbare Verbesserung von Problemen auf, steigt die Akzeptanz.  __________ S. 53 
  Die Zweckbindung der Einnahmen kann die Akzeptanz fördern.  ________________________________ S. 54 
  Die Einführung im Maßnahmenbündel kann eine hohe Akzeptanz fördern.  ______________________ S. 55 
  Kompensationsmaßnahmen können die Akzeptanz erhöhen.  ___________________________________ S. 55 
  Kalkulierbarkeit und ein einfacher Umgang mit Tarifen fördern die Akzeptanz.  ___________________ S. 56 
  Ausreichende Information und Kommunikation fördern die Akzeptanz.  __________________________ S. 56 
  Bekannte Instrumente werden eher akzeptiert als unbekannte.  _________________________________ S. 57 
 
 
Die Akzeptanz ist ein sehr wichtiges Thema im Zusammenhang mit Instrumenten des Mobility 
Pricing. Aufgrund mangelnder Akzeptanz werden Systeme trotz erfolgreicher Vorversuche nicht ein-
geführt oder selbst nach erfolgter Einführung auf Grund von öffentlichem Protest abgebrochen.201 
Erschwert wird dieser Themenbereich durch das so genannte Akzeptanzdilemma. Eine Maßnahme 
kann nur dann verlagernd wirken, wenn sie für einzelne Nutzer eine gegenüber Alternativen gerin-
gere Akzeptanz hat. Gleichzeitig muss sie aber für die Allgemeinheit und damit auch für die Nutzer 
akzeptabel sein, um eingeführt werden zu können. Dies kann zu einem Zielkonflikt führen.202  
Bei den Akzeptanzformen sind individuelle Akzeptanz, Akzeptanz bei verschiedenen Bevölkerungs-




                                                
201  vgl. SCHADE 2006 
202  vgl. KRIEBERNEGG 2005 
203  vgl. HAEFELI 2006 































(W) Eine ausreichende Akzeptanz kann auch für einschneidende Maßnahmen erreicht 
werden. 
(W) Die Akzeptanz ist bei den bisher umgesetzten Maßnahmen i. d. R. hoch. 
Auch bei einer zunächst verbreiteten ablehnenden Haltung gegenüber Gebühren kann eine Beprei-
sung nach der Umsetzung von Politik und Öffentlichkeit akzeptiert werden.204 Z. B. sind bei der 
Lkw-Maut in Deutschland, die im Vorfeld viel diskutiert und mit großer Skepsis behandelt wurde, 
die Meinungen mittlerweile durchaus positiv.205 Auch in London und Stockholm ist, wie bei anderen 
Fallbeispielen (siehe unten), die Akzeptanz der realisierten Projekte hoch.206 
(W) Die Akzeptanz steigt mit einem konkreten Beschluss bzw. der Einführung von Maßnahmen. 
Die Haltung der Öffentlichkeit ist positiver bei konkreten beschlossenen oder umgesetzten Systemen 
als bei abstrakten Konzepten, über die diskutiert wird.207 In vielen realisierten Beispielen nimmt die 
Akzeptanz mit der Umsetzung zu.208 
In Stockholm änderte sich die zuerst ablehnende Haltung der Bevölkerung im Verlauf der Test-
installation. In Trondheim verringerte sich der Anteil der Bevölkerung, der gegen die Maut einge-
stellt war, von 72 % auf 48 % innerhalb von zwei Monaten nach Inbetriebnahme des Systems. Auch 
Umfragen in Bergen zeigten mit der Einführung des Systems einen deutlichen Rückgang der 
Systemgegner.209 
(W) Die Akzeptanz der Allgemeinheit wird durch unterschiedliche Gruppen beeinflusst. 
(A) Politische Einigkeit über alle Ebenen ist erforderlich. 
Probleme auf der politischen Ebene können Realisierung und Wirkungen von Instrumenten gefähr-
den.210 Die Überwindung politischer Widerstände ist eine nicht zu unterschätzende Herausforde-
rung.211 Eine ausreichende politische Akzeptanz und ein starkes politisches Durchsetzungsvermögen 
sind daher unerlässlich212, und v. a. die Einführung einer nationalen Gebühr muss durch die natio-
nale Regierung unterstützt werden.213 Im Optimalfall gehen Impulse, auch für technische Innovatio-
nen, direkt von der Politik aus.214 Dies war z. B. in Ansätzen in Japan der Fall.215 Die Einführung 
von Mobility Pricing muss in ein Gesamtkonzept einer integrierten Verkehrspolitik eingebettet 
sein.216 Dazu ist auch eine enge Verzahnung aller beteiligten politischen Ebenen wichtig.217 
Die Äußerungen deutscher Politiker zu Mobility Pricing sind unterschiedlich, dennoch zeigen viel-
fältige Medienberichte die Aktualität der Überlegungen.218 In Deutschland findet zurzeit ein Umden-
                                                
204  vgl. DECORLA-SOUZA, WHITEHEAD 2003 
205  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
206  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
207  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B; Dies zeigte sich bei einer Befragung in England (vgl. GREEN, STONE 2004). 
208  siehe hierzu Lkw-Maut in Deutschland, Stockholm, Systeme in Norwegen u. a. (vgl. KEUCHEL, RODI 1994, 
Fallbeispiele, Anhang I) 
209  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
210  vgl. IEROMONACHOU 2006A, B, MARNER 2007, SCHÜTTE 1998 
211  vgl. FURZER 2006 
212  vgl. ECKERT 1995, AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B, BUCHANAN 2007 
213  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B, MARTIN 2006A, B, C 
214  vgl. FLEISCHER, HALBRITTER 2004 
215  vgl. MAYRZEDT 2001 
216  Ein auf Nachhaltigkeit ausgerichtetes Leitbild der Verkehrspolitik in ökonomischer, ökologischer und sozialpolitischer 
Hinsicht sollte dabei im Vordergrund stehen (vgl. MIETSCH, BOCK ET AL. 2006). 
217  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B, MARTIN 2006A, B, C 
218  siehe z. B. FISCHER, VOLKERY 2006 
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ken statt.219 In allen politischen Parteien wird mittlerweile zumindest über die Möglichkeit neuer 
Instrumente des Mobility Pricing nachgedacht.220 Die Bundesregierung selbst steht einer Einführung 
einer Pkw-Maut bisher ablehnend gegenüber.221 Dabei werden aber vor allem Ziele der Finanzie-
rung betrachtet und kaum Ziele des Verkehrsmanagements. So zielte auch die politische Entschei-
dung bei der Einführung der Lkw-Maut wesentlich auf die Einnahmen aus der Maut.222 
Politiker schätzen aus Sicht der Bürger die Einstellungen der Verkehrsteilnehmer zum Auto zum 
Teil falsch ein.223 Da das Bild der Politiker über die Meinungen der Wähler ihr eigenes Verhalten be-
einflusst, wirken sich Fehleinschätzungen auf ihr Handeln aus. Dies kann auch die Einstellungen der 
Verkehrsteilnehmer zum Mobility Pricing betreffen. 
(A) Die Akzeptanz von Verbänden ist ein wichtiger Faktor. 
Verbände können wesentlich auf die politische Willensbildung einwirken.224 Relevant für die Ein-
führung des Mobility Pricing sind zum Beispiel Verbände der Verkehrsteilnehmer, der Automobilin-
dustrie oder der Wirtschaft. Ein intensiver Dialog mit diesen Verbänden über die Vorteile und Nach-
teile der verschiedenen Instrumente des Mobility Pricing und gegebenenfalls über ihre detaillierte 
Ausgestaltung erscheint sehr wichtig. 
(W) Medien können das öffentliche Meinungsbild beeinflussen. 
Medien können die vorhandene Akzeptanz wesentlich beeinflussen, sowohl positiv als auch negativ. 
Eine umfassende Berichterstattung über die Wirkungen des Mobility Pricing unterstützt die Aufklä-
rung der Bevölkerung und eine sachorientierte Meinungsbildung. Für konkrete Vorhaben zur Ein-
führung neuer Instrumente ist ebenfalls eine umfassende Berichterstattung wichtig. Eine negativ ge-
staltete Berichterstattung in der Presse kann das Erreichen einer ausreichenden Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit erschweren.225 
Zum Beispiel wurde die Verbesserung der Akzeptanz für das City-Maut-System in Stockholm auch 
durch eine breit angelegte Medienkampagne gestärkt. In Singapur wurde die Einführung eines elek-
tronischen Systems mit Hilfe der Medien vorbereitet.226 
(W) Die Akzeptanz hängt von der Systemgestaltung ab.   
Die Akzeptanz der Öffentlichkeit ist mit ausschlaggebend für eine Realisierungschance und hängt 
wesentlich von der Systemgestaltung ab.227 Im Folgenden werden wichtige Punkte näher betrachtet. 
                                                
219  vgl. z. B. MIETSCH, BOCK ET AL. 2006 
220  vgl. z. B. SPIEGEL ONLINE 27.10.2006, SPIEGEL ONLINE 10.12.2006A, SPIEGEL ONLINE 11.12.2006 
221  vgl. SPIEGEL ONLINE 06.03.2007; Durch die Politik wird oft darauf hingewiesen, dass der Anteil der ausländischen 
Nutzer deutscher Autobahnen nicht ausschlaggebend ist. Deren Beitrag zu einem Vignettensystem würde gerade den 
Verwaltungsaufwand decken (vgl. SPIEGEL ONLINE 10.12.2006B). 
222  Da die Lkw-Maut in Deutschland wie eine Steuer behandelt wird, läuft sie über den Haushalt und wird nur zu einem 
Teil in die Infrastrukturfinanzierungsgesellschaft eingezahlt (vgl. ABERLE 2002C, Fallbeispiele, Anhang I). 
223  Nach BRÖG UND ERL (2004) schätzen politische Entscheidungsträger die Haltung der Bürger gegenüber dem Auto aus 
Sicht der Bürger in Ost-Deutschland zu 22 % für feindlicher ein als sie ist, in West-Deutschland zu 30 %. Aus Sicht 
der Bürger schätzen 16 % (Ost) bzw. 24 % (West) die Haltung richtig ein und 64 % (Ost) bzw. 51 % (West) halten 
sie für freundlicher als sie ist. Siehe auch SCHLAG 1998. 
224  vgl. z. B. ROTHENGATTER 1994, BAYLISS 1998, ADAC 2006, SEYBOLD 2006 
225  vgl. FURZER 2006, KOSSAK 2006A, B; Belege für die Unterstützung der Akzeptanz durch Information und Kommunika-
tion lassen sich bei WEIGELE, GROTEMEIER ET AL. (2007) finden. 
226  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
227  vgl. BUCHANAN 2007 
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(W) Wird das System als gerecht empfunden, steigt die Akzeptanz. 
Das Gefühl von Gerechtigkeit und Fairness ist ein wichtiger Punkt für die Akzeptanz.228 Es wird ge-
stützt, wenn gute Alternativen geboten werden. Dazu zählen z. B. ein günstiger Zugang zu alternati-
ven Verkehrsmitteln.229 
Die Verteilung von Kosten und Nutzen hat einen intrapersonalen, einen interpersonalen und einen 
interregionalen Aspekt.230 Man kann es als sozial ungerecht oder unsozial bezeichnen, wenn sich 
der Wert des Ungleichheitsmaßes durch eine Maßnahme erhöht bzw. die Wohlfahrtsverteilung 
durch Maßnahmen ungleichmäßiger wird. Dabei erhöht der Transfer einer Geldeinheit von einer 
ärmeren zu einem relativ reicheren Individuum den Wert des Ungleichheitsmaßes und deutet auf 
eine höhere Ungleichheit hin.231  
Um Gerechtigkeit zu bewahren, darf Mobility Pricing nicht zur Mobilitätsverhinderung für bestimm-
te soziale Gruppen führen, sondern es müssen alternative Mobilitätschancen für alle soziale Grup-
pen vorhanden sein.232 
Werden die Einnahmen aus dem MIV für den allgemeinen Staatshaushalt verwendet, haben sie re-
gressive Wirkungen, d. h. sie treffen Personen mit geringen Einnahmen mehr. Diese regressiven 
Wirkungen können kompensiert werden, wenn die Einnahmen zum Abbau bestehender Abgaben 
oder für Investitionen in den Straßenverkehr genutzt werden. Eine progressive Wirkung in Form 
einer Entlastung der untersten Einkommensschichten zeigt sich sogar, wenn die Einnahmen für den 
öffentlichen Verkehr verwendet werden oder eine Rückverteilung pro Kopf stattfindet.233 
(W) Tritt für die Nutzer eine spürbare Verbesserung von Problemen auf, steigt die Akzeptanz.  
Die benötigte öffentliche Akzeptanz für eine Maßnahme wird durch klaren Problembezug geför-
dert, also wenn die Maßnahme eine Lösung für ein Problem bereitstellt, das dem Empfinden der 
Allgemeinheit nach behandelt werden muss.234 Das Problembewusstsein spielt dabei eine große 
Rolle. In London war den Verkehrsteilnehmern z. B. die sehr hohe Stauhäufigkeit sehr bewusst.235 
Die Menschen müssen sicher sein, dass die Systeme eingeführt werden, um die Mobilität zu verbes-
sern, und nicht nur, um Einnahmen zu erzielen.236 Eine ungerechtfertigte Bepreisung z. B. in länd-
lichen Bereichen ohne Stauproblematik wird dementsprechend als unfair empfunden.237 Ebenso 
werden neue Gebühren besonders dann abgelehnt, wenn das Gefühl aufkommt, für eine Leistung 
zweimal bezahlen zu müssen.238 Die Angemessenheit der Preise ist besonders bedeutsam für die 
Akzeptanz.239 
Die Greifbarkeit der Gegenleistung ist ein weiterer wichtiger Faktor für die Akzeptanz.240 Eine be-
wusste Verknüpfung von finanziellen Belastungen und den damit verbundenen Verbesserungen der 
                                                
228  siehe dazu ISON 1998, MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006, BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
229  vgl. JOHÄNNING, RUHREN ET AL. 2006 
230  vgl. SCHLAG 1998 
231  vgl. TEUBEL 2000 
232  vgl. SCHLAG 1998 
233  vgl. MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006 
234  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B, MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006, BUCHANAN 2007 
235  vgl. Fallbeispiele, Anhang I; Von der deutschen Lkw-Maut erhofften sich deutsche Spediteure höhere Gerechtigkeit 
und Chancengleichheit gegenüber ausländischen Spediteuren (vgl. Fallbeispiele, Anhang I) 
236  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B, GREEN, STONE 2004, IEROMONACHOU 2006B 
237  vgl. GREEN, STONE 2004 
238  vgl. GREEN, STONE 2004 
239  vgl. BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
240  vgl. ALBERT, MAHALEL 2006, MAYRZEDT 2001 
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Infrastruktur und der Vermeidung von Staus ist nötig.241 Die Bürger müssen die Vorteile der neuen 
Systeme erkennen und erfahren können.242 Besonders hoch ist die Akzeptanz, wenn das Gefühl vor-
handen ist, als Gegenleistung für die Bezahlung einen Vorteil zu erhalten243, wie dies z. B. beim so 
genannten Value Pricing der Fall ist. Kritik kommt auf, wenn bei direkt anfallenden Kosten die Vor-
teile nicht direkt entstehen, sondern nur – teilweise sogar sehr langfristig - in Aussicht gestellt wer-
den.244 
Ist das Problembewusstsein vorhanden und sind die Veränderungsziele festgelegt, muss geklärt wer-
den, inwieweit vorgeschlagene Maßnahmen als effektive und effiziente Problemlösungen wahr-
genommen werden. Effektivität beschreibt den Zielerreichungsgrad, Effizienz das Nutzen-Kosten-
Verhältnis. Während die Akzeptanz von der Wahrnehmung der Effektivität und Effizienz abhängt, 
so hängen andererseits auch Effektivität und Effizienz von der Akzeptanz ab. Bewertungen und Er-
wartungen müssen daher für eine optimale Abstimmung transparent sein. Während die gesellschaft-
lichen Vorteile der Maßnahmen maximiert werden sollen, sollen die persönlichen Nachteile mini-
miert werden. 245 
Folgende Erkenntnisse stützen diese Aussagen: 
? In Stockholm war die Akzeptanz direkter Nutznießer der Systeme höher als die Akzeptanz 
der weniger profitierenden Bevölkerung außerhalb der bepreisten Gebiete.  
? In Trondheim führte die Verbesserung der Lebensqualität und die damit verbundene Sicht-
barkeit der positiven Einflüsse zur Akzeptanz des Bepreisungssystems. 
? In London hängt die hohe Akzeptanz auch mit dem vorhandenen Problembewusstsein durch 
die sehr hohe Stauhäufigkeit zusammen. 
? In Bergen stieg die Akzeptanz durch den Bau von zusätzlicher Infrastruktur.246 
Dabei muss auch die Verknüpfung zwischen Bepreisung und Verbesserung stimmen. Eine niedrige 
Akzeptanz ergibt sich z. B. in Richmond für Parkgebühren gestaffelt nach CO2-Ausstoß der Fahr-
zeuge, da beim Parken kein CO2 ausgestoßen wird.247 
(W) Die Zweckbindung der Einnahmen kann die Akzeptanz fördern.   
Die Einnahmenverwendung und deren Offenlegung ist sehr wichtig.248 Kernpunkt eines integrierten 
Mobilitätsmanagement-Konzepts ist, dass Push-Maßnahmen immer durch Pull-Maßnahmen aufge-
wogen werden müssen. Die öffentliche Akzeptanz wird vergrößert, wenn Einnahmen ausschließlich 
für die Verbesserung ökologisch und sozial sinnvoller Mobilitätschancen verwendet werden. Alter-
native Möglichkeiten zur Realisierung der Mobilität müssen vor der Umsetzung der Instrumente 
entwickelt und akzeptiert sein.249 Die Einnahmen sollen grundsätzlich in dem Sektor genutzt wer-
den, in dem sie auch erhoben werden. Die Verwendung in anderen Segmenten des Verkehrswesens 
kann, z. B. durch die Mobilitätsgarantie durch den ÖV, gerechtfertigt sein, jedoch behindert eine 
„wahllose“ Nutzung der Einnahmen die Wirksamkeit der Gebührenerhebung.250  
                                                
241  vgl. DECORLA-SOUZA 2006 
242  vgl. ECKERT 1995 
243  vgl. GREEN, STONE 2004 
244  vgl. FURZER 2006 
245  vgl. SCHADE 2005, SCHLAG 1998 
246  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
247  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
248  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B, HILLS 1998, ISON 1998, MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006, ALDRIDGE, CARRENO 
2006, WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW 2005, SCHÜTTE 1998, BUCHANAN 2007 
249  vgl. SCHLAG 1998, GREEN, STONE 2004 
250  vgl. KOSSAK 2004B, KOSSAK 2006A, B 
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Eine zweckgebundene Nutzung der Einnahmen könnte z. B. durch eine Privatisierung der Autobah-
nen gewährleistet werden251 oder durch eine externe Verwaltung der Einnahmen.252 Auch in Trond-
heim führte die transparente Einnahmenverwendung zu einer hohen Akzeptanz.253 Die Zweckbin-
dung war auch bei der Einführung der Lkw-Maut in Deutschland ein viel diskutiertes Thema254 und 
wird auch dort als wichtig für die Akzeptanz erachtet.255 
(W) Die Einführung im Maßnahmenbündel kann eine hohe Akzeptanz fördern.   
Die Nutzerakzeptanz wird durch entsprechende Begleitmaßnahmen vergrößert.256 Parkgebühren 
beispielsweise können durch Verbesserungen im ÖV und der Umnutzung von Verkehrsflächen be-
gleitet werden.257 Das Einbetten in ein Gesamt-(mobilitäts-)konzept ist auch für die Wirksamkeit 
wichtig.258 
Von Verkehrsteilnehmern vorgeschlagene, zusätzliche Maßnahmen sind z. B. Car-Sharing, Park-
and-Ride, Parkmanagement, Änderungen bei der Führerscheinprüfung, vermehrter Einsatz von 
Schulbussen, Erziehung in Richtung einer weniger Auto-basierten Kultur oder Verbesserungen beim 
Straßenmanagement. Besonders effektiv erscheint den Verkehrsteilnehmern eine Kombination aus 
diesen Maßnahmen.259 Zu einem Maßnahmenbündel können z. B. auch weitere Maßnahmen zur 
Reduzierung der Emissionen (Technologieentwicklung) oder eine Flexibilisierung von Arbeitszeiten 
gehören.260 
Das Road Pricing-System in Singapur war u. a. erfolgreich, weil es Teil eines Verkehrsmanagements 
war, das ebenfalls Maßnahmen wie Förderung des ÖPNV und P+R-Anlagen umfasste. Auch in 
Trondheim wird die Integration des Bomrings in einen umfangreichen Verkehrs-Investitions-Plan als 
Kriterium für die Akzeptanz genannt.261 
(W) Kompensationsmaßnahmen können die Akzeptanz erhöhen.   
Das gewählte Kostenniveau ist ein wichtiger Akzeptanzfaktor. Die Akzeptanz sinkt mit steigenden 
Kosten262 und steigt mit dem z. B. durch Kompensationen erzielbaren Nutzen. Um eine ausreichen-
de Akzeptanz zu erreichen, können in manchen Fällen Kompensationsmaßnahmen erforderlich 
sein. So fordern z. B. MIETSCH, BOCK ET AL. (2006) bei der Einführung einer Nutzerfinanzierung für 
die Verkehrswege in Deutschland eine Kostenneutralität für die Nutzer. Nach SCHRÖDER (2005) sei 
ein solches verursachergerechtes Preissystem nur gesellschaftlich akzeptiert, wenn gleichzeitig die 
Steuern ohne Lenkungsfunktion abgeschafft würden. Dies scheiterte bisher immer am politischen 
Willen.  
                                                
251  vgl. ASU 2006 
252  In Österreich z. B. fließen die Einnahmen aus der Pkw-Vignette und der Lkw-Maut sowie weiterer Sondermaut-
strecken zur ASFINAG, die daraus Erweiterungsinvestitionen, Investitionen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, 
Betrieb und Erhaltung sowie sonstige Kosten und Zinszahlungen finanziert (vgl. BECKERS, BRENCK ET AL. 2006, Fall-
beispiele, Anhang I). 
253  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
254  vgl. SCHNELL 2002 
255  vgl. RUIDISCH, SCHULZ ET AL. 2005 
256  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
257  vgl. ALDRIDGE, CARRENO 2006 
258  vgl. ECKERT 1995, FURZER 2006 
259  vgl. GREEN, STONE 2004 
260  vgl. OCKWELL 2002 
261  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
262  vgl. VRTIC 2006 
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(W) Kalkulierbarkeit und ein einfacher Umgang mit Tarifen fördern die Akzeptanz. 
Die Fähigkeit und Bereitschaft der Verkehrsteilnehmer, auf Preissignale zu reagieren, ist durch die 
mentale Kapazität und durch äußere Faktoren eingeschränkt. Menschen zeigen die Präferenz, Ent-
scheidungen auf möglichst einfachen Informationen basierend zu treffen.263 Die Akzeptanz kann da-
her durch eine zu komplexe Preisgestaltung und entsprechend schlechte Kalkulierbarkeit negativ 
beeinflusst werden. Die anfallenden Kosten sollten deshalb jederzeit leicht zu ermitteln sein.264 
Auch Ausnahmeregelungen sollten klar verständlich und den Nutzern bekannt sein.265 
Die Gebührenerhebung selbst muss für die Nutzer nachvollziehbar und begreifbar sein.266 Eine ein-
fache Handhabung267 und ausreichend viele, möglichst bequeme268 Optionen zur Zahlung der Ge-
bühren269 sind wichtig. Ein mit der Gebührenberechnung und Gebührenerhebung verbundener ho-
her Aufwand senkt auch die Akzeptanz der Wirtschaft.270 Eine Differenzierung der Bepreisung muss 
für die Verkehrsteilnehmer einfach zu merken sein und ihnen Vorteile verschaffen, indem Anpas-
sungen z. B. durch niedrigere Preise belohnt werden.271 
Eine Echtzeitbepreisung scheint auf Grundlage dieser Aussagen nur schwer realisierbar, da Preise 
für Nutzer kalkulierbar sein sollen und der Umgang mit der Bepreisung leicht fallen soll.272 Die 
Flexibilität der Preisdifferenzierung wird deshalb aus Akzeptanzgründen dadurch begrenzt, dass 
den Verkehrsteilnehmern eine frühzeitige und verbindliche Preisinformation garantiert werden 
muss.273 Weiterhin müssen die Nutzer Vertrauen in das System haben, insbesondere in das Er-
hebungssystem. Das umfasst auch die Kontrollen.274 
(W) Ausreichende Information und Kommunikation fördern die Akzeptanz. 
Eine gute und sorgfältige Vorbereitung und Kommunikation sind wichtige Faktoren für die Akzep-
tanz.275 Problemhintergrund, Notwendigkeit, Kosten, Maßnahmen und Ziele müssen transparent 
dargestellt werden. Auch das Vorhandensein von Unterschieden zwischen der persönlich besten 
Lösung und der allgemein besten Lösung muss deutlich werden.276 Ohne ausreichendes gesellschaft-
liches und politisches Verständnis für die ökonomischen Zusammenhänge ist kein Mobility Pricing 
möglich.277 Die notwendige Information steigt bei zunehmender Differenzierung der Gebühren278, 
                                                
263  vgl. BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
264  vgl. GREEN, STONE 2004; Eine einfache, transparente und benutzerfreundliche Systemstruktur ist wichtig (vgl. SCHÜTTE 
1998). 
265  vgl. ALDRIDGE, CARRENO 2006, MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006 
266  vgl. HAAG 1993 
267  vgl. KAUS 2003; In diesem Zusammenhang können z. B. die BGL-Tabellen, Onlinequellen oder Zusatzsoftware zu 
Routenplanungsprogrammen genannt werden, die Unternehmen helfen, in Abhängigkeit von der Relation die durch 
die Einführung der deutschen Lkw-Maut entstehenden Kosten abzuschätzen. 
268  vgl. BELL, QUDDUS ET AL. 2004 ; Dies äußerten auch Befragte in einer Studie zur City-Maut in London, die sich als zu-
sätzliche Option die Bezahlung durch Bankeinzug wünschten. 
269  vgl. ATLANTA VALUE PRICING ADVISORY TASK FORCE 2003 
270  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
271  vgl. BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
272  vgl. BONSALL, SHIRES ET AL. 2004 
273  vgl. SCHÜTTE 1998 
274  vgl. MÜHLETHALER 2006A, B; Die externe Kontrolle ist von der Akzeptanz abhängig, denn bei einer Zustimmung zu der 
Maßnahme gibt es eine positive Einstellung zur Ahndung von Verstößen (vgl. SCHLAG 1998). 
275  vgl. MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006, BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997, SCHÜTTE 1998, BUCHANAN 2007, WEIGELE, GROTEMEIER ET 
AL. 2007 
276  vgl. SCHLAG 1998, SCHÜTTE 1998 
277  vgl. SCHRÖDER 2005 
278  vgl. BOCK, HOHLWEG ET AL. 1997 































ebenso bei umfassenden und komplexen Ausnahmeregelungen.279 Eine Einbindung der Betroffenen 
bei der Systemgestaltung ist gut.280 
(W) Bekannte Instrumente werden eher akzeptiert als unbekannte. 
Erfahrungen mit realisierten Instrumenten sind ein wichtiger Faktor für die Akzeptanz.281 Ein Vor-
teil kann daher auch dadurch entstehen, dass von anderen Verkehrsmitteln bekannte Modelle über-
tragen werden, z. B. das im ÖV bekannte Zonenmodell auf eine Straßenbenutzungsgebühr.282 Das 
Vertrauen in das System und der Ausschluss von Missbrauch sind wichtig.283 Die Einführung bzw. 
Erweiterung bekannter Gebührensysteme wird daher einfacher eingeschätzt als die Implementie-
rung gänzlich neuer Systeme.284 Die Akzeptanz für neue Maßnahmen steigt allerdings auch, wenn 
schon positive Erfahrungen mit anderen Maßnahmen aus dem Bereich des Mobility Pricing vorlie-
gen.285 
  
                                                
279  vgl. FURZER 2006 
280  Der Erfolg des Systems in Singapur wurde auch durch die starke Einbindung der Betroffenen gestützt (vgl. Fall-
beispiele, Anhang I). 
281  vgl. KOSSAK 2006A, B; Daher kommt z. B. auch eine höhere Akzeptanz bei den bekannteren Autobahngebühren oder 
km-abhängigen Abgaben gegenüber Gebietslizenzen und tageszeitabhängigen Gebühren (vgl. VRTIC 2006). 
282  vgl. SUTTER, MAIBACH ET AL. 2006; Ein Problem nicht nur in Deutschland ist, dass die Nutzer zumindest die Straßen-
infrastruktur als öffentliches Gut ansehen (vgl. OCKWELL 2002). 
283  vgl. MAIBACH, HAEFELI 2006 
284  vgl. ALDRIDGE, CARRENO 2006 
285  vgl. GREEN, STONE 2004 
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4.2.5 Finanzen 
Mobility Pricing braucht eine integrierende finanzielle Betrachtung. 
 
Neben den betriebswirtschaftlichen Wirkungen treten auch volkswirtschaftliche Wirkungen auf. __ S. 58 
  Im Rahmen einer volkswirtschaftlichen Betrachtung müssen auch    
  hohe Erhebungskosten im Gesamtzusammenhang gesehen werden.  _____________________________ S. 59 
  Der Bepreisung können verschiedene Ansätze (Wegekostenrechnung,  
  Grenzkostenansatz, Preis-Standard-Ansatz u. a.) zugrunde gelegt werden.  _______________________ S. 60 
  Auswirkungen sind für verschiedene (Nutzer-)Gruppen unterschiedlich.  _________________________ S. 63 
Es besteht ein Gesamtzusammenhang zwischen allen Instrumenten des Mobility Pricing.  ________ S. 65 
  Es können Kompensationen realisiert werden.  _______________________________________________ S. 65 
  Der Nutzer vergleicht nur die ihm bewussten Kosten.  _________________________________________ S. 65 
Einnahmesituationen und Finanzierungssysteme können wesentlich verändert werden.  __________ S. 66 
 
 
(W) Neben den betriebswirtschaftlichen Wirkungen treten auch volkswirtschaftliche 
Wirkungen auf.   
Die Kosten von Instrumenten des Mobility Pricing (Installation, Betrieb, Kontrolle und das dahinter 
stehende System zur Behandlung der Zahlungen und Anfragen sowie die Anpassungskosten durch 
die Industrie) können sehr hoch sein.286 Zu den Kosten der Instrumente des Mobility Pricing können 
neben den Systemkosten auch noch die Kosten für bauliche Maßnahmen, für Änderungen der Ver-
kehrsführung und für Maßnahmen bei Alternativen gezählt werden.287  
Neben den betriebswirtschaftlichen Wirkungen kann eine volkswirtschaftliche Betrachtung der ver-
schiedenen Kosten und Nutzen der Instrumente in einem übergeordneten Zusammenhang nötig 
sein. Zur Zeit befinden sich die Verkehrsmärkte nicht in einem gesamtgesellschaftlichen Opti-
mum.288 Sinnvoll für die Volkswirtschaft wäre aber ein soziales Maximum des Nutzens, bei dem der 
effiziente Gebrauch der Verkehrssysteme maximiert wird.289 Nach dem PARETO-Optimum ist eine 
Situation dann effizienter als eine andere, wenn die Summe der Wohlfahrtsänderungen bei den 
durch Veränderungen betroffenen Verkehrsteilnehmern und Anwohnern zuzüglich der Einnahmen 
aus den Veränderungen unter Berücksichtigung eventueller Transaktionskosten (z. B. für die Ab-
gabenerhebung) positiv ist.290 
Die Kosten für die Umsetzung des Mobility Pricing sind also in einem Gesamtzusammenhang zu 
sehen. Aus volkswirtschaftlicher Sicht müssen ihnen auch die Gewinne durch Zeiteinsparungen und 
durch mehr Zuverlässigkeit gegenübergestellt werden. Diese Gewinne haben i. d. R. eine beträcht-
liche Größe.  
Für Großbritannien wurden die Zeitersparnisse im Rahmen einer flächendeckenden Bepreisung auf 
einen Wert von 10 Mrd. GBP (ca. 15 Mrd. €) geschätzt. Sogar 12 Mrd. GBP (ca. 18 Mrd. €) erge-
ben sich, wenn die Werte für die Steigerung der Verlässlichkeit mitbeachtet werden.291 Bei dem An-
                                                
286  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
287  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
288  vgl. BORRMANN, PEISTRUP 2004 
289  vgl. DAY 1998 
290  vgl. TEUBEL 2000 
291  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
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setzen von ökonomischen Preisen zeigt das Ergebnis klar positive volkswirtschaftliche Gesamtwir-
kungen durch Road Pricing.292 Für den City-Maut-Versuch in Stockholm wird für den jährlichen Be-
trieb unter Beachtung aller positiven und negativen Effekte ein gesamter sozio-ökonomischer Über-
schuss (ohne Investitionskosten) von 25 Mio. € geschätzt.293 Laut einer Studie von Infras, ISI und 
IER294 belaufen sich die Verspätungskosten in Deutschland 2005 auf 76,6 Mrd. €. Von diesen entfal-
len 99 % auf den Straßenverkehr.295 
Aktuelle Literatur befasst sich mit dem noch eher wenig behandelten Thema der Kosten des ruhen-
den Verkehrs. Als dort anfällige volkswirtschaftliche Kosten werden dabei alle Kosten, die unmittel-
bar mit der Beschaffung und Bereitstellung (Bau- bzw. Investitionskosten) sowie dem Betrieb der 
Parkplatzinfrastruktur (Betriebs- und Unterhaltungskosten) zusammenhängen, der Wert der Grund-
stücksflächen (Grundstückskosten als Opportunitätskosten) und externe Kosten (Flächeninan-
spruchnahme, Beeinträchtigung von Natur und Landschaft, Parksuchverkehr) gesehen.296 
(A) Im Rahmen einer volkswirtschaftlichen Betrachtung müssen auch hohe Erhebungskosten im 
Gesamtzusammenhang gesehen werden.   
Neben den komplexen Wirkungen sind es oft die vermeintlich hohen Erhebungskosten, die vor einer 
Einführung von z. B. Straßenbenutzungsgebühren abschrecken.297 Dabei müssen auch die nötigen 
Kosten für die korrekte Einhaltung der Gebührenzahlung beachtet werden.298 Betreiberentgelte wei-
sen beträchtliche Höhen auf.299 So erfordert z. B. der Betrieb der Systeme in Österreich zwischen 
8 % und 14 % der Einnahmen.300 Eine Reduzierung der Betriebskosten ist durch die Verwendung 
elektronischer Mautsysteme möglich.301  
Die Höhe der Erhebungskosten wird durch die Gestaltung der Instrumente und die technische Ge-
staltung beeinflusst. Fahrleistungsunabhängige Systeme sind einfach zu handhaben und kosten-
günstig zu implementieren. Fahrleistungsabhängige Systeme können ebenfalls konventionell oder 
elektronisch sein. Manuelle Systeme ermöglichen eine einfache Einführung, da fahrzeugseitig keine 
Änderungen vorzunehmen sind. Nachteile liegen in einem hohen Personalaufwand, in den mögli-
chen Störungen des Verkehrsablaufs, dem Flächenbedarf und der städtebaulichen Integrierbarkeit. 
Bei den fahrleistungsabhängigen Systemen sind fahrzeugexterne und fahrzeuginterne Modelle zu 
unterscheiden. Bei fahrzeuginternen Systemen findet der Erfassungs- und Berechnungsvorgang im 
Fahrzeug statt. Ein Nachteil ist dabei der notwendige Einbau der fahrzeuginternen Geräte. Routen-
Modelle sind z. B. kostengünstiger und einfacher umsetzbar als Zonen-Modelle. Bei einer flächen-
deckenden, fahrleistungsabhängigen Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren als weiteres Bei-
spiel entsteht ein erheblicher finanzieller Aufwand.302 
Die Amortisation der Investitionskosten für das City-Maut-System in Stockholm soll durch die jähr-
lichen Mauteinnahmen (abzüglich der Betriebskosten) nach vier Jahren möglich sein. Eine Amorti-
                                                
292  vgl. ROTHENGATTER 1994 
293  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
294  Infras, Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung, Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Ener-
gieanwendung: Externe Kosten des Verkehrs in Deutschland – Aufdatierung 2005. Zürich, Karlsruhe, Stuttgart, März 
2007. 
295  vgl. ELLWANGER, FLEGE 2007 
296  vgl. ESCHERT 2008 
297  vgl. BOHNET, WAGNER 2006, BECKERS, HIRSCHHAUSEN ET AL. 2007 
298  vgl GREEN, STONE 2004 
299  vgl. ABERLE 2003D, BUCHANAN 2007 
300  vgl. BECKERS, BRENK ET AL. 2006, Fallbeispiele, Anhang I 
301  vgl. ENGLAND 2006 
302  vgl. HAAG 1993 
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sation der Kosten der westlichen Erweiterung der City-Maut-Zone in London inklusive aller dazuge-
hörigen Einrichtungen durch die zusätzlichen Einnahmen wird bis 2010 angestrebt.303 
Ein weiterer Faktor sind die durch die Erhebung entstehenden Kosten bei den Nutzern und dabei 
besonders für die Wirtschaft. So beklagte die Wirtschaft im Rahmen des City-Maut-Versuchs in 
Stockholm die komplizierte und teure Verwaltung der anfallenden Kosten durch die City-Maut.304 
Aber auch hier ist es für eine volkswirtschaftliche Bewertung nötig, die Kosten in einem Gesamtzu-
sammenhang zu betrachten. Auf keinen Fall sollten die Mauterhebungskosten den Wohlfahrts-
gewinn der Gesellschaft übersteigen.305 Sie müssen diesen aber gegenüber gestellt werden und dür-
fen nicht nur für sich betrachtet werden. Zudem wird durch die Finanzierung der Erhebungssysteme 
wiederum die Wirtschaft gestützt.  
Obwohl die Vollzugskosten im Vorfeld der Einführung eine große Rolle spielen, sind sie i. d. R. nach 
der Umsetzung und Einführung der Instrumente kein Thema mehr. Andere Aspekte, wie die Funk-
tionsfähigkeit des Systems und die Verhinderung von Missbräuchen treten in den Vordergrund.306 
(A) Der Bepreisung können verschiedene Ansätze (Wegekostenrechnung, Grenzkostenansatz, Preis-
Standard-Ansatz u. a.) zugrunde gelegt werden.   
Eine wichtige Frage ist die Höhe der Preise, die in Verbindung mit dem Mobility Pricing stehen. Hier 
gibt es entsprechend den Zielen der Bepreisung unterschiedliche Ansätze, die einer Bestimmung zu-
grunde gelegt werden können. 
Die Festlegung der Mautgebührenhöhe auf japanischen Autobahnen orientiert sich z. B. an vier 
Grundprinzipien307: 
? Tilgungsprinzip: Nach der Tilgung der Schulden sollen die Straßen mautfrei sein. 
? Kostendeckungsprinzip: Aufwände aus Bau, Betrieb und Unterhalt sowie den Schulden 
sollen mit den Mauteinnahmen gedeckt werden. 
? Nutzenprinzip: Die Mautgebühr soll für den Nutzer nicht höher als der Nutzen sein. 
? Fairnessprinzip: Die Mauthöhe soll unter wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten 
fair sein. 
Neben den dabei schon angesprochenen wichtigen Punkten Kostendeckung und Gerechtigkeit zwi-
schen den einzelnen Nutzern spielen in Deutschland noch grundlegendere Fragen wie die nach 
einem Wechsel des Finanzierungssystems hin zu einer Nutzerfinanzierung eine Rolle. Zudem ist 
die Form der Abgabe relevant.308 
Die deutsche Lkw-Maut beruht, wie von der EU-Richtlinie 1999/62/EG gefordert, auf einer Wege-
kostenrechnung.309 Für eine Pkw-Maut in Deutschland werden für eine Deckung der Wegekosten 
verschiedene Gebührenhöhen diskutiert.310  
                                                
303  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
304  vgl. Fallbeispiele, Anhang I   
305  vgl. BORRMANN, PEISTRUP 2004 
306  vgl. MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006 
307  vgl. MAYRZEDT 2001 
308  Wichtig ist hierbei vor allem die Unterscheidung zwischen Preisen oder Gebühren und Steuern. Preisen und Gebüh-
ren ist ein direkter Gegenwert zuzuordnen. Bei Steuern ist dies nach dem Nonaffektationsprinzip nicht nötig, sie sind 
Zwangsabgaben ohne Anspruch auf Gegenleistung, die nicht zweckgebunden sind. Bei der Lkw-Maut in Deutschland 
handelt es sich daher z. B. um eine Gebühr. (vgl. HASSE, AHRENS ET AL. 2007 und ASU 2006) 
309  vgl. ABERLE 2002A 
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Zu den Kosten, die Nutzern von Verkehrsmitteln angelastet werden können, zählen die Kosten für 
Bau, Erhalt und Betrieb der Verkehrswege und evtl. der Fahrzeuge, die in Verbindung mit der 
Finanzierung entstehenden Kosten sowie externe Kosten.311 Unter externen Kosten werden moneta-
risierte soziale Folgen und ökologische Auswirkungen zusammengefasst.312 Hierzu zählen z. B. Ein-
schränkungen der Umwelt- und Lebensqualität durch Abgas- und Lärmimmissionen sowie Unfälle 
oder Reisezeitverluste aufgrund von Kapazitätsengpässen (Staukosten).313 Allein Stauzustände ver-
ursachen einen erheblichen volkswirtschaftlichen Schaden. In Deutschland liegt dieser im Bereich 
der internen Infrastrukturkosten. Dennoch ist Deutschland bisher weniger durch Stau betroffen, als 
z. B. England.314 Der Einbezug von externen Kosten wird z. B. von der ARBEITSGEMEINSCHAFT SELBST-
STÄNDIGER UNTERNEHMER E.V. (2006) abgelehnt. Für Deutschland wird von der Pällmann-Kommis-
sion eine Orientierung der Nutzerentgelte an den internen Wegekosten vorgeschlagen.315 
Durch die direkte Anlastung der Wegekosten kann eine Nutzerfinanzierung realisiert werden. Vor-
teile einer Nutzerfinanzierung sind der direkte Bezug zwischen Benutzung, Bezahlung und Verwen-
dung, die Deckung des tatsächlichen Finanzierungsbedarfs, die Unabhängigkeit von den Einflüssen 
auf die öffentlichen Haushalte und die Trennung der Diskussion über Steuern und Infrastruktur-
kosten. Zudem zahlen ausländische Verkehrsteilnehmer ebenso wie inländische Verkehrsteilnehmer, 
und die Gebühren können als Mittel der Verkehrslenkung wirken.316 Eine Nutzerfinanzierung ist 
zum Beispiel im Bereich des Luftverkehrs durch Start- und Landegebühren sowie Flugsicherungsge-
bühren, im Schifffahrtsbereich durch Kanalabgaben und Schleusengebühren sowie im Bahnbereich 
durch die Trassenpreise schon lange realisiert.317 
Ein Fokus wird oft auf eine verursachergerechte Kostenanlastung gelegt.318 Eine weitere Möglich-
keit neben einer Ermittlung der Preise durch eine Wegekostenrechnung liegt dabei im Grenzkosten-
ansatz, das heißt der Bepreisung genau der Kosten, die durch die zusätzliche Nutzung entstehen. 
Bei Grenzkostenpreisen werden externe Kosten internalisiert.319  
Die Fahrt auf einem (sich an der Auslastungsgrenze befindenden) Streckenabschnitt führt durch 
den höheren Zeitaufwand zu einer Belastung aller auf diesem Streckenabschnitt fahrenden Fahr-
zeuge. Da dieser Zeitverlust nicht entschädigt werden muss, wird dieser Aufwand bei der Ent-
scheidungsfindung nicht berücksichtigt, er ist den Verursachern meist nicht bewusst. Eine Gebühr 
kann hier als verkehrspolitisches Instrument zur Korrektur dieses Ungleichgewichts genutzt werden, 
indem die Verursacher in die Pflicht genommen werden. Den Nutzern von Infrastruktur werden die 
von ihnen verursachten Kosten angerechnet, um wohlfahrtsmindernde Fehlallokationen zu ver-
meiden320 oder anders ausgedrückt: Jeder Verkehrsteilnehmer möge für eine Fahrt genau die von 
ihm verursachten Grenzkosten bezahlen. Damit würde gewährleistet, dass nur ökonomisch sinn-
                                                                                                                                                               
 
310  Nach BAUM, GEIßLER ET AL. (2005) werden von der Pällmann-Kommission 1,5 ct/Pkw-km auf BAB und 5 ct/Pkw-km 
auf Bundesstraßen, von IWW und Prognos 2 ct/Pkw-km auf BAB und 4 ct/Pkw-km auf Bundesstraßen und von 
Transcare 6,4 ct/km vorgeschlagen. 
311  vgl. BAYLISS 1998 
312  vgl. HAAG 1993 
313  vgl. JOHÄNNING, RUHREN ET AL. 2006 
314  vgl. KOSSAK 2004A 
315  vgl. KOSSAK 2006A, B 
316  vgl. Pällmann-Kommission nach KOSSAK 2006A 
317  vgl. LIPPOLDT 2002 
318  vgl. HAAG 1993 
319  vgl. BORMANN, PEISTRUP 2004 
320  vgl. EICHINGER, KNORR 2004, FURZER 2006 
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volle Fahrten unternommen werden.321 Optimal ist danach die von einem Nutzer zu zahlende Abga-
be also dann, wenn ihre Höhe den externen Kosten entspricht, die der Nutzer durch seine Fahrt al-
len anderen Nutzern, die die gleiche Alternative nutzen, auferlegt. Dies ist aber nur suboptimal zu 
realisieren.322 
Bei der Verwendung des Grenzkostenansatzes und der Internalisierung externer Kosten reduziert 
sich die Nachfrage auf das volkswirtschaftlich optimal niedrige Niveau, verbunden mit einem An-
stieg der mittleren Reisegeschwindigkeiten. Da die optimale Höhe von der tatsächlichen Inan-
spruchnahme des gesamten Netzes abhängig ist, schwankt sie je nach Ort und Zeitpunkt.323 Für ein 
nationales Konzept in Großbritannien wird der Ansatz der Grenzkosten vorgeschlagen.324 
Da ungeeignete Strukturen und Höhen der Gebühren zu unnötigen ökonomischen Verlusten führen 
können und hohe Gebühren auf wenig belasteten Strecken Handel und wirtschaftliche Aktivitäten 
nur negativ beeinflussen können, sollte nach einer Empfehlung der EUROPEAN CONFERENCE OF 
MINISTERS OF TRANSPORT (2005) eine Bepreisung auf marginalen Sozialkosten (inkl. Staukosten und 
Umweltschäden) basieren. Verkehrsabhängige Kosten sollten dort angelastet werden, wo sie auftre-
ten.325 Der WISSENSCHAFTLICHE BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW (2005) hingegen ist gegen eine 
Preisregulierung auf Grundlage von sozialen Grenzkosten, da der Betreiber dann nicht genügend 
Flexibilität bei der Preis- und Mengenplanung hätte. 
Eine Lösung kann hier der Preis-Standard-Ansatz sein. Bei diesem wird ein Preis solange variiert, 
bis sich das gewünschte Verkehrsaufkommen (der Standard) einstellt.326 Die Nutzung von Verkehrs-
angeboten ist hier vergleichbar mit der Nutzung anderer Güter. Eine starke Nachfrage führt zu hö-
heren Preisen. Verkehre werden durch preisdifferenzierte Gebühren entzerrt und günstig ver-
lagert.327 Nur durch die Abhängigkeit des Preises von der Nachfrage ist eine Regelung dieser Nach-
frage möglich.328 
Die Preishöhe kann sich in urbanen bzw. sensiblen Bereichen an der Verträglichkeit der Verkehrsbe-
lastung orientieren, wobei Verträglichkeit nicht nur die verkehrstechnische Kapazität betrachtet, 
sondern auch die Umfeldverträglichkeit. Ist die Nachfrage höher als die Kapazität, soll eine Stauver-
meidung angestrebt werden. In dispersen Außerortsbereichen kann das Ziel eine maximale Rendite 
sein, d. h. bei geringerer Nachfrage kann eine Maximierung der Einnahmen durch eine Optimierung 
aus Preishöhe und resultierender Nachfrage evtl. in Verbindung mit einer Kapazitätsanpassung sinn-
voll sein. Ebenso ist eine Anlastung standortabhängiger Fixkosten denkbar, die von der Ausstattung 
mit Infrastruktur abhängen. Eine Differenzierung nach Siedlungsstruktur ist möglich. Dadurch wer-
den Anreize zur Berücksichtigung der Kosten bei langfristigen Standortentscheidungen gegeben.329 
Es sind auch Kombinationen unterschiedlicher Ansätze möglich, z. B. die so genannten Ramsey-
Preise. Dabei werden Grenzkosten durch nachfragebezogene Aufschläge verändert, so dass insge-
samt das Investitionsbudget und die laufenden Kosten finanziert werden können. Das Péagen-Sys-
tem funktioniert ähnlich, allerdings mit gespaltenen Tarifen. Grundgebühren stellen eine Beteili-
                                                
321  vgl. KRIEBERNEGG 2005 
322  vgl. TEUBEL 2000 
323  vgl. EICHINGER, KNORR 2004 
324  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
325  Um beim Ziel einer Finanzierung der Infrastruktur höhere Gebühren auf nicht überlasteten Strecken zu vermeiden, 
wird die Erhebung einer fixen zusätzlichen Gebühr, z. B. auf Fahrzeugbesitz oder quartalsweise Zugangsberechti-
gung, empfohlen. Dazu hat die EU auch einen Mindestsatz für Fahrzeugsteuern festgelegt.  
326  vgl. BORMANN, PEISTRUP 2004 
327  vgl. SCHRÖDER 2005; Durch die gezielte niedrige Bepreisung erwünschter Routen (systemoptimal, sicherheitsoptimal, 
umweltoptimal) kann z. B. eine Verlagerung auf diese Routen erreicht werden (GRINGMUTH, BATZ ET AL. 2006). 
328  vgl. OCKWELL 2002 
329  vgl. WEIDAUER 2006 































gung der Nachfrager am Fixkostenrisiko sicher und werden durch einen leistungsbezogenen Tarif 
für die Inanspruchnahme der Leistung ergänzt.330 
Die richtige Preishöhe muss aus einem ökonomischen Kalkül abgeleitet werden.331 Sie muss sich 
auch an sozialen Gesichtspunkten orientieren, damit die Verkehrsnachfrage von Personen, die in 
den Spitzenstunden fahren müssen und die Wirtschaft der Region maßgeblich unterstützen, reali-
siert werden kann.332 Ein Modell für die Bestimmung der optimalen Mauthöhe bei bestimmten Ziel-
stellungen wurde z. B. von DEMPE UND LOHSE (2006) entwickelt.  
Die Bestimmung der optimalen Gebührenhöhe ist nicht einfach und hängt u. a. von Entscheidungen 
über Kompensationsmaßnahmen ab.  
Die verschiedenen Möglichkeiten zeigen, dass es wichtig ist, dass das Ziel und die Kriterien für die 
Preise klar definiert sind333 und diese entsprechend gestaltet werden. 
(W) Auswirkungen sind für verschiedene (Nutzer-)Gruppen unterschiedlich.  
Mobility Pricing wirkt sich finanziell auf die Nutzer der Verkehrssysteme aus und dies evtl. in unter-
schiedlichem Maße. Dabei spielt auch das Empfinden durch die Nutzer eine Rolle.334  
Zusätzlich kann Mobility auch auf Gruppen außerhalb des Verkehrssystems finanzielle Auswirkun-
gen haben, wenn z. B. externe Kosten internalisiert oder öffentliche Einnahmen bzw. Ausgaben be-
einflusst werden, und dies wiederum die Belastungen des betroffenen Kollektivs ändert. Des Weite-
ren können z. B. durch Mobility Pricing geänderte Zustände der Umwelt und des Umfelds auf 
Grundstückspreise wirken. Gruppendifferenzierungen sind jeweils z. B. nach Einkommensklassen, 
Wohnort oder sozialer Stellung möglich.  
Der Fokus der weiteren Betrachtungen liegt auf den Nutzergruppen. Diese können z. B. von der Ein-
führung von Gebühren auf einer bisher unbemauteten Straße profitieren: 
? Verkehrsteilnehmer, die vor und nach der Abgabenerhebung mit dem Auto auf dieser Straße 
fahren und für die der Wert der eingesparten Zeit größer ist als die zu zahlende Gebühr,  
? Nutzer des ÖPNV (insbesondere bei Systemen ohne eigene Infrastruktur), die durch geringe-
re Verkehrsbehinderungen Zeit gewinnen, oder 
? die Empfänger von Erlösen, wie z. B. Nutzer des ÖV, die von finanzierungsabhängigen Ange-
botsverbesserungen profitieren.335 
Andere Nutzergruppen können verlieren:  
? Verkehrsteilnehmer, die vor und nach der Gebührenerhebung auf der Straße fahren und die 
keinen der Gebühr im Wert entsprechenden Zeitgewinn haben, oder 
? Verkehrsteilnehmer, die auf andere Straßen ausweichen oder die sich entscheiden, weniger 
oder zu einer anderen Zeit oder zu einem anderen Ziel zu fahren, und dadurch höhere Kos-
ten oder andere Nachteile haben.336 
                                                
330  vgl. ROTHENGATTER 1994, HAAG 1993 
331  vgl. ROTHENGATTER 1994 
332  vgl. OCKWELL 2002 
333  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
334  Besonders Vielfahrer vermuten, dass sie durch nutzungsbezogene Gebühren stärker belastet werden und lehnen sol-
che eher ab (vgl. GREEN, STONE 2004). Vergleiche auch Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II. 
335  vgl. TEUBEL 1997 
336  vgl. TEUBEL 1997 
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Preise auf Mobilität wirken sich in den verschiedenen Einkommensklassen unterschiedlich aus. Mit 
höheren Preisen auf Pkw-Mobilität nimmt die monetäre Belastung mit steigendem Einkommen zu, 
da im Mittel auch die Pkw-Benutzung mit dem Einkommen steigt. Gleichzeitig profitieren Pendler 
mit höherem Einkommen aber auch stärker von verringerten Fahrtzeiten. Dies ist durch eine höhere 
Zeitbewertung mit steigendem Einkommen begründet. Je höher das Einkommen ist, desto geringer 
ist die Belastung im Verhältnis zum Einkommen.337 Eine Betrachtung der absoluten Ausgaben für 
Mobilität von Haushalten zeigt eine Zunahme mit steigenden Haushaltseinnahmen. Dabei steigt 
v. a. der MIV-Anteil, der ÖV-Anteil bleibt relativ konstant. Dies führt dazu, dass bei einer prozentua-
len Betrachtung der Ausgabenanteile für Mobilität die Differenz zwischen Anteilen des MIV und des 
ÖV mit zunehmenden Haushaltseinnahmen steigt. Insgesamt nimmt auch der Anteil der Mobilitäts-
ausgaben an den Gesamtausgaben mit zunehmenden Haushaltseinnahmen zu. Große Anteile an 
den Gesamtausgaben haben bei geringen Haushaltseinnahmen die Ausgabegruppen Wohnung, Mie-
te und Lebensmittel. Diese Bereiche sind in ihren Ausgaben relativ determiniert und Reaktionen auf 
Änderungen in anderen Ausgabebereichen haben dementsprechend einen geringen Spielraum.338  
Unterschiedliche Auswirkungen abhängig vom Wohnort, so genannte regionale Verteilwirkungen, 
sind z. B. bei einem Zonenmodell spürbar.339 Schon heute sind die Ausgaben für Pkw pro Haushalt 
in kleineren Gemeinden nahezu doppelt so hoch wie in großen Städten. Auch der Gesamtanteil der 
Mobilitätsausgaben an den Gesamtausgaben nimmt mit abnehmender Bevölkerungsdichte zu. Der 
Anteil der ÖV-Ausgaben nimmt prinzipiell mit der Abnahme der Bevölkerungsdichte ab.340  
Die oben schon angesprochene soziale Gerechtigkeit muss besonders beachtet werden.341 Die Ab-
grenzung zwischen notwendigem und nicht notwendigem Verkehr erfolgt bei preispolitischen Ins-
trumenten im Wesentlichen über den Preis.342 Auswirkungen sind besonders bei so genannten 
Risikogruppen zu beachten. Zu den am meisten gefährdeten Gruppen gehören Personen mit gerin-
gen Einkommen, die keine realisierbare Alternative zur Nutzung des derzeitig benutzten Verkehrs-
mittels bei bestimmten Wegen haben. Faktoren für eine Verstärkung der Betroffenheit können Be-
hinderungen, Alter, Geschlecht, Zugehörigkeit zu einer sozialen Minderheit und die Verantwortung 
für den Transport von anderen Menschen sein. Wenn ein konstanter Gesamtbetrag durch Instru-
mente des Mobility Pricing erwirtschaftet werden soll, ist die Wahl einer insgesamt größeren Ab-
gabengemeinde (also einer größeren Anzahl Verkehrsteilnehmer) sinnvoll, um die Belastung der 
einzelnen Betroffenen durch neue Bepreisungen zu minimieren.343 Zudem kann die Einführung von 
Ausnahmeregelungen sinnvoll sein.344 
Betrachtet man die Pkw-Ausgaben von Haushalten, dann fallen bei den unteren Einkommensklas-
sen mehr als die Hälfte der Ausgaben für Kraftstoffe an, bei den oberen Einkommensklassen ist dies 
nur ein Drittel. Ein höherer Pkw-Besitz geht einher mit insgesamt höheren Mobilitätsausgaben. 
Haushalte ohne Erwerbstätige und mit ausreichenden Haushaltseinnahmen haben einen relativ ho-
hen Anteil an Mobilitätsausgaben, ebenso gilt dies für Haushalte mit einem hohen Anteil Erwerbstä-
tiger. Letzteres lässt auf eine höhere, berufsbedingte Mobilität schließen.345 
                                                
337  vgl. TEUBEL 2000, Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass Road Pricing ohne Berücksichtigung der Verwendung der 
Abgabenerlöse deutlich regressive Verteilungswirkungen hat. 
338  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
339  vgl. MAIBACH, HAEFELI ET AL. 2006 
340  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
341  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B; Eine Staffelung der Kosten nach der sozialen Leistungsfähigkeit ist im 
Bahn- und Luftverkehr nicht realisiert (vgl. KOSSAK 2006A). 
342  vgl. HAAG 1993 
343  vgl. BONSALL, KELLY 2005 
344  vgl. HAAG 1993 
345  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 































Besondere Beachtung müssen Verkehrsteilnehmer ohne Wahlmöglichkeiten finden.346 
Die Einführung eines variablen Bepreisungssystems in England mit signifikanten Vorteilen im Ver-
kehrsbereich würde für mehr als die Hälfte der Verkehrsteilnehmer eine geringere finanzielle Belas-
tung als durch die Anwendung der Kraftstoffsteuer bedeuten, und nur ein kleiner Anteil müsste die 
höchsten Staugebühren zahlen.347 In Oslo war in sozial schwächeren Gebieten eine höhere Abnah-
me des Verkehrsaufkommens zu beobachten, die Abschreckungswirkungen ist bei finanzschwäche-
ren Teilen der Bevölkerung am stärksten.348 
(W) Es besteht ein Gesamtzusammenhang zwischen allen Instrumenten des Mobility Pricing.  
  
Dieser Gesamtzusammenhang zeigt sich durch modale, intermodale und finanzierungsabhängige 
Wirkungen. Beispiele sind die Zusammenhänge zwischen einer City-Maut und den Parkgebühren im 
bemauteten Bereich oder die Zusammenhänge zwischen ÖV-Tarifen und Kosten im MIV. 
(W) Es können Kompensationen realisiert werden.  
Ziel von Instrumenten des Mobility Pricing im Bereich des Verkehrsmanagements ist eine Verbes-
serung der Verkehrsverhältnisse. Eine Verteuerung der Mobilität sollte dabei u. a. aus Akzeptanz-
gründen vermieden werden.349 Eine Kompensation wird von Verkehrsteilnehmern als nötig erachtet. 
Eine zusätzliche Bepreisung zu den bestehenden Steuern wird als negativ gesehen.350 Die Vertei-
lungswirkungen lassen sich schon mit relativ einfach konstruierten Rückverteilungsmechanismen in 
fast jede beliebige Richtung steuern.351 Als Kompensationsmöglichkeiten werden in Deutschland 
eine Senkung oder der Entfall der Kraftfahrzeugsteuer und/oder der Mineralölsteuer vorgeschla-
gen.352 Zur Beeinflussung der Verteilungswirkungen sind zudem eine Verwendung der Einnahmen 
für eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, die Reduzierung der allgemeinen Steuern oder di-
rekte monetäre Erstattungen353 sinnvoll. Gerade die letzten beiden Punkte beeinflussen die Ver-
teilungswirkungen entscheidend.354 
(W) Der Nutzer vergleicht nur die ihm bewussten Kosten.   
Ökonomische Entscheidungen werden durch Verkehrsteilnehmer nur getroffen, wenn ihnen die zu 
vergleichenden Kosten von Alternativen bewusst sind. Hierzu sind auch finanzielle Verknüpfungen 
transparent zu gestalten.355  
                                                
346  vgl. Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
347  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
348  vgl. Fallbeispiele, Anhang I  
349  vgl. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW 2005; Zusätzliche Belastungen sollen demnach über steuer-
liche Kompensation wieder ausgeglichen werden. Dies begründet auch den Vorschlag, dass externe Kosten der 
Sicherheit und Umwelt effizienter über andere Lösungen (z. B. Zertifikate) verrechnet werden können.  
350  vgl. GREEN, STONE 2004 
351  vgl. TEUBEL 1997 
352  vgl. HAASE, AHRENS ET AL. 2007 
353  Die Erstattung ist von verteilungspolitischen Zielvorstellungen abhängig (vgl. TEUBEL 1997).  
354  vgl. TEUBEL 1997 
355  Die Verwendung der Einnahmen für andere Verkehrsträger muss sehr genau festgelegt sein (vgl. HAASE, AHRENS ET AL. 
2007). Eine Verlagerung der Einnahmen aus dem MIV in Richtung ÖV ist z. B bei der Einführung einer City-Maut 
nötig, da der Ausbau des ÖPNV hier Voraussetzung für die Aufrechterhaltung oder die Wiederherstellung ausreichen-
der Bedingungen für die Funktionsfähigkeit und die Attraktivität der Kernstädte ist (vgl. KOSSAK 2006B). In Trond-
heim z. B. wurden die Mauteinnahmen aus dem MIV genutzt, um den ÖV sowie den Fußgänger- und Fahrradverkehr 
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Individuelle Mobilitätsentscheidungen führen nicht zu wirtschaftlich optimalen Ergebnissen, wenn 
nicht die vollen Kosten angelastet werden, weil damit das Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage gestört ist. Das Verursacherprinzip, also die Anlastung der Kosten auf den individuellen 
Verkehrserzeuger, steht daher im Mittelpunkt. Ansonsten kommt es zu einer künstlich überhöhten 
Nachfrage bei Verkehrsmitteln, deren Gesamtkosten nicht ausreichend transparent oder dem Nutzer 
nicht angelastet sind. Daraus folgt das Bestreben, fixe Kosten in verhaltensnahe, dem Nutzungsum-
fang angepasste Gebühren zu ändern, z. B. hohe Gebühren bei hoher Nachfrage.356 Solche Gebüh-
ren finden aus psychologischen Gründen meist wenig Akzeptanz.357 
Ein transparenter Vergleich stützt einen einigermaßen unverfälschten Wettbewerb zwischen den 
Verkehrsträgern, wie er z. B. in Japan358 angestrebt wurde. Im Güterverkehr wird das Anstreben von 
mehr Kostengerechtigkeit auch durch die Novellierung der EU-Wegekostenrichtlinie unterstützt.359 
(W) Einnahmesituationen und Finanzierungssysteme können wesentlich verändert werden.  
   
Die vorherigen Ausführungen zeigen, dass wesentliche Änderungen der Finanzierungssysteme 
durch Instrumente des Mobility Pricing möglich sind. Durch die Pällmann-Kommission wurde für 
Deutschland eine Umstellung weg von der traditionellen Steuerfinanzierung hin zu einer Nutzerfi-
nanzierung empfohlen. Die Vorteile dabei sind eine Abkopplung der Finanzierung von den Einflüs-
sen des Haushalts, ein direkter Bezug von Benutzung und Bezahlung sowie eine Trennung von 
Steuer- und Wegekostendiskussion. Zudem wird sichergestellt, dass ausländische Nutzer sich adä-
quat an der Finanzierung beteiligen.360 Ein betriebswirtschaftliches Management bietet Einspar-
effekte bei Entwurf, Planung und Bau sowie eine stabilere Grundlage für Finanzierung und Anpas-
sung an Kapazitäten.361 Ein Ansetzen bei allen Verkehrsträgern wird dabei empfohlen.362 Eine 
Nutzerfinanzierung teilweise in Verbindung mit einer Privatfinanzierung ist z. B. auf italienischen 
Autobahnen schon seit mehr als 80 Jahren realisiert.363 
Jede Änderung der Ausgestaltung von Verkehrsabgaben hat unmittelbare Wirkungen auf die Ver-
kehrseinnahmen und damit auf die Rahmenbedingungen für die Verkehrsfinanzierung.364 Dabei 
muss auch beachtet werden, dass durch nutzungsabhängige Gebühren grundsätzlich auch die Ein-
nahmen variabler werden. Auch die vorhandenen Änderungen im Verkehrsgeschehen, v. a. beim 
Modal Split, wirken sich auf die Einnahmensituation aus. 
Änderungen der Finanzierungssysteme und der Einnahmesituationen wirken modal, intermodal 
und zudem finanzierungsabhängig. Langfristig können sich über verschiedene Reaktionsketten Wir-
kungen in den unterschiedlichsten Bereichen ergeben. 
                                                
356  Das bedeutet, diese Kosten wieder zum Bestandteil marktwirtschaftlicher Entscheidungsprozesse zu machen, also 
demjenigen anzulasten, der für ihre Entstehung verantwortlich ist (vgl. SCHÜTTE 1998). 
357  vgl. SCHADE 1998 
358  vgl. MAYRZEDT 2001 
359  vgl. MÜCKENHAUSEN 2006 
360  vgl. PÄLLMANN 2002 
361  vgl. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW 2005 
362  vgl. MIETSCH, BOCK ET AL. 2006 
363  vgl. WEST 2006 
364  vgl. SUTER, MAIBACH 2006 SUTER 2006 
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Mobility Pricing braucht zielorientiert gestaltete Instrumente. 
 
Grundsatzentscheidungen zum Mobility Pricing sollten sich nach den damit  
verfolgten Zielen richten, nicht nach heutigen technischen Möglichkeiten. ______________________ S. 67 
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  Die Gestaltung der Instrumente muss diskriminierungsfrei sein. _________________________________ S. 68 
  Sicherheitsaspekte müssen bei der Realisierung beachtet werden. _______________________________ S. 68 
  Die Systeme sollen zuverlässig sein. _________________________________________________________ S. 68 
  Systeme sollen interoperabel sein.  
  Die Definition und Verwendung standardisierter Systeme ist anzustreben. ________________________ S. 69 
  Die Systeme sind in eine Gesamtarchitektur zu integrieren. ____________________________________ S. 69 
  Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen müssen geschaffen werden. ______________________ S. 70 
  Die Systemgestaltung muss rechtlich möglich sein. Ggf. sind rechtliche Anpassungen umzusetzen. ___ S. 70 
 
 
(A) Grundsatzentscheidungen zum Mobility Pricing sollten sich nach den damit verfolgten 
Zielen richten, nicht nach heutigen technischen Möglichkeiten.  
Im Vordergrund von strategischen Grundsatzentscheidungen zur Umsetzung von Instrumenten des 
Mobility Pricing sollten die damit verfolgten Ziele stehen und nicht die heute vorhandenen techni-
schen Möglichkeiten. Gegebenenfalls muss eine weitere Technologieentwicklung angestoßen wer-
den. 
Obwohl mittlerweile immer häufiger erkannt wird, dass differenzierte Formen des Mobility Pricing 
ein weit effektiveres Mittel zur Bekämpfung von Überlastungssituationen und zur gerechteren An-
lastung von Kosten sind, führt ein fehlendes Vertrauen in die vorhandene Technik noch häufig zu 
einer Bevorzugung der traditionellen einfachen Formen.365 Ein Umdenken wird aber erkennbar, vor 
allem da die technischen Entwicklungen stetig vorangehen, wie z. B. auch weitere Versuche mit 
fahrleistungsabhängigen Mauten basierend auf GNSS und interoperablen Systemen zeigen.366 
(A) Ausgangspunkt für die systemtechnische Gestaltung müssen die Ziele und Anforderungen 
sein. 
Um die angestrebten verkehrlichen Wirkungen erreichen zu können, sollte die Gestaltung der Ins-
trumente selbst nicht in erster Linie technologieorientiert geschehen. 
Allerdings gibt es auf der technologischen Seite sehr viele Entwicklungen.367 Eine Technik für ein 
flächendeckendes System mit ausreichenden Differenzierungsmöglichkeiten in einer für den Mas-
senmarkt tauglichen und billigen Form wird nach britischer Einschätzung frühestens 2014 vorhan-
den sein.368 Die technische Durchführbarkeit ist aber heutzutage eine zu bewältigende Herausforde-
rung.369 Ein Überblick über technische Möglichkeiten gibt die ITS United Kingdom in einem White 
                                                
365  vgl. GRUSH 2008, der Straßenbenutzungsgebühren mit der traditionellen Kraftstoffsteuer vergleicht. 
366  vgl. hierzu GLASKIN 2008 und ALTMANN 2008, als weiteres Beispiel des technologischen Fortschritts auch KHALSA 2009 
367  vgl. THOMPSON 1990, BARKER 1999, HOEPFEL 2005, IEROMONACHOU 2006A, B, LIBBRECHT 1999, NELSON 2005, STAUDINGER, 
NOEST 2007, BUCHANAN 2007 
368  vgl. DEPARTMENT FOR TRANSPORT 2004A, B 
369  vgl. OCKWELL 2002, FURZER 2006, MARTIN 2006A, B, C 
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Paper370. Auch die technischen Entwicklungen auf dem Gebiet des ÖV im Bereich Ticketing und 
Fahrgeldmanagement schreiten mit großen Schritten voran.371 
Um den Einsatz bestimmter Techniken bei den Nutzern zu fördern, ist ein Nachlass auf die Gebüh-
ren möglich, wie dies z. B. für die Transpondernutzung in Ontario eingesetzt wird.372 Ein anderes 
Beispiel sind aktuell besonders günstige Fahrtarife für Nutzer der OysterCard in den Bussen und 
Bahnen von London. Dadurch ist eine Beeinflussung der Nutzung technischer Alternativen mög-
lich.373 
Einzelne Ziele und Anforderungen, deren Umsetzung von großer Wichtigkeit ist, und die Chancen 
ihrer Erfüllung werden im Folgenden näher betrachtet. 
(A) Die Gestaltung der Instrumente muss diskriminierungsfrei sein. 
Es muss darauf geachtet werden, Benachteiligungen einzelner Nutzergruppen zu vermeiden. Durch 
die Einführung von Straßenbenutzungsgebühren z. B. wird der Einbezug ausländischer Nutzer zur 
Finanzierung des Straßenverkehrs sichergestellt.374 Eine Besteuerung nur von Ausländern ist auf-
grund der Diskriminierungsfreiheit nicht möglich. Um internationalen Verkehr ohne eine Mehr-
belastung der Inländer zu besteuern, sollte ein Ausgleich für diese durch Herabsetzen der nationa-
len Gebühren bzw. Steuern erfolgen.375 
Die vorgeschriebene Verwendung von Bankkarten oder die notwendige Ausstattung von Fahrzeugen 
mit teuren Komponenten kann soziale Benachteiligungen mit sich führen.376 Die Benutzbarkeit der 
Systeme durch Gebietsfremde muss ebenfalls gewährleistet werden. Auf eine Lösung bei Diebstahl 
ist zu achten.377 
(A) Sicherheitsaspekte müssen bei der Realisierung beachtet werden. 
Die Gestaltung der Systeme darf nicht zu einer Verschlechterung der Verkehrssicherheit z. B. durch 
die Ablenkung der Fahrer während der Informationsaufnahme führen. Dieses Risiko besteht v. a. bei 
sehr differenzierten Preissystemen, die eine Gewöhnung an das System und dessen Preishöhen er-
schweren. Auch die Ausstattung mit fahrzeugseitigen Geräten darf die Verkehrssicherheit nicht ne-
gativ beeinflussen. Die geringste Beeinträchtigung des Verkehrsablaufs erfolgt bei der Nutzung von 
elektronischen Systemen, wie z. B. ETC. Daher haben solche Systeme eine hohe Bedeutung. 
(A) Die Systeme sollen zuverlässig sein. 
Die Zuverlässigkeit der technischen und operativen Systemgestaltung wird vor allem durch die 
Wirtschaft gefordert.378 Dies ist wichtig für die reibungslose Abwicklung sowie für das Vertrauen der 
Nutzer in das System und somit für die Akzeptanz. Auch eine Minimierung der Aufwände für Ver-
waltungen von Gebühren in Unternehmen kann damit unterstützt werden. 
                                                
370  http://www.its-uk.org.uk/brochures.html; vgl. PICKFORD 2007A, B 
371  z. B. Travel Card, Helsinki (vgl. LENTO 2007), SmartCards für Parkgebühren und ÖV-Entgelte (vgl. LIBBRECHT 1999), 
VDV-Kernapplikation (vgl. BOLTZE, SCHÄFER ET AL. 2006) 
372  vgl. KAHANER 2005 
373  So umgesetzt z. B. in Norwegen (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
374  vgl. ASU 2006; 34 % der Einnahmen durch die Lkw-Maut in Deutschland entfielen auf Gebietsfremde (vgl. 
Fallbeispiele, Anhang I). 
375  vgl. ECMT 2005 
376  vgl. HENSHER, PUCKETT 2005 
377  vgl. HILLS 1998 
378  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 































Auch die Erhebungstechnik der Lkw-Maut in Deutschland ist mit einer Zuverlässigkeitsrate von 
99,7 % mittlerweile sehr erfolgreich.379 
(A) Systeme sollen interoperabel sein. Die Definition und Verwendung standardisierter Systeme ist 
anzustreben. 
Die Definition und Verwendung standardisierter Systeme ist anzustreben. Hier besteht noch einiger 
Handlungsbedarf. Ein positives Beispiel findet sich in Skandinavien, wo Kunden Maut-Systeme 
unterschiedlicher Betreiber seit März 2007 mit dem gleichen System nutzen können.380  
Auf die Wichtigkeit der Interoperabilität wird z. B. in DEPARTMENT FOR TRANSPORT (2004A, B) oder 
durch MÜHLETHALER (2006A, B) hingewiesen. Vorteilhaft ist es, wenn unterschiedliche Instrumente, 
wie z. B. Parkgebühren und Straßenbenutzungsgebühren, durch ein System erhoben werden kön-
nen.381 Es sind nicht unbedingt netzweite Betreiber notwendig, in jedem Fall sind gemeinsame Stan-
dards erforderlich.382 Daher ist es wichtig, die Entwicklung europäischer Standards voran zu brin-
gen. 
Der problemlose, internationale Einsatz des deutschen Lkw-Maut-Systems wurde durch einen Ver-
such an der deutsch-französischen Grenze bewiesen. Diese Demonstration einer grenzüberschreiten-
den Mauterhebung mit einem interoperablen System kann ein wichtiger Meilenstein hin auf dem 
Weg zu einem einheitlichen Mautsystem in Europa sein.383 Gesetzliche Regelungen zur Interope-
rabilität elektronischer Mautsysteme in der europäischen Gemeinschaft finden sich in der Richtlinie 
2004/52/EG. 
Für den innereuropäischen Raum, im Konkreten für die Alpenanrainerstaaten, verfolgt das Projekt 
MEDIA (Management of EFC DSRC Interoperability in Alpine Region) das Ziel, eine konkrete Lö-
sung zu finden und einzuführen, die eine interoperable Nutzung aller fünf beteiligten Systeme mit 
einer einzigen fahrzeugseitigen Ausrüstung und auf Basis eines gemeinsamen Vertrag ermöglicht.384 
Im Bereich des ÖV erfolgte durch die Definition der VDV-Kernapplikation385 als Daten- und Schnitt-
stellenstandard für Electronic Ticketing ein wichtiger Schritt. 
(A) Die Systeme sind in eine Gesamtarchitektur zu integrieren. 
Die Gesamtarchitektur beschreibt die Struktur und das Zusammenspiel aller Elemente eines Sys-
tems. Sie umfasst die organisatorische, die funktionale und die technische Ebene.386 In Deutschland 
existiert kein einheitlicher Standard für eine Gesamtarchitektur. Es bestehen jedoch Standards für 
Teilsysteme im Verkehrsmanagement, die beim Aufbau einer Gesamtarchitektur aufzugreifen 
sind.387 Auch allgemeingültige Empfehlungen zum Aufbau eine Gesamtarchitektur fehlen bisher, 
grundsätzliche Hinweise geben jedoch z. B. BOLTZE, SCHÄFER ET AL. (2006). Bei der Einführung neu-
er Systeme sollte auf Integrationsmöglichkeiten geachtet werden. 
                                                
379  vgl. KIRCHMANN 2008 
380  vgl. SCHWARZ 2007 
381  vgl. IEROMONACHOU 2006A 
382  vgl. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW 2005 
383  vgl. ROHRBACH 2007, Fallbeispiele, Anhang I; Ziel ist es auch bei Toll Collect ein interoperables System bereitzustellen 
(vgl. KIRCHMANN 2008). 
384  vgl. TIJINK, EGELER ET AL. 2005 
385  vgl. BOLTZE, SCHÄFER ET AL. 2006 
386  vgl. ZACKOR, MÖLLER ET AL. 2001 
387  vgl. BUSCH, BOLTZE ET AL. 2007 
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(A) Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen müssen geschaffen werden. 
Eine zentrale Institution für die Koordinierung ist erforderlich388, u. a. bedingt durch das Problem 
der unterschiedlichen Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften innerhalb eines Landes389. Die 
Schaffung einer eigenständigen Institution erleichtert auch die transparente Einnahmenverwen-
dung.390 Es ist z. B. die Einrichtung einer privatrechtlich organisierten Betreibergesellschaft mög-
lich.391 
Der Deutsche Bundestag gründete zur Verwaltung der Einnahmen aus der Lkw-Maut die Verkehrs-
infrastruktur-Finanzierungsgesellschaft mbH.392 Diese könnte zu einer Verkehrsinfrastruktur-
Managementgesellschaft erweitert werden.393  
(A) Die Systemgestaltung muss rechtlich möglich sein. Ggf. sind rechtliche Anpassungen 
umzusetzen. 
Die gesetzlichen Möglichkeiten zur Einbeziehung von Privatunternehmen zur Finanzierung von 
Verkehrsinfrastruktur (A-, F-Modelle) sind in Deutschland bereits vorhanden. Das Eigentum bleibt 
bei beiden Modellen in Staatshand.394 Eine von Gemeinden erhobene Nahverkehrsabgabe dagegen 
ist rechtlich problematisch.395 Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind jedenfalls immer zu prüfen, 
und ggf. ist auf eine Anpassung hinzuwirken. Im Folgenden ist exemplarisch die rechtliche Situation 
zu Straßenbenutzungsgebühren in Deutschland näher dargestellt. 
Road Pricing ist nach dem Verfassungsrecht zulässig. Straßenbenutzungsabgaben können nur als 
Gebühren ausgestaltet werden. Steuern, Beiträge oder Sonderabgaben können aufgrund ihrer Merk-
male nicht die Abhängigkeit von der Fahrleistung garantieren. Den verfassungsrechtlichen Kern der 
Gebühr bildet die Abhängigkeit von einer individuell zurechenbaren Gegenleistung eines öffentlich-
rechtlichen Gemeinwesens.396 
Die Zulässigkeit lenkender Gebühren ist anerkannt, allerdings wird ein uneingeschränktes Road 
Pricing dadurch nicht freigegeben. Letztendlich unterliegt die Bemessung lenkender Abgaben nur 
den allgemeinen verfassungsrechtlichen Vorgaben, insbesondere dem Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz397. Eine Ungleichbehandlung des Lkw-Verkehrs lässt sich durch Besonderheiten und überdurch-
schnittlich starkes Wachstum rechtfertigen.398 
Formell-verfassungsrechtlich sind nur die Kompetenzen bedeutend. Gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 22, 4. 
Alt. GG ist der Bundesgesetzgeber kompetent, von allen Fahrzeugarten Gebühren für die Benutzung 
öffentlicher Straßen zu erheben. Diese können auch lenkungsorientiert sein. Art. 74 Abs. 1 Nr. 22,4. 
Alt. GG enthält auch eine Kompetenz für die Verteilung des Gebührenaufkommens (Ertragskompe-
tenz). Ziel ist eine Begegnung mit dem sich (auch für die Maut) aus den Regelungen über die 
Straßenbaulast ergebenden atypischen Auseinanderfallen von Verwaltungs- und Finanzierungsver-
                                                
388  vgl. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT FÜR VERKEHR BEIM BMVBW 2005 
389  vgl. KRIEBERNEGG 2005 
390  vgl. KUMMER 2007, MIETSCH, BOCK ET AL. 2006 
391  vgl. AS&P ALBERT SPEER UND PARTNER 1993B 
392  vgl. Fallbeispiele, Anhang I 
393  vgl. MIETSCH, BOCK ET AL. 2006 
394  vgl. ASU 2006 
395  vgl. MIETZSCH 2005 
396  vgl. KRAPF 2001 
397  Durch ein Road Pricing finden Eingriffe in den Schutzbereich der Berufsfreiheit, der Eigentumsgarantie und des 
Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung statt. Diese müssen aber ins Verhältnis zu einem drohendem 
Verkehrsinfarkt und der Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur gesetzt werden (vgl. KRAPF 2001). 
398  vgl. KRAPF 2001 































antwortung. Zweck der Verteilungskompetenz ist es, dem Gesetzgeber zu ermöglichen, den allge-
meinen Lastenverteilungsregeln Rechnung tragende, sachgerechte Verteilungsregeln zu bestim-
men.399 
Während wie beschrieben nach nationalem Recht einer Umsetzung des Road-Pricing-Konzepts nur 
äußerste Grenzen gesetzt sind, die sich insbesondere aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip ergeben, 
stoßen Road-Pricing-Abgaben an europarechtliche Schranken, die sich zwar nicht aus dem Primär-
recht, aber aus dem Sekundärrecht ergeben.400 
Regelungen zur Verkehrspolitik finden sich in Art, 70 ff. EGV. Danach ist die Europäische Gemein-
schaft für Regelungen zur Abgeltung der Verkehrswegenutzung zuständig. Auf dieser Grundlage hat 
sie verschiedene Richtlinien erlassen (Wegekostenrichtlinien 93/89/EWG und 1999/62/EG und de-
ren laufende Aktualisierung401). Diese geben Spielräume für die Mitgliedsstaaten zur Bepreisung 
des Schwerverkehrs vor. Für Fahrzeuge, die nicht im Anwendungsbereich der Wegekostenrichtlinie 
liegen, ist eine Erhebung von lenkenden Straßenbenutzungsgebühren nach deutschem und euro-
päischem Recht möglich. Diese dürfen nach europäischen Primärrecht aber weder diskriminieren 
noch zu Zwangsaufenthalten an den Grenzen führen.402 
Weitere betroffene Rechtsbereiche können die Auslagerungen öffentlicher Aufgaben auf Private, 
den Datenschutz, die Haftpflicht, die Ausrüstungspflichten der Fahrzeuge sowie den Ausbau der 
Rechts- und Amtshilfe zur effizienten Durchsetzung auch gegen ausländische Fahrzeuge betref-
fen.403 
Die Umsetzung von als richtig erkannten Instrumenten des Mobility Pricing sollte grundsätzlich 
nicht an bestehenden rechtlichen Hemmnissen scheitern. Vielmehr sind gegebenenfalls rechtliche 
Anpassungen zu vollziehen. 
 
                                                
399  vgl. KRAPF 2001 
400  vgl. KRAPF 2001 
401  Diese sieht u. a. größere Spielräume für die Differenzierung der Gebühren vor. 
402  vgl. KRAPF 2001 
403  vgl. WINIKER 2006A, B 
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5 Bewertung als Entscheidungsinstrument 
5.1 Grundlagen 
Notwendigkeit spezifischer Bewertungen 
Die umfassende, auf Literaturauswertung und Anwendungsbeispiele gestützte Analyse der Wirkun-
gen und Anforderungen des Mobility Pricing zeigt deutlich, dass es bei sorgfältiger Gestaltung sehr 
wirksame Instrumente bietet, die gezielt zum Erreichen verkehrspolitischer und verkehrsplaneri-
scher Ziele eingesetzt werden können. 
Um aber in einem konkreten Anwendungsfall Entscheidungen über den Einsatz des Mobility Pricing 
selbst und über dessen Ausgestaltung treffen zu können, ist eine Abschätzung der verbundenen Wir-
kungen notwendig. Es muss eine Bewertungsgrundlage verschiedener Alternativen vorhanden sein, 
um diese gegeneinander abzuwägen, bzw. um in einem Einzelfall den erwarteten Nutzen dem da-
mit verbundenen Aufwand gegenüber zu stellen. 
Wie in Kapitel 3.2 geschildert, können sich die Ausgestaltungen gleich benannter Instrumente des 
Mobility Pricing deutlich unterscheiden. Dies war Grundlage für die in dieser Studie durchgeführte 
Kategorisierung der Instrumente. In Abhängigkeit von den einzelnen Ausgestaltungen ändern sich 
entsprechend auch die Wirkungen der Instrumente. Eine einheitliche Bewertung von Instrumenten-
typen wird dadurch erschwert. Für eine objektive und ganzheitliche Entscheidung ist es wichtig, 
möglichst alle durch die Entscheidungen betroffenen Aspekte zu erfassen und in die Bewertung 
mitaufzunehmen, um Fehlentscheidungen aufgrund unzureichender Informationen zu vermeiden.  
Im Rahmen der Entscheidung ist folglich eine Einzelfall-bezogene integrative Betrachtung aller mo-
dalen, intermodalen und finanzierungsabhängigen Wirkungen, die sich kurz- und langfristig erge-
ben, notwendig. Die hierfür verantwortlichen Wirkungsketten wurden in Kapitel 4 aufgezeigt. Die 
Wirkungen sind zusätzlich abhängig von der örtlichen Problemlage. Die Erfassung der Ausgangs-
situation ist neben der Definition der verfolgten Ziele daher unabdingbare Voraussetzung für die 
weitere Entscheidungsfindung. 
Örtliche Problemlage 
Folgende Informationen bilden die notwendige Basis für die Beschreibung der vorhanden Rahmen-
bedingungen.404 
Geographische Struktur und siedlungsstrukturelle Aufteilung 
Die siedlungsstrukturelle Aufteilung ist v. a. wichtig, um Wechselwirkungen zwischen bepreisten 
und deren benachbarten Gebieten abschätzen zu können. So kann eine polyzentrische Anordnung 
von Siedlungsschwerpunkten bei der Einführung einer City-Maut problematischer als eine mono-
zentrische Anordnung sein.405 
Die geographische Struktur gibt z. B. Auskunft über die notwendigen Kontrolleinrichtungen bei Ge-
bietsbepreisungen oder über die vorhandenen Ausweichmöglichkeiten.406 
                                                
404  in Anlehung an FGSV 2001 
405  Die monozentrische Lage unterstütze z. B. die Einführung der City-Maut in London. In Deutschland hingegen wird 
die polyzentrische Struktur der Ballungsräume als Argument gegen eine auf einzelne Städte abgegrenzte City-Maut 
angeführt. 
406  Ein anschauliches Beispiel hierfür ist z. B. Oslo (vgl. Fallbeispiele, Anhang I). 
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Verkehrssysteme und Verkehrsangebote 
Die verfügbaren und zusätzlich die eventuell durch Mobility Pricing finanzierbaren Verkehrssysteme 
und ihre Angebote stellen die kapazitive Basis für Anpassungen dar. Die vorhandenen Verlagerungs-
potentiale begrenzen den Wirkungsbereich der eingesetzten Instrumente. Informationen über unge-
nutzte Kapazitäten sind daher eine wichtige Basis für weitere Planungen, dies gilt insbesondere für 
die Abschätzung intermodaler Aspekte. 
Instrumente des Verkehrsmanagements 
Um neue Instrumente in den Gesamtkontext einordnen zu können, müssen vorhandene Instrumen-
te, die im betroffenen Gebiet realisiert sind, bekannt sein. Dieser Gesamtüberblick ist auch wichtige 
Grundlage zur Einschätzung und damit Beachtung der Wechselwirkungen verschiedener Instrumen-
te untereinander. 
Verkehrsnachfrage als Ergebnis von Handlungsmustern von Personen, Privathaushalten und Unter-
nehmen 
Die realisierte Verkehrsnachfrage ist das Ergebnis von Entscheidungsprozessen407 einzelner Indivi-
duen. Diese Entscheidungen basieren auf zahlreichen privaten und beruflichen Faktoren. 
Für eine Wirkungsabschätzung ist es wichtig, die vorhandenen Verlagerungspotentiale zu kennen. 
Das bedeutet, die unterschiedlichen Rahmenbedingungen, die zu den Verkehrsentscheidungen füh-
ren, zu erfassen und auch ihre Gewichtung im Entscheidungsprozess abschätzen zu können, um so 
u. a. vorhandene Wahlfreiheiten der Verkehrsteilnehmer zu bestimmen. 
Daten zum Verkehrsaufkommen und dessen zeitlichen und räumlichen Verteilung, zu zurückgeleg-
ten Distanzen und zur Verkehrsmittelnutzung sind ebenso notwendig wie Daten zur Motivation der 
Verkehrsteilnehmer. Letzteres kann aggregiert auch anhand von Preiselastizitäten erfasst werden.408 
Über die Betrachtung der Verlagerungspotentiale der Nachfrage und der kapazitiven Verlagerungs-
potentiale ergeben sich die durch den Einsatz des Mobility Pricing möglichen Änderungen. 
Bandbreite der Bewertungsansätze 
Bewertungen können auf qualitativen sowie auf quantitativen Wirkungsabschätzungen beruhen. 
Anhand identifizierter Wirkungsketten können qualitative Prognosemethoden wie z. B. die Szena-
riotechnik409 oder die Delphi-Methode, bzw. quantitative Prognosemethoden wie z. B. Extrapolation 
oder Modellierung und Simulation Grundlage der Bewertung sein. 
Für die Bewertungen werden nicht-formalisierte, teilformalisierte oder formalisierte Ansätze  unter-
schieden. Zu den formalisierten Ansätzen zählen Kosten-Wirksamkeits-Analysen, Kosten-Nutzen-
Analysen oder die Nutzwertanalyse. Die Auswahl der Bewertungansätze ist abhängig von der zu-
grunde liegenden Wirkungsabschätzung. 
Die in Kapitel 4 dargestellte Ermittlung der Wirkungskette erfolgte qualitativ. Daher wird im folgen-
den Kapitel 5.2 eine damit realisierbare Bewertung auf Basis einer qualitativen Wirkungsabschät-
zung angewandt. Hierfür wird ein verbal-argumentativer Ansatz gewählt.  
Für eine Bewertung auf quantitativer Basis ist eine entsprechende Wirkungsabschätzung notwendig. 
Hierfür sind erste Ansätze der Modellierung und Simulation vorhanden. In Kapitel 5.3 werden vor-
handene quantitative Ansätze betrachtet und mögliche Verbesserungen aufgezeigt.  
                                                
407  vgl. hierzu Kapitel 5.3.2 
408  vgl. hierzu Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
409  vgl. hierzu z. B. FSIV 2006 oder HAAG, HUPFER 1995 































5.2 Qualitative Bewertung ausgewählter Instrumente 
5.2.1 Methodik 
Für die qualitative Bewertung wird ein strukturierter verbal-argumentativer Ansatz verwendet. Es 
werden hierbei 13 beispielhaft ausgewählte Instrumente allgemeingültig ohne Beachtung einer kon-
kreten örtlichen Problemlage anhand einer qualitativen Wirkungsabschätzung bewertet:  
? City-Maut 
? Autobahnmaut 
? Flächendeckende, statische Maut 




? Value Pricing 
? Zeitkarte 
? ICE-Zuschlag 
? Kombination Parkgebühren/ÖV-Ticket 
? Semesterticket 
? E-Tarif im ÖV 
Diese Bewertungen basieren auf der vorangegangenen Wirkungsanalyse und sollen das verbal-argu-
mentative Vorgehen verdeutlichen. Sie können als Grundlage zur Bewertung weiterer Instrumente 
bzw. alternativer Ausgestaltungen dienen. Im Rahmen der Literaturrecherche konnte kein vergleich-
barer strukturierter und instrumentenübergreifender Ansatz identifiziert werden.  
Bei der Auswahl der Instrumente wurde zum einen darauf geachtet, eine möglichst große Bandbrei-
te der Differenzierungsmöglichkeiten und der Bepreisungsgegenstände (vgl. hierzu Tabelle 1) abzu-
decken, und zum anderen möglichst relevante Instrumente zu betrachten. Hängen einzelne Bewer-
tungen von einer bestimmten Ausgestaltung des Instruments ab, ist dies jeweils mit angesprochen. 
Die strukturierten Bewertungen orientieren sich an den in Kapitel 4.2 formulierten Kernaussagen, 
zu denen für jedes Instrument eine Bewertung formuliert wurde. Die folgende Darstellung der Er-
gebnisse ist entsprechend für jedes Instrument in die sechs Untersuchungsbereiche gegliedert. Der 
Bezug zu den einzelnen Kernaussagen wird durch fett markierte Stichworte hergestellt. Nähere Er-
läuterungen zu den einzelnen angesprochenen Punkten finden sich in der vorangegangenen Wir-
kungsanalyse. 
Den Bewertungen voran gestellt sind jeweils eine kurze Beschreibung des entsprechenden Instru-
ments sowie eine Auflistung wesentlicher positiver (+) und negativer (-) Punkte der Bewertung, 
sowie von Aspekten, die bei der Gestaltung besonderer Aufmerksamkeit bedürfen (!). 
























































































































fließender Verkehr x x x x x x x x x x x x
ruhender Verkehr o o x
Luftverkehr * *
Schienenverkehr * *
Schiffsverkehr * * *
Lkw-Verkehr o x x x x x x x o
Pkw-Verkehr o x x x x x x x o x
sonst. mot. ind. Verkehr o o x x o x x x o o
ÖPNV * o o o o x * * x x x x x
Radverkehr * * *
Fußgängerverkehr * *
Europa * * * * * * * *
Staat o x x x x o o *
Region * * o o o o o
Stadt o o o o o
Teilbereich x o x x o o
nicht berücksichtigt o o x o o o x o o o
Nutzungszeit o o x o o o * o o
Raum * o x x * o o
Umweltbelastung * * *
Verkehrsaufkommen * * * * o o
Buchungszeit * * * * * * * o
Zahlzeitpunkt o * * * * * * * o
nicht berücksichtigt o o o o o o o o o o o
Fahrzeugart o o o o o x o o * *
Schadstoffklasse o o o o o o o *
Nutzergruppe o * * * o o o o o x o
Besetzung(-sgrad) * * * o o o
Verkehrsart * * * *
Fahrstil o
nicht berücksichtigt o o o o o x o o x o
Ein-/Aus-/Durchfahrt o o o
zurückgelegte Strecke * o o o x o o o
genutzte Zonen * o o o o * o
Nutzungsdauer * * * * * * o o
dauerhafte Nutzung * * * x *
auf einen Zeitraum begrenzte Nutzung o o o o x o x o
einmalige Nutzung o o o x x o o x o o
Netz * o x x x o * o x o
Fläche/Zone o o o
Kordon o












Tabelle 1: Zur qualitativen Bewertung ausgewählte Instrumente und ihre Merkmalsausprägungen  
  (x: festgelegt, o: optional, *: möglich, aber selten realisiert) 































5.2.2 Qualitative Bewertung City-Maut 
Eine City-Maut ist auf einen Teil eines Stadtgebiets begrenzt. Es kann die Einfahrt oder Ausfahrt, 
die Fahrt oder der Fahrzeugaufenthalt in einem Gebiet bepreist werden. Bei den Gebühren ist eine 
räumliche Staffelung i. d. R. nicht integriert, eine zeitliche Staffelung ist möglich. Die Wirkungen 
einer City-Maut sind in erster Linie lokal relevant und unterscheiden sich räumlich zwischen dem 
bepreisten und dem unbepreisten Gebiet. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „City-Maut“: 
+  Eine deutliche Reduzierung des Kfz-Verkehrsaufkommens und eine Verbesserung der Verkehrs-
situation im bepreisten Gebiet sind möglich. 
+  Durch veränderte Preise im MIV und einen stärkeren Bezug zur Nutzung sind Änderungen der 
Verkehrsmittelwahl möglich. Dies kann finanzierungsabhängig erheblich verstärkt werden, wenn 
Mauteinnahmen zur Stärkung des ÖV-Angebots oder für Verbesserungen im Fußgänger- und 
Radverkehr genutzt werden. 
 !  Die räumliche Begrenzung kann zu unerwünschten Verlagerungen führen. 
 -  Die Konkurrenzsituation für die Wirtschaft im bepreisten Gebiet wird verschärft.  
 !  Die Umweltbelastung kann im bepreisten Gebiet reduziert, außerhalb aber auch verschlechtert 
werden. 
+ Positive Fallbeispiele im Ausland fördern die Akzeptanz. 
 ! Verbesserungen im ÖV sind als Kompensation erforderlich. 
+ Die Einnahmesituation der Stadt und für den ÖV kann verbessert werden. 
 ! Interoperabilität zwischen verschiedenen Systemen sollte gegeben sein. 
 ! Rechtliche Grundlagen sind noch zu prüfen. 
Verkehrsgeschehen 
Durch die enge räumliche Begrenzung führen City-Maut-Systeme i. d. R. zur Reduzierung des Ver-
kehrsaufkommens im bepreisten Gebiet durch Verlagerungen. Ebenso tritt eine Verkehrsvermei-
dung (weniger Kfz-Fahrten) durch effizientere Verkehre auf. Eine zeitliche Staffelung der Gebüh-
ren ist möglich und kann zu einer besseren zeitlichen Verteilung des Verkehrsaufkommens führen. 
Sind die Gebühren zeitlich nicht gestaffelt, können Spitzenstunden nach wie vor ausgeprägt blei-
ben. City-Maut-Systeme bepreisen i. d. R. nur den motorisierten Individualverkehr, wodurch eine 
Verlagerung auf andere Verkehrsmittel unterstützt wird und die Verkehrsmittelwahl geändert wer-
den kann. Abhängig von der Verwendung der Mauteinnahmen kann gegebenenfalls das ÖV-Ange-
bot erheblich gestärkt und damit die Verkehrsmittelwahl wesentlich weiter gehend beeinflusst wer-
den. Dadurch, dass City-Maut-Systeme nur einen Teilbereich einer Stadt betreffen, unterstützen sie 
(häufig unerwünschte) Änderungen der Zielwahl und Konzentrationen des Verkehrsaufkommens in 
anderen Bereichen. Gebühren in einem City-Maut-System sind i. d. R. nicht räumlich differenziert.  
Die effiziente Nutzung von Verkehrsmitteln wird durch City-Maut-Systeme unterstützt. Überlas-
tungssituationen beim bepreisten Verkehrsmittel werden gemildert. Mit der Reduzierung von Über-
lastungen kommt es zu einer Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten und Reduzierung der Reise-
zeiten. Eine effizientere Nutzung der Infrastruktur wird durch die Vermeidung von Überlastungen 
und einer zeitlichen Entzerrung bei entsprechender Preisstaffelung realisiert. Verkehrsreduzierun-
gen führen einerseits zu einem geringeren Sicherheitsrisiko, andererseits kann das Sicherheits-
risiko durch höhere Fahrgeschwindigkeiten ansteigen. Im Bereich der Sicherheit sind bei zeitlichen 
Differenzierungen zudem Wirkungen durch das Verhalten der Nutzer in Übergangsphasen möglich. 
U. a. die realisierten Beispiele in London und Stockholm zeigen, dass Behinderungen im Verkehrs-
ablauf durch technische Abwicklungen bei City-Maut-Systemen vermieden werden können. 
 78 Bewertung als Entscheidungsinstrument - Qualitative Bewertung City-Maut 
Durch die Bepreisung von Einzelaktivitäten wäre eine größere Beeinflussung als durch für ein Ge-
biet pauschalisierte Abgaben möglich. Grundsätzlich bepreisen City-Maut-Systeme den fließenden 
Verkehr, die Bepreisung des ruhenden Verkehr sollte aber integriert betrachtet werden. Die Beprei-
sung wird direkt mit der Nutzung verbunden. Bei einer City-Maut ist die Höhe des zu zahlenden 
Gesamtpreises i. d. R. entweder von der Anzahl der Ein-, Aus- oder Durchfahrten abhängig, oder es 
besteht keine Nutzungsabhängigkeit. Da bei beiden Ausprägungen nicht direkt die Fahrleistung 
innerhalb der Zone bepreist wird, wird auf diese nur indirekt Einfluss genommen. Die Zahlung 
einer City-Maut kann (wie z.B. in London) beliebig viele Ein- und Ausfahrten im zeitlichen Gel-
tungsbereich ermöglichen, ohne dass Zusatzkosten entstehen. Damit nimmt sie aber nach einmali-
ger Zahlung keinen Einfluss mehr auf die Anzahl der einzelnen Ein- und Ausfahrten in das bepreiste 
Gebiet. Ist das City-Maut-System auf den MIV begrenzt, werden dessen Kosten zu denen des ÖV re-
lativ teurer. Die Spürbarkeit der Kosten kann durch die Höhe dosiert werden. Eine Beachtung des 
Fahrtzwecks und anderer Rahmenbedingungen ist indirekt durch eine zeitliche Staffelung möglich. 
Die Begrenzungen der City-Maut-Systeme begünstigt unerwünschte Ausweichreaktionen. Die 
räumliche Begrenzung schränkt zudem die Möglichkeiten einer integrierten Systemgestaltung ein. 
Bei genügend räumlichen, zeitlichen und modalen Alternativen wird Mobilität selten verhindert. 
Geht wie in vielen Fallbeispielen eine umfassende Anpassung und Attraktivitätssteigerung des ÖV 
mit der Einführung von City-Maut-Systemen einher, werden ausreichend Alternativen bereit ge-
stellt. Ohne eine Anpassung des ÖV ist eine Einschränkung der Mobilität möglich. Ebenso kann eine 
gleichermaßen zu hohe Bepreisung aller Verkehrsmittel Mobilität verhindern. 
Durch eine Abstimmung von IV und ÖV werden ganzheitliche Lösungen realisiert. Ohne diese Ab-
stimmung wird gegebenenfalls nicht ausreichend auf Hinderungsgründe für eine Anpassung einge-
gangen. Eine City-Maut kann in Wechselwirkung mit anderen Instrumenten zu einer gesteigerten 
Nachfrage bei anderen Verkehrsmitteln führen. Auch kann beispielsweise die Parkraumnachfrage 
am äußeren Rand des bepreisten Gebiets ansteigen, während im Gebiet geringere Nachfrage ein-
tritt. Weitere Wechselwirkungen entstehen durch Qualitätsverbesserungen im ÖV. 
Durch City-Maut-Systeme und die damit verbundenen Erfassungen stehen Informationen (je nach 
Systemgestaltung Anzahl Fahrzeuge, Anzahl Fahrten, zeitliche Verteilung etc.) nur auf das bepreiste 
Gebiet begrenzt zur Verfügung. 
Wirtschaft 
Innerhalb des bepreisten Gebiets kommt es grundsätzlich zu Effizienzsteigerungen bei den Trans-
porten. Durch die kleinräumige Anwendung sind keine übergreifenden Änderungen bei Branchen 
des IV zu erwarten, der ÖV-Bereich kann durch Kundenzuwachs profitieren. Durch die räumliche 
Beschränkung sind die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sehr 
gering. Höhere Transportkosten entstehen für Unternehmen, die innerhalb des bepreisten Gebietes 
angesiedelt sind oder im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit dieses Gebiet oft anfahren müssen. Durch 
die Einführung einer City-Maut werden auch Instrumente im Bereich des ruhenden Verkehrs mit 
beeinflusst. Durch die räumliche Beschränkung ist der Anreiz für Innovationsprozesse gering bzw. 
auf die technische Gestaltung der Systeme beschränkt. Über eine Preisstaffelung können Anreize zur 
Modernisierung der Fahrzeugflotte gegeben werden. Durch den kleinen Geltungsbereich sind die 
möglichen Verbesserungen für die Gesamtwirtschaft begrenzt. Für die Wirtschaft in der bepreis-
ten Zone wird die Konkurrenzsituation zu Alternativen außerhalb der Zone verschärft. 
Umwelt 
Die Einführung einer Abhängigkeit der Kosten von der Schadstoffklasse (Nutzerabhängigkeit) führt 
zu einer Verlagerung hin zu umweltfreundlicheren Fahrzeugen. Ebenso wird die umweltbezogene 
Gesamtbelastung mit dem Fahrzeugaufkommen reduziert. Die Aufenthaltsqualität in der bepreis-































ten Zone kann verbessert werden. Die Begrenzung auf einen Bereich führt grundsätzlich zu Ver-
lagerungen und zu einer Verschlechterung der Umweltsituation in den Randgebieten. Eine räum-
liche Beeinflussung der Lärm- und Schadstoffemissionen findet in Bezug auf das bepreiste Gebiet 
statt, eine Differenzierung innerhalb des Gebietes ist allerdings nicht möglich. Eine zeitliche Beein-
flussung ist an den Einfahrten zum bepreisten Gebiet durch entsprechende Staffelung der Gebüh-
ren möglich, eine gezielte zeitliche Beeinflussung innerhalb der bepreisten Zone findet nur indirekt 
statt. Beeinflussungen der Flächennutzung beschränken sich auf die Entscheidung innerhalb oder 
außerhalb des bepreisten Gebiets. Das Stadtbild kann durch weniger Verkehrsaufkommen positiv 
beeinflusst werden, die negativen Wirkungen auf das Stadtbild durch technische Einrichtungen 
können bei richtiger Systemauswahl gering gehalten werden. 
Akzeptanz 
Die Akzeptanz von City-Maut-Systemen war nach der Realisierung vor allem im bepreisten Gebiet 
i. d. R. hoch. Die politische Meinung zu City-Maut-Systemen wurde durch die neueren Realisierun-
gen beeinflusst und ist lokal eher positiv. Auch in den Medien finden sich positive Berichte zu den 
vor kurzem realisierten Systemen. Vor allem Wirtschaftsverbände sehen City-Maut-Systeme eher 
kritisch. Die Verbesserungen durch eine City-Maut in der bepreisten Zone können deutlich spürbar 
sein. Durch die klaren Grenzen und die meist wenigen Preisstufen sind die Kosten einer City-Maut 
für die Nutzer gut kalkulierbar. Durch die Diskussion aktueller Beispiele ist im Bereich der Informa-
tion und Kommunikation schon gute Vorarbeit geleistet. Ausnahmeregelungen für Anwohner sor-
gen dafür, dass ein solches System als weniger ungerecht angesehen und eher akzeptiert wird. Da 
mit City-Maut-Systemen i. d. R. Verbesserungen im IV und/oder im ÖV einher gehen, erfolgt die 
Umsetzung im Rahmen eines Maßnahmenbündels. Durch die Verbesserungen im ÖV, die als Kom-
pensationsmaßnahme zweckmäßig sind, wird auch ein Bereich der Einnahmenverwendung sehr 
transparent und die Akzeptanz begünstigt. Durch die steigende Anzahl internationaler Realisierun-
gen von City-Maut-Systemen werden immer mehr Nutzer mit solchen Systemen vertraut. 
Finanzen 
Durch die Kopplung an die Nutzung sind die Kosten den Nutzern bewusst und werden von ihnen 
bei Vergleichen eher beachtet. Die Einnahmesituationen der Stadt und für den ÖV können verbes-
sert werden. Die Auswirkungen bei den einzelnen Nutzergruppen unterscheiden sich nach dem 
Wohnort. Da die Belastung nicht von den Fahrtweiten abhängt, kann die Belastung von Wenig-
nutzern übermäßig hoch sein. Direkte finanzielle Kompensationen werden bei einem City-Maut-
System i. d. R. nicht realisiert. Durch eine Reduzierung des Verkehrsaufkommens in Innenstädten 
kann die Einnahmesituation bei den Parkgebühren verschlechtert werden. Die volkswirtschaft-
lichen Wirkungen hängen sehr von der Problemlage ab. Ein City-Maut-System stellt einen kleinen 
Schritt hin zu einer Nutzerfinanzierung und somit zu einer Änderung der Finanzierungssysteme 
dar, wenn die Einnahmen für den IV verwendet werden. 
Systemgestaltung 
Eine hohe Zuverlässigkeit der Systeme wurde bei den realisierten Fallbeispielen belegt. Die relativ 
enge Gebietsbegrenzung unterstützt dies. Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen wären 
durch die Begrenzung auf Städte gegeben. Die mögliche unabhängige Einführung in verschiedenen 
Städten erschwert die Interoperabilität, eine Einführung und die Umsetzung von Standards sind 
aber möglich. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei einzelnen Systemen möglich, ist 
aber bei einer insgesamt großen Anzahl von Systemen mit einem hohen Aufwand verbunden und 
wird durch die unterschiedlichen Zuständigkeiten erschwert. Bei entsprechender Systemgestaltung 
kann eine Diskriminierungsfreiheit gewährleistet werden. Die rechtliche Situation für City-Maut-
Systeme in Deutschland ist noch umstritten und deshalb weiter zu klären. Durch übersichtliche Ge-
staltung und einen hohen Anteil von Vielnutzern spielen Sicherheitsaspekte eine geringere Rolle. 
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5.2.3 Qualitative Bewertung Autobahnmaut 
Eine Autobahnmaut bepreist die Benutzung einer Autobahn, entweder pauschal (also unabhängig 
von der Nutzung) oder entfernungsabhängig. Eine zeitliche oder räumliche Differenzierung der 
Preise ist grundsätzlich möglich, wird bisher aber i. d. R. nicht angewendet. Es werden i. d. R. Pkw 
und Nutzfahrzeuge einbezogen. Die Wirkungen können unterschieden werden in solche, die im 
Autobahnnetz auftreten, und solche, die in anderen Straßennetzen auftreten. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Autobahnmaut“: 
+  Reduzierungen des Verkehrsaufkommens und effizientere Nutzung der Infrastruktur sind im 
Autobahnnetz möglich. 
 ! Bei der Begrenzung auf bestimmte Fahrzeugtypen sind Verlagerungen auf andere Fahrzeugtypen 
möglich. 
 ! Verlagerungen von Verkehr auf das nachgeordnete Straßennetz und auf Autobahnen in 
Nachbarländern sind möglich. 
 - Bei einer pauschalen Autobahnmaut, z. B. in Form einer Vignette, sind durch die fehlende 
Nutzungsabhängigkeit die Lenkungswirkungen eingeschränkt. 
+ Durch eine entfernungsabhängige sowie durch eine räumlich und zeitlich differenzierte 
Bepreisung wird ein direkter Bezug zur Nutzung hergestellt, und verkehrslenkende Wirkungen 
können gezielt genutzt werden. 
 !  Ausreichend Alternativen unterbinden eine Verkehrsverhinderung. 
+ Die Gesamtbelastung der Umwelt kann vor allem durch Änderungen in der Fahrzeugwahl bei 
entsprechend gestalteter Bepreisung nach Schadstoffklassen reduziert werden. Bei entsprechend 
differenzierter Bepreisung kann die räumliche und zeitliche Verteilung der Umweltbelastungen 
beeinflusst werden. Durch Ausweichverkehre können negative Umweltwirkungen im 
nachgeordneten Straßennetz entstehen. 
+  Eine Autobahnmaut unterstützt das Prinzip der Nutzerfinanzierung. 
 ! Die Einführung eines europäischen Standards sollte vorangetrieben werden. 
Verkehrsgeschehen 
Durch die Begrenzung auf ein bestimmtes Straßennetz führt eine Autobahnmaut grundsätzlich zur 
Reduzierung des Verkehrsaufkommens auf dem bepreisten Netz durch Verlagerungen. Ebenso tritt 
eine Verkehrsvermeidung durch effizientere Fahrzeugnutzung auf. Bei einer pauschalen Maut sind 
die Wirkungen im Bereich der Verkehrsvermeidung geringer, weil keine direkte Nutzungsabhängig-
keit besteht. Wenn die Gesamtkosten für die Autobahnfahrt steigen, kann die Verkehrsmittelwahl 
insbesondere im Fernverkehr zu Gunsten von Bahn und Flugzeug beeinflusst werden. Diese Wir-
kungen sind bei einer pauschalen Autobahnmaut geringer. Eine zeitliche Staffelung der Gebühren 
wird bei einer Autobahnmaut bisher i. d. R. nicht umgesetzt, so dass die zeitliche Verteilung des 
Verkehrs nicht beeinflusst wird. Die grundsätzliche Möglichkeit hierzu besteht jedoch. Die Preise 
einer Autobahnmaut sind i. d. R. auch nicht räumlich differenziert, was zu gleichen Auswirkungen 
in stärker und schwächer belasteten Bereichen führt. Möglichkeiten zur räumlichen Differenzierung 
bestehen jedoch grundsätzlich ebenfalls. Räumliche Verlagerungen sind auch bei einer pauschalen 
nationalen Autobahnmaut dort zu erwarten, wo in Nachbarländern attraktivere Alternativrouten 
zur Verfügung stehen. Bei der Zielwahl werden durch eine entfernungsabhängige Maut grundsätz-
lich nahe gelegene Ziele begünstigt, die pauschale Autobahnmaut hat auf die Zielwahl geringere 
Auswirkungen. 
Die effiziente Nutzung von Verkehrsmitteln wird besonders durch eine entfernungsabhängige 
Autobahnmaut unterstützt. Überlastungssituationen können insgesamt gemildert, aber nur bei 
räumlicher und zeitlicher Staffelung gezielt beeinflusst werden. In Folge ist eine Reduzierung von 































Reisezeiten durch eine Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten auf dem bepreisten Streckennetz 
möglich. Durch eine Verkehrsverdrängung auf das nachgeordnete Straßennetz kann es zu negativen 
Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit kommen. Ebenso kann eine zeitliche Staffelung der Ge-
bühren Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit haben. Eine effizientere Nutzung der Infra-
struktur wird bei der Umsetzung einer pauschalen oder entfernungsabhängigen Autobahnmaut nur 
indirekt finanzierungsabhängig realisiert. Ebenso sind die weiteren, genannten Wirkungen bei einer 
pauschalen Autobahnmaut geringer als bei einer räumlich und zeitlich differenzierten Maut. 
Mit modernen Systemen zur Mauterhebung und Kontrolle können Behinderungen durch techni-
sche Abwicklungen bei einer Autobahnmaut vermieden werden. 
Mit einer entfernungsabhängigen oder räumlich und zeitlich differenzierten Bepreisung wirkt eine 
Autobahnmaut direkt auf das Verkehrsaufkommen, die Bepreisung wird durch die Entfernungs-
abhängigkeit direkt mit der Nutzung verbunden. Eine pauschale Autobahnmaut hat nur eine ein-
geschränkte Wirkung über den Preis, weil dieser nicht unmittelbar mit der Nutzung verbunden 
wird. Auch eine relative Verteuerung der Autobahnnutzung wirkt sich dabei weniger aus. Da eine 
Autobahnmaut i. d. R. keine nutzerabhängige Differenzierung vorsieht, erfolgt keine Differenzie-
rung z. B. nach dem Fahrtzweck. Die Autobahnnutzung wird relativ zur Nutzung anderer Straßen-
kategorien teurer. Die Spürbarkeit der Kosten kann durch die Mauthöhe bestimmt werden.  
Die Begrenzung auf Autobahnen kann zu ungewollten Verlagerungen auf das nachgeordnete Netz 
führen. Der Umfang unerwünschter Ausweichreaktionen ist bei einer pauschalen Autobahnmaut ge-
ringer als bei einer streckenabhängigen oder zeitlich und räumlich differenzierten Maut. Durch die 
Begrenzung auf ein Straßennetz stellt die integrierte Systemgestaltung besondere Anforderungen. 
Durch das vorhandene Straßennetz und die vorhandenen ÖV-Angebote stehen i. d. R. genügend 
Alternativen zur Verfügung. Mobilität wird daher selten verhindert. 
Eine Autobahnmaut ist auf einen Teil des Straßennetzes und evtl. auf bestimmte Fahrzeugtypen be-
grenzt. Sie stellt damit keine ganzheitliche Lösung dar. Eine Autobahnmaut kann als Wechselwir-
kung mit anderen Instrumenten v. a. bei Fernverkehren zu einer gesteigerten Nachfrage bei ande-
ren Verkehrsmitteln führen.  
Durch die Mauterhebung gewonnene Informationen können bei Klärung von Datenschutzfragen 
für die Verkehrsregelung, die Verkehrsinformation und die Verkehrsplanung genutzt werden. Sie 
sind aber auf das jeweils bemautete Straßennetz begrenzt. Der Informationsgehalt ist bei einer pau-
schalen Maut geringer als bei einer streckenabhängigen oder zeitlich und räumlich differenzierten 
Maut. 
Wirtschaft 
Im Autobahnnetz kommt es zu Effizienzsteigerungen bei den Transporten. Für Unternehmen ent-
stehen höhere Transportkosten. Dies trifft v. a. auf Unternehmen zu, die überwiegend Güterfern-
verkehre auf Straßen abwickeln. Durch die auf einen Teil des Straßennetzes begrenzte Anwendung 
sind keine übergreifenden Änderungen bei Branchen des IV zu erwarten, der ÖV-Bereich kann vor 
allem im Fernverkehr grundsätzlich durch Kundenzuwachs profitieren. Die Wirkungen im Bereich 
der Effizienzsteigerungen und bei der Beeinflussung einzelner Branchen sowie die Potentiale der 
Verbesserungen im Verkehrsgeschehen sind bei einer pauschalen Autobahnmaut geringer.  
Durch die Einführung einer Autobahnmaut kommt es zu Beeinflussungen von anderen Instrumen-
ten im MIV, wie z. B. der Mineralölsteuer. Durch Abhängigkeiten der Preishöhe von Fahrzeugeigen-
schaften (z. B. Schadstoffklasse) können Innovationsprozesse gefördert werden, ebenso durch die 
technische Gestaltung der Systeme. 
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Verbesserungen im Verkehrsgeschehen auf bisher überlasteten Strecken sind möglich, womit Ver-
besserungen der betrieblichen Prozesse einher gehen können. In Verbindung mit solchen Verbes-
serungen sind die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft insgesamt 
eher gering. Bei der Einführung einer landesweiten Autobahnmaut wird die Konkurrenzsituation 
zu anderen Ländern beeinflusst. 
Umwelt 
Eine Abhängigkeit der Mauthöhe von der Schadstoffklasse (Nutzerabhängigkeit) führt zu einer Ver-
lagerung hin zu umweltfreundlicheren Fahrzeugen und damit zu einer Reduzierung der Gesamt-
belastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen. Dieses wird durch die Reduzierung des Ver-
kehrsaufkommens unterstützt. Die Wirkungen auf die Gesamtbelastung sind bei einer pauschalen 
Autobahnmaut geringer als bei differenzierteren Formen der Maut. 
Bei einer entsprechend differenzierten Gestaltung einer Autobahnmaut sind Beeinflussungen der 
zeitlichen oder räumlichen Verteilung des Verkehrs und damit der Umweltbelastungen möglich. 
Dies ist bei einer pauschalen Autobahnmaut nicht der Fall. Wenn Verlagerungen in das nach-
geordnete Netz auftreten, wird die Umfeldsituation an den nachgeordneten Straßen mit Mehrver-
kehr verschlechtert. Stadtbild und Aufenthaltsqualität werden durch eine Autobahnmaut i. d. R. 
nicht beeinflusst, dies kann nur indirekt durch Verlagerungen geschehen.  
Akzeptanz 
Die Einführung einer Pkw-Maut auf Autobahnen wird in Deutschland durch die derzeitige politi-
sche Regierung abgelehnt. Vor allem Verbände als Vertreter der Verkehrsteilnehmer im MIV und 
der Automobilindustrie lehnen eine zusätzliche Bepreisung in Form einer Autobahnmaut ab. Die 
Haltungen der Medien zu einer Autobahnmaut sind unterschiedlich.  
Für die Realisierung von Autobahnmautsystemen gibt es eine Vielzahl von Fallbeispielen, dies er-
höht die Vertrautheit der Nutzer mit den Systemen. Durch die Diskussion aktueller Beispiele ist im 
Bereich der Information und Kommunikation auch schon gute Vorarbeit geleistet. Eine strecken-
abhängige oder räumlich und zeitlich differenzierte Autobahnmaut ist für den Nutzer schwerer 
kalkulierbar als eine pauschale Autobahnmaut. Eine Zweckbindung ist dann gegeben, wenn die 
Einnahmen dem Autobahnnetz zugute kommen, und wäre ein wichtiges Akzeptanzkriterium. Kom-
pensationsmaßnahmen, beispielsweise bei der Kraftfahrzeugsteuer oder Mineralölsteuer, könnten 
zur Stärkung der Akzeptanz realisiert werden.  
Die Verbesserungen durch eine pauschale Autobahnmaut wären nur vereinzelt direkt spürbar, sie 
kämen erst durch Investitionen in Unterhaltung, Ausbau und Neubau zum Tragen. Insbesondere 
von einer zeitlich differenzierten Maut dürfen spürbare Verbesserungen der Stausituation erwartet 
werden. Eine pauschale Autobahnmaut belastet Viel- und Wenignutzer gleichermaßen und kann 
daher als ungerecht empfunden werden. Eine entfernungsabhängige Autobahnmaut wird den 
Anforderungen des Verursacherprinzips besser gerecht, kann aber Vielfahrer ohne Alternativen be-
nachteiligen. Eine Autobahnmaut wird i. d. R. ohne begleitende Maßnahmen, also nicht im Rahmen 
eines Maßnahmenbündels, realisiert. 
Finanzen 
Bei einer streckenabhängigen und bei einer räumlich und zeitlich differenzierten Autobahnmaut 
werden die Kosten dem Nutzer direkt bewusst gemacht. Bei einer pauschalen Autobahnmaut ist der 
Bezug zur Nutzung wenig gegeben. Eine Verbesserung der Einnahmesituation im ÖV infolge von 
veränderter Verkehrsmittelwahl ist denkbar. Eine Autobahnmaut stellt einen Schritt hin zu einer 
Nutzerfinanzierung und somit zu einer Änderung der Finanzierungssysteme dar, wenn die Ein-
nahmen für den IV verwendet werden.  































Die Auswirkungen bei den einzelnen Nutzergruppen sind je nach Ausgestaltung unterschiedlich. 
Bei einer streckenabhängigen Autobahnmaut werden Vielfahrer ohne Kompensationen hoch belas-
tet. Bei einer pauschalen Autobahn ist eine überproportional hohe Belastung von Wenigfahrern 
möglich. Bei finanziellen Kompensationen ist zu bedenken, dass kein anderes Instrument nur auf 
die Autobahnnutzung beschränkt ist. Zudem ist eine Diskriminierung ausländischer Nutzer zu ver-
meiden.  
Die volkswirtschaftlichen Wirkungen hängen sehr von der Problemlage und der Ausgestaltung der 
Autobahnmaut ab.  
Systemgestaltung 
Eine hohe Zuverlässigkeit der Systeme wurde bei den realisierten Fallbeispielen für eine pauschale 
oder entfernungsabhängige Autobahnmaut schon vielfach bewiesen. Für zeitlich und räumlich stark 
differenzierte Mautsysteme ist ebenfalls eine hohe Zuverlässigkeit zu erwarten, die praktische Er-
probung hierzu steht jedoch aus.  
Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind in Deutschland durch die Verkehrsinfra-
strukturfinanzierungsgesellschaft mbH gegeben. Rechtlich ist die Einführung einer Autobahnmaut 
in Deutschland grundsätzlich möglich. Sicherheitsaspekte spielen bei einer pauschalen Autobahn-
maut eine untergeordnete Rolle, bei einer differenzierter gestalteten Autobahnmaut können sie je 
nach Ausgestaltung von Relevanz sein. Durch die selektive Einführung auf nur einem Teil des 
Straßennetzes stellt die Interoperabilität besondere Anforderungen. Dies gilt auch im europäischen 
Kontext, denn es ist noch kein länderübergreifender Standard vorhanden. Bei entsprechender 
Systemgestaltung kann eine Diskriminierungsfreiheit gewährleistet werden. Die Einbindung in 
eine bundesweite Gesamtarchitektur der Verkehrstelematik sollte angestrebt werden. 
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5.2.4 Qualitative Bewertung flächendeckende, statische Maut 
Eine flächendeckende, statische Maut stellt eine entfernungsabhängige Bepreisung mit räumlichen 
Differenzierungen dar, die weitgehend das gesamte Straßennetz umfasst; nur nachgeordnete Er-
schließungsstraßen können ausgenommen bleiben. Es sind mindestens alle Fahrzeuge des MIV und 
des Straßengüterverkehrs einbezogen. Eine solche umfassende Bepreisung erscheint nur in Beglei-
tung durch Kompensationsmaßnahmen akzeptabel. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „flächendeckende, statische Maut“: 
+  Die räumliche Differenzierung beeinflusst Ziel- und Routenwahl und führt zu einer effizienteren 
Nutzung der Infrastruktur.  
+  Durch veränderte Preise im MIV und einen stärkeren Bezug zur Nutzung sind Änderungen der 
Verkehrsmittelwahl möglich. Dies kann finanzierungsabhängig erheblich verstärkt werden, wenn 
Mauteinnahmen zur Stärkung des ÖV-Angebots oder für Verbesserungen im Fußgänger- und 
Radverkehr genutzt werden. 
 - Eine Beeinflussung der zeitlichen Verteilung unterbleibt aufgrund der fehlenden zeitlichen 
Staffelung. 
+ Die Bepreisung wird direkt mit der Nutzung verbunden und setzt den Gedanken der 
Nutzerfinanzierung um. 
+ Die flächendeckende Bepreisung unterbindet räumliche Ausweichverkehre. 
 ! Fehlende Alternativen und eine zu hohe Bepreisung können zu einer Verkehrsverhinderung 
führen. Kompensationen für die entstehenden Kosten sind nötig, wenn höhere Belastungen 
vermieden werden sollen. 
+ Besonders durch zuverlässigere Reisezeiten wird die Wirtschaft unterstützt. 
 ! Auf eine sorgfältige Abstufung der Tarife ist zu achten, wenn die Verschärfung von Konkurrenz-
situationen zwischen verschiedenen Gebieten vermieden werden soll. 
+ Sowohl eine Senkung der Gesamtbelastungen als auch eine gezielte räumliche Beeinflussung von 
Umweltbelastungen sind möglich. 
 ! Die Bepreisung muss für eine gute Akzeptanz mit spürbaren Verbesserungen der 
Verkehrssituation verbunden sein. Eine ausführliche Information und Kommunikation im Vorfeld 
sind sehr wichtig. 
 - Die Kalkulierbarkeit der Kosten wird durch die Preisdifferenzierungen erschwert. 
 ! Die volkswirtschaftlichen Wirkungen sind eng mit der vorhandenen Problemlage verknüpft. 
Rechtliche Aspekte und technische Umsetzungsmöglichkeiten sind weiter zu klären. 
Verkehrsgeschehen 
Eine Verkehrsvermeidung ist bei einer flächendeckenden, statischen Maut vor allem durch effizien-
tere Verkehre denkbar. Die Zielwahl wird durch die Preishöhe der Fahrstrecke beeinflusst. Durch 
räumlich differenzierte Gebühren kann auch die Routenwahl beeinflusst werden. Veränderte Preise 
im MIV können die Verkehrsmittelwahl verändern. Abhängig von der Verwendung der Mautein-
nahmen kann gegebenenfalls das ÖV-Angebot erheblich gestärkt und damit die Verkehrsmittelwahl 
wesentlich weiter gehend beeinflusst werden. Durch eine zeitlich statische Maut wird der Fahrzeit-
punkt nicht beeinflusst. Die Produktwahl wird nur bei entsprechender weiterer Differenzierung der 
Bepreisung beeinflusst. 
Eine effizientere Nutzung der Verkehrsmittel wird durch die fahrzeugbezogene Bepreisung unter-
stützt. Überlastungen im MIV können durch räumlich gezielte Preisgestaltung reduziert werden. In 
Folge der verschiedenen Beeinflussungen können Reisegeschwindigkeiten erhöht und Reisezeiten 
reduziert werden. Eine effizientere Nutzung der Infrastruktur wird zumindest durch die räumliche 































Lenkungswirkung realisiert. Durch modale Verlagerungen kann es ohne entsprechende Kapazitäts-
erweiterungen zu Überlastungssituationen im ÖV kommen. Weniger Überlastungen durch die ver-
schiedenen Verlagerungen wirken positiv auf die Verkehrssicherheit, höhere Fahrgeschwindigkei-
ten in der Tendenz negativ. Wird die Verkehrssicherheit als ein Differenzierungsmerkmal zur Preis-
gestaltung herangezogen, ist eine gezielte Verbesserung möglich.  
Behinderungen durch technische Abwicklungen können durch die Verwendung moderner elek-
tronischer Erfassungssysteme weitestgehend vermieden werden. 
Die Mauthöhe bestimmt vor allem bei der räumlichen Beeinflussung den Wirkungsgrad mit, sie ist 
bei einer entfernungsabhängigen Maut direkt mit der Nutzung verbunden. Besonders bei der räum-
lichen Beeinflussung spielt die zu Alternativen relative Preishöhe eine wichtige Rolle. Die Spürbar-
keit der Kosten kann durch die Mauthöhe bestimmt werden. Wird keine nutzerabhängige Differen-
zierung vorgesehen, wird z. B. der Fahrtzweck nicht beachtet. 
Durch die flächendeckende Bepreisung können unerwünschte Ausweichreaktionen grundsätzlich 
vermieden werden. Für die integrierte Systemgestaltung ist der flächendeckende Ansatz beson-
ders wichtig. 
Durch ausreichende Alternativen (Alternativrouten, ÖV-Angebot) kann vermieden werden, dass 
Mobilität verhindert wird. Insbesondere sollte ein gutes ÖV-Angebot bereit gestellt werden. 
Durch eine Abstimmung der Mauthöhe auf das im jeweiligen Raum vorhandene ÖV-Angebot wer-
den ganzheitliche Lösungen realisiert. Durch eine solche räumliche Differenzierung kann auf Hin-
derungsgründe für eine Anpassung (beispielsweise in der Verkehrsmittelwahl) eingegangen wer-
den. Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten der Bepreisung im ÖV und im MIV sind mög-
lich. Weitere Wechselwirkungen in vielen Bereichen sind sorgfältig zu beachten. 
Durch die streckengenaue Erfassung ist der Umfang der gewonnenen Informationen sehr groß und 
kann bei positiver Klärung der Datenschutzfragen für Verkehrsregelung, Verkehrsinformation und 
Verkehrsplanung genutzt werden. 
Wirtschaft 
Grundsätzlich führt eine flächendeckende, statische Maut zu höheren Transportkosten. Das Aus-
maß der Kostenerhöhung für Transportunternehmen hängt von der unterschiedlichen Mauthöhe auf 
den vorrangig befahrenen Strecken ab. Die höheren Transportkosten können durch finanzielle Kom-
pensationsmaßnahmen (z. B. bei Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer) ausgeglichen werden. 
Für Transportunternehmen, die vorrangig niedrigpreisige Mautstrecken (z. B. im ländlichen Raum) 
nutzen, können grundsätzlich auch Kostenvorteile entstehen. 
Vor allem durch höhere Fahrzeugauslastungen und räumliche Verkehrsverlagerungen und damit 
verbundene zuverlässigere Reisezeiten sind Effizienzsteigerungen möglich. Innovationsprozesse 
sind bei der technischen Gestaltung der Instrumente und bei entsprechender fahrzeugbezogener 
Differenzierung der Bepreisung bei den Fahrzeugen möglich.  
Durch die flächendeckende Bepreisung entsteht zunächst keine Konkurrenzsituation zu anderen 
Gebieten. Eine Beeinflussung ist aber durch die Differenzierung der Bepreisung möglich. Die Beein-
flussung von einzelnen Branchen und deren Einnahmesituationen ist durch modale Verlagerungen 
möglich. Eine wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen mit Instrumenten des ÖV 
und des ruhenden Verkehrs ist möglich. Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die 
Gesamtwirtschaft werden eher gering eingeschätzt. 
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Umwelt 
Eine Senkung der Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch effizientere 
Verkehrsabwicklung möglich. Dieser Effekt kann durch eine fahrzeugtypabhängige Bepreisung ver-
stärkt werden. Die räumliche Verteilung der Lärm- und Abgasemissionen kann durch differenzierte 
Mauthöhen gezielt beeinflusst werden.  
Die Aufenthaltsqualität kann durch gezielte Bepreisung verbessert werden. Auch sind längerfristi-
ge Beeinflussungen der Flächennutzung durch gezielte Preisdifferenzierungen möglich. Eine Beein-
flussung der zeitlichen Verteilung erfolgt nicht, die Beeinflussung des Stadtbilds kann bei ange-
messener Systemgestaltung gering gehalten werden. 
Akzeptanz 
Insbesondere die modalen und räumlichen Verlagerungen führen für die Verkehrsteilnehmer direkt 
zu spürbaren Verbesserungen, was die Akzeptanz positiv beeinflusst. Die Erfahrungen mit realisier-
ten flächendeckenden Mautsystemen sind bisher begrenzt, und die Neuartigkeit des Systems würde 
eine anfangs geringe Vertrautheit bewirken. 
Die Einführung einer flächendeckenden Maut in Deutschland wurde in der Politik bisher kaum be-
handelt. Ausgehend von der Position der derzeitigen Bundesregierung zur Pkw-Maut auf Autobah-
nen ist von einer bisher ablehnenden Haltung auszugehen. Dies gilt auch für die Verbände als Ver-
treter der Verkehrsteilnehmer im MIV und der Automobilindustrie. Diese werden das System v. a. 
dann kritisieren, wenn es zu finanziellen Mehrbelastungen der Verkehrsteilnehmer führt. Auch die 
Medien haben sich mit dieser Form der Bepreisung bisher kaum befasst. Eine negative Berichter-
stattung der Medien würde v. a. durch hohe Systemkosten und eine finanzielle Mehrbelastung der 
Nutzer ausgelöst werden.  
Durch die räumliche Differenzierung wird die Kalkulierbarkeit der Kosten für die Nutzer er-
schwert. Information und Kommunikation spielen sowohl im Vorfeld als auch während der An-
wendung eine große Rolle. Durch die höhere Belastung von Nutzern, die Mitverursacher von 
Überlastungen sind, steigt die Gerechtigkeit des Systems. Führt das System zu Mehrbelastungen 
aller Nutzer, wird die Gerechtigkeit aber sicher in Frage gestellt.  
Als umfassendes Instrument sollte eine flächendeckende Maut von Kompensationsmaßnahmen im 
Rahmen eines Maßnahmenbündels begleitet werden. Kompensationsmaßnahmen können durch 
eine Senkung von Kfz- und Mineralölsteuer realisiert werden. Eine Zweckbindung der Einnahmen 
für den Verkehr erscheint als wichtige Voraussetzung für eine hohe Akzeptanz.  
Finanzen 
Die Kosten der Straßennutzung werden durch die Abhängigkeit von den einzelnen Fahrten bewuss-
ter. Das Finanzierungssystem wird in Richtung einer Nutzerfinanzierung geändert. Die volkswirt-
schaftlichen Wirkungen hängen sehr von der Problemlage im Verkehr ab.  
Die Auswirkungen für die verschiedenen Nutzergruppen sind stark von den realisierten Differen-
zierungen abhängig. Finanzielle Kompensationen sind durch Senkung der Kfz- und Mineralöl-
steuer möglich. Dabei ist der mögliche Umfang abhängig von der für die räumliche Beeinflussung 
notwendigen Preishöhe. Der Ausgleich bei den einzelnen Nutzern ist je nach Regelung nicht von 
denselben Nutzungsparametern abhängig wie die Maut. Demnach sind die Wirkungen bei den Nut-
zern unterschiedlich. Die Einnahmesituation ändert sich für nahezu alle Verkehrsbereiche wesent-
lich.  
































Durch die flächendeckende Einführung wird die Interoperabilität gestützt. Eine Standardisierung 
ist hier zwingend notwendig. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei einem flächen-
deckenden System leicht möglich. Bei entsprechender Systemgestaltung kann eine Diskriminie-
rungsfreiheit gewährleistet werden. Die Zuverlässigkeit hängt von der technischen Gestaltung ab. 
Hier können noch Entwicklungsschritte nötig sein.  
Die Organisation eines solchen zuständigkeitsübergreifenden Systems stellt erhebliche Anfor-
derungen. Sowohl auf Seiten der Aufgabenträger als auch auf Seiten der Betreiber sind hierfür orga-
nisatorisch-institutionelle Lösungen zu finden. Rechtlich ist die Einführung einer flächendeckenden 
Bepreisung aufgrund rechtlicher Regelungen auf EU-Ebene v. a. für Schwerlastfahrzeuge weiter zu 
klären. Sicherheitsaspekte spielen v. a. durch die Differenzierung und die damit verbundene nötige 
Nutzerinformation eine Rolle und müssen bei der Systemgestaltung beachtet werden. 
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5.2.5 Qualitative Bewertung flächendeckende, dynamische Maut 
Eine flächendeckende, dynamische Maut stellt eine entfernungsabhängige Bepreisung mit räum-
lichen und zeitlichen Differenzierungen dar, die weitgehend das gesamte Straßennetz umfasst; nur 
nachgeordnete Erschließungsstraßen können ausgenommen bleiben. Es sind mindestens alle Fahr-
zeuge des MIV und des Straßengüterverkehrs einbezogen. Eine solche umfassende Bepreisung er-
scheint nur in Begleitung von Kompensationsmaßnahmen akzeptabel. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „flächendeckende, dynamische Maut“: 
+  Die räumliche Differenzierung beeinflusst Ziel- und Routenwahl und führt ebenso wie die 
zeitliche Differenzierung zu einer effizienteren Nutzung der Infrastruktur.  
+  Durch veränderte Preise im MIV und einen stärkeren Bezug zur Nutzung sind Änderungen der 
Verkehrsmittelwahl möglich. Dies kann finanzierungsabhängig erheblich verstärkt werden, wenn 
Mauteinnahmen zur Stärkung des ÖV-Angebots oder für Verbesserungen im Fußgänger- und 
Radverkehr genutzt werden. 
+ Die Bepreisung wird direkt mit der Nutzung verbunden und setzt den Gedanken der Nutzer-
finanzierung um. 
+ Die flächendeckende Bepreisung unterbindet räumliche Ausweichverkehre. 
 ! Fehlende Alternativen und eine zu hohe Bepreisung können zu einer Verkehrsverhinderung 
führen. Kompensationen für die entstehenden Kosten sind nötig, wenn Mehrbelastungen der 
Nutzer vermieden werden sollen. 
+ Besonders durch zuverlässigere Reisezeiten wird die Wirtschaft unterstützt. 
 ! Auf eine sorgfältige Abstufung der Tarife ist zu achten, wenn die Verschärfung von Konkurrenz-
situationen zwischen verschiedenen Gebieten vermieden werden soll. 
+ Sowohl eine Senkung der Gesamtbelastungen als auch eine gezielte räumliche und zeitliche 
Beeinflussung von Umweltbelastungen sind möglich. 
 ! Die Bepreisung muss für eine gute Akzeptanz mit spürbaren Verbesserungen der Verkehrs-
situation verbunden sein. Eine ausführliche Information und Kommunikation im Vorfeld sind 
sehr wichtig. 
 - Die Kalkulierbarkeit der Kosten wird durch die Preisdifferenzierungen sehr erschwert. 
 ! Die volkswirtschaftlichen Wirkungen sind eng mit der vorhandenen Problemlage verknüpft. 
Rechtliche Aspekte und technische Umsetzungsmöglichkeiten sind weiter zu klären. 
Verkehrsgeschehen 
Eine Verkehrsvermeidung ist bei einer flächendeckenden, dynamischen Maut vor allem durch effi-
zientere Verkehre denkbar. Die Zeitwahl für die Fahrt wird durch die zeitlich variable Bepreisung 
beeinflusst. Die Zielwahl wird durch die Preishöhe der Fahrstrecke beeinflusst. Durch räumlich 
differenzierte Gebühren kann auch die Routenwahl beeinflusst werden. Veränderte Preise im MIV 
können die Verkehrsmittelwahl verändern. Abhängig von der Verwendung der Mauteinnahmen 
kann gegebenenfalls das ÖV-Angebot erheblich gestärkt und damit die Verkehrsmittelwahl wesent-
lich weiter gehend beeinflusst werden. Die Produktwahl wird nur bei entsprechender weiterer Dif-
ferenzierung der Bepreisung beeinflusst. 
Eine effizientere Nutzung der Verkehrsmittel wird durch die fahrzeugbezogene Bepreisung unter-
stützt, eine effizientere Nutzung der Infrastruktur wird räumlich und zeitlich realisiert. Überlastun-
gen auf der Straße können durch räumlich und zeitlich gezielte Preisgestaltung reduziert werden. 
Durch modale Verlagerungen kann es ohne entsprechende Kapazitätserweiterungen zu Überlas-
tungssituationen im ÖV kommen. In Folge der verschiedenen Beeinflussungen können Reisege-
schwindigkeiten erhöht und Reisezeiten reduziert werden. Weniger Überlastungen durch die ver-
schiedenen Verlagerungen wirken positiv auf die Verkehrssicherheit, höhere Fahrgeschwindig-































keiten in der Tendenz negativ. Wird die Verkehrssicherheit als ein Differenzierungsmerkmal zur 
Preisgestaltung herangezogen, ist eine gezielte Verbesserung möglich. Um Wirkungen der zeitlichen 
Staffelung auf die Verkehrssicherheit zu vermeiden, sollten möglichst fließende Übergänge ge-
schaffen werden. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen können durch die Verwendung moderner elek-
tronischer Erfassungssysteme weitestgehend vermieden werden. 
Die Mauthöhe bestimmt vor allem bei der räumlichen und zeitlichen Beeinflussung den Wirkungs-
grad mit, sie ist bei einer streckenabhängigen Maut direkt mit der Nutzung verbunden. Besonders 
bei der räumlichen und zeitlichen Beeinflussung spielt die zu Alternativen relative Preishöhe eine 
wichtige Rolle. Die Spürbarkeit der Kosten kann durch die Mauthöhe bestimmt werden. Wird keine 
nutzerabhängige Differenzierung vorgesehen, wird z. B. der Fahrtzweck nicht beachtet. 
Durch die flächendeckende Bepreisung können unerwünschte Ausweichreaktionen grundsätzlich 
vermieden werden. Für die integrierte Systemgestaltung ist der flächendeckende Ansatz beson-
ders wichtig. 
Durch ausreichende Alternativen (Alternativrouten, ÖV-Angebot) kann vermieden werden, dass 
Mobilität verhindert wird. Insbesondere sollte ein gutes ÖV-Angebot bereit gestellt werden. 
Durch eine Abstimmung der Mauthöhe auf das im jeweiligen Raum vorhandene ÖV-Angebot wer-
den ganzheitliche Lösungen realisiert. Durch eine solche räumliche Differenzierung kann auf Hin-
derungsgründe für eine Anpassung (beispielsweise in der Verkehrsmittelwahl) eingegangen wer-
den. Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten der Bepreisung im ÖV und im MIV sind mög-
lich. Weitere Wechselwirkungen in vielen Bereichen sind sorgfältig zu beachten. 
Durch die streckengenaue und zeitlich differenzierte Erfassung ist der Umfang der gewonnenen In-
formationen sehr groß und kann bei positiver Klärung der Datenschutzfragen für Verkehrs-
regelung, Verkehrsinformation und Verkehrsplanung genutzt werden. 
Wirtschaft 
Grundsätzlich führt eine flächendeckende, dynamische Maut zu höheren Transportkosten. Das 
Ausmaß der Kostenerhöhung für Transportunternehmen hängt von der unterschiedlichen Mauthöhe 
auf den vorrangig befahrenen Strecken und zu den vorrangig genutzten Fahrzeiten ab. Die höheren 
Transportkosten können durch finanzielle Kompensationsmaßnahmen (z. B. bei Kraftfahrzeugsteuer 
und Mineralölsteuer) ausgeglichen werden. Für Transportunternehmen, die vorrangig niedrig-
preisige Mautstrecken und Mautzeiten (z. B. im ländlichen Raum oder Randzeiten) nutzen, können 
grundsätzlich auch Kostenvorteile entstehen. 
Vor allem durch höhere Fahrzeugauslastungen sowie räumliche und zeitliche Verkehrsver-
lagerungen und damit verbundene zuverlässigere Reisezeiten sind Effizienzsteigerungen möglich. 
Innovationsprozesse sind bei der technischen Gestaltung der Instrumente und bei entsprechender 
fahrzeugbezogener Differenzierung der Bepreisung bei den Fahrzeugen möglich.  
Durch die flächendeckende Bepreisung entsteht zunächst keine Konkurrenzsituation zu anderen 
Gebieten. Eine Beeinflussung ist aber durch die Differenzierung der Bepreisung möglich. Die Beein-
flussung von einzelnen Branchen und deren Einnahmesituationen ist durch modale Verlagerungen 
möglich. Eine wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen mit Instrumenten des ÖV 
und des ruhenden Verkehrs ist möglich. Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die 
Gesamtwirtschaft werden eher gering eingeschätzt. 
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Umwelt 
Eine Senkung der Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch effizientere 
Verkehrsabwicklung möglich. Dieser Effekt kann durch eine fahrzeugtypabhängige Bepreisung ver-
stärkt werden. Die räumliche und zeitliche Verteilung der Lärm- und Abgasemissionen kann durch 
differenzierte Mauthöhen gezielt beeinflusst werden.  
Die Aufenthaltsqualität kann durch gezielte Bepreisung verbessert werden. Auch sind längerfristi-
ge Beeinflussungen der Flächennutzung durch gezielte Preisdifferenzierungen möglich. Die Beein-
flussung des Stadtbilds kann bei angemessener Systemgestaltung gering gehalten werden. 
Akzeptanz 
Insbesondere die modalen, räumlichen und zeitlichen Verlagerungen führen für die Verkehrsteil-
nehmer direkt zu spürbaren Verbesserungen, was die Akzeptanz positiv beeinflusst. Die Erfahrun-
gen mit realisierten flächendeckenden Mautsystemen sind bisher begrenzt, und die Neuartigkeit des 
Systems würde eine anfangs geringe Vertrautheit bewirken. 
Die Einführung einer flächendeckenden und dynamischen Maut in Deutschland wurde in der 
Politik bisher kaum behandelt. Ausgehend von der Position der derzeitigen Bundesregierung zur 
Pkw-Maut auf Autobahnen ist von einer bisher ablehnenden Haltung auszugehen. Dies gilt auch für 
die Verbände als Vertreter der Verkehrsteilnehmer im MIV und der Automobilindustrie. Diese wer-
den das System v. a. dann kritisieren, wenn es zu finanziellen Mehrbelastungen der Verkehrs-
teilnehmer führt. Auch die Medien haben sich mit dieser Form der Bepreisung bisher kaum befasst. 
Eine negative Berichterstattung der Medien würde v. a. durch hohe Systemkosten und eine finan-
zielle Mehrbelastung der Nutzer ausgelöst werden.  
Durch die räumliche und zeitliche Differenzierung wird die Kalkulierbarkeit der Kosten für die 
Nutzer sehr erschwert. Information und Kommunikation spielen sowohl im Vorfeld als auch wäh-
rend der Anwendung eine besonders große Rolle. Durch die höhere Belastung von Nutzern, die Mit-
verursacher von Überlastungen sind, steigt die Gerechtigkeit des Systems. Führt das System zu 
Mehrbelastungen aller Nutzer, wird die Gerechtigkeit aber sicher in Frage gestellt.  
Als umfassendes Instrument sollte eine flächendeckende Maut von Kompensationsmaßnahmen im 
Rahmen eines Maßnahmenbündels begleitet werden. Eine Zweckbindung der Einnahmen für den 
Verkehr erscheint als wichtige Voraussetzung für eine hohe Akzeptanz. Kompensations-
maßnahmen können durch eine Senkung von Kfz- und Mineralölsteuer realisiert werden.  
Finanzen 
Die Kosten der Straßennutzung werden durch die Abhängigkeit von den einzelnen Fahrten be-
wusster. Das Finanzierungssystem wird in Richtung einer Nutzerfinanzierung geändert. Die volks-
wirtschaftlichen Wirkungen hängen sehr von der Problemlage im Verkehr ab.  
Die Auswirkungen für die verschiedenen Nutzergruppen sind stark von den realisierten Differen-
zierungen abhängig. Finanzielle Kompensationen sind durch Senkung der Kfz- und Mineralöl-
steuer möglich. Dabei ist der mögliche Umfang abhängig von der für die räumliche und zeitliche 
Beeinflussung notwendigen Preishöhe. Der Ausgleich bei den einzelnen Nutzern ist je nach Rege-
lung nicht von denselben Nutzungsparametern abhängig wie die Maut. Demnach sind die Wirkun-
gen bei den Nutzern unterschiedlich. Die Einnahmesituation ändert sich für nahezu alle Verkehrs-
bereiche wesentlich.  
































Durch die flächendeckende Einführung wird die Interoperabilität gestützt. Eine Standardisierung 
ist hier zwingend notwendig. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei einem flächen-
deckenden System leicht möglich. Bei entsprechender Systemgestaltung kann eine Diskriminie-
rungsfreiheit gewährleistet werden. Die Zuverlässigkeit hängt von der technischen Gestaltung ab. 
Hier können noch Entwicklungsschritte nötig sein.  
Die Organisation eines solchen zuständigkeitsübergreifenden Systems stellt erhebliche Anfor-
derungen. Sowohl auf Seiten der Aufgabenträger als auch auf Seiten der Betreiber sind hierfür orga-
nisatorisch-institutionelle Lösungen zu finden. Rechtlich ist die Einführung einer flächendeckenden 
Bepreisung aufgrund rechtlicher Regelungen auf EU-Ebene v. a. für Schwerlastfahrzeuge weiter zu 
klären. Sicherheitsaspekte spielen v. a. durch die Differenzierung und die damit verbundene nötige 
Nutzerinformation eine Rolle und müssen bei der Systemgestaltung beachtet werden. 
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5.2.6 Qualitative Bewertung Kfz-Steuer 
Die Kfz-Steuer wird in Deutschland für Pkw abhängig vom Hubraum und der Schadstoffklasse des 
Fahrzeugs und für Lkw abhängig vom zulässigen Gesamtgewicht bemessen und fällt unabhängig 
von der Fahrleistung an. Sie ist i. d. R. jährlich pro Fahrzeug vom Fahrzeughalter zu entrichten und 
kommt den einzelnen Bundesländern zugute. Durch die Gestaltung als Steuer können finanzie-
rungsabhängige Wirkungen schwer bestimmt werden. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Kfz-Steuer“: 
 -  Die Möglichkeiten zur Verkehrsbeeinflussung durch die Kfz-Steuer und damit die Wirkungen 
sind durch die fehlende Nutzungsbezogenheit sehr gering. 
 ! Wirkungen auf die Anschaffung von Fahrzeugen (Fahrzeugauswahl, Fahrzeugersatz) sind 
möglich. 
+ Negative Wirkungen auf Nutzer und Wirtschaft sind gering. 
 !  Durch Staffelung der Gebühren nach Fahrzeugeigenschaften ist eine Senkung der Gesamt-
umweltbelastung möglich. 
+  Die Kfz-Steuer ist für die Nutzer gut kalkulierbar und ein bekanntes sowie akzeptiertes 
Instrument. 
Verkehrsgeschehen 
Durch die Kfz-Steuer findet eine zeitliche Beeinflussung der Fahrten ebenso wie eine Beeinflussung 
der Zielwahl und eine räumliche Beeinflussung der Fahrtwege nicht statt. Die Kfz-Steuer ent-
scheidet mit über einen Fahrzeugbesitz. Ist die Entscheidung über den Fahrzeugbesitz gefallen, wird 
kein weiterer Anreiz zur Verkehrsvermeidung gegeben. Die Verkehrsmittelwahl wird lediglich 
durch die Entscheidung einer Fahrzeuganschaffung beeinflusst. 
Durch die Kfz-Steuer wird die effizientere Nutzung der Verkehrsmittel nur indirekt und die effi-
zientere Nutzung der Infrastruktur überhaupt nicht gefördert. Durch die Kfz-Steuer findet keine 
Beeinflussung von Überlastungssituationen statt. Eine Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten und 
eine Reduzierung von Reisezeiten werden durch die Kfz-Steuer nur indirekt unterstützt, wenn sich 
Bürger wegen der zu zahlenden Kfz-Steuer gegen eine Fahrzeuganschaffung entscheiden. Auch die 
Verkehrssicherheit wird durch die Kfz-Steuer nicht wesentlich beeinflusst. Bei einer Staffelung der 
Steuer nach einem Sicherheitsgrad der Fahrzeuge wäre eine positive Beeinflussung möglich. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen in Verbindung mit der Kfz-Steuer sind im 
Verkehrsablauf nicht vorhanden. 
Die Kfz-Steuer steht in keinem direkten Zusammenhang zur Nutzung. Die Höhe der Bepreisung 
(Kfz-Steuer) spielt nur für Entscheidungen zur Fahrzeuganschaffung eine Rolle. Die zu Alternativen 
relative Preishöhe hat ansonsten keinen Einfluss auf das Verkehrsverhalten. Die Spürbarkeit der 
Kosten kann durch die Höhe bestimmt werden. Da keine einzelne Fahrten bepreist werden, findet 
der Fahrtzweck keine Beachtung. Sonderregelungen gibt es für Oldtimer (fester Steuersatz), sowie 
z. B. für Elektro-Autos (Besteuerung nach Gesamtgewicht). Des Weiteren sind Steuerbegünsti-
gungen für bestimmte Fahrzeuge vorgesehen (z. B. Polizei, Zoll, Feuerwehr oder Zugmaschinen in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben).  
Unerwünschte Ausweichreaktionen ausgelöst durch die Kfz-Steuer finden nicht statt. Eine inte-
grierte Systemgestaltung ist dementsprechend nicht nötig. 
Eine Mobilitätsverhinderung findet durch die Kfz-Steuer i. d. R. nicht statt. Dies wäre der Fall, 
wenn ihre Höhe eine notwendige Anschaffung unterbinden würde. Werden Einnahmen aus der Kfz-
Steuer zur Finanzierung des ÖV verwendet, wird die Bereitstellung von Alternativen unterstützt. 































Hinderungsgründe für eine Anpassung bei Preiserhöhungen finden sich nur im finanziellen Be-
reich. Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten sind im IV- und ÖV-Bereich möglich, aber er-
neut nur beeinflusst durch die Entscheidung über eine Fahrzeuganschaffung. Auch weitere Wech-
selwirkungen hängen direkt nur mit der Entscheidung über eine Fahrzeuganschaffung zusammen. 
Durch die Kfz-Steuer werden Informationen über die Fahrzeughaltung gewonnen, aber nicht über 
deren Nutzung. 
Wirtschaft 
Die Höhe der Transportkosten wird erst durch eine wesentliche Änderung der pauschalen Kfz-
Steuer nennenswert beeinflusst. Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirt-
schaft sind bei moderaten Höhen der Kfz-Steuer nicht wesentlich. Effizienzsteigerungen werden 
durch die Kfz-Steuer nicht unterstützt, es sei denn, sie beeinflusst die Fahrzeuganschaffung sehr 
stark. Wesentliche Verbesserungen im Verkehrsgeschehen werden durch eine verträgliche Kfz-
Steuer nicht ausgelöst. Auch eine Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren Einnahme-
situationen ist erst bei beträchtlichen Höhen zu erwarten. Ebenso findet eine wechselseitige Beein-
flussung der Einnahmesituationen verschiedener Instrumente erst statt, wenn die Fahrzeugan-
schaffung durch die Kfz-Steuer unterbunden wird. Innovationsprozesse werden bei den Fahr-
zeugen ausgelöst, wenn die Kfz-Steuer abhängig von den Fahrzeugeigenschaften gestaffelt ist und 
wesentliche Einsparungen möglich sind. Eine ungleich hohe nationale Belastung durch die Kfz-
Steuer kann zu einer Beeinflussung der Konkurrenzsituation zu anderen Ländern führen. 
Umwelt 
Eine Senkung der Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch eine Staffe-
lung der Steuerhöhe nach dem Schadstoffausstoß möglich. Weitere direkte Wirkungen auf die Um-
welt bestehen nicht. Indirekt können durch die jeweilige Verwendung der Steuereinnahmen Um-
weltwirkungen erzielt werden. 
Akzeptanz 
Die Kfz-Steuer ist ein oft realisiertes und weitgehend akzeptiertes Instrument des Mobility Pricing. 
Da es sich um eine realisierte Steuer handelt, steht die Politik in Deutschland weitgehend hinter 
diesem Instrument. Von Verbänden wird die Kfz-Steuer gelegentlich im Vergleich zu Gegeben-
heiten in anderen Staaten in Frage gestellt. Die Berichterstattung der Medien stellt kein Problem 
beim Einsatz dieses Instrumentes dar.  
Die Kalkulierbarkeit und ein einfacher Umgang mit den Tarifen der Kfz-Steuer ist gegeben. Durch 
die schon bestehende Realisierung sind im Bereich der Information und Kommunikation gute 
Voraussetzungen vorhanden. Kompensationsmaßnahmen können bei Bedarf realisiert werden. 
Die Nutzer sind i. d. R. mit dem einfachen System der Kfz-Steuer vertraut. Spürbare Verbesserun-
gen, die direkt mit der Kfz-Steuer in Zusammenhang gebracht werden, sind nicht zu erwarten. Eine 
Kfz-Steuer wird i. d. R. ohne begleitende Maßnahmen, also nicht im Rahmen eines Maßnahmen-
bündels, realisiert. Die Kfz-Steuer fließt dem allgemeinen Haushalt zu. Damit ist keine Zweck-
bindung gegeben. Das System unterscheidet nicht zwischen Vielnutzern und Wenignutzern und ist 
so in seiner Gerechtigkeit eingeschränkt. Allerdings erfolgt eine Unterscheidung nach sozialen 
Gesichtspunkten. 
Finanzen 
Kompensationen sind bei dieser Steuer nicht vorgesehen. Nach der Fahrzeuganschaffung ist die 
Kfz-Steuer für den Nutzer bei kurzfristigen Entscheidungen den fixen Kosten zuzuordnen; sie fließt 
daher bei diesen Entscheidungen nicht bewusst ein. Eine Beeinflussung der Einnahmesituationen 
z. B. von Fahrzeugherstellern ist lediglich durch einen Einfluss auf die Grundsatzentscheidung Fahr-
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zeuganschaffung gegeben. Eine Änderung des Finanzierungssystems bewirkt die Kfz-Steuer als be-
reits realisiertes Instrument nicht. Durch den Eingang der Kfz-Steuer in den allgemeinen Haushalt 
können die volkswirtschaftlichen Wirkungen schwer bestimmt werden. Die Erhebungskosten sind 
durch die Einfachheit des Systems und die Kopplung an die vorgeschriebenen Anmeldevorgänge ge-
ring. Die Gestaltung der Höhe der Kfz-Steuer wird durch den Gesetzgeber frei festgelegt. Die Aus-
wirkungen bei den Nutzergruppen sind nicht von den Fahrleistungen abhängig und orientieren 
sich am Fahrzeug. 
Systemgestaltung 
Einfluss auf die Umsetzung der Diskriminierungsfreiheit nehmen z. B. die bereits erwähnten 
Steuerbefreiungen. Durch die einfache Systemgestaltung ist eine hohe Zuverlässigkeit garantiert. 
Interoperabilität spielt bei der Kfz-Steuer eine untergeordnete Rolle. Die Frage nach einer europa-
weiten Standardisierung betrifft eher die Steuerhöhe und nicht die technische Ausgestaltung. 
Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind für Steuern vorhanden. Sicherheitsaspekte 
durch die technische Systemgestaltung spielen bei der Kfz-Steuer keine Rolle. Die Einbindung in 
eine Gesamtarchitektur ist nicht nötig. Durch die schon vorhandene Realisierung ist die rechtliche 
Situation geklärt. Einfluss auf Umgestaltungen könnten neuere europäische Regelungen nehmen. 































5.2.7 Qualitative Bewertung Mineralölsteuer 
Die Mineralölsteuer wird als fester Betrag pro Liter Benzin oder Diesel erhoben und beim Kauf der 
Energieträger direkt mit berechnet. Die Höhe der insgesamt zu bezahlenden Mineralölsteuer hängt 
mit den Energieverbrauch und damit mit der Fahrzeugart, Fahrleistung und Fahrweise zusammen. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Mineralölsteuer“: 
 -  Es bestehen durch die fehlende Differenzierung keine Möglichkeiten zur räumlichen und zeit-
lichen Verkehrsbeeinflussung. 
+ Wirkungen auf das Verkehrsaufkommen insgesamt sind u. a. über Einflüsse auf die Verkehrs-
mittelwahl und eine effiziente Nutzung von Verkehrsmitteln möglich. 
 ! Durch die nicht direkt an die Nutzung gekoppelte Bezahlung sind die Kosten nur latent bewusst. 
 -  Ausweichreaktionen in Form des so genannten Tanktourismus können zu Umwegfahrten und 
inländischen Umsatzverlusten führen. 
 ! Innovationsprozesse sind bei entsprechender Höhe der Steuer beim Energieverbrauch der 
Fahrzeuge möglich. 
+ Die Gesamtbelastung mit Schadstoffemissionen kann durch einen reduzierten Energieverbrauch 
gesenkt werden. 
 - Die Mineralölsteuer fließt zu Teilen auch dem allgemeinen Haushalt zu. 
Verkehrsgeschehen 
Durch die Abhängigkeit der Summe der gezahlten Mineralölsteuer vom Verbrauch wird durch diese 
ein Anreiz zur Verkehrsvermeidung gegeben. Die Verkehrsmittelwahl wird durch die streckenab-
hängigen Kosten der Mineralölsteuer mitbestimmt. Eine zeitliche Beeinflussung der Fahrten findet 
ebenso wie eine räumliche Beeinflussung der Fahrtwege nicht statt. Eine Beeinflussung der Ziel-
wahl findet nur indirekt über die Fahrtweite und die dafür verbrauchte Energiemenge statt. 
Eine effizientere Nutzung der Verkehrsmittel wird durch die Mineralölsteuer gefördert, eine effi-
zientere Nutzung der Infrastruktur jedoch nicht. Durch mögliche Verkehrsreduzierungen werden 
Überlastungssituationen insgesamt gemildert, allerdings nicht gezielt. Einher mit der Reduzierung 
von Überlastungen kann eine Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten und eine Reduzierung der 
Reisezeiten gehen. Die Verkehrssicherheit kann indirekt durch bewusstes und energiesparendes 
Fahren beeinflusst werden. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen in Verbindung mit der Mineralölsteuer sind nicht 
vorhanden. 
Die Höhe der Bepreisung der Energie kann den Wirkungsgrad beeinflussen, wie z. B. auch durch 
Schwankungen der Rohstoffpreise gezeigt wird. Es findet eine Beeinflussung der zu Alternativen 
relativen Preishöhe, besonders auch durch Ausnahmeregelungen, statt. Die Spürbarkeit der Kosten 
kann durch die Höhe der Mineralölsteuer bestimmt werden. Die Mineralölsteuer wird ohne Beach-
tung des Fahrtzwecks von privaten Nutzern fällig. Im Rahmen einer allgemeinen Kompensation 
von Fahrtkosten durch die Pendlerpauschale spielt der Fahrtzweck aber eine Rolle. Die Mineralöl-
steuer ist nicht direkt bei jeder Fahrt zahlbar, sondern nur beim Tanken. Die Zahlungen sind daher 
bei der Nutzung und den entsprechenden Entscheidungen nur latent bewusst. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen können durch den so genannten Tanktourismus und damit 
verbundene Umwegfahrten auftreten. Eine integrierte Systemgestaltung sollte daher einen zumin-
dest europäischen Standard anstreben. 
Eine Mobilitätsverhinderung kann durch die Mineralölsteuer nur bei einer entsprechenden Höhe 
ausgelöst werden. Alternativen können einerseits in Form anderer Verkehrsmittel bereitgestellt 
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werden, andererseits ist auch eine finanzielle Kompensation und damit ein Ausgleich der Kosten 
möglich. 
Auf Hinderungsgründe für eine Anpassung wird z. B. durch die Pendlerpauschale eingegangen. 
Wechselwirkungen sind z. B. mit Instrumenten des IV und des ÖV möglich, v. a. wenn die 
Mineralölsteuer die Verkehrsmittelwahl beeinflusst. Weitere Wechselwirkungen mit anderen 
Bereichen sind in geringem Maße möglich. 
Durch die Mineralölsteuer werden lediglich Informationen über den gesamten Kraftstoffverbrauch 
gesammelt. 
Wirtschaft 
Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind bei moderaten Höhen 
der Mineralölsteuer nicht wesentlich. Die Höhe der Transportkosten steigt proportional zu einer 
Zunahme des Energieverbrauchs. Eine Beeinflussung des Energieverbrauchs durch die Mineral-
ölsteuer ist bei entsprechender Gestaltung möglich. Effizienzsteigerungen können durch die 
Mineralölsteuer beeinflusst werden. Eine Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren 
Einnahmesituationen ist erst bei beträchtlichen Höhen zu erwarten. Eine wechselseitige Beein-
flussung der Einnahmesituationen mit Instrumenten des IV und des ÖV ist möglich. Innovations-
prozesse werden beim Energieverbrauch der Fahrzeuge bei entsprechender Steuerhöhe ausgelöst. 
Verbesserungen im Verkehrsgeschehen sind nur in Verbindung mit einer umfangreichen 
Mobilitätsvermeidung und Mobilitätsverhinderung möglich. Eine Beeinflussung der Konkurrenz-
situation zu anderen Gebieten ist durch den so genannten Tanktourismus möglich. 
Umwelt 
Eine Senkung der Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen ist bei entsprechenden 
Rückgängen des Verkehrsaufkommens möglich. Ebenso können verbrauchsärmere Fahrweisen oder 
die Anschaffung verbrauchsärmerer Fahrzeuge, die durch die Mineralölsteuer ausgelöst werden, zu 
einer Senkung der Gesamtbelastung beitragen. Eine gezielte Beeinflussung der räumlichen oder 
zeitlichen Verteilung von Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch die Mineralölsteuer jedoch 
nicht möglich. Eine negative Beeinflussung des Stadtbilds findet nicht statt. Ebenfalls bleibt eine 
positive Beeinflussung der Aufenthaltsqualität bei moderaten Höhen der Mineralölsteuer aus. Die 
Flächennutzung kann durch das Anstreben kürzerer Wege beeinflusst werden. 
Akzeptanz 
Die Mineralölsteuer ist ein realisiertes und weitgehend akzeptiertes Instrument des Mobility 
Pricing. Durch die Realisierung der Mineralölsteuer steht die Politik hinter diesem Instrument. Ver-
bände kritisieren v. a. die Höhe der Mineralölsteuer und die nicht eingehaltene Zweckbindung bei 
der Mittelverwendung. Die Berichterstattung der Medien stellt kein Problem beim Einsatz dieses 
Instrumentes dar.  
Die Kalkulierbarkeit und ein einfacher Umgang mit der Mineralölsteuer ist gegeben. Sie ist als 
fester Wert definiert und nicht abhängig von der Preishöhe der Rohstoffe. Durch die schon be-
stehende Realisierung sind im Bereich der Information und Kommunikation gute Voraus-
setzungen vorhanden. Kompensationsmaßnahmen werden z. B. in Form der Pendlerpauschale 
realisiert. Die Nutzer sind i. d. R. mit dem einfachen System der Mineralölsteuer vertraut. Spürbare 
Verbesserungen durch die Mineralölsteuer bedingen spürbare Einschnitte in die Mobilität. Die Mine-
ralölsteuer wird i. d. R. ohne begleitende Maßnahmen, also nicht im Rahmen eines Maßnahmen-
bündels, realisiert. Ein Zusammenhang mit anderen Instrumente, z. B. mit der Einführung einer 
streckenabhängigen Maut, ist aber denkbar. 































Durch die Mineralölsteuer werden Vielnutzer mehr besteuert als Wenignutzer. Durch die Pendler-
pauschale erfolgt ein finanzieller Ausgleich bei notwendigen Fahrten. Da die Einnahmen der Mine-
ralölsteuer aber zu einem großen Teil dem Haushalt zugute kommen, ist ihre Gerechtigkeit einge-
schränkt. Die Mineralölsteuer fließt zu mindestens 50 % dem allgemeinen Haushalt zu, damit wird 
auch die Zweckbindung nicht vollständig realisiert. 
Finanzen 
Eine Kompensation erfolgt durch die Pendlerpauschale. Eine Änderung des Finanzierungssystems 
bewirkt die Mineralölsteuer als bereits realisiertes Instrument nicht. Die Mineralölsteuer stellt für 
den Staat die bedeutendste Verbrauchssteuer dar. Durch den Eingang eines Großteils der Einnah-
men in den allgemeinen Haushalt können die volkswirtschaftlichen Wirkungen schwer bestimmt 
werden. Die Erhebungskosten halten sich durch die Einfachheit des Systems im Rahmen. Die Ge-
staltung der Höhe der Mineralölsteuer wird frei durch den Gesetzgeber festgelegt. Es handelt sich 
dabei um einen Festbetrag, der nicht vom Rohstoffpreis abhängig ist.  
Die Auswirkungen bei den verschiedenen Nutzergruppen sind von den Fahrleistungen abhängig 
und werden z. B. durch die Pendlerpauschale gemildert. Eine Unterscheidung nach sozialen 
Gesichtspunkten erfolgt nicht. Durch die Verknüpfung zwischen Nutzung und Höhe der zu entrich-
tenden Mineralölsteuer ist diese dem Nutzer zwar grundsätzlich bewusst. Dies wird aber dadurch 
gemindert, dass die Zahlung nicht direkt an die Nutzung gekoppelt ist. Eine Beeinflussung der 
Einnahmesituationen ist möglich. 
Systemgestaltung 
Ausnahmeregelungen (z. B. für Flugzeug- und Schiffstreibstoff) nehmen Einfluss auf die nationale 
Diskriminierungsfreiheit. Beachtet werden muss die Diskriminierungsfreiheit aber auch in einem 
internationalen Zusammenhang. Durch die einfache Systemgestaltung ist eine hohe Zuverlässigkeit 
garantiert. Interoperabilität spielt bei der Mineralölsteuer eine untergeordnete Rolle. Die Frage 
nach einer europaweiten Standardisierung betrifft eher die Steuerhöhe und nicht die technische 
Ausgestaltung. Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind für Steuern vorhanden. 
Sicherheitsaspekte durch die technische Systemgestaltung spielen bei der Mineralölsteuer keine 
Rolle. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist nicht nötig. Durch die schon vorhandene Re-
alisierung ist die rechtliche Situation geklärt. Einfluss auf Umgestaltungen könnten neuere euro-
päische Regelungen nehmen. 
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5.2.8 Qualitative Bewertung Objektmaut 
Bei der Objektmaut wird eine Brücke, ein Tunnel oder ein bestimmter Streckenabschnitt bepreist. In 
der Regel ist die Einführung einer Objektmaut mit einem Neubau verbunden, der die geschilderten 
negativen Wirkungen teilweise aufhebt. Die Wirkungen der Objektmaut sind überwiegend lokal. Im 
Folgenden werden vorrangig die Wirkungen der Maut betrachtet, nicht die Wirkungen des Objekts, 
das mit den Einnahmen finanziert wird. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Objektmaut“: 
 ! Eine Objektmaut dient vor allem Finanzierungszielen. Verkehrliche Wirkungen hängen in erster 
Linie von der Verwendung der Einnahmen und ggf. der damit verbundenen neuen Infrastruktur 
zusammen. 
 ! Ausweichreaktionen sind möglich (v. a. Routenwahl und Verkehrsmittelwahl) und können 
negative Folgen haben (z. B. Belastungen auf Alternativrouten, Einnahmeausfälle am Objekt). 
 - Eine zeitliche Staffelung der Gebühren kann zu Stockungen und erhöhten Sicherheitsrisiken zu 
den Zeiten des Preiswechsels führen. 
+ Die Bepreisung ist direkt an die Nutzung gekoppelt. 
+ Negative Einflüsse auf die Wirtschaft sind gering, mit den Einnahmen verbundene Erweiterungen 
der Infrastruktur können grundsätzlich eher zu positiven Wirkungen führen. 
 ! Verschlechterungen der Umweltsituation sind bei herkömmlichen Gestaltungen der Mautstation 
möglich. 
 ! Zur Abschätzung der Rentabilität einer Objektmaut für den Betreiber sind sorgfältige 
Abschätzungen nötig. 
Verkehrsgeschehen 
Eine Objektmaut kann zur Verkehrsvermeidung vor allem durch effizientere Fahrzeugnutzung bei-
tragen. Negativ auf die Fahrleistung wirken Umwegfahrten durch Ausweichverkehr. Eine zeitliche 
Beeinflussung der Fahrten findet i. d. R. nicht statt, da eine Objektmaut in den meisten Fällen zeit-
lich konstant ist. Ist jedoch eine zeitliche Staffelung der Gebühren vorgesehen, kann eine zeitliche 
Beeinflussung realisiert werden. Eine Beeinflussung der Zielwahl findet nur dann statt, wenn das 
Erreichen des Ziels nur durch Nutzung des bepreisten Objekts möglich ist und die Preishöhe 
Verkehrsteilnehmer von einer Nutzung abhält. Eine räumliche Beeinflussung der Fahrtwege ist 
möglich, wenn dem bepreisten Objekt ausgewichen wird. Diese ist aber meist nicht gewollt. Die 
Verkehrsmittelwahl kann beeinflusst werden, wenn einer hohen Objektmaut und wenig attrak-
tiven Alternativrouten ein insgesamt attraktiveres Verkehrsmittel gegenübersteht. 
Bei einer zeitlichen Staffelung der Preise kann es zu Stockungen und zu erhöhten Sicherheitsrisiken 
zu den Zeiten des Preiswechsels kommen. Durch eine Objekt-Maut kann eine effizientere Nutzung 
von Verkehrsmitteln gefördert werden. Eine Reduzierung von Überlastungen am bemauteten Objekt 
ist möglich, allerdings kann es zu einer räumlichen Verlagerung der Überlastungen an andere Stel-
len kommen. Ebenso ist eine Reduzierung von Reisezeiten durch eine Erhöhung der Reisege-
schwindigkeiten lokal am bepreisten Objekt möglich. An anderen Stellen kann sich die Verkehrs-
situation eher verschlechtern. Eine positive Beeinflussung der Verkehrssicherheit kann am bepreis-
ten Objekt erfolgen, wenn es zu keiner Erhöhung des Sicherheitsrisikos durch technische Abwick-
lungen kommt. An anderen Stellen sind Verschlechterungen möglich. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen sind möglich, können aber bei entsprechender 
Systemgestaltung, v. a. durch die Verwendung von ETC-Systemen, sehr weitgehend vermieden wer-
den. 































Eine Objektmaut steht in einem direkten Zusammenhang zur Nutzung. Es wird vor allem die rela-
tive Preishöhe gegenüber Alternativrouten oder gegenüber anderen Verkehrsmitteln beeinflusst, 
was zu unerwünschten Ausweichreaktionen führen kann. Die Höhe der Bepreisung wirkt sich 
wesentlich auf die Annahme des Angebots und auf Ausweichreaktionen aus. Bei umfangreichen 
Alternativen ist die Preissensibilität sehr hoch. Sind die durch Ausweichreaktionen entstehenden 
Kosten gering, haben die Preise schon bei einer geringen Spürbarkeit große Auswirkungen. Der 
Fahrtzweck wird bei einer Objektmaut i. d. R. nicht beachtet. Besondere Angebote kann es aber 
z. B. für Vielfahrer geben. Durch Zeitkarten kann der Zusammenhang zur Nutzung gelockert wer-
den. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen sind in Form von räumlichen Verlagerungen denkbar. 
Teilweise treten auch grundsätzlich positive Verlagerungen auf den öffentlichen Verkehr auf, die 
aber die Einnahmesituation für das bepreiste Objekt beeinträchtigen. Eine integrierte Systemge-
staltung würde die Bepreisung alternativer Objekte bedeuten und wird bisher i. d. R. nicht umge-
setzt. 
Eine Mobilitätsverhinderung findet durch eine Objektmaut i. d. R. nicht statt. Die Bereitstellung 
von Alternativen kann den finanziellen Zielen einer Objektmaut entgegen wirken. 
Es sind nur wenige Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten zu erwarten. Hinderungs-
gründe für eine Angebotsannahme finden sich nur im finanziellen Bereich. Weitere Wechsel-
wirkungen mit anderen Bereichen sind ebenfalls in nur geringem Umfang vorhanden. 
Die durch die Mauterhebung gewonnenen Informationen beziehen sich lediglich auf das bepreiste 
Objekt. 
Eine auf verkehrliche Ziele gerichtete, zielorientierte Gestaltung der Preise ist z. B. durch eine 
zeitliche Staffelung möglich, die i. d. R. aber nicht umgesetzt wird. 
Wirtschaft 
Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind gering. Innovations-
prozesse werden bei einer Objektmaut nur im Bereich der technischen Gestaltung ausgelöst. 
Höhere Transportkosten entstehen nur für die Nutzer des bepreisten Objekts bzw. für Nicht-
Nutzer, die Umwegfahrten in Kauf nehmen. Effizienzsteigerungen sind finanzierungsabhängig 
möglich, wenn mit der Objektmaut z. B. ein Neubau von Infrastruktur verbunden war. Alleine durch 
die Bepreisung sind nur Verbesserungen zu erwarten, wenn dadurch Überlastungen vermieden wer-
den.  
Die Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren Einnahmesituationen ist eher gering. Eine 
wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen verschiedener Instrumente findet ebenfalls 
nur in einem kleinen Rahmen statt. Die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen sind auf einen sehr 
kleinen Teilbereich beschränkt und daher für die Gesamtwirtschaft von untergeordneter Bedeutung. 
Dies ändert sich ggf., wenn mit der Bepreisung ein Neubau von Infrastruktur einher geht. Eine 
Beeinflussung der Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten ist nur vorhanden, wenn z. B. eine 
Hauptzugangsmöglichkeit zu einem Gebiet bepreist wird. 
Umwelt 
Eine Senkung der Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen geht mit einer Objekt-
maut nicht einher, es kann eher zu einer Verschlechterung durch eine entsprechende technische 
Systemgestaltung (z. B. durch Wartezeiten an der Mautstation) oder durch Nutzung von längeren 
Alternativrouten kommen. Eine gezielte Beeinflussung der räumlichen Verteilung von Lärm- und 
Schadstoffemissionen durch eine Objektmaut ist nur sehr begrenzt (Objekt – Alternativroute) mög-
lich. Die Beeinflussung der zeitlichen Verteilung der Lärm- und Schadstoffemissionen kann durch 
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eine entsprechende Preisstaffelung angestrebt werden. Stadtbild, Aufenthaltsqualität und 
Flächennutzung werden, wenn überhaupt, nur gering beeinflusst. 
Akzeptanz 
Politisch wird eine Objektmaut als Mittel für neue Finanzierungsansätze auch in Deutschland weit-
gehend akzeptiert. Auch Verbände akzeptieren solche Systeme, wenn dadurch spürbare Verbesse-
rungen der Verkehrssituation erreicht werden. Die Berichterstattung in den Medien ist nicht nega-
tiv.  
Die Kalkulierbarkeit ist bei einer Bepreisung nach Durchfahrt gegeben, und der Umgang mit dem 
System ist einfach. Bei genügend Alternativen kann über eine Systemnutzung frei entschieden wer-
den. Das System kann aus dieser Sicht als gerecht bezeichnet werden. Die Einnahmen einer Objekt-
maut werden im Regelfall zweckgebunden für das Objekt verwendet. Die Akzeptanz bei bisher re-
alisierten Systemen ist unterschiedlich, in Deutschland ist die Nutzung von bepreisten Objekten 
eher gering. Kompensationsmaßnahmen sind mit einer Objektmaut i. d. R. nicht verbunden. Eine 
spürbare Verbesserung ist dann vorhanden, wenn im Gegenzug zur Bepreisung neue Alternativen 
geschaffen werden. Eine Objektmaut ist meist nur mit einer Baumaßnahme verbunden. Der Umfang 
des Maßnahmenbündels ist begrenzt. Die Vertrautheit mit dem System einer Objektmaut ist in 
Deutschland noch nicht so hoch. Aufgrund der Einfachheit der Systeme sollte dies aber nicht aus-
schlaggebend sein. Durch die vereinzelten Realisierungen nehmen Information und Kommunika-
tion zur Objektmaut zu. 
Finanzen 
Die Kosten werden dem Nutzer durch die Kopplung an die Nutzung bewusst. Eine einzelne Objekt-
maut ändert die Einnahmesituationen des Gesamtsystems nicht wesentlich, für das Objekt kann sie 
aber gut zur Einnahmengenerierung dienen. Das Finanzierungssystem wird durch eine Objekt-
maut in Richtung einer Nutzerfinanzierung geändert. Finanzielle Kompensationen sind bei einer 
Objektmaut i. d. R. nicht vorgesehen. Durch die Verbesserungen, die sich mit der Verwendung der 
Einnahmen für den Bau von Infrastruktur i. d. R. ergeben, scheint die Einführung einer Objektmaut 
volkswirtschaftlich rentabel. Den unterschiedlichen Auswirkungen bei den Nutzergruppen kann 
z. B. durch Rabatte für Vielnutzer Rechnung getragen werden. 
Systemgestaltung 
Durch bereits vorhandene Realisierungen ist die rechtliche Situation geklärt. Durch die mögliche 
unabhängige Einführung bei verschiedenen Objekten wird die Interoperabilität erschwert, eine 
Einführung und die Umsetzung von Standards sind aber möglich. Die Einbindung in eine Gesamt-
architektur ist bei einzelnen Systemen möglich, ist aber bei einer insgesamt großen Anzahl von 
Systemen mit einem hohen Aufwand verbunden. Eine Diskriminierungsfreiheit kann geschaffen 
werden, wenn keine bestimmte Gruppe auf die Nutzung des betroffenen Objekts angewiesen ist. Die 
Zuverlässigkeit des Systems kann durch die Auswahl der Technik bestimmt werden. Organisato-
risch-institutionelle Voraussetzungen können für eine Objektmaut relativ einfach geschaffen wer-
den. Die Sicherheit kann durch die technische Gestaltung beeinflusst werden. 































5.2.9 Qualitative Bewertung Value Pricing 
Beim Value Pricing wird auf einer Fahrbahn mit mindestens zwei Fahrstreifen für die entsprechende 
Richtung ein einzelner Fahrstreifen bepreist. Die Nutzung dieses Fahrstreifens, für die der Nutzer 
bezahlt, garantiert ihm eine kürzere Reisezeit bis zum Ende des Value-Fahrstreifens. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Value Pricing“: 
+ Positive Wirkungen (Vermeidung von Überlastungen, kürzere Reisezeiten) sind auf dem 
kostenpflichtigen Value-Fahrstreifen möglich. 
 - Auf den übrigen, kostenfrei benutzbaren Fahrstreifen sind negative Wirkungen möglich. 
 ! Die Gesamtwirkungen des Systems hängen stark von den speziellen Verhältnissen im 
Anwendungsfall ab. Dies betrifft z. B. den zeitlichen Verlauf der Belastung, die Wahr-
scheinlichkeiten für den Zusammenbruch des Verkehrsflusses bei bestimmten Belastungs-
verhältnissen und die Kapazität bei Zusammenbruch des Verkehrsflusses. 
 - Value Pricing vermeidet den Stau nicht, sondern kann systembedingt nur dort positive 
Wirkungen haben, wo regelmäßig Stau auftritt. 
 ! Die Bewertung eines Value Pricing hängt entscheidend davon ab, ob ein zusätzlicher Fahrstreifen 
zur Verfügung gestellt wird oder ein Fahrstreifen umgenutzt wird. 
 ! Behinderungen durch technische Abwicklungen widersprechen dem System des Value Pricing 
und müssen durch entsprechende Systemgestaltung vermieden werden. 
 ! Die genaue Bestimmung der Preishöhe ist eine wesentliche Voraussetzung für ein Funktionieren 
des Value Pricing. 
 - Der Einsatz von Value Pricing wird durch fehlende bisherige Umsetzungen und den geringen 
Bekanntheitsgrad in Europa erschwert. 
Verkehrsgeschehen 
Die Produktwahl zwischen dem Value-Fahrstreifen und den kostenlosen Fahrstreifen wird durch 
den Preis für den Value-Fahrstreifen beeinflusst. Value Pricing trägt nicht zur Verkehrsvermeidung 
bei. Eine zeitliche Beeinflussung der Fahrten findet in der Regel nicht statt, da die Preise kurzfristig 
situationsabhängig anzupassen sind. Die Zielwahl und Routenwahl können beeinflusst werden, 
wenn die betroffene Strecke durch das Value Pricing für Verkehrsteilnehmer attraktiver oder unat-
traktiver wird. Die Verkehrsmittelwahl wird i. d. R. nur beeinflusst, wenn Busse den Value-Fahr-
streifen benutzen und dadurch Fahrzeitvorteile entstehen. 
Auf dem Value-Fahrstreifen werden Überlastungen vermieden. Durch eine Erhöhung der Reisege-
schwindigkeiten können die Reisezeiten auf dem Value-Fahrstreifen reduziert werden. Damit 
einhergehen kann eine größere Belastung auf den restlichen Fahrstreifen, wenn ein bestehender 
Fahrstreifen als Value-Fahrstreifen verwendet wird. In diesem Fall kann es auf den restlichen Fahr-
streifen zu Verschlechterungen kommen. Die einzelnen verkehrlichen Wirkungen hängen stark von 
den örtlichen Gegebenheiten ab. Dies betrifft z. B. den zeitlichen Verlauf der Belastung, die Wahr-
scheinlichkeiten für den Zusammenbruch des Verkehrsflusses bei bestimmten Belastungsverhält-
nissen und die verbleibende Kapazität bei Zusammenbruch des Verkehrsflusses.  
Eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln kann erreicht werden, wenn Fahrzeuge, die den 
Value-Fahrstreifen benutzen, einen höheren Besetzungsgrad haben. Eine effizientere Nutzung der 
Infrastruktur insgesamt im Bereich des Value-Fahrstreifens ist fraglich. Eine positive und negative 
Beeinflussung der Verkehrssicherheit ist sowohl auf dem Value-Fahrstreifen als auch auf den rest-
lichen Fahrstreifen möglich. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen widersprechen dem System des Value Pricing 
und sind durch den Einsatz von ETC zu vermeiden. 
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Die Preishöhe spielt beim System des Value Pricing eine entscheidende Rolle. Die Beeinflussung des 
Wirkungsgrads durch die Bepreisung ist eine wesentliche Systemfunktion, und die Reaktion der 
Nutzer ist damit wichtige Grundlage des Value Pricing. Daher müssen die Preise spürbar sein. Der 
Fahrtzweck und andere Rahmenbedingungen spielen bei der Entscheidung der Nutzer eine große 
Rolle und werden indirekt bei der Bepreisung und der Abschätzung der Wirkungen beachtet. Die 
Kosten sind den Nutzern durch aktuelle Preisangaben und die Entscheidung vor Ort bewusst. Es be-
steht ein direkter Zusammenhang zur Nutzung. Das Value Pricing-System beruht auf der Beein-
flussung der relativen Preishöhe des Value-Fahrstreifen zu den übrigen Fahrstreifen als Alternative. 
Verkehrsteilnehmer, die den Value-Fahrstreifen nicht nutzen, ändern ihr Verkehrsverhalten nicht. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen bleiben daher i. d. R. aus. Eine integrierte Systemgestaltung 
erfolgt durch die Betrachtung der kompletten zur Verfügung stehenden Fahrbahn. 
Eine Mobilitätsverhinderung findet durch ein Value Pricing i. d. R. nicht statt. Alternativen zum 
Value-Fahrstreifen sind die kostenlosen Fahrstreifen. Wird der Value-Fahrstreifen als zusätzlicher 
Fahrstreifen zur Verfügung gestellt, kann es zu Verbesserungen kommen. Wird ein bereits bestehen-
der Fahrstreifen zum Value-Fahrstreifen umgenutzt, wird das Angebot an Alternativen reduziert, 
und es kann zu Verschlechterungen kommen. 
Es sind nur wenige Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten zu erwarten. Hinderungs-
gründe für eine Angebotsannahme finden sich im finanziellen Bereich und evtl. durch die verwen-
dete Technik (z. B. erforderliche technische Ausstattung und Registrierung).  
Die durch das System gewonnenen Informationen beziehen sich lediglich auf den Strecken-
abschnitt, auf dem das Value Pricing realisiert wird. 
Wirtschaft 
Höhere Transportkosten sind durch freiwillige Nutzung des Value-Fahrstreifens möglich. Den Kos-
ten stehen Effizienzsteigerungen durch kürzere Reisezeiten bei Nutzung des Value-Fahrstreifens 
gegenüber. Da hier eine kurzfristige Abwägung zwischen Kosten und Nutzen möglich ist, sollten 
sich insgesamt keine negativen Wirkungen ergeben. Die Einflüsse der Transportpreisänderungen 
auf die Gesamtwirtschaft sind gering. Auch die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen haben für die 
Gesamtwirtschaft nur untergeordnete Bedeutung, weil sie auf einen kleinen Teilbereich beschränkt 
sind. 
Innovationsprozesse werden bei einem Value Pricing nur im Bereich der technischen Gestaltung 
ausgelöst. Die Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren Einnahmesituationen ist gering. 
Eine wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen verschiedener Instrumente findet 
ebenfalls nur in kleinem Rahmen statt. Eine Beeinflussung der Konkurrenzsituation zu anderen 
Gebieten ist möglich, wenn die Erreichbarkeit durch das Value Pricing beeinflusst wird. 
Umwelt 
Die Gesamtbelastung durch Schadstoffemissionen kann besonders dann gesenkt werden, wenn mit 
dem Value Pricing der Bau eines neuen Fahrstreifens verbunden ist. (Die wesentlichen Wirkungen 
gehen dann aber vom neuen Fahrstreifen aus und nicht vom Value Pricing.) Gleichzeitig kann sich 
die Belastung durch Lärm erhöhen. Mit und ohne zusätzlichen Fahrstreifen hängen die Umwelt-
wirkungen wie die verkehrlichen Wirkungen stark von den örtlichen Gegebenheiten ab (siehe 
oben). Bei der Bewertung des Value Pricing unter Umweltaspekten ist besonders von Bedeutung, 
dass Value Pricing den Stau nicht vermeidet, sondern systembedingt nur dort positive Wirkungen 
haben kann, wo regelmäßig Stau auftritt. 
Die räumliche und zeitliche Verteilung der Lärm- und Schadstoffemissionen kann nicht gezielt 
beeinflusst werden. Stadtbild, Aufenthaltsqualität und Flächennutzung werden kaum beeinflusst. 
































Information und Kommunikation über Value Pricing sind in Deutschland bisher kaum verbreitet. 
Die Vertrautheit mit den Systemen des Value Pricing ist sehr gering. Die Akzeptanz bei bisher reali-
sierten Systemen im Ausland ist unterschiedlich.  
In der politischen Diskussion steht die Einführung von Value Pricing zurzeit nicht im Vordergrund. 
Auch in der Diskussion der Verbände und in der Berichterstattung der Medien spielt das Thema 
Value Pricing zurzeit kaum eine Rolle.  
Eine Verbesserung ist v. a. für die Nutzer des Value Fahrstreifen spürbar. Vor allem ohne zusätzli-
chen Fahrstreifen kann sich die Situation der übrigen Verkehrsteilnehmer verschlechtern. Durch 
kurzfristige Preisanpassungen wird die Kalkulierbarkeit erschwert. Ansonsten kann individuell 
über die Nutzung und somit über die Kosten vor Ort entschieden werden. Das System kann dann als 
gerecht bezeichnet werden, wenn es durch die Einführung des Value Pricing zu keinen Verschlech-
terungen für andere Verkehrsteilnehmer kommt und die Nicht-Nutzer des Systems nicht durch die 
Kosten belastet werden. Im Maßnahmenbündel mit dem Value Pricing kommt insbesondere der Bau 
eines zusätzlichen Fahrstreifens in Frage, der dann auch mit den zweckgebundenen Einnahmen 
des Value Pricing finanziert werden kann. Kompensationsmaßnahmen sind mit einem Value 
Pricing i. d. R. nicht verbunden. 
Finanzen 
Die Kosten werden dem Nutzer durch die Kopplung an die Nutzung bewusst. Ein einzelner Value 
Pricing Ansatz ändert die Einnahmesituationen des Gesamtsystems nicht wesentlich, für das 
Objekt kann sie aber zur Einnahmegenerierung dienen. Das Finanzierungssystem wird durch ein 
Value Pricing in Richtung einer Nutzerfinanzierung geändert. Finanzielle Kompensationen sind bei 
einem Value Pricing i. d. R. nicht vorgesehen. Durch die Verbesserungen, die sich mit der Verwen-
dung der Einnahmen für den Bau von Infrastruktur i. d. R. ergeben, scheint die Einführung von 
Value Pricing volkswirtschaftlich rentabel. Es kann zwischen den Auswirkungen auf Nutzer und 
auf Nicht-Nutzer unterschieden werden. Verschiedene Nutzen bei den unterschiedlichen Nutzer-
gruppen sind möglich.  
Systemgestaltung 
Durch die mögliche unabhängige Einführung bei verschiedenen Streckenabschnitten wird die Inter-
operabilität erschwert, eine Einführung und die Umsetzung von Standards sind aber möglich und 
notwendig. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei einzelnen Systemen möglich, ist aber 
bei einer insgesamt großen Anzahl von Systemen mit einem hohen Aufwand verbunden. Die Diskri-
minierungsfreiheit bei der Systemnutzung kann eingeschränkt sein, da die reibungslose Abwick-
lung oft die Ausstattung mit entsprechenden Fahrzeuggeräten oder eine Registrierung benötigt. Da 
die Nutzung der kostenlosen Fahrstreifen aber allen offen steht, kann das Gesamtangebot als diskri-
minierungsfrei angesehen werden. Die Zuverlässigkeit des Systems kann durch die Auswahl der 
Technik bestimmt werden. Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen können relativ einfach 
geschaffen werden. Die rechtliche Situation ist für Deutschland noch zu klären. Durch den sehr 
hohen Anteil an Vielnutzern spielen Sicherheitsaspekte durch die Fahrzeugausstattung eine gerin-
gere Rolle. 
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5.2.10 Qualitative Bewertung Zeitkarte 
Das besondere Merkmal einer Zeitkarte, die im ÖV und im MIV eingesetzt werden kann, ist die 
pauschale Bezahlung für Nutzungen innerhalb einer bestimmte Zeitperiode. Je nach Einsatz im ÖV 
oder im MIV sind die Wirkungen recht verschieden. Als Angebot, das v. a. den Vielnutzern entgegen 
kommt, kann sie die Einnahmesituationen der Betreiber negativ verändern. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „Zeitkarte“: 
+ Durch die Schaffung von Anreizen für eine Nutzung des ÖV können Veränderungen der 
Verkehrsmittelwahl unterstützt und Umweltbelastungen gesenkt werden. 
 ! Der direkte Zusammenhang der Bepreisung zur Nutzung wird durch eine Zeitkarte gelöst. 
 -  Durch die pauschale und nicht nutzungsbezogene Bezahlung wird ein höheres 
Verkehrsaufkommen gefördert. 
 ! Die Bewertung von Zeitkarten hängt entscheidend davon ab, ob sie im MIV oder im ÖV 
eingesetzt werden. 
 - Zeit und Route der Fahrt werden nur bei entsprechenden Begrenzungen der Zeitkarte 
beeinflusst. Dies wird i. d. R. nicht realisiert. 
 - Das Angebot von Zeitkarten kann die Einnahmesituation der Betreiber verschlechtern, wenn 
nicht ausreichend Neukunden gewonnen werden. 
Verkehrsgeschehen 
Eine Zeitkarte fördert durch die pauschale Bezahlung die Nutzung des entsprechenden Verkehrs-
mittels und trägt damit bei diesem nicht zu einer Verkehrsvermeidung bei. Allerdings kann die 
Verkehrsvermeidung bei alternativen Verkehrsmitteln unterstützt werden. Ein Angebot von Zeit-
karten im ÖV ist daher im Sinne einer Verlagerung auf den Umweltverbund grundsätzlich positiv zu 
bewerten, ein Angebot im MIV ist im Hinblick auf eine Verkehrsvermeidung eher negativ zu be-
werten. Die Verkehrsmittelwahl wird zugunsten des Verkehrsmittels beeinflusst, bei dem die Zeit-
karte angeboten wird. Eine zeitliche Beeinflussung der Fahrten findet i. d. R.. nicht statt, sie ist aber 
möglich, wenn sich die Zeitkarten auf einen bestimmten zeitlichen Geltungsbereich beschränken. 
Eine Beeinflussung der Zielwahl und Routenwahl findet nicht statt. Die Produktwahl wird dann 
durch eine Zeitkarte beeinflusst, wenn sich diese auf ein bestimmtes Produkt beschränkt. 
Eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur ist bei einem Zeitticket des ÖV 
durch modale Verlagerungen möglich. Überlastungen der Infrastruktur können durch das Angebot 
von Zeittickets im ÖV gemildert werden. Durch Zeitkarten im MIV werden Überlastungssituationen 
nicht entschärft. Angebote im ÖV können indirekt über die Verkehrsmittelwahl und Entlastungen 
im MIV zu einer Reduzierung von Reisezeiten durch eine Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten 
führen. Im MIV bewirkt ein Zeitticket die Effekte von Reisezeitsenkungen nicht. Die Verkehrs-
sicherheit wird durch ein Zeitticket im ÖV gering positiv beeinflusst. Führt ein Zeitticket im MIV zu 
einem höheren Verkehrsaufkommen, ist eine negative Beeinflussung möglich. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen sind bei einem Zeitticket nicht zu erwarten. 
Soll eine Zeitkarte zu Verlagerungen in Richtung ÖV dienen, sollten die Kosten möglichst gering 
und weniger spürbar sein. Wird eine Zeitkarte im MIV angeboten, sollten die Kosten eher spürbar 
sein, um die negativen Wirkungen zu begrenzen. Der Fahrtzweck und andere Rahmenbedingungen 
finden bei der Preishöhe bei einer normalen Zeitkarte (nicht nur für bestimmte Nutzergruppen) 
keine Beachtung. Durch eine Zeitkarte werden einzelne Bezahlungen direkt bei der Nutzung ver-
mieden. Der direkte Zusammenhang zur Nutzung wird damit verringert. Die eigentliche Annahme 
des Angebots kann durch die Bepreisung beeinflusst werden, der Wirkungsgrad des angenom-































menen Angebotes weniger. Die zu Alternativen relative Preishöhe wird besonders dann beeinflusst, 
wenn es bei den Alternativen keine Zeitkarten oder ähnliche Angebote gibt. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen sind mit einer Zeitkarte nicht verbunden. Eine integrierte 
Systemgestaltung zur Vermeidung von Ausweichreaktionen ist in dieser Hinsicht nicht nötig. 
Eine Zeitkarte verhindert keine Mobilität, sondern fördert sie eher. Eine Bereitstellung von Alterna-
tiven zur Vermeidung einer Mobilitätsverhinderung ist dementsprechend nicht nötig. 
Hinderungsgründe für eine Anpassung müssen nicht beachtet werden. Verkehrliche Wechselwir-
kungen können bei Instrumenten des Mobility Pricing auftreten, die bei Alternativen zur Zeitkarte 
ansetzen, z. B. durch eine Differenzierung bei den Preisen für Einzelfahrten. Als weitere Wechsel-
wirkungen können Einnahmeneinbußen auftreten. 
Der Umfang der durch den Vertrieb von Zeitkarten gewonnenen Informationen ist durch die feh-
lende Kopplung zur Nutzung gering. 
Wirtschaft 
Zeitkarten im ÖV wirken sich i. d. R. nicht direkt auf die Transportkosten in der Wirtschaft aus. 
Zeitkarten im MIV können zu niedrigeren Transportkosten führen, wenn sie gegenüber alternativen 
Angeboten preisgünstiger sind. Die Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamt-
wirtschaft sind gering positiv. Effizienzsteigerungen sind bei Zeitkarten im ÖV indirekt durch Ver-
lagerungen zum ÖV möglich. Durch modale Verlagerungen ist die Beeinflussung von einzelnen 
Branchen und deren Einnahmesituationen möglich. Zudem kann durch Zeitkarten die Einnahmen-
situation beim Verkauf von Einzelkarten verändert werden. Durch modale Verlagerungen ist ein 
wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen verschiedener Instrumente möglich. Inno-
vationsprozesse können kaum, gegebenenfalls nur im Bereich der technischen Abwicklung ausge-
löst werden. Die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen sind eher gering. Bei einer räumlichen Be-
grenzung können durch eine Zeitkarte leichte Vorteile in der Konkurrenzsituation zu anderen Ge-
bieten geschaffen werden. 
Umwelt 
Eine Zeitkarte im ÖV und eine damit verbundene modale Verlagerung kann die Gesamtbelastung 
durch Lärm- und Schadstoffemissionen senken. Eine Zeitkarte im MIV und die damit verbundene 
pauschale Abgeltung kann eher zu einer Verschlechterung führen. Eine gezielte Beeinflussung der 
räumlichen Verteilung von Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch Zeitkarten nicht möglich. 
Eine geringe Beeinflussung der zeitlichen Verteilung ist möglich, wenn sich die Zeitkarten auf 
einen bestimmten zeitlichen Geltungsbereich beschränken. Stadtbild, Aufenthaltsqualität und 
Flächennutzung werden durch Zeitkarten wenig beeinflusst. 
Akzeptanz 
Zeitkarten sind ein oft realisiertes Instrument im ÖV und werden dort gut akzeptiert. Ein Übertra-
gung auf den MIV sollte problemlos sein. Durch die i. d. R. hohe Nutzerakzeptanz herrscht eine 
positive politische Haltung gegenüber Zeitkarten. Auch seitens der Verbände sind Einwände gegen 
Zeitkarten gering. Die Berichterstattung der Medien spricht nicht gegen Zeitkarten.  
Die Kosten für Zeitkarten sind fix und damit gut kalkulierbar. Zeitkarten sind in der Bevölkerung 
gut bekannt, die Nutzer sind damit i. d. R. vertraut. Information und Kommunikation sind daher 
ausreichend vorhanden. Zeitkarten senken die Kosten für Vielnutzer. Dies kann als gerecht ange-
sehen werden. Die Einnahmen aus Zeitkarten des ÖV werden i. d. R. zweckgebunden eingesetzt. 
Zeitkarten werden i. d. R. nicht im Rahmen eines Maßnahmenbündels realisiert. Kompensations-
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maßnahmen werden i. d. R. nicht realisiert. Die verkehrlichen Verbesserungen durch Zeitkarten 
sind wenig spürbar, jedoch wirken sich die finanziellen Vorteile für die Nutzer aus. 
Finanzen 
Positive Auswirkungen ergeben sich vor allem bei der Akteursgruppe der Vielnutzer. Die Kosten 
werden durch die pauschale Bezahlung für einen Zeitraum weniger bewusst. Die Einnahme-
situation der Betreiber kann sich durch die Vergünstigungen in Verbindung mit der Zeitkarte nega-
tiv verändern, wenn durch das Angebot nicht ausreichend Neukunden gewonnen werden, durch die 
aber keine umfangreichen weiteren Kosten verursacht werden dürfen. Kompensationen sind bei 
Zeitkarten nicht vorgesehen. Volkswirtschaftlich sind Zeitkarten, die zu einer Verlagerung zum ÖV 
führen, positiv zu bewerten. Das Finanzierungssystem wird durch Zeitkarten nicht geändert. 
Systemgestaltung 
Eine Diskriminierungsfreiheit kann bei Zeitkarten realisiert werden. Organisatorisch-institutio-
nelle Voraussetzungen sind beim punktuellen Instrument Zeitkarte i. d. R. bereits vorhanden. Reali-
sierungen zeigen, dass die Umsetzung rechtlich möglich ist. Sicherheitsaspekte spielen bei Zeitkar-
ten keine Rolle. Durch die mögliche unabhängige Einführung in verschiedenen Bereichen wird die 
Interoperabilität erschwert, eine Einführung und die Umsetzung von Standards sind aber möglich. 
Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei einzelnen Systemen möglich, ist aber bei einer 
insgesamt großen Anzahl von Systemen mit einem hohen Aufwand verbunden. 































5.2.11 Qualitative Bewertung ICE-Zuschlag 
Im Preissystem der Deutschen Bahn AG ist der ICE-Zuschlag verankert. Dieser erhöht den Preis für 
die Nutzung einer Strecke in Abhängigkeit von der verbundenen ICE-Nutzung. Der ICE-Zuschlag 
tritt daher immer in Verbindung mit weiteren Preisen auf. 
Wichtigste Punkte der Bewertung „ICE-Zuschlag“: 
 !  Der ICE-Zuschlag ist nur Teil eines umfassenderen Preissystems. 
+ Der ICE-Zuschlag führt zu Änderungen in der Produktwahl. 
+ Überlastungen einzelner, qualitativ höherwertiger Verkehrsmittel werden durch eine höhere 
Bepreisung reduziert. 
 ! Eine weitergehendes Verkehrsmanagement wird nur indirekt realisiert. 
 - Negative Wirkungen treten auf, wenn die Höhe des ICE-Zuschlags zu einem Wechsel der Nutzer 
zum MIV führt. 
+ Durch die direkte Verbindung des ICE-Zuschlags mit den Vorteilen der ICE-Nutzung herrscht 
eine große Akzeptanz. 
+ Der ICE-Zuschlag erhöht die Einnahmen im ÖV. 
Verkehrsgeschehen 
Der ICE-Zuschlag beeinflusst in erster Linie die Produktwahl. Er vermeidet nicht Verkehr und 
beeinflusst nicht die Zielwahl. Eine zeitliche Beeinflussung der Fahrten findet nur insoweit statt, 
dass die Abfahrtszeitpunkte von ICE-Zügen evtl. gemieden werden. Die Routenwahl wird nur dann 
beeinflusst, wenn mit der Wahl einer ICE-Fahrt eine andere Route verbunden ist als bei einer Fahrt 
mit anderen Produkten. Die Verkehrsmittelwahl wird dann zugunsten des IV beeinflusst, wenn 
durch die Verteuerung durch den ICE-Zuschlag die ÖV-Nutzung abgelehnt wird. 
Überlastungen von Verkehrsmitteln (ICE) und Infrastruktur können wesentlich gemindert werden. 
Eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur kann durch den ICE-Zuschlag ge-
fördert werden. Durch verkehrliche Wirkungen werden Reisezeiten durch den ICE nicht verkürzt, 
ebenso wenig wie Reisegeschwindigkeiten erhöht werden. Die finanziellen Einnahmen stützen 
aber das ICE-Angebot mit höheren Reisegeschwindigkeiten und kürzeren Reisezeiten. Für die Kun-
den hängen Reisezeiten und Reisegeschwindigkeiten von der Produktwahl ab. Die Verkehrssicher-
heit wird durch den ICE-Zuschlag dann gemindert, wenn Verkehrsteilnehmer durch den Zuschlag 
von der Nutzung sicherer Verkehrsmittel abgehalten werden. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen sind durch den ICE-Zuschlag nicht vorhanden.  
Die Annahme des ICE-Angebots wird wesentlich durch die Höhe der Bepreisung beeinflusst. Der 
ICE-Zuschlag als Teil des Ticketpreises wird bei der Nutzung direkt bewusst. Durch den ICE-
Zuschlag wird die relative Preishöhe zu Alternativangeboten des ÖV beeinflusst. Da der ICE-Zu-
schlag nur ein Teil der entstehenden Kosten darstellt, hängt die Spürbarkeit der Nutzerkosten noch 
von weiteren Faktoren ab. Der Fahrtzweck und andere Rahmenbedingungen finden bei der Preis-
höhe des ICE-Zuschlags insoweit Beachtung, dass sie mit dem ICE verbundenen, besonderen 
Angebotsmerkmale bepreist werden, deren Stellenwert u. a. vom Fahrtzweck abhängen. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen können durch einen Wechsel zum MIV auftreten. Eine inte-
grierte Systemgestaltung beachtet daher das Konkurrenzverhältnis zum MIV. Der ICE-Zuschlag 
verhindert i. d. R. keine Mobilität, da das Alternativangebot des ÖV groß ist. Eine Bereitstellung 
von Alternativen ist dementsprechend nötig und i. d. R. auch vorhanden. 
Es sind nur wenige Wechselwirkungen mit anderen Instrumenten zu erwarten. Hinderungsgrün-
de für eine Angebotsannahme finden sich nur im finanziellen Bereich. Weitere Wechselwirkungen 
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sind weniger zu erwarten. Die durch die Erhebung des ICE-Zuschlags gewonnenen Informationen 
beziehen sich lediglich auf die ICE-Nutzung. 
Wirtschaft 
Effizienzsteigerungen ebenso wie Innovationsprozesse werden durch den ICE-Zuschlag kaum 
ausgelöst. ICE-Zuschläge sind ein Instrument im Personenverkehr und wirken sich nicht direkt auf 
die Transportkosten der Wirtschaft für Güter aus. Eine Beeinflussung von Branchen mit dem 
Tätigkeitsfeld ICE ist möglich. Eine wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen 
verschiedener Instrumente im MIV (durch Verlagerungen) und im ÖV (z. B. BahnCard) ist möglich. 
Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind nicht vorhanden. Die 
Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten wird gegebenenfalls nur durch finanzierungsabhängige 
Wirkungen (größeres Angebot an ICE-Verbindungen) beeinflusst. 
Umwelt 
Die Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen kann indirekt durch die Beeinflus-
sung der Produktwahl geändert werden. Eine gezielte Beeinflussung der räumlichen oder zeitli-
chen Verteilung ist nur indirekt durch die Beeinflussung der Produktwahl möglich. Stadtbild und 
Aufenthaltsqualität werden nicht beeinflusst. Da ICE-Angebote zum Teil auch im Regionalverkehr 
genutzt werden, gibt es langfristige Einflüsse auf die regionale Flächennutzung. 
Akzeptanz 
Der ICE-Zuschlag ist im Preissystem der Deutschen Bahn AG realisiert und wird durch die Nutzer 
akzeptiert. Die vorhandene Realisierung hat keinen politischen Widerstand erzeugt. Ebenso wenig 
haben Verbände Widerstand geleistet. Die Berichterstattung der Medien stellt kein Problem beim 
Einsatz eines ICE-Zuschlags dar. Die Verbesserungen in Verbindung mit der Zahlung eines ICE-Zu-
schlags werden dem Nutzer durch die Vorteile des ICE direkt bewusst. Durch die schon bestehende 
Realisierung sind im Bereich der Information und Kommunikation gute Voraussetzungen gege-
ben. Der ICE-Zuschlag wird nur bei der Nutzung eines höherwertigen Produkts fällig und durch des-
sen Vorteile direkt entlohnt. Die Gerechtigkeit des Systems ist gegeben. Die Einnahmen aus dem 
ICE-Zuschlag werden zweckgebunden im ÖV-Bereich eingesetzt. Viele Nutzer des ÖV sind mit dem 
ICE-Zuschlag vertraut. Der ICE-Zuschlag wird i. d. R. nicht im Rahmen eines Maßnahmenbündels 
realisiert. Finanzielle Kompensationsmaßnahmen werden i. d. R. nicht umgesetzt. Die Kalkulier-
barkeit des ICE-Zuschlags hängt von dessen Gestaltung als pauschaler oder streckenabhängiger Zu-
schlag oder einer Kombination ab. 
Finanzen 
Die Kosten werden den Nutzern durch den Bezug zur Nutzung bewusst. Kompensationen sind 
nicht vorgesehen. Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist beim ICE-Zuschlag von positiven Wirkungen 
auszugehen. Die Auswirkungen sind bei allen Nutzergruppen gleich. Die Einnahmesituation ver-
ändert sich durch einen ICE-Zuschlag positiv, wenn die ÖV-Nutzung nur zu geringen Teilen dadurch 
unterbunden wird. Das Finanzierungssystem wird grundsätzlich verursachungsgerechter gestaltet. 
Systemgestaltung 
Eine Diskriminierungsfreiheit kann beim ICE-Zuschlag realisiert werden. Da er nur einen Preisbe-
standteil darstellt, ist die Einbindung in eine Gesamtarchitektur unabdingbar. Organisatorisch-
institutionelle Voraussetzungen sind vorhanden. Die Realisierung zeigt, dass die Umsetzung recht-
lich möglich ist. Sicherheitsaspekte spielen keine Rolle. Die Interoperabilität ist durch die Einbin-
dung in das sonstige Preissystem vorhanden, eine Einführung und die Umsetzung von Standards 
für verschiedene Anbieter sind möglich. Die Zuverlässigkeit des Systems kann durch die Auswahl 
der Technik bestimmt werden.  































5.2.12 Qualitative Bewertung Kombination Parkgebühren/ÖV-Ticket 
Wenn Parkgebühren mit einem ÖV-Ticket kombiniert werden, deckt die Zahlung der Parkgebühren 
die ÖV-Nutzung in einem abgegrenzten Gebiet pauschal mit ab. Es stellt somit ein Instrument an 
der Schnittstelle zwischen MIV und ÖV dar, insbesondere an P+R-Stationen. Wesentliches Ziel ist 
es, die Nutzung des ÖV für eine Teilstrecke in Zielnähe attraktiver zu machen.410  
Wichtigste Punkte der Bewertung „Kombination Parkgebühren/ÖV-Ticket“: 
 !  Eine Kombination aus Parkgebühren und ÖV-Ticket stellt ein verkehrsmittelübergreifendes 
Instrument des Mobility Pricing dar, das die Nutzung von P+R fördern soll. 
+ Im Zielbereich kann eine Verlagerung auf den ÖV zu positiven Wirkungen führen. 
 - Auf der Teilstrecke im Zulauf zur Parkgelegenheit kann es durch stärkere MIV-Nutzung zu 
negativen Wirkungen kommen. 
 ! Führen P+R-Angebote in Zielnähe zu einer Erhöhung des MIV-Anteils an der Gesamtstrecke 
mindert dies die Auslastung von ÖV-Angeboten, die über die P+R-Anlagen hinaus gehen. 
 ! Für die Wirksamkeit der Instrumente sind eine hohe Bekanntheit und eine entsprechende 
Information und Kommunikation notwendig. 
Verkehrsgeschehen 
Die Kombination Parkgebühren und ÖV-Ticket trägt nicht zur Verkehrsvermeidung bei. Bei ge-
staffelter Gestaltung der Parkgebühren ist eine zeitliche Beeinflussung möglich. Die Zielwahl wird 
i. d. R. wenig beeinflusst, mit dem öffentlichen Verkehr von der P+R-Station aus erreichbare Ziele 
werden eher attraktiver. Eine Beeinflussung der Routenwahl findet statt, wenn sich aufgrund der 
genutzten Parkmöglichkeit der Fahrtweg ändert. Die Verkehrsmittelwahl kann sowohl zugunsten 
des ÖV (Teilstrecke in Zielnähe) als auch zugunsten des MIV (Teilstrecke im Zulauf zur P+R-Mög-
lichkeit) geändert werden. Die Produktwahl kann durch den Umfang des integrierten ÖV-Tickets 
beeinflusst werden. 
Eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur ist auf der ÖV-Teilstrecke in Ziel-
nähe möglich. Bei großer P+R-Nachfrage in Zielnähe kann sich das Problem ergeben, dass die 
Linien der öffentlichen Verkehrsmittel, die vom Zentrum aus in der Regel über die P+R-Station 
hinaus führen, jenseits der P+R-Station dann schwach ausgelastet sind.  
Finden modale Verlagerungen statt, können Überlastungen bei den Verkehrsmitteln beeinflusst 
werden. In Zielnähe finden grundsätzlich Entlastungen im fließenden und ruhenden Verkehr sowie 
Mehrbelastungen im öffentlichen Verkehr statt, im Zulauf zur P+R-Station können Überlastungen 
im Straßenverkehr verstärkt werden. Eine Kombination aus Parkgebühren und ÖV-Ticket kann 
sowohl durch Verlagerungen zum ÖV zu einer Erhöhung von Reisegeschwindigkeiten und damit 
verbunden zu einer Reduzierung von Reisezeiten führen, als auch durch Verlagerungen zum MIV 
im Zulauf zu den P+R-Gelegenheiten zu gegensätzlichen Wirkungen. Ebenso kann die Verkehrs-
sicherheit in beide Richtungen beeinflusst werden. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen sind bei einer Kombination aus Parkgebühren 
und ÖV-Ticket nicht zu erwarten. 
Es wird die relative Preishöhe zu alternativen Parkangeboten, zu ÖV- und zu IV-Angeboten beein-
flusst. Bei der Bepreisung spielt das Verhältnis zu alternativen Parkangeboten eine große Rolle 
(z. B. bei kostenfreien Stellplätzen in Stationsnähe). Da das wesentliche Ziel eine Angebotsannahme 
ist, sollte die Spürbarkeit der Kosten eher gering sein. Gilt das Kombinationsticket nicht für einen 
                                                
410  In einer besonderen Form muss das ÖV-Ticket bei der Einfahrt in eine P+R-Anlage mit erworben werden, was insbe-
sondere dazu dient, Fremdparker von der Nutzung abzuhalten. Auf diese Variante wird hier nicht eingegangen. 
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besonderen Anlass, werden der Fahrtzweck oder andere Rahmenbedingungen i. d. R. nicht be-
achtet. Die Kosten werden mit der Nutzung in Zusammenhang gebracht.  
Unerwünschte Ausweichreaktionen treten i. d. R. nicht auf, wenn von keinem Zwang zum Kauf 
eines ÖV-Tickets ausgegangen wird. Eine integrierte Systemgestaltung beachtet die alternativen 
Angebote und Instrumente besonders im ruhenden Verkehr und vermeidet den Wechsel von Ver-
kehrsteilnehmern, die bisher für die gesamte Strecke den ÖV genutzt haben, auf die P+R-Nutzung. 
Ein Kombinationsangebot verhindert keine Mobilität. Eine Bereitstellung von Alternativen zur Ver-
meidung einer Mobilitätsverhinderung ist dementsprechend nicht nötig. 
Hinderungsgründe für eine Angebotsannahme werden nicht weiter beachtet. Wechselwirkungen 
können vor allem mit anderen Angeboten im ÖV und Instrumenten des ruhenden Verkehrs auf-
treten. Weitere Wechselwirkungen sind nur gering vorhanden. 
Der Umfang der gewonnene Informationen ist eher gering. 
Wirtschaft 
Ein Kombinationsangebot aus Parkgebühren und ÖV-Ticket wirkt sich nicht direkt auf die Trans-
portkosten aus. Effizienzsteigerungen sind bei einem Kombinationsangebot indirekt durch Ver-
lagerungen zum ÖV möglich. Es können aber im Zulauf zu den P+R-Stationen auch negative Wir-
kungen durch Verlagerungen zum MIV auftreten. Durch modale Verlagerungen und durch die Inte-
gration des ruhenden Verkehrs ist die Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren Einnahme-
situationen möglich. Durch modale Verlagerungen ist zudem eine wechselseitige Beeinflussung der 
Einnahmesituationen verschiedener Instrumente, insbesondere im Bereich des ruhenden Verkehrs, 
möglich. Innovationsprozesse werden gegebenenfalls nur im Bereich der technischen Abwicklung 
ausgelöst. Die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen betreffen die MIV-Zulaufstrecken zum Ziel 
sowie die Parkmöglichkeiten in Zielnähe; sie sind nur bei sehr großem P+R-Angebot spürbar. Ein-
flüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind nur minimal vorhanden. Die 
Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten, insbesondere die Attraktivität des Zielgebiets, kann 
positiv beeinflusst werden. 
Umwelt 
Die Einflüsse auf die Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen sind durch die ver-
schiedenen modalen Effekte gemischt, die positiven Effekte sollten aber überwiegen. Eine gezielte 
Beeinflussung der räumlichen oder zeitlichen Verteilung von Lärm- und Schadstoffemissionen ist 
nur indirekt und in geringem Ausmaß möglich.  
Durch weniger fließenden und ruhenden MIV im Zielgebiet können grundsätzlich die Aufenthalts-
qualität und das Stadtbild positiv beeinflusst werden. Die Flächennutzung wird wenig beeinflusst. 
Akzeptanz 
Eine Ablehnung realisierter Systeme ist nicht bekannt. Politisch sind Kombinationsangebote i. d. R. 
gewollt. Verbände arbeiten i. d. R. nicht gegen solche Angebote, und auch die Medien stehen in 
ihrer Berichterstattung solchen Systemen eher positiv gegenüber. Die Vorteile eines solchen Kombi-
nationstickets sind für die Nutzer direkt spürbar.  
Die Kosten sind meist leicht kalkulierbar. Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich, da 
es sich gegenüber der einzelnen Bezahlung von ÖV und Parken um eine Vergünstigung handelt. 
Information und Kommunikation sind bei Kombinationstickets sehr wichtig, um die Verkehrsteil-
nehmer auf dieses Angebot hinzuweisen. Bevorrechtigt das Kombinationsticket Verkehrsteilnehmer 
des MIV gegenüber reinen ÖV-Nutzern, kann die Gerechtigkeit des Systems in Frage gestellt wer-































den. Kombinationstickets können zusammen mit weiteren Preisinstrumenten im ruhenden Verkehr 
oder im ÖV eingeführt werden und somit Teil eines Maßnahmenbündels sein. Bei der Zweckbin-
dung der Einnahmen ist eine gemischte Verwendung für ÖV und ruhenden Verkehr üblich. Die Ver-
trautheit mit Kombinationstickets nimmt zu. 
Finanzen 
Kompensationen sind bei dieser Art Kombinationstickets nicht vorgesehen. Die Einnahmesitua-
tion des Betreibers kann sich durch Sonderangebote verschlechtern, wenn nicht ausreichend Neu-
kunden gewonnen werden, durch die keine hohen zusätzlichen Kosten entstehen. Kombinations-
tickets sind oft als Anreiz für die ÖV-Nutzung gedacht. Volkswirtschaftlich sollten positive Wirkun-
gen zu erwarten sein. Die Auswirkungen sind bei allen Nutzergruppen gleich. Es ist möglich, dass 
die Kosten dem Nutzer überwiegend für den ruhenden Verkehr bewusst werden. Das Finanzie-
rungssystem wird nicht geändert.  
Systemgestaltung 
Realisierungen zeigen, dass die Umsetzung rechtlich möglich ist. Sicherheitsaspekte spielen bei 
den Kombinationsangeboten keine Rolle. Im Bereich der Interoperabilität spielen v. a. die Systeme 
von Parkhausbetreibern und ÖV-Anbieter eine Rolle. Die Einführung und Umsetzung von Stan-
dards sind hier hilfreich. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist bei den Systemen möglich. 
Bei der Diskriminierungsfreiheit müssen vor allem vergleichbare Angebote für Verkehrsteilneh-
mer, die nur den ÖV nutzen, beachtet werden. Die Zuverlässigkeit des Systems kann durch die 
Auswahl der Technik bestimmt werden. Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind be-
sonders für die Kooperation zwischen ÖV-Unternehmen bzw. ÖV-Verbund und Parkhausbetreiber 
zu schaffen. 
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5.2.13 Qualitative Bewertung Semesterticket 
Der Erwerb eines Semestertickets für die Benutzung des ÖPNV ist auf die Personengruppe der 
Studierenden beschränkt. Es ermöglicht die Nutzung des regionalen ÖV für die Dauer eines Stu-
diensemesters. Die Umsetzung des Solidaritätsprinzips bedeutetet einen Kaufzwang für alle Studen-
ten mit der Einschreibung an der Hochschule.  
Wichtigste Punkte der Bewertung „Semesterticket“: 
+  Ein Semesterticket fördert die Verkehrsverlagerung in Richtung ÖV. 
 - Durch die pauschale und nicht nutzungsabhängige Bepreisung werden eine Verkehrsvermeidung 
sowie eine zeitliche und räumliche Verlagerung nicht unterstützt. 
 ! Missbrauch des Semestertickets durch „Scheinstudierende“ ist durch eine integrierte System-
gestaltung (z. B. allgemeine Studiengebühren) zu vermeiden. 
 - Eine gezielte räumliche und zeitliche Beeinflussung von Umweltwirkungen ist nicht möglich. 
 ! Durch das Solidaritätsprinzip werden die Ausgaben für die Nutzer geringer und die Einnahmen 
für die Betreiber konstant und kalkulierbar. 
 ! Studenten werden durch die Ausgaben auch dann belastet, wenn die Nutzungsmöglichkeiten des 
ÖV für sie eingeschränkt ist. 
Verkehrsgeschehen 
Ein Semesterticket fördert durch die pauschale und zwangsweise Bezahlung die Nutzung öffent-
licher Verkehrsmittel und trägt nicht zu einer Verkehrsvermeidung bei, sondern eher zu einer 
höheren Mobilität im ÖV. Ein Angebot im ÖV ist daher positiv zu bewerten. Die Verkehrsmittel-
wahl kann deutlich zugunsten des ÖPNV beeinflusst werden. Eine zeitliche Beeinflussung der 
Fahrten, eine Beeinflussung der Zielwahl oder eine räumliche Beeinflussung der Fahrtwege finden 
nicht statt. Eine zeitliche Beeinflussung ist möglich, wenn sich die Tickets auf einen bestimmten 
zeitlichen Geltungsbereich beschränken. Die Produktwahl wird dann durch ein Semesterticket be-
einflusst, wenn sich diese auf bestimmte Produkte beschränken. 
Eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruktur ist bei einem Semesterticket im 
ÖV möglich. Es kann aber auch zu Überlastungen einzelner Verkehrsmittel besonders durch Verla-
gerungen des NMIV kommen. Die Verkehrssicherheit wird durch ein Semesterticket im ÖV grund-
sätzlich positiv beeinflusst, wenn vom MIV und vom Radverkehr auf den ÖV verlagert wird. Die be-
wirkte geringere MIV-Nutzung kann zu einer Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten und Reduzie-
rung von Reisezeiten führen. 
Behinderungen durch technische Abwicklungen sind bei einem Semesterticket nicht vorhanden. 
Der Fahrtzweck wird bei der speziellen Gestaltung von Tickets für Studenten beachtet. Die zu 
Alternativen relative Preishöhe wird beeinflusst. Die Kosten sind relativ gering und weniger spür-
bar. Durch ein Semesterticket werden einzelne Bezahlungen direkt bei der Nutzung vermieden. Der 
direkte Zusammenhang zur Nutzung wird sehr verringert. Durch das Solidaritätsprinzip müssen 
Studierende das Angebot grundsätzlich annehmen. Die Bepreisung kann nur im Vorfeld in den ver-
traglichen Vereinbarungen zwischen Studierendenvertretung/Hochschule und ÖV-Aufgabenträger 
verhandelt werden. 
Unerwünschte Ausweichreaktionen sind mit einem Semesterticket nicht verbunden. Im Gegenteil 
kommt es zu Einschreibungen an Hochschulen ohne Studienabsicht, um das sehr günstige ÖV-Ange-
bot nutzen zu können, und entsprechendem Missbrauch. Eine integrierte Systemgestaltung zur 
Vermeidung solchen Missbrauchs ist dementsprechend nötig, wie z. B. durch allgemeine Studienge-
bühren für Langzeitstudierende umsetzbar. 































Ein Semesterticket verhindert keine Mobilität, sondern fördert sie. Eine Bereitstellung von Alterna-
tiven zur Vermeidung einer Mobilitätsverhinderung ist dementsprechend nicht nötig. 
Hinderungsgründe für eine Anpassung werden nicht beachtet. Verkehrliche Wechselwirkungen 
können bei Instrumenten auftreten, die Alternativen zum Semesterticket darstellen (z. B. reguläre 
Monatskarten). Weitere Wechselwirkungen können z. B. durch eine Beeinflussung der Studien-
ortwahl und der Wohnortwahl entstehen. 
Der Umfang der gewonnenen Informationen ist durch die fehlende Kopplung zur Nutzung gering. 
Wirtschaft 
Durch ein Semesterticket kann die Einnahmesituation von alternativen Angeboten verändert wer-
den. Das Semesterticket wirkt sich nicht direkt auf die Transportkosten aus. Effizienzsteigerun-
gen sind bei einem Semesterticket im ÖV indirekt durch Verlagerungen zum ÖV möglich. Durch 
modale Verlagerungen ist die Beeinflussung von einzelnen Branchen und deren Einnahmesituatio-
nen sowie eine wechselseitige Beeinflussung der Einnahmesituationen verschiedener Instrumente 
möglich. ÖV-Anbieter haben vor allem Kosteneinsparungen im Vertrieb. Probleme können entste-
hen, wenn die Zunahme der Passagierzahlen im ÖV u. a. durch Verlagerungen vom NMIV umfang-
reiche Kapazitätsanpassungen notwendig machen. Innovationsprozesse werden kaum ausgelöst. 
Die Verbesserungen im Verkehrsgeschehen sind begrenzt. Einflüsse der Transportpreisänderun-
gen auf die Gesamtwirtschaft sind nur minimal vorhanden. Die Konkurrenzsituation zu anderen 
Gebieten, hier auch unter den Hochschulen, kann durch Angebote wie das Semesterticket beein-
flusst werden. 
Umwelt 
Das Semesterticket und eine damit verbundene modale Verlagerung kann die Gesamtbelastung 
durch Lärm- und Schadstoffemissionen senken. Eine gezielte Beeinflussung der räumlichen oder 
zeitlichen Verteilung von Lärm- und Schadstoffemissionen ist durch ein Semesterticket aber grund-
sätzlich nicht möglich. Eine geringe zeitliche Beeinflussung wäre möglich, wenn sich Tickets auf 
einen bestimmten zeitlichen Geltungsbereich beschränken würden. Eine negative Beeinflussung des 
Stadtbilds findet nicht statt. Die Aufenthaltsqualität kann positiv beeinflusst werden, wenn eine 
wesentliche modale Verlagerungen erreicht wird. Die Flächennutzung kann längerfristig durch ein 
Semesterticket beeinflusst werden, weil Wohnorte in größerer Entfernung zur Hochschule bei ÖV-
Nutzung keine zusätzlichen Mobilitätskosten erfordern und deshalb eher gewählt werden. Auch 
können durch die modale Verlagerung gegebenenfalls Flächen zum Parken im Hochschulbereich an-
derweitig genutzt werden. 
Akzeptanz  
Das Semesterticket ist als Zeitkarte ein oft realisiertes Instrument im ÖV und wird gut akzeptiert. 
Durch die hohe Nutzerakzeptanz herrscht eine positive politische Haltung gegenüber dem Semes-
terticket. Dies wird durch die erwarteten Wirkungen unterstützt. Verbände sprechen sich i. d. R. für 
ein Semesterticket aus. Die Berichterstattung der Medien ist positiv. Die Kosten für ein Semester-
ticket sind fix und damit gut kalkulierbar. Semestertickets sind vielen bekannt. Im Bereich der 
Information und Kommunikation ist daher schon gute Vorarbeit geleistet. Die Einnahmen aus 
dem Semesterticket im ÖV werden i. d. R. zweckgebunden für den ÖV eingesetzt. Eine Vertraut-
heit wird schnell erreicht. Das Semesterticket wird i. d. R. nicht im Rahmen eines Maßnahmen-
bündels realisiert. Kompensationsmaßnahmen werden ebenfalls i. d. R. nicht realisiert. Die Wir-
kungen des Semestertickets sind sowohl für die Nutzer als auch für Anwohner betroffener Gebiete 
spürbar. Das Angebot des Semestertickets ist auf die Gruppe der Studierenden begrenzt. Dort 
haben alle unabhängig vom Umfang der Nutzung einen finanziellen Beitrag zu leisten (Solidaritäts-
prinzip). Diese Punkte stellen die Gerechtigkeit des Systems bei einigen in Frage.  
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Finanzen 
Kompensationen sind beim Semesterticket nicht vorgesehen. Die Kosten werden durch die pau-
schale Bezahlung für einen Zeitraum wenig bewusst. Die Einnahmesituation wird grundsätzlich 
durch die Preisgestaltung für das Semesterticket unter Berücksichtigung der erwarteten ÖV-Nut-
zung durch die Studierenden bestimmt. Bei Veränderungen in der ÖV-Nutzung kann sich die Ein-
nahmesituation relativ verschlechtern. Günstige Vertriebskosten können bei der Preisgestaltung mit 
berücksichtigt werden. Bei einer Beeinflussung der Preishöhe z. B. durch die Politik, wird das Risiko 
vergrößert, dass Einnahmen für den Betreiber bei einer umfangreichen Nutzung des ÖV-Angebots 
durch die Studierenden verloren gehen. 
Volkswirtschaftliche Wirkungen werden v. a. durch modale Verlagerungen deutlich. Beim Semes-
terticket unterscheiden sich die Auswirkungen bei den Nutzergruppen, die die Vorteile des Tickets 
nutzen, und solchen, die den ÖV nicht nutzen. Das Finanzierungssystem wird durch ein Semester-
ticket nicht geändert. 
Systemgestaltung 
Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind beim punktuellen Instrument Semesterticket 
i. d. R. vorhanden. Realisierungen zeigen, dass die Umsetzung rechtlich möglich ist. Sicherheitsas-
pekte spielen beim Semesterticket keine Rolle. Ein Problem der Interoperabilität sind unterschied-
liche Studentenausweisformen, die als Ticket genutzt werden. Hierzu sind Standards wünschens-
wert. Die Einbindung in eine Gesamtarchitektur ist möglich. Auch wenn ein Zwang zum Kauf des 
Semestertickets besteht, ist die Diskriminierungsfreiheit unter den Studenten grundsätzlich gege-
ben. Die Zuverlässigkeit des Systems ist gegeben. 































5.2.14 Qualitative Bewertung E-Tarif im ÖV 
Durch die Entwicklung des E-Ticketing werden in den Tarifbereichen des ÖV neue Möglichkeiten 
geschaffen. Die Einführung eines E-Tarifs ermöglicht eine differenzierte zeitliche und räumliche 
Staffelung der Preise, und schafft damit ein Instrument zur Beeinflussung der Nachfrage innerhalb 
des ÖV.  
Wichtigste Punkte der Bewertung „E-Tarif im ÖV“: 
+  Durch einen E-Tarif und die damit verbundene räumliche und zeitliche Staffelung der Preise ist 
eine entsprechende Beeinflussung des Verkehrsaufkommens im ÖV möglich. 
+ Eine effizientere Nutzung der Verkehrsmittel im ÖV ist durch die zeitlichen und räumlichen 
Beeinflussungsmöglichkeiten realisierbar. 
+ Durch die Möglichkeiten zur individuellen Tarifgestaltung wird die Nutzung des ÖV unterstützt. 
 -  Die Kalkulierbarkeit der Kosten wird für die Nutzer erschwert. 
 ! Um Lenkungseffekte zu erzielen, müssen die Preise dem Nutzer bewusst gemacht und 
entsprechend kommuniziert werden. 
+ Eine Senkung der Umweltbelastung ist möglich, wenn durch den E-Tarif modale Verlagerungen 
erreicht werden.  
+ Innovationsprozesse im Bereich der technischen Abwicklung werden unterstützt. 
 ! Durch die Neuartigkeit des Systems sind Information und Kommunikation besonders wichtig. 
+ Die Bepreisung kann eng an die Nutzung gekoppelt werden. Die Anlastung der Kosten des ÖV ist 
verursachergerechter möglich. 
Verkehrsgeschehen 
Ein E-Tarif trägt nicht zur Verkehrsvermeidung bei. Eine zeitliche Staffelung der Preise ist beim E-
Tarif möglich und damit auch eine dementsprechende Beeinflussung des Verkehrsaufkommens. Die 
Zielwahl kann durch das mit dem E-Ticket verbundene ÖV-Angebot und durch die unterschied-
lichen Preishöhen beeinflusst werden. Auch die Routenwahl kann grundsätzlich durch räumlich 
differenzierte Preise mit dem E-Tarif beeinflusst werden (aus Akzeptanzgründen ist dies jedoch ein-
geschränkt). Um Lenkungseffekte zu erzielen, müssen die Preise aber generell den Nutzern ausrei-
chend bewusst gemacht und entsprechend kommuniziert werden. Durch die individuelleren Tarif-
möglichkeiten kann eine Beeinflussung der Verkehrsmittelwahl zugunsten des ÖV stattfinden, und 
es kann zu einem geringeren Aufkommen im MIV kommen. Die Produktwahl innerhalb des ÖV 
wird im Wesentlichen unter Berücksichtigung der Reisegeschwindigkeit bzw. der Wettbewerbs-
situation getroffen. Zusätzlich kann das Verhalten grundsätzlich durch unterschiedliche Preishöhen 
beeinflusst werden, wenn den Kunden sinnvolle Alternativen zur Verfügung stehen.  
Überlastungen auf bestimmten Strecken und zu bestimmten Zeiten im ÖV können reduziert wer-
den. In Verbindung mit der Reduzierung von Überlastungen ist in Einzelfällen eine Erhöhung der 
Reisegeschwindigkeiten und damit verbunden eine Reduzierung von Reisezeiten möglich. Zudem 
können die modalen Verlagerungen zu weiteren Verbesserungen führen. Die Verkehrssicherheit 
kann vor allem durch modale Verlagerungen verbessert werden. Eine effizientere Nutzung der 
Verkehrsmittel im ÖV ist durch die zeitlichen und räumlichen Beeinflussungsmöglichkeiten reali-
sierbar. Eine effizientere Nutzung der Verkehrsinfrastruktur und die Reduzierung von Infrastruktur-
überlastungen ist bei einer modalen Verlagerung der Verkehrsteilnehmer möglich.  
Um Behinderungen durch technische Abwicklungen weitestgehend zu vermeiden, ist eine wei-
tere Reifung der technischen Systeme nötig. 
Die gewünschten Wirkungen treten nur auf, wenn die Unterschiede der Preise für die Nutzer spür-
bar sind. Der Fahrtzweck oder andere Rahmenbedingungen können durch verschiedene angebote-
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ne Ticketformen differenziert beachtet werden. Durch die räumliche und zeitliche Differenzierung 
wird die zu Alternativen relative Preishöhe gezielt beeinflusst. Auf die Relation der Preishöhe zu 
denen des MIV ist zu achten. Für die Anpassungen der Verkehrsteilnehmer stellt die Bepreisung 
eine wichtige Stellschraube dar. Daher ist es wichtig, die Reaktionen abschätzen zu können. Hier 
sind weitere Erkenntnisse nötig. Der direkte Zusammenhang zur Nutzung kann mit einem E-Tarif 
wesentlich gestärkt werden.  
Unerwünschte Ausweichreaktionen sind vor allem bei zu hohen Preisen durch Verlagerungen zum 
MIV möglich. Eine integrierte Systemgestaltung beachtet daher die Konkurrenzsituation zum MIV. 
Zu einer Mobilitätsverhinderung führt der E-Tarif nur bei zu hohen Preisen, wenn keine ausrei-
chenden Alternativen zur Verfügung stehen. Die mit dem E-Ticketing verbundenen Nutzungs-
hemmnisse (mangelnde Vertrautheit mit Technik etc.) sind zu beachten und ggfs. entsprechend 
Alternativen bereitzustellen. 
Hinderungsgründe für eine Anpassung werden durch den Einfluss der Kundenbedürfnisse in die 
Preisgestaltung beachtet. Wechselwirkungen können mit weiteren Preisinstrumenten des ÖV und 
auch mit Instrumenten des MIV auftreten.  
Durch den E-Tarif kann ein großer Umfang an Informationen über Nutzerverhalten und Verkehrs-
geschehen gewonnen werden. 
Eine zielorientierte Gestaltung der Preise ist ein Kernpunkt des E-Tarifs. 
Wirtschaft  
Der E-Tarif wirkt sich nicht direkt auf die Transportkosten der Wirtschaft aus. Effizienz-
steigerungen im ÖV-Unternehmen sind durch den E-Tarif möglich, weil die Fahrzeugauslastung 
durch räumlich und zeitlich differenzierte Preise geregelt werden kann.  
Durch modale Verlagerungen können einzelne Branchen und deren Einnahmesituationen sich ver-
ändern. Es können auch wechselseitig die Einnahmensituationen verschiedener Instrumente beein-
flusst werden. Innovationsprozesse im Bereich der technischen Abwicklung werden unterstützt. 
Verbesserungen im Verkehrsgeschehen entstehen nur durch modale Verlagerungen und Entlastun-
gen im MIV. Einflüsse der Transportpreisänderungen auf die Gesamtwirtschaft sind kaum vorhan-
den. Die Konkurrenzsituation zu anderen Gebieten kann durch neuartige Angebote wie den E-Ta-
rif positiv beeinflusst werden. 
Umwelt 
Durch modale Verlagerungen kann die Gesamtbelastung durch Lärm- und Schadstoffemissionen 
gesenkt werden. Eine gezielte Beeinflussung der räumlichen oder zeitlichen Verteilung der Lärm- 
und Schadstoffemissionen durch ÖV-Fahrzeuge ist nur durch entsprechende Angebotsanpassungen 
möglich und betrifft nicht direkt den E-Tarif. Eine negative Beeinflussung des Stadtbilds findet 
nicht statt. Die Aufenthaltsqualität kann vor allem durch modale Verlagerungen beeinflusst wer-
den. Die Flächennutzung kann gegebenenfalls durch die Angebote beeinflusst werden. 
Akzeptanz 
Information und Kommunikation sind bei einem neuartigen System von hoher Wichtigkeit. Durch 
die Variabilität des Systems ist eine verursachungsgerechte Bepreisung möglich. Eine Zweck-
bindung der Einnahmen für den ÖV wird erwartet.  
Die Kalkulierbarkeit der Kosten wird für den Nutzer bei sehr variablen Preisen deutlich erschwert. 
Durch eine Mischlösung mit fixen Grundbeträgen und variablen Anteilen kann dem Problem der 
Kalkulierbarkeit entgegen gewirkt werden. Information und Kommunikation zur Struktur des Ta-































rifsystems sind in diesem Zusammenhang sehr wichtig. Die Erfahrungen mit realisierten E-Tarifen 
sind begrenzt. Die Neuartigkeit des Systems bedingt erst den Aufbau einer gewissen Vertrautheit. 
Politischer Widerstand und Widerstand von Verbänden ist nur zu erwarten, wenn durch E-Tarife 
mögliche deutliche Verteuerungen entstehen oder sogar Mobilität verhindert wird. Hier spielt auch 
das Empfinden der Kunden eine große Rolle, wenn sie mehr die teureren Bepreisungen und weni-
ger die preiswerteren Alternativen sehen. Eine negative Berichterstattung seitens der Medien ist 
möglich, wenn Verschlechterungen für den Verkehrsteilnehmer erwartet werden. Dies kann bei 
Angebotsverschlechterungen durch eine Tarifsenkung und die damit verbundenen geringeren Ein-
nahmen des Betreibers der Fall sein. Zu Beginn können die Änderungen zum bestehenden System 
die Verbesserungen in der Wahrnehmung der Nutzer überdecken. Als umfassendes Instrument 
wird der E-Tarif i. d. R. nicht von weiteren finanziellen Maßnahmen im Rahmen eines Maßnah-
menbündels begleitet. Finanzielle Kompensationen können von der Gesellschaft für bestimmte 
Nutzergruppen z. B. in Form von Zuschüssen realisiert werden.  
Finanzen 
Durch das Vermeiden pauschaler Angebote werden die Kosten dem Nutzer grundsätzlich eher be-
wusst. Dabei spielt allerdings auch eine Rolle, wie weit das System dem Nutzer den jeweils zu ent-
richtenden Tarif kommuniziert. Bei den Betrachtungen stehen vor allem betriebswirtschaftliche, we-
niger volkswirtschaftliche Wirkungen im Vordergrund. Es werden unterschiedliche Auswirkungen 
bei den Nutzergruppen durch eine Tarifumstellung erwartet. Kompensationen können durch die 
Gesellschaft realisiert werden. Die Einnahmesituation des ÖV kann sich ändern. Das Finanzie-
rungssystem ändert sich weniger. 
Systemgestaltung 
Organisatorisch-institutionelle Voraussetzungen sind im ÖV i. d. R. vorhanden. Rechtlich sollte 
der E-Tarif realisierbar sein. Aus Kundensicht ist eine verbundübergreifende Interoperabilität der 
kundenbezogenen technischen Systeme für den E-Tarif wünschenswert. Die Einführung und Umset-
zung von Standards hierzu (vgl. VDV-Standard411) wird zurzeit vorangetrieben. Die Einbindung in 
eine Gesamtarchitektur ist möglich. Eine Diskriminierungsfreiheit kann realisiert werden, wenn 
die Nutzung des Systems nur an allgemein zugängliche Technik gebunden ist und Alternativen be-
reitgestellt werden. Die Zuverlässigkeit des Systems kann durch die Auswahl der Technik bestimmt 
werden. Sicherheitsaspekte spielen beim E-Tarif nur bei der Handhabung der Technik während 
der Nutzung eine Rolle. 
                                                
411  vgl. BOLTZE, SCHÄFER ET AL. 2006 
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5.2.15 Zusammenfassung 
Die qualitativen Bewertungen der Instrumente mit Hilfe des strukturierten verbal-argumentativen 
Ansatzes haben gezeigt, dass es bei allen Instrumenten Vorteile und Nachteile gibt. Es gibt kein Ins-
trument, das unabhängig vom Anwendungsfall immer das Beste ist. Wie gut ein Instrument passt, 
ist abhängig von den verfolgten Zielen. Auf zu beachtende Punkte wurde jeweils hingewiesen. 
Die eher traditionellen Instrumente Kfz-Steuer und Mineralölsteuer sind einfach in der Einführung 
und Handhabung, beeinflussen das Verkehrsgeschehen dafür aber nur gering. Wirkungen auf die 
Umwelt sind trotzdem möglich, allerdings nicht gezielt steuerbar. Teilweise treten nicht gewollte 
Reaktionen auf, wie z. B. ein Ausweichen auf die Mineralölsteuer in Form von Tanktourismus. Gera-
de bei der Kfz-Steuer sind die Kosten den Nutzern bei kurzfristigen Verkehrsentscheidungen nur 
latent bewusst. 
Bekannte Ticketformen im ÖV, wie Zeitkarte oder Semesterticket, stellen grundsätzlich einen An-
reiz für einen Wechsel zum ÖV dar. Durch die pauschale Bezahlung wird allerdings i. d. R. kein Ein-
fluss auf die Anzahl der Fahrten oder deren zeitliche und räumliche Verteilung genommen. Im 
Gegenzug sind die Instrumente einfach handhabbar und für die Nutzer gut verständlich. 
Durch den ICE-Zuschlag wird gezielt die Produktwahl beeinflusst. Bei der Anwendung solcher Ins-
trumente im ÖV ist darauf zu achten, dass ihre Gestaltung nicht den Modal Split in Richtung MIV 
verschiebt. Dies gilt auch bei kombinierten Tickets, wie z. B. Parkgebühren und ÖV-Ticket, die die 
Streckenanteile von ÖV und MIV verändern können. Bei der Beeinflussung der Produktwahl im MIV 
durch ein Value Pricing ist die vorhandene Situation genau zu betrachten, da ein positiver Nutzen 
auf die Verkehrssituation insgesamt nur in speziellen Einzelfällen zu erwarten ist. Durch die not-
wendigen gezielten Preisanpassungen steigen zudem die Ansprüche an die Informationsaufnahme 
der Verkehrsteilnehmer. 
Bei neueren Instrumente wie der Autobahnmaut, der City-Maut oder der Objektmaut kann deren 
Begrenzung problematisch sein. Es können Verlagerungen auf das untergeordnete Straßennetz, auf 
benachbarte Städte oder Stadtbezirke oder auf alternative Routen auftreten, die nicht bepreist wer-
den. Eine fahrzeugabhängige Bepreisung kann zu Verlagerungen zwischen den einzelnen Fahrzeug-
typen führen, was aber auch gewollt sein kann. Bei Autobahnmaut und City-Maut hängen die erziel-
ten Effekte im bepreisten Straßennetz bzw. im bepreisten Gebiet von der Ausgestaltung der Tarife 
ab. Eine pauschale Gebühr nimmt keinen weiteren Einfluss auf Menge und Verteilung des Verkehrs-
aufkommens, wohingegen räumlich und zeitlich gestaffelte Gebühren, die abhängig von der zurück-
gelegten Fahrstrecke oder der Anzahl der Fahren sind, das Verkehrsgeschehen gezielter beeinflus-
sen können. Allerdings steigt mit einer Zunahme der Differenzierung auch die Komplexität der Ge-
bühr, und damit sinkt die Verständlichkeit. Wichtig für diese Instrumente ist die Standardisierung, 
die möglichst europaweit die Nutzung verschiedener Systeme ermöglichen sollte. 
Das Problem der ungewollten Verkehrsverdrängung kann gelöst werden, indem eine Bepreisung flä-
chendeckend eingeführt wird. Eine zeitlich statische Maut mit räumlicher Differenzierung ermög-
licht zumindest eine gezielte räumliche Beeinflussung, eine zeitlich dynamische Maut zusätzlich 
eine gezielte zeitliche Beeinflussung. Im ÖV ermöglicht z. B. der E-Tarif die differenzierte Beprei-
sung der Nutzung. Nachteilig bei dynamischen Ansätzen ist, dass die Kosten für die Nutzer schlech-
ter kalkulierbar sind. Zudem muss bei den flächendeckenden Ansätzen darauf geachtet werden, 
dass es zu keiner Verkehrsverhinderung kommt. 
Die qualitative Bewertung einzelner Instrumete ist ausreichend für eine erste Abschätzung, welche 
Instrumente bei einem konkreten Anwendungsfall in eine nähere Betrachtung einbezogen werden 
sollen. Der weitere Entscheidungsprozess kann dann durch eine quantitative Wirkungsabschätzung 
unterstützt werden. Hierfür werden weitere Ansätze benötigt, wie sie im folgenden Kapitel näher 
betrachtet werden. 































5.3 Methodische Ansätze einer quantitativen Bewertung 
5.3.1 Einführung 
Änderungen im Mobilitätsverhalten durch den Einsatz von Mobility Pricing sind die Grundlage für 
eine quantitative Wirkungsabschätzung der Änderungen im Verkehrsbereich. Modellierung und 
Simulation sind hierfür grundsätzlich geeignete Hilfsmittel. Methodische Grundlagen für eine 
Modellierung und Simulation im Bereich des Mobility Pricing wurden bisher aber meist nur einzel-
fallbezogen und weniger allgemein erarbeitet. Ziel dieses Kapitels ist es daher, mögliche Ansätze 
zur Modellierung und Simulation des Mobility Pricing aufzuzeigen. 
In Abhängigkeit der Ebenen der Entscheidungshierarchie412 sind verschiedene Wirkungseffekte zu 
beachten.413 Die Wirkungsbereiche können nach verschiedenen Aspekten unterteilt werden, z. B. 
nach kurzfristigen414 und langfristigen415 Wirkungen, nach mittelbaren und unmittelbaren Wirkun-
gen oder nach verkehrlichen Wirkungen (modal und intermodal) und Änderungen im finanziellen 
Bereich. Wie oben beschrieben ist die genaue Abgrenzung hierbei nicht einfach. So können sich 
über finanzierungsabhängige Wirkungen (wenn z. B. zusätzliche Einnahmen in eine Verbesserung 
des ÖPNV-Angebots investiert werden) Änderungen im finanziellen Bereich auch auf das Verkehrs-
geschehen auswirken. Unter Beachtung dieser Wirkungskette soll sich das folgende Kapitel dennoch 
auf den verkehrlichen Bereich konzentrieren. 
Um Wirkungen von Instrumenten des Mobility Pricing auf das Mobilitätsverhalten modellieren und 
simulieren zu können, sind drei grundlegende Fragestellungen zu beantworten: 
? In welchen Bereichen sind Reaktionen der Verkehrsteilnehmer zu berücksichtigen? 
? Was bestimmt den Umfang dieser Reaktionen bzw. wie gestaltet sich der Entscheidungs-
prozess? 
? Wie lässt sich dies modellieren und simulieren? 
Um den Umfang der durch Mobility Pricing erwirkten Änderungen bestimmen zu können, werden 
im Folgenden die vom Verkehrsteilnehmer zu treffenden Entscheidungen und der Prozess der Ent-
scheidungsfindung systematisch analysiert.  
Anschließend wird untersucht, welche Ansätze zur Modellierung und Simulation bereits vorhanden 
sind und wie darin die Wirkungen des Mobility Pricing abgebildet werden. So können mögliche Ver-
besserungen aufgezeigt werden.  
5.3.2 Entscheidungstheoretische Grundlagen 
Entscheidungstheorie 
Nach den allgemeinen Erkenntnissen der Entscheidungstheorie416 erfolgt zu Beginn einer Entschei-
dung eine Problemformulierung. Im Bereich der Mobilität besteht das Problem in der Über-
                                                
412  ROTHENGATTER (1994) beschreibt neun betroffene Ebenen, die aufeinander aufbauen: Routenwahl, Fahrtzeit, Auslas-
tung und Besetzungsgrad, Modal Split, Fahrzeugwahl, Fahrtweite, Fahrtenhäufigkeit, Distributionslogistik und 
Standortwahl. 
413  In JOHÄNNING, RUHREN ET AL. (2006) finden sich z. B. Verkehrsaufkommen (Anzahl Fahrten), Verkehrsleistung (Fahr-
zeug- und Personenkilometer), zeitliche Verteilung (Zeitpunkt und Dauer), Zielwahl (Ziel als Durchführungsort einer 
Aktivität), Modal-Split, Routenwahl, verkehrliche Abwicklung (Verkehrsfluss), Umwelt (Lärm, Schadstoffbelastung, 
Trennwirkung) und Erreichbarkeit/Standortqualität (Einfluss auf Handel etc.). 
414  Mobilitätsverhalten (Fahrtenfrequenz, Verkehrsmittelwahl, Car pooling, Routenwahl, Fahrtenlänge, Fahrtenkombina-
tion, Fahrtenzeiten, Fahrtstil, Geschwindigkeitswahl)  
415  Verhaltensweisen: Ortswahl, Relationen, Aktivitäten vermindern/einstellen oder ändern/verlagern, Fahrzeugbesitz, 
Fahrzeugart; Umwelt: Räumliche Struktur, Landnutzung, Mobilitätsinfrastruktur/-angebote (vgl. SCHADE 2006) 
416  vgl. LAUX 2005 
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brückung einer räumlichen Distanz, ausgelöst durch den Wunsch, eine Aktivität an einem anderen 
Ort durchzuführen, oder durch den Wunsch nach dem Erleben der Mobilität selbst (Erlebnis-
mobilität). 
Bei der Präzisierung des Zielsystems müssen die mit der Mobilität verbundenen Ziele definiert 
werden. Bespiele sind hier eine Optimierung von Reisezeit oder Reisekosten, das Erreichen eines 
anderen Ortes zu einer vorgegebenen Zeit oder das Erleben einer bestimmten Transportart. 
Der nächste Schritt ist die Erforschung der möglichen Handlungsalternativen, die von den gege-
benen Randbedingungen, aber auch durch die gewählten Ziele beeinflusst werden. Die Übersicht 
der Alternativen bildet dann die Grundlage der Auswahl der gewünschten Option, wobei eine Ab-
leitung der Kriterien dieser Wahl unter anderem aus den Zielen erfolgt. Dabei ist es wichtig, dass 
bei allen Entscheidungen nur solche Aspekte in die Bewertung aufgenommen werden, die den Ver-
kehrsteilnehmern bewusst sind und die ihnen wichtig erscheinen. Eine große Rolle können hier die 
in Verbindung mit den einzelnen Alternativen auftretenden Kosten spielen, soweit sie beim Ver-
gleich der Alternativen den Entscheidern präsent sind. Die Wahrnehmbarkeit von Kosten, z. B. so 
genannter Out-of-Pocket-Kosten417, kann daher von großer Bedeutung sein.  
Diese Handlungsschritte finden alle vor der Realisation der gewünschten Mobilität statt. Ein iterati-
ver Prozess ist dabei möglich. Es sind aber auch noch Entscheidungen in der Realisationsphase 
selbst möglich, wie z. B. eine kurzfristige Routenwahländerung. 
Um den Entscheidungsprozess im Verkehrsbereich nachvollziehen und die Entscheidungsfindung 
darstellen zu können, müssen nach einem Überblick über die Entscheidungen die Einflussfaktoren, 
die Alternativen, die Auswahlkriterien und die Bewertung dieser Kriterien bekannt sein. 
Es wurde eine Unterscheidung gewählt zwischen Entscheidungen, die für einzelne Ortsveränderun-
gen, d. h. einzelaktivitätenbezogen, erfolgen, und Entscheidungen grundsätzlicher Natur, welche 
die Mobilität aktivitätenübergreifend beeinflussen (z. B. PKW-Besitz). Dabei erfolgt eine Fokussie-
rung auf die einzelaktivitätenbezogenen Entscheidungen und die damit verbundenen Wirkungen. 
Einzelaktivitätsbezogene Entscheidungen 
Einzelaktitvitätsbezogene Entscheidungen müssen für jeden zurückgelegten Weg bzw. jede Etappe 
getroffen werden und können sich kurzfristig zwischen einzelnen Wegen bzw. Etappen ändern. 
Dabei sind grundsätzlich folgende Fragen durch die Verkehrsteilnehmer zu beantworten: 
? (Wird die Etappe zurückgelegt?) 
? Welches Ziel wird gewählt? 
? Welches Verkehrsmittel wird gewählt? 
? Welche Abfahrtszeit wird gewählt? 
? Welche Route wird gewählt? 
? Welches Produkt wird genutzt? 
Die möglichen Antworten auf diese Fragen können durch aktivitätenübergreifende Entscheidungen 
oder auch gegenseitig durch Antworten auf andere Fragen eingeschränkt werden. 
Aus diesen Fragen ergeben sich die folgenden Wirkungsbereiche418: 
? Verkehrsvermeidung/Fahrentscheidung, 
? Wahl des Fahrtzeitpunktes, 
                                                
417  vgl. hierzu Kapitel 4.2.1 (S. 37) und Untersuchungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
418  Die Wirkungsbereiche entsprechen den in Kapitel 4.2.1 auf der dritten Ebene betrachteten Wirkungen der These ‚Das 
Verkehrsaufkommen kann gezielt beeinflusst werden‘ (S. 27). 

































? Verkehrsmittelwahl und 
? Produktwahl. 
Diese Bereiche geben auch einen umfassenden Überblick über die kurzfristigen verkehrlichen Wir-
kungen, die im Rahmen einer Abschätzung der Wirkungen von Mobility Pricing jedenfalls beachtet 
werden müssen. 
Abgeleitet von diesen Einflussmöglichkeiten ergeben sich dann weitere Änderungen, die aber sekun-
däre Wirkungen darstellen und sich daher aus den vorgenannten Wirkungen ergeben. Zu diesen se-
kundären Wirkungen419 gehören z. B. eine effizientere Nutzung von Verkehrsmitteln und Infrastruk-
tur, eine Reduktion von Überlastungen, die Erhöhung von Reisegeschwindigkeiten und eine damit 
einhergehende Verkürzung von Reisezeiten sowie Wirkungen auf die Verkehrssicherheit.  
Aktivitätenübergreifende Entscheidungen 
Die aktivitätenübergreifenden Entscheidungen geben einen Rahmen für die kurzfristig veränder-
lichen Entscheidungen vor. Sie beeinflussen die vorhandenen Handlungsalternativen für die einzel-
aktivitätenbezogenen Entschlüsse. Folgende Bereiche gehören hierzu. 
? Fahrzeugbesitz und Besitz von Abonnements des ÖPNV, 
? Wohnortwahl, 
? Wahl des Arbeitsplatzes (Ort und evtl. Zeiten), 
? Wahl der Orte weiterer kontinuierlicher Aktivitäten (Freizeitgestaltung) und 
? Wahl des Standortes, der Logistikaktivitäten und der Produktionsweisen von Unternehmen. 
Auch diese Entscheidungen können durch die vorhandenen Kosten beeinflusst werden. Durch sie er-
geben sich eher langfristige Wirkungsbereiche, deren Abschätzung ungleich schwerer als die Ab-
schätzung der kurzfristigen Wirkungen ist, da andere Einflüsse und die Wechselwirkungen mit an-
deren Rahmenbedingungen zunehmen. So wird der Besitz von Personenwagen nach IVT, TRANSP-
OR ET AL. (2008) vor allem durch soziodemographische, siedlungsstrukturelle und Verkehrsange-
botsmerkmale determiniert. Daher wird an dieser Stelle nur ein kurzer Überblick über die mit die-
sen Entscheidungen verbundenen möglichen Wirkungsbereiche gegeben und in den weiteren Be-
trachtungen auf die kurzfristigen Wirkungen fokussiert. 
Fahrzeugbesitz und Besitz von Abonnements des ÖPNV 
Durch das Mobility Pricing veränderte Kostenstrukturen oder die mit ihm verbundenen Wirkungen 
im Verkehrsgeschehen können die Bewertung der Alternativen ändern und somit zu Verschie-
bungen in den beiden genannten Bereichen führen. 
Wohnortwahl 
In Folge von Kostenänderungen für die Mobilität ist sowohl eine räumliche Annäherung des Wohn-
ortes an die Aktivitätenorte möglich (bei steigenden Kosten), als auch eine Entfernung des Wohn-
ortes von den Aktivitätenorten, wenn bei sinkenden Kosten andere Rahmenbedingungen (wie z. B. 
das Wohnen auf dem Land) bestimmender werden. In der Summe sind durch Anpassungen im 
Wohnbereich grundsätzliche Änderungen in der Siedlungsverteilung, wie z. B. eine Verstädterung, 
möglich. 
                                                
419  vgl. hierzu die weiteren Ausführungen in Kapitel 4.2.1 
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Wahl des Arbeitsplatzes (Ort und Zeit) und der Orte weiterer kontinuierlicher Aktivitäten 
Aus den gleichen Beweggründen wie der Wohnortwechsel ist auch ein Wechsel des Arbeitsplatzes 
oder eine räumliche oder zeitliche Änderung der Freizeitaktivitäten, ebenfalls in beide Richtungen, 
möglich, mit entsprechenden Wirkungen auf die Siedlungsstruktur. 
Wahl des Standortes, der Logistikaktivitäten und der Produktionsweisen durch Unternehmen 
Sich ändernde Transportkosten können sich sowohl auf die Standortentscheidungen von Unterneh-
men als auch auf die Reichweite ihrer Beschaffungs- und Absatzaktivitäten und die Gestaltung ihrer 
Produktionsprozesse auswirken. 
Letztendlich können sich durch die vorgenannten Wirkungsbereiche der einzelaktivitätenbezogenen 
und der aktivitätenübergreifenden Entscheidungen die in den vorhergehenden Kapiteln beschriebe-
nen Änderungen in den Bereichen Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, Umwelt, Akzeptanz und Finan-
zen ergeben. 
Einflussfaktoren 
Der Verkehrsteilnehmer führt bei den einzelnen Entscheidungen eine Abwägung durch, in die der 
Nutzen und der Aufwand der einzelnen, durch die Rahmenbedingungen vorgegeben Alternativen 
eingeht. Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Entscheidungen können hierbei eine große Rol-
le spielen. Beispielsweise wird die Wahl der Abfahrtszeit durch gegebene Fahrpläne eingeschränkt, 
wenn eine modale Entscheidung zugunsten des ÖPNV gefallen ist, oder es wird die Verkehrsmittel-
wahl eingeschränkt, wenn ein Ziel ohne ÖPNV-Erreichbarkeit gewählt wurde. 
Die zu beachtenden Einflussfaktoren für die Aufwand-/Nutzenerwägungen sowie die einschränken-
den Faktoren für die zu bewertenden Alternativen sind in Bild 8 dargestellt und sollen folgend 
beispielhaft für die Entscheidung der Abfahrtszeit erläutert werden. 
Die vorhandenen Alternativen können durch äußere Restriktionen wie Zeitvorgaben durch die an-
gestrebten Aktivitäten (z. B. Arbeitszeit), Zeitvorgaben durch soziale Kontakte (z. B. Schulzeiten der 
Kinder) oder Zeitvorgaben durch die gewählten Verkehrsmittel (Fahrplan ÖPNV oder Abfahrtszei-
ten Fahrgemeinschaften) eingeschränkt werden. 
Um eine Entscheidung zwischen den verbleibenden identifizierten Alternativen treffen zu können, 
wird der Nutzen der einzelnen Möglichkeiten dem Aufwand gegenübergestellt. Hierbei sind beim 
Aufwand Faktoren, die dem Entscheider vorab bekannt sein können, wie z. B. fixe Kosten (ÖPNV-
Tarife), und Faktoren, die er lediglich abschätzen kann, wie z. B. die mit dieser Alternative verbun-
dene Reisezeit oder davon abhängige Kosten wie z. B. Treibstoffkosten, zu beachten. 
Dem gegenüber steht der Nutzen, der einerseits davon abhängt, wie gut die vom Verkehrsteilneh-
mer gesetzten Ziele, wie z. B. möglichst später Start, erreicht werden, und sich andererseits aus den 
persönlichen Präferenzen des Entscheiders ergibt. 
Anhand dieses Beispiels können zwei Grundsätze verdeutlicht werden: 
? In den Entscheidungsprozess gehen nur dem Entscheider bekannte und bewusste Einfluss-
faktoren ein, die zudem noch die Erreichung seiner gesetzten Ziele beeinflussen.  
? Die Entscheidung wird durch äußere (extrinsische) Einflüsse bestimmt, die von außen nach-
vollzogen werden können (Pkw-Verfügbarkeit, Abfahrtszeiten des ÖPNV, zur Verfügung 
stehende Routen) und durch innere (intrinsische) Faktoren, die sich der objektiven 
Betrachtung entziehen und nur mit Hilfe des Individuums selbst erforscht werden können 
(Vorlieben für bestimmte Alternativen, mit Alternativen verbundene negative Aspekte wie 
Stress, Unwohlsein etc.). 
































Bild 8: Einflussfaktoren für eine einzelne Mobilitätsentscheidung 
Für die Abschätzung der Wirkungen des Mobility Pricing bedeutet dies zum einen, dass nur die 
Kostenänderungen zu Entscheidungs- und damit Verhaltensänderungen führen, die dem Verkehrs-
teilnehmer bekannt und bewusst sind und seine Zielbereiche berühren, und zum anderen, dass eine 
Simulation der durch intrinsische Faktoren bestimmten Entscheidungen sehr schwer ist. Erste An-
sätze für eine nähere Betrachtung finden sich bei BAUER (2008), der Preiswissen, Preisinteresse und 
Preisbewertung unterscheidet. 
Für die Instrumente selbst bedeutet die erste Erkenntnis, dass ihr Wirkungspotential umso größer 
ist, desto bewusster die durch sie bewirkten Preisänderungen den Nutzern sind. Ein gutes Beispiel 
sind hier die schon erwähnten Out-of-Pocket-Kosten. 
Alternativenbewertung 
Wie oben beschrieben, müssen zur Abbildung einer Entscheidung die Alternativen, die von den Zie-
len abhängigen Auswahlkriterien sowie die Bewertung dieser Kriterien bekannt sein. 
Alternativen 
Bei der Ermittlung der Alternativen sind hauptsächlich die extrinsischen Einflussfaktoren ausschlag-
gebend. Die Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln oder die zur Verfügung stehenden Zeitfenster lassen 
sich gut durch die äußeren Gegebenheiten ermitteln. Intrinsische Faktoren sind in Bezug auf die Al-
ternativen nur dann relevant, wenn sie zu einem absoluten Ausschluss einer Variante führen (z. B. 
auch wenn keine Kenntnis über die Angebote vorhanden ist).  
Da extrinsische Randbedingungen leichter zu erfassen sind, werden sie meist als Basis für die Er-
mittlung der zur Verfügung stehenden Alternativen genutzt. 
Auswahlkriterien 
Die Auswahlkriterien leiten sich von den gesetzten Zielen ab. Diese sind schwerer zu erfassen, auch 
wenn extrinsische Faktoren hier noch eine durchaus maßgebende Rolle spielen. Immer zu beachten 
ist hierbei auch, dass nur Informationen, die die gewählten Kriterien betreffen, von den Nutzern 
verarbeitet werden. 
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Für Entscheidungsänderungen, die durch das Mobility Pricing bedingt sind, ist es hierbei besonders 
interessant, inwieweit die Kosten als ein Kriterium gesehen werden und welche Kosten genau be-
achtet werden. Zusätzlich ist es wichtig zu wissen, wie die einzelnen Faktoren untereinander ge-
wichtet werden, um dies ebenfalls abbilden zu können. 
Im Rahmen eines Schweizer Projektes420 wurde u. a. anhand einer Stated Preference Befragung der 
Einfluss von Mobility Pricing Maßnahmen auf den Besitz von Personenkraftwagen und ÖV-Abonne-
ments sowie auf die Wohnortwahl abgeschätzt. Dabei wurde für die Kosten im Bezug auf den Besitz 
von Personenkraftwagen eine eher untergeordnete Rolle neben soziodemographischen, siedlungs-
strukturellen und Verkehrsangebotsmerkmalen ermittelt. Ein signifikanter Einfluss der Pkw-Kosten 
auf den Besitz von Abonnements im ÖV konnte nicht festgestellt werden. Die Analysen zur Wohn-
ortwahl ergaben, dass die Pkw-Kosten signifikant als eine Verkehrsangebotskomponente für die 
Wohnortwahl sind, eine alleinige Veränderung dieser Kosten jedoch eine untergeordnete Rolle 
spielt. 
Bewertung 
Die Bewertung der einzelnen Faktoren hängt erneut vom Interesse an diesem Faktor ab, von der 
Kenntnis über die Faktoren und von der individuellen grundsätzlichen Bewertung.421 
Ein weit verbreiterter Ansatz, die Bewertung und somit die Reaktion von Personen auf Preise abzu-
bilden, stellen Elastizitäten dar. Hierzu wird empirisch ermittelt, wie sich ein abhängige Variable 
durch Änderungen einer anderen Variablen ändert. Die so ermittelten Relationen zwischen den Än-
derungen der Variablen können dann für zukünftige Prognosen verwendet werden, für die nur die 
Ausgangsvariable bekannt ist.422 
5.3.3 Modellierung und Simulation 
Grundlagen 
Modelle und Simulationen stellen eine quantitative Methode dar, Prognosen für die zukünftige Ent-
wicklung des Verkehrs unter Einfluss des Mobility Pricing zu formulieren. Besondere Herausforde-
rungen bei der Prognose stellen Trendbruchereignisse. Die Modellierung und Simulation ist unter 
den Prognosemethoden diejenige, die mit dem größeren Aufwand verbunden ist. Sie kann dafür 
aber genauere Ergebnisse liefern. 
Modelle sind Abbildungen oder Repräsentationen eines Originals, die nicht alle Originaleigen-
schaften erfassen und eine Ersetzungsfunktion für bestimmte Modellbenutzer, bestimmte Zeitinter-
valle und bestimmte gedankliche oder tatsächlichen Operationen haben.423 Im Rahmen der Model-
lierung wird ein reales System in abstrahierender, vereinfachender Weise in ein Modell überführt.424 
„Unter Simulation versteht man die Nachahmung eines bestimmten Vorganges (oder Gedankenex-
perimentes) mit Hilfe eines dafür geeigneten Modells.“ (STEINER 1978) 
Das bedeutet, um eine Simulation, d. h. die Berechnung der Auswirkungen durch geänderte Rah-
menbedingungen durchführen zu können, ist ein entsprechendes Modell notwendig. Dabei hängt 
die mögliche Aussagekraft einer Simulation direkt mit dem Detaillierungsgrad des Modells zusam-
men. Zum einem können bei einem detaillierten Modell bei bekannten Wirkungsmechanismen die 
Reaktionen in kleineren Schritten und damit genauer nachvollzogen werden, zum anderen sind 
Aussagen über Wirkungen nur innerhalb der Genauigkeit der Modellergebnisse möglich. So lassen 
                                                
420  vgl. IVT, TRANSP-OR et al. 2008 
421  vgl. hierzu BAUER 2008 
422  siehe für unterschiedliche Ansätze zu Preiselastizitäten die Auswertungen zum Mobilitätsbudget, Anhang II 
423  vgl. STEINER 1978 
424  vgl. PFOHL 2004 































sich zeitliche Verschiebungen innerhalb von Tagesganglinien nicht mit einem Modell simulieren, 
das maximal DTV-Werte ausgeben kann. Und auch Verhaltensänderungen lassen sich nur dann ab-
bilden, wenn diese in das Modell einfließen. 
Beim Studium der Literatur wird allerdings schnell klar, dass bei der Modellierung einer realen Situ-
ation immer ein Zielkonflikt zwischen möglichst präzisen Darstellungen sowie Aufwand und Hand-
habbarkeit herrscht. Für praktisch einzusetzende Modelle ist letztendlich immer ein Kompromiss zu 
suchen, der die Genauigkeitsanforderungen noch hinreichend erfüllt und gleichzeitig mit einem ver-
tretbaren Aufwand (Eingangsgrößen, Rechenleistung) zu handhaben ist.425 Allgemein lassen sich in 
den Bereichen Eingabe, Durchführung, Ergebnisse und Sonstiges (Übertragbarkeit, Erweiterbarkeit 
etc.) die Ziele Maximierung der Aussagekraft, Minimierung von Fehlern, Minimierung des Auf-
wands und Maximierung der Akzeptanz beschreiben.426 
Simulationsmodelle des Verkehrsflusses bestehen i. d. R. aus den Teilmodellen Verhaltensmodell, 
Netzmodell und Verkehrsnachfragemodell. Man unterscheidet bei den Simulationsmodellen in Ab-
hängigkeit der Abbildungsgenauigkeit zwischen 
? makroskopischen Simulationsmodellen, 
? mikroskopischen Simulationsmodellen, 
? mesoskopischen Simulationsmodellen, 
? Hybridmodellen und 
? submikrospischen Simulationsmodellen.427 
In den Verhaltensmodellen wird das Verhalten der einzelnen Fahrer-Fahrzeug-Einheiten anhand 
von Algorithmen abgebildet. Dies ist vor allem bei der mikroskopischen Betrachtungsweise relevant. 
Das Netzmodell beschreibt die Verkehrsinfrastruktur und besteht aus verschiedenen Netzelementen. 
Ergebnis der Modellierung der Verkehrsnachfrage ist die Verkehrsmenge, die für die vorhandene 
Infrastruktur beachtet werden muss. Diese kann z. B. in Form einer Quelle-Ziel-Matrix vorliegen.428 
Nachfragemodelle des Verkehrs arbeiten i. d. R. mit dem Vier-Stufen-Algorithmus, der die Verkehrs-
erzeugung, die Verkehrsverteilung (Zielwahl), die Verkehrsmittelwahl und die Verkehrsumlegung 
(Routenwahl) abbildet. Die Frage der Zeitwahl, d. h. die Entscheidung über die Abfahrtszeit wird, 
wenn überhaupt, nur indirekt betrachtet.429 Die Einzelschritte können hierbei simultan oder sukzes-
sive simuliert werden. 
Wie oben beschrieben greift das Mobility Pricing sowohl in die Nachfrageseite als auch insbeson-
dere durch neue Finanzierungsmöglichkeiten in die Angebotsseite ein. Unterschiedliche Instrumente 
beeinflussen unterschiedliche Einzelschritte der Modellierung und Simulation, weshalb ein auf die 
Instrumente angepasster Einsatz notwendig ist. 
BOBINGER (2001) unterscheidet bei den Nachfragemodellen konstante und variable Nachfragemo-
delle, wobei letztere nochmals in Modelle mit belastungsunabhängigen Kosten und in Modelle mit 
belastungsabhängigen Kosten unterteilbar sind. Bei den Modellen mit belastungsunabhängigen 
Kosten wiederum ist eine Unterscheidung in Netzgleichgewicht und Verkehrssystemgleichgewicht 
möglich. Als Modelle variabler Verkehrsnachfrage kommen aktivitätsorientierte, ökonometrische 
und Gleichgewichtsmodelle in Frage. Detaillierte Informationen hierzu finden sich ebenfalls bei 
BOBINGER (2001). Als Modellansätze werden im Bereich der aktivitätsorientierten Modelle beschrei-
                                                
425  Für den Komplexitätsgrad muss ein brauchbarer Kompromiss gefunden werden (vgl. VESTER 1976). 
426  vgl. AS&P ALBERT SPEER & PARTNER GMBH / TRANSPORT OPERATIONS RESEARCH GROUP ET AL. 1999 
427  vgl. FGSV 2006 
428  vgl. FGSV 2006 
429  Nach FGSV (2006) arbeiten nahezu alle bekannten Simulationsmodelle zeitdiskret, d. h. dass Änderungen nur zu 
bestimmten Zeitpunkten betrachtet werden. 
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bende Modelle, theoretische Modelle und Modelle als Planungsinstrumente mit konstanten oder 
variablen Aktivitätsketten genannt.430 
Da die kurzfristigen Wirkungen auf der Nachfrageseite im Vordergrund stehen, fokussieren die 
folgenden Ausführungen auf die Nachfrageseite und die entsprechende Modellierung. Wie sich eine 
Änderung der Ausgangsvariable Preise und damit Kosten im Modell und in den Wirkungen nieder-
schlägt, ist in Bild 9 dargestellt. 
Im Folgenden werden Anforderungen sowie bestehende Ansätze zur Modellierung und Simulation 
des Mobility Pricing näher betrachtet, um vorhandene Kenntnisse einsetzen zu können. 
Anforderungen 
Der Zielkonflikt zwischen Anforderungen und Aufwand ist Überlegungen zur Modellierung und Si-
mulation der kurzfristigen Auswirkungen des Mobility Pricing stets übergeordnet. Theoretisch kön-
nen optimale Ansätze gefordert werden, die aber aus Aufwandsgründen nicht realisiert würden. 
Dessen bewusst werden in einem ersten Schritt dennoch die Ansprüche ohne Beachtung der Reali-
sierbarkeit beschrieben. 
Ein Modell, durch das die Änderungen durch den Einsatz des Mobility Pricing ermittelbar sein sol-
len, muss alle betroffenen Entscheidungsebenen abbilden, d. h. der notwendige Umfang und die 
Komplexität hängen mit von der Ausgestaltung des gewählten Instruments ab. Soll z. B. ein Instru-
ment die zeitliche Verteilung der Nachfrage beeinflussen, muss diese im Modell abgebildet sein. 
Mobility Pricing wirkt wie oben beschrieben sowohl auf die Nachfrage als auch auf das Angebot, so 
dass bei einem umfassenden Ansatz beides modelliert und Änderungen simuliert werden müssen. 
Auf der Angebotsseite sind die betroffenen Verkehrssysteme in einem Netzmodell abzubilden, deren 
Wirkungen abgeschätzt werden sollen. Änderungen auf der Angebotsseite können sowohl in der 
Infrastruktur selbst zu simulieren sein, als auch bei den vorhandenen Angeboten z. B. im ÖV. 
Auf der Nachfrageseite sind im Maximalfall Änderungen der Verkehrsnachfrage, der Zeitwahl, der 
Zielwahl, der Verkehrsmittelwahl, der Routenwahl und der Produktwahl zu simulieren (vgl. Bild 9). 
Dabei sollten die Entscheidungen der Verkehrsteilnehmer möglichst detailliert simuliert werden, 
d. h. es müssen die Gründe für eine mögliche Mobilität abgeleitet von den Problemen, das Zielsys-
tem und damit die Einstellungen und die Wahlkriterien der Verkehrsteilnehmer, die möglichen 
Handlungsalternativen und damit die Randbedingungen abgebildet werden (vgl. 5.3.2). Letztend-
lich sind alle Einflussfaktoren der Entscheidungen abzubilden (vgl. Bild 8). 
Überprüfung der Realisierbarkeit 
Machbarkeitsstudien (Feasibility Studies) dienen dazu, durch Untersuchungen die Realisierbarkeit 
von Ideen zu überprüfen, um so Entscheidungen hinsichtlich des weiteren Vorgehens zu unterstüt-
zen. Sie sind daher ein gutes Instrument, um Entscheidungen bezüglich einer Modellierung und Si-
mulation eines angedachten Mobility Pricing zu unterlegen. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie 
müssen die Voraussetzungen zur Umsetzung definiert und überprüft werden.  
Für eine Modellierung und Simulation der Wirkungen des Mobility Pricing bedeutet dies, benötigte 
Daten und Software zu definieren, und zu überprüfen, ob diese für das relevante Gebiet vorhanden 
sind bzw. mit welchen Mitteln und mit welchem Aufwand diese zu beschaffen wären. Die allgemein 
formulierbaren Anforderungen sind im Folgenden dargestellt, während die Überprüfung jeweils an-
gepasst auf das angedachte Einsatzgebiet des Mobility Pricing stattfinden muss. Bei der Überprü-
fung ist zu beachten, dass nicht alle Anforderungen für alle Formen des Mobility Pricing gelten, son-
dern dass diese individuell auszuwählen sind. 
                                                
430  vgl. BOBINGER 2001 
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Wirtschaftlichkeit 
Allgemein gilt, dass die erwartete Aussagenschärfe der Modellierung und Simulation den Aufwand 
rechtfertigen muss. Eine möglichst detaillierte Erfassung von Aktivitäten z. B. ist mit Hilfe von inter-
aktiven Erhebungen oder Intensivinterviews möglich. Diese Erhebungsarten sind allerdings sehr 
aufwendig und zudem ist die Übertragbarkeit auf weitere Personen nicht immer gegeben. Bei der 
Modellbildung ist es daher nicht ausschließlich wichtig, das Verkehrsverhalten möglichst detailliert 
zu analysieren, sondern es ist für die praktische Anwendung bedeutender zu unterscheiden, welche 
Faktoren systematisch und wichtig wirken und welche stark zufällig auftreten bzw. weniger wichtig 
sind.431 
Basisdaten 
Für die Modellierung müssen hinreichend genaue Basisdaten zur Verfügung stehen, die das zu 
modellierende Gebiet beschreiben. Hierzu gehören z. B. Einwohnerzahlen, feste Merkmalsausprä-
gungen der Einwohner, vorhandene Ziele und das zur Verfügung stehende Infrastrukturangebot für 
alle Verkehrsmittel. Eine plausible Beschreibung des Verkehrsangebots und der Verkehrsnachfrage 
für den betrachteten Untersuchungsraum ist unerlässlich, da die Reaktionen im Verhalten der Ver-
kehrsteilnehmer von soziodemographischen, Weg- und Angebotscharakteristiken abhängen.432 Der 
notwendige Detaillierungsgrad der Daten hängt vom gefundenen Kompromiss der Modellierung 
und Simulation ab. 
Variable Daten und deren Einfluss 
In die Modellierung und Simulation einfließende Eigenschaften der betrachteten Personen und Un-
ternehmen müssen bekannt sein. Ebenso muss der Einfluss der zu verändernden Variablen auf die 
Entscheidungen abbildbar und daher ebenfalls bekannt sein. Bei beidem spielen Kenntnisse über 
das Preiswissen, das Preisinteresse und die Preisbewertung der Bevölkerung im Bereich der Mobili-
tät eine große Rolle. 
Die Erfassung der variablen Daten erfolgt in den bestehenden Ansätzen meist aggregiert über die 
Preiselastizitäten (siehe unten). Hier wäre eine weitere Detaillierung wünschenswert, wofür bezüg-
lich des Aufwand handhabbare Modelle zu finden sind. 
Elastizitäten 
Preiselastizitäten stellen eine Möglichkeit dar, das Entscheidungsverhalten der Verkehrsteilnehmer 
aggregiert abzubilden. Hierdurch sinkt der Detaillierungsgrad, jedoch auch der Aufwand. 
Bei der Verwendung von Elastizitäten ist zum einen die Verwendung in der Literatur oder durch an-
dere Arbeiten gegebener Werte möglich, zum anderen kann aber auch eine Spezifizierung für die 
betrachtete Region sinnvoll sein. Auch hier ist der Aufwand ein entscheidendes Kriterium. 
Software 
Um die Folgen der Einführung eines Mobility Pricing Instrumentes abbilden zu können, muss ein 
aussagekräftiges Modellierungs- und Simulationstool vorhanden sein. 
Beim Abschätzen der Auswirkungen eines Instruments ergibt sich ein großer Vorteil, wenn für das 
betrachtete Gebiet ein Modell bereits existiert. 
                                                
431  vgl. BOBINGER 2001 
432  vgl. IVT, TRANSP-OR ET AL. 2008 































5.3.4 Aktuelle Ansätze 
Überblick 
Im Folgenden werden drei bestehende Ansätze, deren Fokus der Modellierung und Simulation auf 
dem Mobility Pricing liegt, näher betrachtet und dargestellt.433 
Der erste Ansatz findet sich in der in der Schweiz im Rahmen des Forschungspaketes „Mobility 
Pricing“ erarbeiteten Studie „Einbezug von Reisekosten bei der Modellierung des Verkehrsverhal-
tens“ (IVT, TRANSP-OR ET AL. 2008, siehe S. 130). 
Der zweite Ansatz ist dem deutschen Forschungsbericht „Effiziente Verkehrspolitik für den Straßen-
sektor in Ballungsräumen“ (BECKERS, HIRSCHHAUSEN ET AL. 2007, siehe S. 131) entnommen. 
Als dritter Ansatz wird eine Dissertationsschrift zum Thema „Modellierung der Verkehrsnachfrage 
bei preispolitischen Maßnahmen“ (BOBINGER 2001, siehe S. 134) der Technischen Universität Mün-
chen näher betrachtet. 
Zu den unterschiedlichen Herangehensweisen wird jeweils zusammengefasst, wie die einzelnen 
Schritte der Simulation umgesetzt wurden (vgl. auch Tabelle 2). 
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Tabelle 2: Überblick Modellierungs- und Simulationsschritte 
                                                
433  Ein weiterer Ansatz findet sich bei z. B. FRANK 1990. 
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Einbezug von Reisekosten bei der Modellierung des Verkehrsverhaltens  
(IVT, TRANSP-OR ET AL. 2008) 
Zielsetzung des Forschungspaketes „Mobility Pricing“434 in der Schweiz war die Klärung von Fragen 
wie: „Was kann Mobility Pricing zur Bewältigung von Verkehrsproblemen beitragen und was 
nicht?“, „Wie wirkt sich Mobility Pricing auf das Verkehrsverhalten aus?“ oder „Wozu soll Mobility 
Pricing eingesetzt werden, was ist wünschenswert?“. Im Rahmen dieses Forschungspaketes wurde 
auch das Projekt „Einbezug von Reisekosten bei der Modellierung des Verkehrsverhaltens“435 bear-
beitet. 
Eine Übertragung internationaler Erfahrungen wurde aufgrund der politischen, räumlichen, sozio-
demographischen und Verkehrsangebotscharakteristiken als schwierig erachtet. Aufgrund vorher-
gehender Erfahrungen wurden Routenwahl-, Verkehrsmittelwahl- und Abfahrtszeitwahlveränderun-
gen als dominierende Effekte angenommen. Die Betrachtung dieser taktischen Änderungen bildet 
daher auch den ersten Schwerpunkt der betrachteten Arbeit. Der zweite Schwerpunkt liegt auf den 
zuvor weniger betrachteten strategischen Entscheidungen wie die Ausstattung mit Mobilitätswerk-
zeugen (Fahrzeuge, ÖV-Abonnements) oder die Wohnortwahl. 
Mit Hilfe von Stated Preference (SP-)Befragungen wurden die Modellparameter für die taktischen 
Verhaltensänderungen einzeln geschätzt. Hierzu wurden vier verschiedene schriftliche SP-Experi-
mente durchgeführt. Im ersten Experiment wurde die politische Einstellung der Befragten erfasst. 
Drei weitere SP-Experimente wurden zur Schätzung der Zahlungsbereitschaft und der Verhaltens-
veränderungen bei einem Mobility Pricing durchgeführt. Die Schätzung der Modellparameter 
erfolgte mit Hilfe einer ausgewählten Software. Die geschätzten Modellparameter wurden 
zusätzlich durch Revealed Preference (RP-)Modelle, die auf tatsächlich beobachtetem Verhalten 
beruhen, überprüft. Drei weitere SP-Befragungen zur Ermittlung längerfristiger Wirkungen 
schlossen das Experiment ab. 
Auf Basis der ermittelten Modellparameter erfolgte die Betrachtung von Anwendungsszenarien und 
die Schätzung von Nachfrageänderungen. Zahlungsbereitschaft und wesentliche Veränderungen des 
Verkehrsverhaltens standen in der Studie im Vordergrund. 
Verkehrserzeugung 
Aus den durchgeführten Modellschätzungen für Routen-, Verkehrsmittel- und Abfahrtszeitwahl auf 
Basis der SP-Befragungen wurden die Nachfrageelastizitäten bzw. Zahlungsbereitschaften 
abgeleitet. Die Abschätzung der Elastizität der Gesamtnachfrage basierte auf drei SP-Szenarien. 
Nach einem ersten Experiment, bei dem die Befragten ihre vorhandenen Gegebenheiten wie Besitz 
eines Pkws oder eines ÖV-Abonnements bei gleichem Wohnsitz aber neuen Nutzungskosten für die 
Straßeninfrastruktur überprüfen konnten, erfolgte ein zweites Experiment, das aus zwei 
Alternativen bestimmt wurde.  
? Entweder wurde der Mobilitätswerkzeugbesitz und die Pkw-Nutzung nach Einführung eines 
Mobility Pricing in Form eines Fahrtenmodells abgefragt. Dieser Test des Fahrtenmodells 
gab auch Hinweise auf kurzfristige Reaktionen wie die Unterdrückung von Fahrten. 
? Alternativ wurde die Wahl des Wohnortes und des Mobilitätswerkzeugbesitzes nach Imple-
mentierung eines Mobility Pricing abgefragt. Dies ermöglichte Aussagen über längerfristige 
Wirkungen. 
                                                
434  Im Rahmen des vorgestellten Projektes wurde der Begriff Mobility Pricing auf Preiselemente für die Benutzung von 
Verkehrsanlagen im MIV eingegrenzt. 
435  vgl. für den gesamten Abschnitt IVT, TRANSP-OR ET AL. 2008 
































Zeitliche Komponenten wurden im kombinierten Verkehrsmittel- und Routenwahlmodell durch drei 
Bestrafungsparameter für eine Verschiebung der gewünschten Abfahrtszeit integriert. Es gibt einen 
Parameter für eine Verfrühung der Abfahrtszeit in der Routenwahl, einen Parameter für die Ver-
frühung der Abfahrtszeit in der Verkehrsmittelwahl und einen gesamthaften Verspätungsparameter 
für beide Modelle. 
Zielwahl 
Explizite Änderungen der Zielwahl wurden nicht simuliert. 
Verkehrsmittelwahl 
Für die Verkehrsmittelwahl wurde anhand der SP-Befragungen ein einzelnes Modell mit linearer 
Nutzenfunktion bestimmt. Anschließend wurde dies mit dem erarbeiteten Modell für die Routen-
wahl zusammengeführt. 
Routenwahl 
Ebenfalls wurde für das Routenwahlmodell anhand der SP-Befragungen ein einzelnes Modell mit 
linearer Nutzenfunktion erarbeitet. Vor allem um robustere Ergebnisse zu erhalten, wurden das 
Routenwahl- und das Verkehrsmittelwahlmodell zu einem kombinierten Modell zusammengefasst. 
Im Anschluss wurden nichtlineare Modelle sowohl für die einzelnen Modelle als auch für das kom-
binierte Modell getestet. Dabei konnten Verbesserungen festgestellt werden, was zur Verwendung 
nichtlinearer Modelle geführt hat. 
Basierend auf dem letztendlich gewählten Modell wurde die Zahlungsbereitschaft für die einzelnen 
Kostenkomponenten und Verkehrsmittel sowie die Elastizitäten bestimmt. 
Beispielhaft ist im Folgenden eine Nutzenfunktion für das Routenwahlmodell dargestellt. 
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Produktwahl 
Die Ebene der Produktwahl wurde nicht betrachtet. 
Effiziente Verkehrspolitik für den Straßensektor in Ballungsräumen  
(BECKERS, HIRSCHHAUSEN ET AL. 2007) 
Das FoPS-Forschungsvorhaben 73.326/2004 - „Effiziente Verkehrspolitik für den Straßensektor in 
Ballungsräumen“436 enthält eine Abschätzung der verkehrlichen Wirkungen einer City-Maut als 
Mobility Pricing-Instrument am Beispiel der Städte Berlin und Stuttgart. Es wurden hierfür räumlich 
disaggregierte Netzmodelle verwendet, die für beide Regionen bereits vorhanden, aber teilweise an-
zupassen waren. 
Es wurden hier die beiden Nachfragesegmente Pkw und Lkw unterschieden. Als Kostenarten wur-
den in die Abbildung der Entscheidungen Zeitkosten (Value of Time, VoT), Distanzkosten (Value of 
Distance, VoD) und die Mautkosten selbst einbezogen. In den verwendeten Modellen wurden zuvor 
nur Zeitkostensätze angewendet. Dies liefert dennoch gute Ergebnisse, da die Zeitkosten 70 % der 
                                                
436  vgl. für den ganzen Abschnitt BECKERS, HIRSCHHAUSEN ET AL. 2007 
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Kosten darstellen. Für die Untersuchungen wurden basierend auf Literaturangaben folgende Kosten-
sätze verwendet: VoT 8,40 €/h, VoD 14 €/100 km für Pkw und VoT 28,00 €/h, VoD 40,00 €/100 km 
für schwere Lkw. 
Verkehrserzeugung 
Das vorhandene 24 h-Modell in Stuttgart wurde durch eine schrittweise Skalierung der Gesamt-
nachfrage nach Pkw- bzw. Lkw-Fahrten mit den neu justierten Zeit- und Distanzkostensätzen rekali-
briert. Hierzu wurde eine iterative Herabsetzung der Fahrten durchgeführt. Die Überprüfung der ge-
bietsbezogenen Übereinstimmung mit dem Ausgangsmodell fand anhand von täglicher Fahrleis-
tung, täglicher Fahrzeit und Geschwindigkeit sowie anhand von Vergleichen der streckenbezogenen 
Durchschnittsgeschwindigkeiten und einem Abgleich mit vorhandenen Zähldaten statt. 
Mengeneffekte437 wurden durch das iterative Verfahren berücksichtigt. Den vorhandenen Lkw- und 
Pkw-Nachfragematrizen wurden relationsbezogene Nachfragefunktionen vom Potenztyp zugeordnet 
und mit empirischen Daten zur Reaktion der Nachfragesegmente auf Änderungen der generalisier-
ten Kosten (Zeitkosten, Distanzkosten und Maut) unterlegt. Es wurden auf Basis einer Literatur-
recherche für alle Simulationen und für beide Nachfragesegmente Kostenelastizitäten zum einen 
von -0,5 und zum anderen von -1,5 angesetzt, um der Bandbreite der gefundenen Angaben gerecht 
zu werden. Die Kostenelastizitäten wurden nicht relationsfein differenziert. 
Zur Bestimmung des Nutzergleichgewichts wurde zum einen das Cobweb-Verfahren eingesetzt (Bild 
10). Durch iterative Wiederholungen der letzten Schritte konvergiert das Ergebnis des Cobweb-Ver-
fahrens gegen ein endgültiges Gleichgewicht. Der Ansatz ist nicht anwendbar, wenn das Verkehrs-
angebot z. B. in gering belasteten Netzen oder bei niedrigen Elastizitäten der generalisierten Kosten 
elastischer als die Nachfrage ist. 
Da das Cobweb-Verfahren in einem Anwendungsbeispiel nicht einsetzbar war, wurde zum anderen 
eine regressionsbasierte Methodik entwickelt. Hierzu wird eine netzweite Angebots- bzw. 
Performancefunktion vom Potenztyp geschätzt und anschließend der Gleichgewichtspunkt 
rechnerisch als Schnittpunkt mit der Nachfragefunktion ermittelt. Diese war durch Annahmen über 
Funktionstyp, Kostenelastizität und Kosten-Mengen-Kombination bereits festgelegt. 
Für die Schätzung der Angebotsfunktion wurden Pkw- und Lkw-Fahrten zu Kfz-Fahrten zusammen-
gefasst. Anschließend wurden die gewogenen Durchschnittskosten je Fahrt durch Division der Sum-
me der gesamten Zeit-, Distanz- und Mautkosten beider Nachfragesegmente durch die gesamten 
Anzahl an Kfz-Fahrten errechnet. Abschließend wurden eine inverse Angebotsfunktion sowie 
weitere Alternativen per Regressionsrechnung ermittelt und die Schnittpunkte bestimmt. Eine Über-
prüfung der Qualität erfolgte mit der Ermittlung des Bestimmtheitsmaßes438. Anschließend wurde 
die lineare Kombination der Nachfragematrizen zweier Iterationsschritte umgelegt, bei der die Sum-
me der Fahrten der errechneten Fahrtenanzahl im Gleichgewicht entspricht. 
                                                
437  Mengeneffekte treten als Folge von individuellen Kostenänderungen z. B. in Form von induzierten Verkehr aufgrund 
von mautfreien Kapazitätserweiterungen oder durch den Verzicht von Fahrten mit dem MIV auf. 
438  Stellt die Schätzgüte der Regressionsgleichung dar. 
































Bild 10: Cobweb-Verfahren 
Zeitwahl 
Um die Abbildung zeitlich variabler Gebühren zu ermöglichen wurden vier Zeitscheiben (6 Uhr bis 
10 Uhr, 10 Uhr bis 15 Uhr, 15 Uhr bis 19 Uhr und 19 Uhr bis 6 Uhr) definiert, für die eine separate 
Abbildung der aktuellen Verkehrsströme erfolgen kann. 
Dabei wurde die Annahme getroffen, dass die Zeitscheiben unabhängig und somit getrennt vonein-
ander simulierbar sind. Es wurde davon ausgegangen, dass Verschiebungen von einem Intervall 
zum nächsten sich wechselseitig aufheben. 
Die Aufteilung der Tagesnachfragematrizen auf die einzelnen Zeitscheiben erfolgte anhand auf 
Deutschland bezogener Durchschnittswerte, die mit Zähldaten an einem Berliner Querschnitt abge-
glichen wurden. Die Anpassung der Straßenkapazitäten wurde proportional zu den Zeitintervallen 
durchgeführt. 
Nach einer auf dieser Basis erfolgten Umlegung wurde die durchschnittliche Auslastung der zeitbe-
zogenen Kapazitäten berechnet und mit der 24h-Fall Berechnung verglichen. Ebenso wurden die re-
sultierenden Durchschnittsgeschwindigkeiten bestimmt. Die Veränderung der Geschwindigkeit ist in 
Abhängigkeit von der Auslastung durch eine Regressionsgleichung darstellbar, wodurch auch die 
Ermittlung der Auslastung bei gegebener Geschwindigkeit des Ausgangsmodells möglich wird. 
Anschließend wurde der Durchschnitt der zeitlich differenzierten Auslastung nach der ersten Umle-
gung berechnet und ein Skalierungsfaktor als Quotient aus Durchschnitt und der Auslastung des 
Ausgangsmodells ermittelt. Letztlich wurden die zeitbezogenen Kapazitäten anhand dieses Faktors 
angepasst. Eine erneute Umlegung erforderte eine leichte Anpassung des Skalierungsfaktors. Die 
dann verbleibenden restlichen Abweichungen bei Fahrleistung, Fahrzeit und Geschwindigkeit beim 
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Zielwahl 
Explizite Änderungen der Zielwahl wurden nicht simuliert. Durch die Anpassung der Quelle-Ziel-
Relationen in der Verkehrserzeugung kann eine veränderte Zielwahl integriert sein. 
Verkehrsmittelwahl 
Verkehrsmittelwahländerungen können in den Anpassungen des Verkehrsaufkommens beinhaltet 
sein und somit durch die Elastizität mit beschrieben werden. Explizit wurde dies aber nicht simu-
liert. 
Routenwahl 
Die Routenwahl wurde mit Hilfe der VISUM-Software439 simuliert. Das Routenwahlverhalten eines 
Verkehrsteilnehmers wird dort als individuelles Kostenminimierungsproblem mit generalisierten 
Kosten (Reisezeiten, Fahrtlängen, Mauten etc.) angenommen. Betrachtet wurden Distanz- und Zeit-
kosten sowie die Maut mit den oben angegebenen Kostensätzen. 
Produktwahl 
Die Ebene der Produktwahl wurde nicht betrachtet. 
Abschließend wurden die Entwicklungen im Hinblick auf die finanziellen Wirkungen der geänder-
ten Kapazitätsauslastungen und die Änderungen der Umweltqualität bewertet. 
Modellierung der Verkehrsnachfrage bei preispolitischen Maßnahmen  
(BOBINGER 2001)  
Ziel der dritten vorgestellten Arbeit mit dem Titel „Modellierung der Verkehrsnachfrage bei preis-
politischen Maßnahmen“440 war es, ein Modell zu erschaffen, mit dem die Auswirkungen preispoliti-
scher Maßnahmen auf die Wahl der Route, des Verkehrsmittels, des Reisezieles und der Abfahrtspe-
riode für einzelne Gruppen von Verkehrsteilnehmern abgeschätzt werden können. Es wurde hierbei 
ein Kompromiss gesucht zwischen der Aufnahme aktivitätsorientierter Aspekte und einer Einfach-
heit des Modells, die einen Einsatz in der praktischen Planung ermöglicht. 
Die Bevölkerung wird mittels sozioökonomischer Variablen klassifiziert, d. h. Mitglieder innerhalb 
einer Gruppe treffen bei sonst gleichen Bedingungen Verhaltensentscheidungen mit einer gleich ho-
hen Wahrscheinlichkeit. Als verhaltenserklärende Variablen werden neben den Merkmalen der Per-
son Merkmale der Situation einbezogen. Für jede Ortsveränderung wird ein einziger (primärer) 
Fahrtzweck und ein einziges Fahrtziel unterstellt. Es werden somit Aktivitätsgruppen gebildet, die 
im Wesentlichen differenziert, für die Routenwahl aber aggregiert betrachtet werden. 
Es wird zuerst ein Verkehrsverhaltensmodell basierend auf einem Nested Logit441-Ansatz definiert. 
Dieser Ansatz kann als Mischform zwischen sequentiellem und simultanen Vorgehen angesehen 
werden. Hierbei werden Zeitwahl, Zielwahl und Verkehrsmittelwahl abgebildet. Es wird von Ent-
scheidungen in dieser Reihenfolge ausgegangenen, wobei dies auf Annahmen beruht und noch em-
pirisch nachzuweisen wäre. Durch die zusätzliche Modellierung von Angebot und Gleichgewicht 
wird anschließend die Bewertung nachfragesteuernder Maßnahmen ermöglicht. Das gesamte Mo-
dellkonzept ist in Bild 11 dargestellt. 
                                                
439  VISUM – ‚Verkehr in Städten Umlegung‘ ist eine Software für Verkehrsanalyse und Prognosen (siehe hierzu 
www.ptv.de). 
440  vgl. zum gesamten Abschnitt BOBINGER 2001 
441  Des Logit-Modell ist ein Modell der diskreten Wahl mit üblichen Annahmen zur Wahlsituation und zum systemati-
schen Nutzen, dessen Störgrößen gumbel-verteilt sind. Beim Nested Logit-Modell sind zudem die Varianzen der 
Störgrößen identisch und Störgrößen innerhalb von Alternativgruppen stochastisch abhängig (vgl. BOBINGER 2001). 
































Bild 11: Modellkonzept nach BOBINGER (2001) 
Als entscheidungsbestimmende Größen bei der Modellierung der Verkehrsnachfrage werden gene-
ralisierte Kosten, Verkehrsgunst und Lagegunst angesetzt. Dabei wird die Verkehrsgunst als Erwar-
tungswert des maximalen Nutzens einer Menge verschiedener Verkehrsmittel und die Lagegunst als 
Erwartungswert des maximalen Nutzens einer Menge von verschiedenen Zielen definiert. Verdeut-
licht wird dies in der Grundstruktur des Nachfragemodells (Bild 12). 
   
Bild 12: Grundstruktur des Nachfragemodells nach BOBINGER (2001) 
Im gesamten Modell wurde den Freiheitsgraden bei der Wahl eine besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Es wurden für alle Gruppen Rubriken der Wahlfreiheit gebildet, für die die Zeit-, Ziel- und 
Verkehrsmittelwahl entsprechend der jeweiligen Beschränktheit gesondert berechnet werden kann. 
Verkehrserzeugung 
Es wird im angewandten Modell von einer konstanten Verkehrserzeugung ausgegangen, d. h. einer 
konstanten Anzahl von Reisen der einzelnen Gruppen. Dafür müssen für jede Gruppe die durch-
schnittliche Anzahl der täglichen Reisen für die einzelnen Fahrtzwecke und deren Aufteilung auf die 
Zeitintervalle bekannt sein. Die vom Verkehrsteilnehmer gewünschte Verteilung kann dabei von der 
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Zeitwahl 
Die Zeitwahl wurde anhand diskreter Tagesperioden dargestellt. Innerhalb dieser Perioden wird 
eine konstante Nachfrage und ein konstantes Angebot unterstellt. 
Es wird ebenfalls der Logit-Ansatz, aber in leicht abgewandelter Form benutzt. Da die Zeitwahl 
meist eingeschränkt ist, wurde von einer Wunschperiode des Verkehrsteilnehmers ausgegangen und 
maximal Verlagerungen eine Periode nach vorne bzw. zurück zugelassen. In die Berechnung fließen 
Lagegunst und spezifischer Zeitnutzen ein. 
Zielwahl 
In die Bestimmung der Wahrscheinlichkeiten der Zielwahl fließen Verkehrsgunst und zielspezifis-
cher Nutzen ein. Die Verkehrsgunst aggregiert hierbei die Transportnutzen für die verschiedenen 
Verkehrsmittel zu einem bestimmten Ziel und zu einem bestimmten Zeitpunkt. Der spezifische Ziel-
nutzen spiegelt die Attraktivität eines Zieles für eine bestimmte Tagesperiode und einem bestimm-
ten, von der betrachteten Gruppe abhängigen Fahrtzweck wider. Die Attraktivität eines Zieles wird 
durch den Umfang der Nutzungsgelegenheiten bestimmt. 
Um einen guten Kompromiss zwischen möglichst kleiner Zellgröße und Handhabbarkeit zu erhal-
ten, wurde das folgende Vorgehen gewählt. Nachdem zunächst möglichst kleine Zellen abgegrenzt 
wurden, wurden diese Zellen ggf. größeren Zonen zugeordnet, so dass für jede Quellzelle eine 
spezifische Liste von Zielen ausgewiesen war. Dabei waren Ziele im Nahbereich Zellen und in ent-
fernteren Bereiche aggregierte Zonen. 
Verkehrsmittelwahl 
Die Verkehrsmittelwahl wird als bedingte Wahrscheinlichkeit berechnet, wobei der verkehrsmittel-
spezifische Nutzen und der Transportnutzen einfließen. Der Transportnutzen ist dabei der (negati-
ve) Nutzen für eine Reise mit einem Verkehrsmittel zu einem bestimmten Ziel in einer bestimmten 
Zeitperiode, und der verkehrsmittelspezifische Nutzen eine unmittelbar mit dem Verkehrsmittel ver-
bundene Eigenschaft. 
Für das Model werden motorisierter Individualverkehr, öffentlicher Verkehr und nichtmotorisierter 
Individualverkehr unterschieden. In den Transportnutzen fließen die generalisierten Kosten ein, 
d. h. die gesamten Kosten einer Reise, die alle Aufwendungen an Geld, Zeit etc. beinhalten. Im Mo-
dell werden hierbei die vier Bestandteile Transportkosten für den Hinweg, Parkkosten, Kosten der 
Nächstzieloption442 und Transportkosten für den Rückweg zusammengefasst. 
Routenwahl 
Es wird auf die notwendige Modellierung der Angebotsseite und Beachtung der Wechselbeziehun-
gen zwischen Angebot und Nachfrage hingewiesen. Modelle des Angebots basieren auf Kostenfunk-
tionen, die die Transportkosten abhängig von der Belastung darstellen. Nach einer Betrachtung des 
Netzgleichgewichts (Gleichgewicht in der Routenwahl) wird das gesamte Verkehrssystemgleichge-
wicht thematisiert, da belastungsabhängige Streckenkosten zu einer Belastungsabhängigkeit der 
Kosten einzelner Verkehrsbeziehungen führen. 
Als Basis für die Kostenfunktionen im Straßenverkehr wird die Reisezeit angesehen. Für den städti-
schen Straßenverkehr richtet sich der prinzipielle Verlauf von Kostenfunktionen nach den Reisezeit-
verlusten an Knotenpunkten, die mit Warteschlangenmodellen theoretisch abgeleitet werden kön-
nen. Für den ÖV wird eine Kostenfunktion für den Komfort verwendet. Um die rechentechnischen 
                                                
442  Mit dieser Variable wird die Möglichkeit modelliert, dass der Verkehrsteilnehmer von seinem primären Ziel aus wei-
tere sekundäre Ziele aufsucht. 































Aufwände in Grenzen zu halten, wird eine allgemeine Kostenfunktion verwendet, die möglichst 
wenige zu schätzende Parameter enthält und dennoch für alle Netzkanten angewandt werden kann. 
Letztendlich wird unter diesen Überlegungen eine deterministische Kostenfunktion gewählt. 
Bei der anschließenden eigentlichen Verkehrsumlegung, die sich als Optimierungsproblem zur Be-
stimmung des Gleichgewichts in der Routenwahl darstellt, werden Wechselwirkungen zwischen den 
Verkehrsmitteln nicht berücksichtigt. Für die Routenwahl wird ebenfalls ein deterministischer An-
satz gewählt, um vorhandene Probleme beim Einsatz von stochastischen Routenwahlmodellen zu 
vermeiden. Während bei belastungsunabhängigen Kosten ein Best-Weg-Verfahren einsetzbar ist, ist 
bei belastungsabhängigen Kosten ein weiteres Modell notwendig, um den besten Weg zu ermitteln. 
Als Lösungsansatz wird hier ein Abstiegsverfahren verwendet, dessen Iterationen aus den zwei 
Schritten ‚Bestimmung der Abstiegsrichtung‘ und ‚Berechnung der optimalen Schrittweite‘ bestehen. 
Die Modellierung des Verkehrsnetzes baut auf der Graphentheorie auf und verwendet letztendlich 
ein Zonenkonzept mit Zonen und zugeordneten Unterzellen. Das Gleichgewicht im Verkehrssystem 
wird mit einem heuristischen Ansatz berechnet. Die Schritte der Nachfrage- und Angebotsgrößener-
mittlung sind in Bild 13 dargestellt. 
 
Bild 13: Berechnung des Gleichgewichts im Verkehrssystem nach Bobinger (2001) 
Produktwahl 
Die Ebene der Produktwahl wurde nicht beachtet. 
Für die Bewertung nachfragesteuernder Maßnahmen wird basierend auf der Wohlfahrtstheorie, bei 
der sich die Wohlfahrt einer Gesellschaft aus der Wohlfahrt der Einzelmitglieder ergibt, das Konzept 
der Konsumentenrente eingesetzt. Diese betrachtet die geleistete Zahlung der Nutzer im Verhältnis 
zu ihrer maximalen Zahlungsbereitschaft. Die sich ergebende Differenz, die mit niedrigeren Preisen 
und dadurch größeren Differenzen und gleichzeitig einer größeren Anzahl Nutzer zunimmt, stellt 
die Konsumentenrente dar. Um die Wohlfahrtsänderungen zu bestimmten, wird zur Konsumenten-
rente noch die Änderung der Einnahmen summiert. Bei der Ausweitung dieses Ansatzes auf ein 
komplettes Verkehrssystem müssen alle Änderungen der Zeiten, Ziele und Verkehrsmittel über alle 
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5.3.5 Forschungs- und Entwicklungsbedarf 
Durch die vorangegangenen Betrachtungen ergibt sich Entwicklungsbedarf in erster Linie bei den 
Eingangsdaten und deren detaillierten Betrachtung. Weitere Forschungen sind hier notwendig, um 
die Motivation der Verkehrsteilnehmer sowie die Einflussfaktoren auf ihre Entscheidungen und de-
ren Gewichtung im Zuge der Entscheidung zu erfassen und diese Erkenntnisse über den Detaillie-
rungsgrad der Preiselastizitäten hinausgehend in die Modellierung und Simulation mitaufzuneh-
men. Besonders relevant sind hierbei Fragen bzgl. der Bedeutung von Preisen in der Entscheidung. 
Die oben betrachteten Ansätze der Modellierung bieten für die meisten der betrachteten Entschei-
dungsbereiche in der Simulation – Verkehrserzeugung, Zeitwahl, Zielwahl, Verkehrsmittelwahl, 
Routenwahl und Produktwahl – Lösungsansätze (vgl. Tabelle 2). Eine Lücke ist v. a. bei der Pro-
duktwahl vorhanden, wobei hier Ansätze der Routenwahl übertragen werden können. 
Verkehrserzeugung 
In der Verkehrserzeugung ist es wichtig, den Einfluss des Mobility Pricing auf die Entscheidung für 
oder gegen Mobilität zu erforschen und detaillierter in die Modellierung mitaufzunehmen. 
Zeitwahl 
Für die Zeitwahl müssen Ansätze entwickelt werden, um Tagesganglinien kontinuierlich abzubil-
den, damit die zeitlichen Verlagerungen durch Bepreisung realistisch abgeschätzt werden können.  
Zielwahl 
In der Zielwahl besteht weiterer Forschungsbedarf, um die Entscheidungsbeeinflussung durch eine 
räumlich differenzierte Bepreisung abzubilden. 
Verkehrsmittelwahl 
Bei der Verkehrsmittelwahl müssen die Wechselwirkungen zwischen den unterschiedlichen Instru-
menten weiter erforscht werden. Eine verkehrsmittelübergreifende Modellierung und Simulation 
sollte auch für auf einzelne Verkehrsmittel angewendete Instrumente durchgeführt werden. 
Routenwahl 
Für die Optimierung der Routenwahlmodelle müssen der Einfluss, den ein Preis auf die Routenent-
scheidung hat, und dessen Abbildung im Modell weiter erforscht werden. 
Produktwahl 
Für die Produktwahl muss in Anlehung an die Routenwahl ein neuer Ansatz gefunden werden. 
Letztendlich müssen Ansätze gefunden werden, um über die primären Wirkungen hinaus die weite-
ren Wirkungen in den Bereichen Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, Umwelt, Akzeptanz und Finanzen 
abschätzen zu können. 
  
































Die umfassende, auf Literaturauswertung und Anwendungsbeispiele gestützte Analyse der Wirkun-
gen und Anforderungen hat deutlich gezeigt, dass das Mobility Pricing bei sorgfältiger Gestaltung 
sehr wirksame Instrumente bietet, die gezielt zum Erreichen verkehrspolitischer und verkehrsplane-
rischer Ziele eingesetzt werden können. Instrumente des Mobility Pricing bieten deutlich mehr 
Chancen als Risiken. Negative Wirkungen können durch sorgfältige Gestaltung der einzelnen Instru-
mente und Maßnahmenbündel sehr weitgehend vermieden werden. Eine sachliche und fundierte 
Diskussion auch neuer Instrumente erscheint deshalb nicht nur wünschenswert, sondern im Sinne 
einer zukunftsfähigen Gestaltung unserer Verkehrssysteme unbedingt erforderlich. 
Grundlage für die weitere Diskussion 
Die Ergebnisse der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit sind Grundlage für eine solche Diskus-
sion. Sie werden im Folgenden kurz zusammengefasst. 
Die primären Ziele des Mobility Pricing können in den Bereichen Verkehrsmanagement und Finan-
zierung liegen; jedenfalls sind immer die Wirkungen in beiden Bereichen zu beachten. Während die 
übergeordneten Ziele meist gut verträglich sind, können in den detaillierteren Zielbereichen der 
einzelnen Akteure Zielkonflikte entstehen. Solch ein grundlegender Zielkonflikt besteht z. B. darin, 
dass einer zunehmenden Differenzierung der Preise zur gezielten Beeinflussung der Wirkungen 
häufig Nachteile wie größerer Aufwand sowie schwierigere Begreifbarkeit und Handhabung für die 
Nutzer gegenüberstehen. 
Instrumente des Mobility Pricing können nur auf Grundlage definierter Ziele bewertet werden. Für 
die Bewertung einzelner Instrumente ist eine genaue Betrachtung der jeweiligen Ausprägungen sehr 
wichtig, da auch bei allgemein gleich bezeichneten Instrumenten (wie z. B. City-Maut) sehr unter-
schiedliche Wirkungen entstehen können. Die vorgenommene Kategorisierung und Analyse unter-
stützt solch differenzierte Bewertungen, wie durch die durchgeführte qualitative Bewertung ausge-
wählter Instrumente gezeigt wird.  
Die Instrumente lassen sich durch die verfolgten Ziele, den Gegenstand der Bepreisung, die Diffe-
renzierung der Bepreisung sowie die sonstigen organisatorischen, finanziellen und technischen As-
pekte beschreiben und unterteilen. Anhand einer solchen Systematisierung können Instrumente 
unter Einbezug neuer Ansätze zielgerecht erarbeitet werden. 
Bei der Analyse der Wirkungen sind modale, intermodale und finanzierungsabhängige Wirkungen 
zu beachten. Dabei können finanzierungsabhängige Wirkungen sehr bedeutend sein, gleichzeitig 
sind sie teilweise schwer zu erfassen. Aus volkswirtschaftlicher Sicht sollte den Entscheidungen über 
Einsatz und Gestaltung von Instrumenten des Mobility Pricing eine Gegenüberstellung von 
Gesamtnutzen und Gesamtkosten zugrunde liegen. Die Wechselwirkungen zwischen den verschie-
denen Instrumenten modal bei einem Verkehrsmittel und auch intermodal sind zu beachten. 
Die Wirkungen in den Bereichen Verkehrsgeschehen, Wirtschaft, Umwelt, Akzeptanz und Finanzen 
sind daher immer vollständig und im Gesamtzusammenhang zu betrachten. Die Fallbeispiele bele-
gen die Wirkungspotentiale für das Mobility Pricing und zeigen eindeutig, dass auch für einschnei-
dende neue Instrumente eine hohe Akzeptanz erreichbar ist, wenn dadurch wesentliche Probleme 
wahrnehmbar gemindert werden. Daher ist es für das Erreichen einer hohen Akzeptanz wichtig, die 
Bevölkerung schon im Vorfeld über die Ziele der Systeme und die Wirkungen aufzuklären. 
Für eine Entscheidung über den Einsatz des Mobility Pricing ist eine Bewertung notwendig. Auf 
Basis einer qualitativen Wirkungsabschätzung wird in dieser Arbeit ein strukturierter, verbal-argu-
mentativer Ansatz der Bewertung aufgezeigt. Im Bereich der quantitativen Bewertung stellen 
Modellierung und Simulation eine gute Möglichkeit dar. Erste Ansätze mit unterschiedlichem De-
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taillierungsgrad sind vorhanden, wobei Lücken z. B. bei der Produktwahl existieren. Entscheidend 
bei der Modellierung und Simulation ist es, einen Kompromiss aus Genauigkeit der Ergebnisse und 
Aufwand zu finden.  
Forschungsbedarf 
Ergebnisse der angeregten Diskussionen müssen Grundsatzentscheidungen zum Thema Mobility 
Pricing in Deutschland sein und daraus folgend eine entsprechende Anpassung notwendiger Rah-
menbedingungen, z. B. im rechtlichen Bereich. Zur weiteren Unterstützung dieser Entscheidungen 
sind vorhandene Forschungslücken zu schließen. Der notwendige Forschungsbedarf ist im Folgen-
den beschrieben. 
? Die Einstellungen der Politik und die Ursachen für ablehnende Haltungen gegenüber dem 
Mobility Pricing sind zu identifizieren. 
? Eine weitere Betrachtung der finanziellen Wirkungen und damit verbunden auch der vor-
handenen Problemlage steht aus. 
? Weitere Fragen im Wechselspiel zwischen Instrumenten des Mobility Pricing und der Wirt-
schaft sind zu klären. Hier muss näher betrachtet werden, wie die Schnittstelle zwischen 
diesen Bereichen optimiert werden kann. 
? Im Bereich der Beeinflussung von Umweltwirkungen ist weiterer Forschungsbedarf vorhan-
den. 
? Die rechtlichen und technischen Voraussetzungen müssen weiter geklärt und ggf. Wege zur 
Anpassung aufgezeigt werden. 
? Fragen des Datenschutzes sind weiter zu klären und entsprechende Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 
Besonders wichtig erscheint es, die vorhandenen Rahmenbedingungen zur Wirkungsbeeinflussung 
in Deutschland weiter zu klären und internationale Unterschiede zu identifizieren. Im Vordergrund 
steht hier auch die Umsetzbarkeit in quantitativen Bewertungsinstrumenten. Besonders die Rolle 
der Kosten in den Entscheidungsprozessen der Verkehrsteilnehmer und die Abbildung der individu-
ellen Entscheidungsprozesse bedarf einer sorgfältigen Betrachtung. Stärker in die bestehenden An-
sätze eingehen sollte das Entscheidungsverhalten der Verkehrsteilnehmer unter den gegebenen 
Randbedingungen, was bisher in den meisten Ansätzen durch die verwendeten Preiselastizitäten 
nur grob abgebildet wird. Dementsprechend müssen vorhandene Modellansätze weiterentwickelt 
werden und der in Kapitel 5.3.5 beschriebene Forschungsbedarf im Bereich der Modellierung ge-
deckt werden. 
Spezifische Anwendungsentscheidungen 
Die Diskussionen und deren Ergebnisse bestimmen den Rahmen für Entscheidungen über spezifi-
sche Anwendungsfälle des Mobility Pricing mit. Unter Beachtung der grundsätzlichen Erkenntnisse 
werden für eine spezifische Entscheidung folgende Schritte empfohlen. 
Analyse der Problemlage und Festlegung der Ziele. 
Als erster Schritt einer konkreten Planung zur Anwendung eines Mobility Pricing sind die entspre-
chenden Zielvorstellungen zu konkretisieren. Im Zusammenspiel damit ist eine Identifikation von 
verkehrlichen Problemen nötig, die gemindert oder beseitigt werden sollen. Die gezielte Verbesse-
rung von solchen wahrgenommenen Problemen ist mit ausschlaggebend für die spätere Akzeptanz 
der Instrumente. 
  































Definition einer auf die Rahmenbedingungen abgestimmten Form des Mobility Pricing. 
Die Auswahl und Gestaltung der Instrumente des Mobility Pricing erfordern Sorgfalt und einen inte-
grierten Ansatz. In Maßnahmenbündeln können Alternativen zum bepreisten Verkehrsmittel verbes-
sert und Kompensationen geschaffen werden. 
Grundsatzentscheidungen zum Mobility Pricing sollten sich nach den damit verfolgten Zielen 
richten, nicht nach heutigen technischen Möglichkeiten. Ausgangspunkt für die systemtechnische 
Gestaltung müssen die Ziele und Anforderungen sein. 
Ermittlung der vorhandenen Verlagerungspotentiale im Gesamtkontext der örtlichen Problemlage 
anhand qualitativer und quantitativer Methoden. 
Preiselastizitäten und damit der Wirkungsgrad werden durch die vorhandenen Rahmenbedingun-
gen der Nutzer beeinflusst, weshalb diese sorgfältig beachtet werden müssen. Den Verlagerungs-
potentialen der Verkehrsnachfrage stehen die infrastrukturellen und räumlichen Rahmenbedin-
gungen gegenüber, die ebenfalls Basis einer Wirkungsabschätzung sein müssen. 
Besonders bei der Ermittlung der Verlagerungspotentiale ist ein Kompromiss zwischen investiertem 
Aufwand und Genauigkeit der Ergebnisse zu finden. Die Umsetzung eines Instruments über mehre-
re Teilschritte oder in Zwischenstufen kann sinnvoll sein, besonders wenn Instrumente über die 
eigenen Entscheidungskompetenzen hinaus gehen (z. B. wenn eine Stadt eine landesweite Be-
preisung priorisiert). Mobility Pricing sollte in der Entscheidung als eine Option gesehen werden, 
die einem Vergleich mit alternativen Lösungsansätzen zu unterziehen ist. 
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 Vorbemerkungen  III 
Vorbemerkungen 
Die im Hauptbericht erarbeitete Systematik der Merkmale und Merkmalsausprägungen von Instru-
menten des Mobility Pricing wird zur Einordnung von Fallbeispielen verwendet und damit gleich-
zeitig überprüft. Dabei sind Merkmalsausprägungen, die voll zutreffen, farblich hinterlegt. Unter-
strichene Merkmalsausprägungen treffen teilweise oder indirekt zu. Die betrachteten Fallbeispiele 
sollen einerseits zur Verdeutlichung der einzelnen Instrumente dienen. Andererseits soll ihre 
Betrachtung und Aufbereitung genutzt werden, um Aussagen über beobachtete und potenzielle 
Wirkungen sowie über Umsetzungschancen und Hemmnisse zu ermitteln. 
Eine Auswahl der ca. 100 im Hauptbericht benannten Fallbeispiele wird hier näher beschrieben. Im 
ersten Teil dieses Anhangs werden Fallbeispiele, für die Untersuchungen verfügbar sind, beschrie-
ben und zusätzlich die gewonnen Erkenntnisse zu den Wirkungsbereichen Verkehrsgeschehen, 
Wirtschaft, Umwelt, Finanzen und Akzeptanz dargestellt (hier unterstrichen). Im zweiten Teil 
dieses Anhangs finden sich neuere, noch nicht implementierte oder wenig untersuchte Fallbeispiele, 
die nur beschrieben werden.  
1 City-Maut Stockholm (Trängselskatt) 
2 City-Maut London (Congestion Charge London) 
3 City-Maut Trondheim (Bomring Trondheim) 
4 LSVA Schweiz 
5 LKW-Maut Deutschland 
6 City-Maut Bergen (Bomring Bergen) 
7 Kordon-Basierte Bepreisung Oslo (Bomring Oslo) 
8 Mautsystem Singapur (Road-Pricing Singapore) 
9 Vignette Österreich (für Autobahnen / Schnellstrassen) 
10 Vignette Schweiz (Nationalstrassenabgabe) 
11 Autobahnmaut Frankreich (Péage) 
12 Stadtautobahnmaut Melbourne (Citylink Melbourne) 
13 City-Maut Durham (Durham City Road User Charge) 
14 Kfz-Versicherung „Pay As You Drive” der Norwich Union 
15 RMV Spezialtickets (Jobticket, Semesterticket, Kombiticket) 
16 Trassenpreissystem DB Netz AG 
17 e-ticketing Nottingham 
18 Parkgebühr nach CO2-Ausstoss London-Richmond 
19 Road Pricing System Niederlande (Anders betalen voor Mobiliteit) 
20 Landegebühren nach Lärmemissionen London-Heathrow 
21 VVS Firmenticket 
22 VVS Kombi-Park-Fahrschein 
 
Die Informationen zu den einzelnen Fallbeispielen wurden   
jeweils den dort genannten Quellen entnommen. 
 
































































1 City-Maut Stockholm (Trängselskatt)  
Die Hauptziele der versuchsweisen Einführung einer City-Maut in Stockholm im Januar 2006 waren 
eine Reduzierung von Staus, eine Verbesserung der Erreichbarkeit der Innenstadt sowie Umweltver-
besserungen. Es handelt sich um ein automatisches Mautsystem mit Nahbereichskommunikation 
und optischen Systemen. Der MIV hat mit der Einführung des Systems abgenommen, die Anzahl der 
Passagiere im ÖV wuchs. In der Öffentlichkeit und in der Wirtschaft verschwand die anfänglich ab-
lehnende Haltung zu diesem Versuch, sobald sich die positiven Wirkungen zeigten. Durch eine breit 
angelegte Medienkampagne wechselte die öffentliche Meinung zum Testlauf der City-Maut von 
großer Ablehnung hin zur Unterstützung des Projekts. Wie geplant endete der Versuch zum 








Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
BUCHANAN, MALCOLM (2007):  
Road pricing lessons – the experience to date.  
In: traffic engineering and control, Jg. 48 (2007), Nr. 5, S. 217-223. 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/pdf/wrrp2-finalreport.pdf (letzter Zugriff am: 
22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-norway-trondheim.pdf (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
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DUERMEYER, KARIN (2009): 
Lessons learned – the City Toll in Stockholm. 
Vortrag im Rahmen der Konferenz „Intelligent Roads – From supply of information to demand for payment.” 
Veranstalter: TelematicsPro e.V. Berlin, 2. - 3.04.2009. 
ELIASSON, JONAS (2006):  
Cost-benefit analysis of the Stockholm congestion charging system. 
Stockholm 2006. 
Online verfügbar unter: 
http://siteresources.worldbank.org/INTTRANSPORT/Resources/StockholmcongestionCBAEliassonn.pdf (letzter Zugriff 
am: 22.06.2007) 
IBM (2006):  
The Stockholm Congestion Charging Trial.  
Veranstaltung vom 29-30 Juni 2006, aus der Reihe „Impacts 11th Annual Conference“.  
Online verfügbar unter: http://www.stockholmsforsoket.se/upload/Infomaterial%20MAK/IMPACTS_IBM_v2.pdf 
(letzter Zugriff am: 08.03.2007) 
MARTIN, JENNIE (2006):  
Update from the Stockholm Road User Charging scheme.  
In: traffic engineering and control, Jg. 47 (2006), Ausgabe Februar, S. 49-50. 
SLB ANALYSIS (2006):  
The Stockholm Trial. Effect on Air Quality and Health.  
Stockholm 2006. 
STAD STOCKHOLM (2006A): 
Evaluation of the Effects of the Stockholm Trial in Road Traffic. 
Stockholm 2006. 
Online verfügbar unter: http://www.stockholmsforsoket.se/upload/Hushall_eng.pdf (letzter Zugriff am: 18.01.07) 
STAD STOCKHOLM (HRSG.) (2006B):  
Facts and Results from the Stockholm Trial. 
Stockholm 2006.  
TRANSEK (2006A):  
Equity Effects of the Stockholm Trial.  
Stockholm 2006. 
TRANSEK (2006B):  
Cost-benefit analysis of the Stockholm Trial.  
Stockholm 2006. 
TRIVECTOR (2006):  
Changes in travel habits in Stockholm County. Effects of the Stockholm Trial.  
Stockholm 2006. 
VÄGVERKET (SWEDISH ROAD ADMINISTRATION) (HRSG.) (2006):  
Trial Implementation of a Congestion Tax in Stockholm.  
Stockholm 2006. 
Online verfügbar unter: 
http://www.stockholmsforsoket.se/upload/%C3%96vers%C3%A4ttningar/Faktablad_Tyska2_060523.pdf (letzter 
Zugriff am: 18.01.07) 
VÄGVERKET (SWEDISH ROAD ADMINISTRATION) (2008): 
Internet-Präsenz der Swedish Road Administration. 
Online verfügbar unter: http://www.vv.se (letzter Zugriff: 19.12.2008) 



























































lmZeitraum  3. Januar 2006 bis 31. Juli 2006: Testlauf 
 1. August 2007: Implementierung City-Maut 
Verlauf  Durch das schwedische Parlament wurde im Juni 2004 der „Congestion Tax 
Act“ beschlossen, der eine versuchsweise Implementierung einer City-Maut in 
Stockholm beinhaltete. Der Versuch startete mit einer Ausweitung des ÖPNV-
Angebots im August 2005 und endete am 31. Juli 2006. Per Volksentscheid 
stimmten die Einwohner Stockholms für eine dauerhafte Fortsetzung (vgl. 
STAD STOCKHOLM 2006B). Am 01. August 2007 trat das Nachfolgesystem in 
Kraft (vgl. VÄGVERKET 2008). 
Kosten Alle Kosten wurden durch die nationale Regierung getragen. Das für den 
Versuch zur Verfügung stehende Budget betrug 3,8 Mrd. SEK 
(ca. 400 Mio. €) (vgl. STAD STOCKHOLM 2006A). 











































Durch die versuchsweise Einführung einer City-Maut wurden seitens der Stadtverwaltung 
Stockholm verschiedene Verbesserungen im Bereich des Stadtverkehrs und der Umwelt angestrebt: 
Hauptziel war die Reduzierung der Staus sowie eine Verbesserung der Erreichbarkeit der Innenstadt 
für Busse und Pkw. 
Konkret sollte das Verkehrsaufkommen im Innenstadtbereich um 10 % bis 15 % gesenkt, der 
Verkehrsfluss auf den Straßen verbessert und die Emissionen von für Menschen schädlichen Ab-
gasen reduziert werden. Dadurch sollte eine Verbesserung des Umfelds für die Einwohner der 
Innenstadt erreicht werden. Weiteres Ziel war es, die vorhandenen Kapazitäten im ÖV aufzu-
stocken. Eine modale Verkehrsverlagerung hin zum städtischen ÖPNV sollte dadurch gefördert wer-
den (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Am 01.10.2006 beschloss die schwedische Regierungskoalition unter Fredrik Reinfledt die Ein-
führung eines Mautsystems, das frühestens im März 2007 in Betrieb gehen und laut der Schwe-
dischen Regierung nicht permanent, sondern für einen ungewissen Zeitraum eingerichtet werden 
soll, der notwendig ist, um mit den Mauteinnahmen mehrere Infrastrukturprojekte finanzieren zu 
können, hauptsächlich aber die geplante Ring-Umgehungsstraße Stockholms. Hierdurch werden die 
Ziele Richtung Finanzierung verschoben. 
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Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Besitzer von Fahrzeugen mit schwedischem Kennzeichen mussten während des Versuchs beim 
Passieren einer von insgesamt 18 Mautstationen auf dem Weg in die oder aus der Stockholmer 
Innenstadt Gebühren entrichten (vgl. VÄGVERKET 2006).  
Bestimmte Fahrzeuge waren von der Bepreisung ausgenommen (Notfalleinsatzfahrzeuge, Busse mit 
einem Gesamtgewicht von mindestens 14 t, Diplomatenfahrzeuge, Taxen, Motorräder, Fahrzeuge 
mit ausländischen Kennzeichen, Militärfahrzeuge und Fahrzeuge, die ganz oder teilweise mit alter-
nativen Energiequellen angetrieben werden). Diese Ausnahmeregelungen betrafen ca. 30 % der 
Fahrzeuge. Ebenfalls ausgenommen waren der Essingeleden, eine Durchgangsstraße am Rande von 
Stockholm, sowie Fahrzeuge, die nach Lidingö fahren, da dies nur durch die Innenstadt von Stock-
holm erreichbar ist (vgl. VÄGVERKET 2006 UND ELIASSON 2006). 
Der bepreiste Bereich der Innenstadt war 29,5 km² groß (Bild 1-1). In diesem Gebiet wohnen 
275.000 Einwohner (36 % der Einwohner Stockholms, vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 
2006). 
 
Bild 1-1: Gebiet City-Maut Stockholm 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
 
 



































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon Objekt / Strecke 
*) Indirekt wurde eine Nutzerabhängigkeit über eine Befreiung bestimmter Fahrzeuge von der Maut 
realisiert. 
Tabelle 1-1: Höhe der Gebühren (nach VÄGVERKET (HRSG.) 2006) 
Uhrzeit SEK € (ca.) Uhrzeit SEK € (ca.) Uhrzeit SEK € (ca.) 
06.30 - 06.59 10,- 1,09 08.30 - 08.59 15,- 1,65 16.00 - 17.29 20,- 2,20 
07.00 - 07.29 15,- 1,65 09.00 - 15.29 10,- 1,09 17.30 - 17.59 15,- 1,65 
07.30 - 08.29 20,- 2,20 15.30 - 15.59 15,- 1,65 18.00 - 18.29 10,- 1,09 
Maut war nur an Werktagen von 06:30 Uhr bist 18:29 Uhr zu entrichten (vgl. ELIASSON 2006), die 
zeitliche Staffelung der Gebührenhöhe ist in Tabelle 1-1 angegeben.  
Indirekt war die Maut durch Strafzuschläge auch abhängig vom Zahlzeitpunkt: bei einem Zahlungs-
verzug von mehr als 28 Tagen erhöhte sich die Maut (+70 SEK [7,70 €], nach zwei Monaten 
+500 SEK [55,00 €]) (vgl. VÄGVERKET 2006). 
Die Höhe des Preises war nicht vom Nutzer abhängig, sondern für alle gleich. Jedoch war eine Nut-
zerabhängigkeit insofern gegeben, dass bestimmte Fahrzeuge von der Mautzahlung befreit waren 
(s. o.), in Abhängigkeit der Fahrzeugart (z. B. Fahrzeuge mit bestimmten Antrieben), der Nutzer-
gruppe (z. B. Diplomaten) oder der Verkehrsart (z. B. ÖPNV). 
Die Gebühr wurde bei jeder Ein- und Ausfahrt in das bepreiste Gebiet fällig. (Mit Ausnahme der 
Anreise nach oder der Abreise von Lidingo: Fahrzeuge, die zwei verschiedene Mautstellen innerhalb 
von 30 Minuten passierten, von denen eine zu den Mautstellen bei Ropsten zählte, waren von der 
Maut befreit. Vgl. VÄGVERKET 2006). 
Es wurde die Einzelaktivität bepreist (Einfahrt bzw. Ausfahrt), jedoch war der Betrag pro Tag auf 
60 SEK (6,60 €) begrenzt, faktisch entsprach dies also dem Erwerb einer Tageskarte (vgl. 
VÄGVERKET 2006). 
Die Maut wurde fällig bei der Überfahrt eines Kordons um eine bestimmte Zone, der Innenstadt von 
Stockholm; ausgenommen ist der Essingeleden, eine Durchgangsstraße durch die Innenstadt (vgl. 
VÄGVERKET 2006). 
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Bei Wiedereinführung der Maut im August 2008 übernahm man das komplette Konzept und die 
Preise des Versuches. 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche Organisation Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Das Mautsystem in Stockholm wurde durch das Schwedische Straßenverkehrsamt geleitet. Dieses 
ist der Systemeigner, der für die Mauteinnahmen und die Informationen über die Zahlmöglich-
keiten zuständig ist. Weitere Beteiligte am Versuch waren IBM (Entwickeln, Implementieren und 
Betreiben der technischen Lösung), SL (als Betreiber des öffentlichen Verkehrs) und die Stadt 
Stockholm (Beschaffung, generelle Information, Evaluationsprogramm, P+R-Anlagen; vgl. 
VÄGVERKET 2006). 
Das Preisbildungsprinzip ist nicht bekannt. 
Während des Versuchs wurden durch Gebühren 399 Mio. SEK (ca. 44 Mio €) eingenommen. Bei 
einer permanenten Bepreisung wird mit jährlichen Einnahmen von ca. 85 Mio. € gerechnet. Wenn 
ein zukünftiges System als mögliche Finanzierung für die Infrastruktur gesehen wird, würde die 
Einnahmenverwendung dann feststehen. Beim Mautversuch 2006 lässt sich keine Zweckbindung er-
mitteln, jedoch war ein großer Teil der Einnahmen für die Ausweitung des ÖV-Angebots vorge-
sehen, die finanziert werden musste. Dabei wurde die vorhandene Flotte um 197 neue Busse er-
weitert, und es wurden zwölf neue Expressrouten sowie ein ausgeweiteter Service auf 18 Busrouten 
eingerichtet. Zusätzlich wurde bei existierenden U-Bahnen und Pendlerzügen die Bedienfrequenz 
erhöht. Verschiedene Park-and-Ride-Einrichtungen wurden in der Region eingerichtet und be-
stehende verbessert. Die Verbesserungen wurden teilweise schon im Vorfeld der Mauterhebung re-
alisiert (August 2005 bis Dezember 2006; vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Die Höhe der Kosten war abhängig von der direkten Nutzung, jedoch war der Betrag pro Fahrzeug 
und Tag auf maximal 60 SEK (ca. 7 €) begrenzt (s. o.). 




























































Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 











Zahlung von der Nutzung unab-
hängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Eine gesonderte Registrierung für die Mauterhebung war nicht nötig, da die Zuordnung anhand des 
Fahrzeugkennzeichens erfolgte und die damit verbundene Registrierung genutzt werden konnte. 
Die Erfassung der eigentlichen Nutzung erfolgte über Brücken, die an allen Zu- bzw. Ausfahrts-
stellen installiert wurden. Dort wurden Kameras und Systeme der Nahbereichskommunikation unter 
Verwendung von Tags und Baken verwendet, die keinen Haltvorgang nötig machten. Um an der 
Erfassung über DSRC teilnehmen zu können, war das kostenlose Entleihen eines Transponders für 
die Nutzer notwendig. Mehr als 60 % der Zahlvorgänge wurden über Transponder abgewickelt. Für 
ein zukünftiges System wird über die reine Nutzung von Kameratechnik nachgedacht (vgl. 
VÄGVERKET 2006, DUERMEYER 2009). Bei einer Million Nutzerkonten wurden während des Versuchs 
430.000 Transponder verteilt. Es wurde der Verkehr auf insgesamt 81 Fahrstreifen erfasst (vgl. 
DUERMEYER 2009). 
Die Zahlung kann mit Hilfe des Transponders geschehen oder alternativ bei Banken/Internet-
banken, Geschäften oder über das Internet mit Kreditkarte. Der fällige Betrag muss bis spätestens 5 
Tage (ab 1. Juni 2006: 14 Tage) nach dem Passieren einer Erfassungsstation bei der Mautbehörde 
der Swedish Road Administration eingegangen sein (vgl. VÄGVERKET 2006). 
Es ist eine vollständige Kontrolle durch die Erfassung jedes Fahrzeugs bei der Durchfahrt an einer 
der Kontrollstellen, die an jeder Zu- bzw. Ausfahrt in/aus dem mautpflichtigen Bereich installiert 
sind, möglich (vgl. VÄGVERKET 2006). 
Eine allgemeine Information der Bevölkerung erfolgte über das Internet, durch Broschüren, die teil-
weise verschickt wurden, und durch die Presse. Statische Beschilderungen wiesen zudem auf die Er-
hebung der Maut hin. An den Erfassungsstationen selbst waren zudem dynamische Anzeigen in-
stalliert, die den aktuellen Preis anzeigten (vgl. VÄGVERKET 2006). 
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen  
Auswirkungen betrachtet im Zeitraum von Januar 2006 bis Juli 2006: 
Im bepreisten Zeitraum wurde im Frühjahr 2006 eine Verkehrsreduzierung von 22 % im 
Vergleich zum Vorjahr nachgewiesen und pro Tag (24 h-Zeitraum) um 19 % (ca. 
100.000 Fahrzeuge). Während der Spitzenstunden des täglichen Verkehrs wurde zudem eine 
extreme Abnahme der Staus festgestellt. Größere Probleme durch Ausweichverkehre außer-
halb des mautpflichtigen Bereichs traten nicht auf (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Im Bereich des öffentlichen Nahverkehrs wuchs die Anzahl der Passagiere im Schienenver-
kehr um ca. 40.000 pro Tag, auf den städtischen Buslinien wurde im Frühjahr 2006 ein Zu-
wachs von 25.000 täglichen Passagieren verzeichnet (dies entspricht einer Steigerung von 9 % 
verglichen mit dem gleichen Zeitraum in 2005). Beim Busverkehr benutzten 15.000 Passa-
giere zusätzlich (+ 14 %) die innerstädtischen Linien zur Feinerschließung, 10.000 zusätz-
liche Passagiere (+ 6 %) wurden dagegen auf den innerstädtischen Stammstrecken verzeich-
net. In der morgendlichen Spitzenstunde (7:30 h bis 8:30 h) wurden knapp 5.500 zusätzliche 
Passagiere (+ 13 %) in der U-Bahn gezählt, im Busverkehr ca. 3.000 (+ 28 %). In Vorort-
zügen wurde ein Rückgang von 1.000 Passagieren (- 6 %) festgestellt, wohingegen im S-Bahn-
Vorortverkehr 500 zusätzliche Passagiere pro Tag (+ 5 %) ermittelt wurden (vgl. STAD 
STOCKHOLM 2006B). 
Als vorbereitende Maßnahme für den City-Maut-Versuch wurden durch die beiden Gesell-
schaften Stockholm Parkering und Stockholm Transport 2.800 neue Park-und-Ride-Plätze im 
Stadtgebiet und Verwaltungsbezirk Stockholm eingerichtet, so dass in diesem Gebiet nun ins-
gesamt fast 13.000 P+R-Plätze angeboten werden. Während des City-Maut-Versuchs nutzten 
werktags fast 9.500 Pkw dieses Angebot, ein Jahr zuvor (2005) waren es lediglich 7.700 Pkw. 
Dies entspricht einer Zunahme von 23 %. Das P+R-Angebot war während des Mautversuchs 
für Dauerkartenbesitzer für den ÖPNV kostenlos (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Im Bereich der Verkehrssicherheit gab es Verbesserungen durch die Reduzierung des Ver-
kehrs, andererseits wurde gerade deshalb wiederum eine Erhöhung der Geschwindigkeiten 
festgestellt. Insgesamt überwiegt hierbei aber der positive Effekt. Die Unfälle in der Innenstadt 
mit Personenschäden nahmen um 5 % bis 10 % ab. Dies entspricht einem Rückgang von 40 
bis 70 durch Unfälle verletzten Personen pro Jahr (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
































































Bild 1-2:  Effekte auf die Straßennutzer – betrachtet nach Wohnräumen 
(Quelle: TRANSEK 2006B) 
 
Bild 1-3:  Anzahl von Fahrzeugfahrten in die und aus der Innenstadt, Wochentage, 6 Uhr bis 19 Uhr 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
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Bild 1-4: Abnahme der Fahrzeuganzahl nach unterschiedlichen Straßenkategorien 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
 
Bild 1-5: Anzahl der Fahrzeuge auf dem Essingeleden pro 24 Stunden 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 





























































Bild 1-6: Nutzungszunahme im öffentlichen Verkehr (Anzahl Passagiere); Frühjahr 2005 - Frühjahr 2006 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
 
Bild 1-7: Modal Split in Stockholm County an Werktagen (insgesamt vier Millionen Fahrten) [links];  
Modal Split für Fahrten in/aus und durch die Innenstadt (insgesamt eine Millionen Fahrten) [rechts] 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
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Bild 1-8: Modal Split der Fahrten von/zur 
Schule/Arbeit 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
 
Bild 1-9: Modal Split der Einkaufsfahrten 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
 
 
Bild 1-10: Vergleich des täglichen Verkehrsaufkommens 2005 – 2006  
(grün: gebührenfrei, gelb: 10 SEK, orange: 15 SEK, rot: 20 SEK) 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006A) 





























































Bild 1-11: Änderungen der Reisezeit 2005 – 2006 
(rot: Zunahme, grün: Abnahme) 
(Quelle: STAD STOCKHOLM 2006B) 
Wirtschaft 
Auch in der Wirtschaft verschwand die anfänglich ablehnende Haltung zum City-Maut-Ver-
such, da mit der Zeit positive Effekte für die Wirtschaft sichtbar wurden. Im Bereich des 
Einzelhandels wurde ein nur sehr geringer Einfluss der Mauterhebung festgestellt; im Bereich 
Transport wurde durch die geringere Verkehrsbelastung die Erreichbarkeit verbessert. Kriti-
siert wurde hingegen die komplizierte und kostenintensive Verwaltung der Gebühren (vgl. 
STAD STOCKHOLM 2006B). 
Die nur geringen Auswirkungen der Bemautung im Bereich des Einzelhandels liegen auch 
darin begründet, dass schon vor Beginn der Mauterhebung nur sehr wenige Personen (2 bis 
4 % der Befragten) mit dem Pkw in den zentralen Bereich zur mautpflichtigen Tageszeit ein-
fuhren, um dort ihre täglichen Einkäufe zu erledigen. Im Bereich Transport (z. B. bei Taxen, 
Courier-Diensten, Handelsvertretern) konnte die Effizienz gesteigert werden sowie die Kalku-
lierbarkeit der Reisedauern erhöht werden. Somit verbesserten sich auch die Arbeitsbe-
dingungen für die Fahrer (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Umwelt 
Die Verkehrsreduzierung während der City-Maut führte nach Berechnungen zu einem 
Emissionsrückgang durch den Straßenverkehr zwischen 8 und 14 % im Innenstadtbereich, 
im gesamten Stadtgebiet inkl. Vorortzone betrug der Rückgang der Emissionen zwischen 1 
und 3 %. Eine weitere Folge des Verkehrsrückgangs war eine Reduzierung des Ausstoßes von 
CO2 (Rückgang von 40 % im Innenstadtbereich, 2-3 % im Verwaltungsbezirk Stockholm) und 
von NOx (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Beim Verkehrslärm wurde während des Mautversuchs keine signifikante Veränderung festge-
stellt (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
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Bild 1-12:  Änderungen der Feinstaubbelastung (PM10, μg/m³, Jahresdurchschnittswerte)  
Vergleich mit und ohne Staugebühr (2006) 
(Quelle: SLB ANALYS 2006) 
Die Änderungen wurden anhand der Veränderungen bei den Verkehrsleistungen abgeschätzt. 
 
Bild 1-13: Änderungen der NOx-Belastung (Jahresdurchschnittswerte) 
Vergleich mit und ohne Staugebühr (2006) 
(Quelle: SLB ANALYS 2006) 
 




























































Tabelle 1-2: Änderungen der Schadstoffbelastungen 
(nach SLB ANALYS 2006) 
Bereich Innenstadt Tonnen/Jahr Änderung in % 
Feinstaub, PM10 21 -13 
NOx 45 -8,5 
VOC (flüchtige organische Substanzen) 110 -14 
Ausgeweiteter Bereich (35x35 km) Tonnen/Jahr Änderung in % 
Feinstaub, PM10 30 - 1,5 
NOx 55 - 81,3 
VOC (flüchtige organische Substanzen) 130 - 2,9 
Akzeptanz  
Durch eine breit angelegte Medienkampagne wechselte die öffentliche Meinung zum Testlauf 
der City-Maut von großer Ablehnung hin zur Unterstützung des Projekts. Während zu Beginn 
des Versuchs viele Einwohner Stockholms empört reagierten, die Maut ablehnten und sogar 
Demonstrationen organisierten, hatte sich die öffentliche Meinung gegen Ende der Versuchs-
laufzeit enorm gewandelt. Während im Herbst 2005 noch ca. 55 % aller Einwohner des 
Stockholm County die Maut für eine schlechte bis sehr schlechte Idee hielten, verringerte sich 
dieser Anteil bis Mai 2006 auf 41 %. Jedoch wird das Projekt in den äußeren Vororten Stock-
holms deutlich negativer bewertet (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 2006). 
Nach dem Testversuch der Citymaut (Congestion Tax Act, 03.01.06 bis 31.07.06) fand am 
17.09.2006 eine Volksabstimmung über die Einführung eines permanenten Mautsystems statt. 
Die Einwohner Stockholms stimmten zu 53 % dafür, zu 47 % dagegen. In 15 von 26 Vorort-
gemeinden wurden separate Abstimmungen durchgeführt, wobei hier das Citymaut-Projekt zu 
52 % abgelehnt und zu 48 % befürwortet worden ist (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED 
TRANSPORT 2006). 
Finanzen  
Da es sich um eine mit nur 7 Monaten kurze Zeitperiode handelt, in der Maut erhoben wurde, 
verwundert es nicht, dass der City-Maut-Testlauf einen Gesamtverlust von 2,6 Milliarden SEK 
(ca. 280 Mio. €) verursachte, wobei die Investitions- und Betriebskosten neben der Aus-
weitung der ÖV-Leistungen den Großteil des Verlusts ausmachen (vgl. STAD STOCKHOLM 
2006B). 
Den größten kollektiven Nutzen dagegen bilden die kürzeren Reisezeiten mit einer jährlichen 
Ersparnis von ca. 600 Mio. SEK (ca. 65 Mio. €), gefolgt von Minderausgaben durch die 
gestiegene Verkehrssicherheit von jährlich ca. 125 Mio. SEK (ca. 14 Mio. €) und Ersparnissen 
durch verbesserte Lebens- und Umweltbedingungen von jährlich ca. 90 Mio. SEK (ca. 
10 Mio. €) (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
Die voraussichtlichen jährlichen Mauteinnahmen eines Nachfolgesystems (bereits nach Abzug 
der Betriebskosten) sollen ca. 760 Mio. SEK (ca. 83 Mio. €) betragen; die Investitionskosten 
sollen also nach ca. 4 Jahren amortisiert sein (vgl. STAD STOCKHOLM 2006B). 
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Der Anteil der Betriebskosten pro 1 € Mauteinnahmen wurde auf 21 Cent geschätzt. Dies ist 
allerdings ein theoretischer Wert, der sich an einem längeren Zeitraum, in dem Maut erhoben 
wird, orientiert (vgl. BUCHANAN 2007). 
Tabelle 1-3: Berechnung des sozio-ökonomischen Überschusses 
(nach TRANSEK 2006A) 
Millionen Euro pro Jahr (ca.) Verlust / 
Gewinn 
kürzere Reisezeiten 55 
verlässlichere Reisezeiten 9 
Verlust für „vertriebene“ Fahrzeugführer, Gewinn für neue 
Fahrzeugführer  
- 8 
bezahlte Mautgebühren - 84 
Überschuss der Verbraucher (gesamt) - 28 
weniger Emissionen von Treibhausgasen 7 
Gesundheits- und Umwelteffekte 2 
verbesserte Verkehrssicherheit 14 
andere Effekte (gesamt) 23 
bezahlte Mautgebühren 84 
Betriebskosten der Mautsystems (inkl. Ersatzinvestitionen und 
Wartung) 
- 24 
gesteigerte Einnahmen im ÖV 20 
notwendiger Ausbau der ÖV-Kapazität - 7 
gesunkene Einnahmen aus der Kraftstoffsteuer - 6 
gesunkene Instandhaltungskosten der Straßeninfrastruktur 0,1 
Öffentliche Kosten und Einnahmen (gesamt) 67 
Grenzkosten der öffentlichen Gelder, Schattenpreis der 
öffentlichen Gelder  
13 
































































2 City-Maut London (Congestion Charge London) 
Mit einer so genannten „Staugebühr“ wird die Nutzung des zentralen Bereich Londons innerhalb 
des City-Rings bepreist. Ziel der Bepreisung ist die Verbesserung der Verkehrssituation in der Innen-
stadt. Bei der Zufahrt in den mautpflichtigen Bereich bzw. bei Fahrten und Aufenthalten innerhalb 
dieses Bereichs werden die Kfz-Kennzeichen durch ein Kamerasystem erfasst und es wird mit einer 
zentralen Datenbank abgeglichen, ob ein Zahlvorgang bereits stattgefunden hat oder Berechti-
gungen auf Ermäßigungen vorliegen. Der ruhende Verkehr innerhalb der Congestion Charge Zone 
wird hierbei auch bemautet. Das Verkehrsaufkommen im mautpflichtigen Bereich hat infolge der 
Bepreisung abgenommen; die Geschäftsleute im Zentrum von London geben allerdings an, dass 
Umsatzeinbußen auf Grund der City-Maut zu verzeichnen seien. Es wurde ein Rückgang der CO2-







Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
BEEVERS, SEAN D. / CARSLAW, DAVID C. (2005A):  
The impact of congestion charging on vehicle emissions in London.  
In: Atmospheric Environment, Jg. 39 (2005), S. 1–5. 
BEEVERS, SEAN D. / CARSLAW, DAVID C. (2005B):  
The impact of congestion charging on vehicle speed and its implications for assessing vehicle emissions.  
In: Atmospheric Environment, Jg. 39 (2005), S. 6875–6884. 
BELL, MICHAEL G.H. / QUDDUS, MOHAMMED A. / SCHMÖCKER, JAN-DIRK / FONZONE, ACHILLE (2004):  
The impact of the congestion charge on the retail sector.  
London 2004. 
BUCHANAN, MALCOLM (2007):  
Road pricing lessons – the experience to date.  
In: traffic engineering and control, Jg. 48 (2007), Nr. 5, S. 217–223. 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
 A1 - 18 2 City-Maut London (Congestion Charge London) 
CAMPAIGNS TEAM, LONDON CHAMBER OF COMMERCE AND INDUSTRY (HRSG.) (2005):  
The Third Retail Survey.  
The Impact of Congestion Charging on the Central London Retail Sector- Eighteen Months On.  
London 2005. 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006. 
online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/case/pdf/wrrp2-finalreport-1.pdf (letzter 
Zugriff am: 22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-uk-london.pdf (letzter Zugriff am: 23.02.2007) 
EICHINGER, ANDREAS / KNORR, ANDREAS (2004):  
Congestion Charging - das Beispiel Londons. Ökonomische Grundlagen und Zwischenbilanz.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 56 (2004), Nr. 9, S. 366. 
KEARNS, STEVE (2009): 
Comparisons and experiences of London and Stockholm tolling. The London experience in city tolling. 
Vortrag im Rahmen der Konferenz „Intelligent Roads – From supply of information to demand for payment.” 
Veranstalter: TelematicsPro e.V. Berlin, 2. - 3.04.2009. 
LAWSON, JON (2005):  
Fully charged. The Congestion Charging scheme in London has divided opinion across the city.  
In: Traffic Technology International, Jg. 12 (2005), Ausgabe Dezember, S. 56–58. 
MARTIN, JENNIE (2006):  
Towards a national road user charging scheme.  
In: traffic engineering and control, Jg. 47 (2006), Ausgabe Dezember, S. 14. 
MURRAY, ALASTAIR (2005):  
Charge account. Delivery under the spotlight.  
In: Traffic Technology International, Jg. 12 (2005), Ausgabe August/September, S. 70–73. 
SCHMÖCKER, JAN-DIRK / FONZONE, ACHILLE / QUDDUS, MOHAMMED / BELL, MICHAEL G. H. (2006):  
Changes in the frequency of shopping trips in response to a congestion charge.  
In: Transport Policy, Jg. 13 (2006), Nr. 1, S. 217–228. 
SIEMENS AG (2007):  
Der englische Patient. City-Maut London.  
In: ITS magazine, 2007, Nr. 1, S. 18–19. 
STEININGER, KARL / GOBIET, WERNER / BINDER, CONSTANZE / FRIEDL, BIRGIT / GEBETSROITHER, BRIGITTE / KRIEBERNEGG, GEORG 
(2005):  
Technologien und Wirkungen von Pkw-Road-Pricing im Vergleich.  
Verlag der Technischen Universität Graz (Schriftenreihe der Institute Eisenbahnwesen und Verkehrswirtschaft, Straßen- 
und Verkehrswesen, TU Graz). Graz 2005. 
TRANSPORT FOR LONDON (2004):  
Central London Congestion Charging. Impacts monitoring. Second Annual Report. 
London 2004.  
TRANSPORT FOR LONDON (2006):  
Central London Congestion Charging. Impacts monitoring. Fourth Annual Report. 
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cclondon.com/ (letzter Zugriff am: 23.02.2007) 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 




























































TRANSPORT FOR LONDON (2007):  
Central London Congestion Charging. Impacts monitoring. Fifth Annual Report. 
London 2007.  
TRANSPORT FOR LONDON (2008A):  
Greater London (Central Zone) Congestion Charging (Variation and Transitional Provisions) Order 2007. Report to 
Mayor – chapters and appendices. 
London 2008.  
TRANSPORT FOR LONDON (2008B): 
Internet-Präsenz Transport for London. 
Online verfügbar unter http://www.tfl.gov.uk (letzter Zugriff: 19.12.2008) 
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Zeitraum 17. Februar 2003: Start des Congestion Charging 
04. Juli 2005: Erhöhung der Gebühr  
19. Februar 2007: Ausdehnung der Congestion Charge Zone nach Westen 
Verlauf Im Jahr 2000 wurde der ROCOL Report 2000 erstellt, der die Möglichkeiten, 
die Effektivität sowie die Akzeptanz einer City-Maut untersuchte. Die Studie 
besagt, dass in der ersten Zeit (unter einem neuen Bürgermeister) ein 
einfaches Road-Pricing im Zentrum von London durchführbar wäre, das zu 
einem signifikanten Rückgang des MIV führen würde (vgl. STEININGER, GOBIET 
ET AL. 2005). 
Am 17. Februar 2003 wurde die „Congestion Charge Zone“ unter dem Bürger-
meister von London, Ken Livingstone, als Teil eines Maßnahmenbündels ein-
geführt, das zum Ziel hatte, den Stau zu reduzieren und vielfältige Verbesse-
rungen im ÖPNV zu erreichen. Am 19. Februar 2007 wurde die Congestion 
Charge Zone in die westlichen Stadtteile des Londoner Zentrums ausgedehnt 
(Kensington und Chelsea, Westminster) (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Kosten Die Erweiterung der Mautzone nach Westen ab Februar 2007 kostete mit 
allen dazugehörigen Einrichtungen 118 Mio. £ (177 Mio. €). Die Einnahmen 
betrugen in 2007/2008 137 Mio. £ (206 Mio. €, vgl. KEARNS 2009). 












































Die katastrophale Verkehrssituation in Londons Innenstadt sollte verbessert werden. Im Zentrum 
Londons betrug die durchschnittliche Geschwindigkeit nur 15 km/h, wobei 50 % der Fahrzeiten in 
Staus bzw. zähflüssigem Verkehr verbracht wurden. Die dadurch verursachten wöchentlichen Kos-
ten wurden von Transport for London (TfL) (2003) auf ca. 2 Mio. £ bis 4 Mio. £ (3 Mio. € bis 
6 Mio. €) geschätzt. Des Weiteren sollte der ÖPNV-Anteil im Zentrum um 1 bis 2 % erhöht werden. 
Es sollen 1,3 Milliarden £ (1,95 Milliarden €) in den ersten zehn Jahren aufgebracht werden, um 
wichtige Infrastrukturprojekte (Straßenbau, ÖPNV) in London refinanzieren zu können. 
Erklärte Ziele der Bemautung sind insbesondere: 
? Reduzierung der Verkehrsstauungen innerhalb der Congestion Charge Zone, 
? deutliche Angebotsausweitungen und Optimierungen im Busverkehr, 
? Reduzierung der Fahrzeiten bei Pkw-Fahrten und 
? eine Effizienzsteigerung bei Anlieferungen und Warentransporten (bessere Kalkulierbarkeit 
der Reisezeiten, höhere Zuverlässigkeit, bessere Parkmöglichkeiten) (vgl. TRANSPORT FOR 
LONDON 2006). 




























































Des Weiteren soll die Nutzung von abgasarmen Fahrzeugen forciert werden und der Anteil von 
Fahrrädern, aber auch von motorisierten Zweirädern gesteigert werden. Außerdem sollen die Be-
dingungen für Fußgänger verbessert werden (vgl. BUCHANAN 2007). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Es ist eine so genannte „Staugebühr“ für den zentralen Bereich Londons innerhalb des City-Rings zu 
entrichten, der durch die Euston Road, Pentonville Road, Commercial Street, Tower Bridge Road, 
New Kent Road, Kennington Lane, Elephant & Castle, Vauxhall Bridge Road, Park Lane, Edgware 
Road und Marylebone Road abgegrenzt wird, wobei der innere Ring selbst mautfrei bleibt. Der 
mautpflichtige Bereich wurde am 19. Februar 2007 nach Westen (Stadtteile Kensington und 
Chelsea und Westminster) ausgedehnt, wobei sich die Fläche damit nahezu verdoppelt hat (siehe 
Bild 2-1) (vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2004). 
  
 
Bild 2-1: Gebiet City-Maut London (inklusive Western Extension) 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
Es existieren zahlreiche Ermäßigungen (90 % Rabatt für Anwohner, Preisnachlasse für Monats- und 
Jahreskarten) bzw. Befreiungen der Mautpflicht (z. B. für Schwerbehinderte, Fahrzeuge mit alterna-
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tivem Antrieb, Sondertransporte, Gesundheitswesen, Einsatzfahrzeuge, Motorräder, Mopeds, Taxen, 
Kleinbusse mit neun und mehr Sitzplätzen, Linienbusse, Reisebusse, Militär). Die Bemautung be-
trifft auch den ruhenden Verkehr im öffentlichen Straßenraum, sofern keine Ausnahmeregelung 
vorliegt (vgl. EICHINGER, KNORR 2004). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Für die Zufahrt in die Congestion Charge Zone sind einmalig 8 £ (12 €) zu bezahlen. Bis Juli 2005 
betrug die Gebühr lediglich 5 £ (7,50 €). Die Gebühr ist einmal pro Tag für eine Fahrt in der Maut-
zone zu entrichten, alle weiteren Fahrten am selben Tag sind dann gratis. Der Zahler der Maut er-
hält für diesen Tag die Lizenz in das Gebiet (auch mehrfach) einzufahren und dort zu fahren. Die 
Maut wird auch dann fällig, wenn man in der Zone im öffentlichen Straßenraum parkt. Es wurden 
Fahrzeugklassen von der Maut ausgenommen, wie z. B. Motorräder, Busse, Reisebusse, etc. Aus-
nahmeregelungen gibt es zudem für Fahrzeuge mit alternativen Antrieben und für Anwohner des 
bepreisten Gebietes. Diese müssen sich jedoch gegen eine Gebühr registrieren lassen (vgl. 
EICHINGER, KNORR 2004 UND TRANSPORT FOR LONDON 2006). 
Die Zahlung muss bis 24 Uhr des selben Tages erfolgen, ansonsten erhöht sie sich auf 10 £ (ca. 
10,50 €), wenn bis 24 Uhr des nachfolgenden Tages gezahlt wird. Bei Zahlungsverzug ist eine 
Strafgebühr von 120 £ (ca. 126 €) zu entrichten, die auf 60 £ (ca. 63 €) reduziert werden kann, 
wenn sie innerhalb von 14 Tagen beglichen wird. Wird die Strafgebühr auch nicht innerhalb von 
28 Tagen beglichen, so erhöht sie sich auf 185 £ (ca. 195 €). Die Mautpflicht besteht ferner nur 
Montags bis Freitags (ausgenommen Feiertage) von 7:00 h bis 18:00 h (bis Februar 2007: bis 
18:30 h) (vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2008B). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche Organisation Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Der Vorteil des Londoner Road-Pricing-Modells liegt im Gegensatz zu anderen Systemen auch darin, 
dass es durch Transport for London (TfL) betrieben wird; d.h. Road Pricing (RP) und ÖPNV werden 
aus einer Hand angeboten und untereinander koordiniert. Transport for London (TfL) ist eine Dach-




























































organisation, die seit 2001 auch den gesamten öffentlichen Nahverkehr in Greater London 
koordiniert. TfL wird durch einen Ausschuss geführt, der direkt dem Londoner Bürgermeister unter-
stellt ist und durch diesen präsidiert wird. Tfl ist in zehn verschiedene Geschäftsbereiche aufgeteilt, 
von denen jeder für ein Verkehrssystem / Verkehrsmittel zuständig ist. So ist der Betrieb der 
London Congestion Charge dem Geschäftsbereich London Street Management unterstellt. 
Es sollen durch die Bemautung 1,3 Milliarden £ (1,95 Milliarden €) in den ersten zehn Jahren auf-
gebracht werden, um wichtige Infrastrukturprojekte (Straßenbau, ÖPNV) in London refinanzieren 
zu können. Vor allem die Angebotsausweitung und Optimierung des Busverkehrs soll hiermit er-
möglicht werden. 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig Mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig Vollständig 






Vor dem erstmaligen Einfahren in die Congestion Charge Zone ist eine einmalige Registrierung des 
Fahrzeugs in einer Datenbank dann erforderlich, wenn bestimmte Ermäßigungen oder Befreiungen 
von der Mautpflicht beantragt werden. Ansonsten kann in die Congestion Charge Zone direkt ohne 
Anmeldung eingefahren werden. Beginn und Ende des mautpflichtigen Bereichs sind auf jedem 
Fahrstreifen gekennzeichnet und zusätzlich ausgeschildert (siehe Bild 2-2) (vgl. TRANSPORT FOR 
LONDON 2008B). 
  
Bild 2-2: Beispiele für Markierung/Beschilderung 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2008B) 
Durch ca. 700 Kameras an den 174 Zu- und Ausfahrten sowie innerhalb des Mautbereichs selbst 
(u. a. für den Binnenverkehr innerhalb der Zone) werden die amtlichen Kennzeichen der Fahrzeuge 
registriert und gleichzeitig wird überprüft, ob ein Zahlvorgang bereits stattgefunden hat bzw. ob 
Ermäßigungen oder Befreiungen beantragt worden sind. Zur Erhöhung der Kontrollquote werden 
 
 A1 - 24 2 City-Maut London (Congestion Charge London) 
jeweils die vorderen und die hinteren Kfz-Kennzeichen aufgenommen. Durch dieses System wird 
eine fast 100 %-ige Überwachung ermöglicht (vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2008A). 
Es existieren mehrere Möglichkeiten zur Zahlung der Mautgebühren: via Internet (mit Kreditkarte), 
manuell an extra gekennzeichneten so genannten „pay points“ (200 pay points in der Mautzone 
selbst, insgesamt 1220 innerhalb des Autobahnrings M25), an Tankstellen, in Geschäften, per 
Postweg oder Telefon/Mobiltelefon (SMS) (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Anfangs wurde die Möglichkeit in Geschäften zu bezahlen am häufigsten genutzt (ca. 35 %), gefolgt 
von Internet (ca. 26 %), SMS (ca. 22 %) und Telefon (ca. 13 %) (Stand: 2004). In den letzten 
Jahren gab es eine Verschiebung hin zur Bezahlung über das Internet (ca. 33 %). Die Bezahlung im 
Einzelhandel sank auf ca. 23 %, per SMS auf ca. 19 % und liegt nun gleich auf mit der Bezahlung 
per Telefon. Die Bezahlung per Post wurde so gut wie nie benutzt. Die Bezahlung per automa-
tischem Anrufbeantworter liegt konstant bei ca. 6 % (Stand: 2006; vgl. TRANSPORT FOR LONDON 
2008A). 
Das sog. Transport Innovation Fund (TIF) Programm war der ausschlaggebende Grund für Trans-
port for London (TfL), Systeme zum zukünftigen Road Pricing (RP) in London zu entwickeln. Die 
hierbei entwickelten technischen Systeme werden als Schlüsseltechnologie angesehen, die anderen 
lokalen Verwaltungsbehörden die Errichtung vergleichbarer Systeme ermöglichen soll, auch in 
Bezug auf Akzeptanz und Interoperabilität untereinander. Durch das TIF-Programm wird TfL ferner 
die Option gegeben, Road Pricing auch in anderen Bereichen Londons einzuführen. 
TfL untersucht momentan auch die Möglichkeit, durch neue Technologien den „All-day“ Tarif zu-
gunsten eines flexibleren Tarifs zu ersetzen. Die TfL hat deshalb 2005 damit begonnen, eine „Tag 
and beacon“ Untersuchung im Londoner Stadtteil Southwark durchzuführen. Hierbei werden unge-
fähr 20 multimodale Erfassungsstationen mit Nahbereichs-Kommunikatoren auf den Zufahrts-
straßen in das Testgebiet installiert. 500 Freiwillige haben sich bisher dazu bereit erklärt, an dem 
Testlauf teilzunehmen und einen Tag an der Frontscheibe ihres Fahrzeugs anzubringen. Durch den 
Testversuch soll vor allem die Zuverlässigkeit und die Stabilität des Systems überprüft werden. 
Bisher verläuft der Versuch mit zufrieden stellenden Zwischenergebnissen. Der Bezahlvorgang 
funktioniert im Prepaid-Verfahren, d. h. das Guthaben wird von einem Chip direkt abgebucht. Beim 
Durchfahren einer Erfassungsstation wird automatisch erkannt, ob bereits ein Bezahlvorgang statt-
gefunden hat (vgl. LAWSON 2005). 






























































Seit Einführung der Congestion Charge Zone 2003 (betrachtet bis Juli 2005) wurde das 
Verkehrsaufkommen im mautpflichtigen Bereich um ca. 18 % gesenkt, die Zahl der 
Verkehrsstockungen ging um insgesamt 30 % zurück und die durchschnittliche Reisezeit sank 
um 14 %. Die Geschwindigkeit nahm im bepreisten Gebiet im Durchschnitt um 2,1 km/h zu. 
Pro Tag fuhren ca. 65.000 Kfz weniger in die Zone hinein (innerhalb der mautpflichtigen Zeit-
spanne) als vor der Einführung der Maut. Die Anzahl der zurückgelegten Fahrten mit Bussen 
und Taxen im zentralen Bereich Londons stieg um ca. 20 % an, die Kapazitäten konnten um 
11.000 Plätze ausgebaut werden. Zur morgendlichen Spitzenstunde wurde ein Anstieg der 
Fahrgastzahlen in Bussen, die in die Mautzone einfahren, um 29.000 festgestellt. Zudem 
konnte die Beförderungsgeschwindigkeit und die Pünktlichkeit des Busverkehrs signifikant 
verbessert werden, wobei die staubedingten Reisezeitverluste um 60 % abnahmen. Durch die 
Erhöhung der Mautgebühr auf 8 £ (12 €) erfolgte eine weitere Abnahme der Fahrzeuge, die 
in den mautpflichtigen Bereich einfahren, um 4 %. Die Verkehrsstärke soll dadurch um bis zu 
21 % zurückgehen (im Vergleich zu der Zeit vor der Einführung der Maut); die Anzahl der 
Verkehrsstauungen wird durch die Preiserhöhung voraussichtlich um weitere 1 bis 3 % 
reduziert werden (vgl. CAMPAIGNS TEAM 2005, EICHINGER, KNORR 2004, TRANSPORT FOR 
LONDON 2004).  
Insgesamt wurden weniger Fahrten in die Innenstadt unternommen. Es wurden erhöhte Um-
steigeranteile auf den Bus, vor allem auf Grund der höheren Zuverlässigkeit festgestellt. Ein-
kaufskunden reagierten z. B. durch eine zeitliche Verlagerung ihrer Einkäufe auf das 
Wochenende. Gehäuft auftretende Änderungen der Zielwahl bei Pkw-Fahrten wurden hin-
gegen nicht festgestellt (vgl. EICHINGER, KNORR 2004). 
Die Anzahl der Pkw innerhalb der Congestion Charge Zone ist um 30 % zurückgegangen, 
jedoch sind viele Pendler auf Zweiräder (Fahr- oder Motorräder) umgestiegen. Im Bereich der 
Lkw- und Transporterklasse wurde ein Rückgang um 10 % bezogen auf die Anzahl der 
Fahrzeuge innerhalb des Mautbereichs festgestellt; insgesamt ergibt dies einen Rückgang der 
Fahrzeuge in der Mautzone um 10 bis 15 % (vgl. EICHINGER, KNORR 2004). 
Die Verkehrsbelastungen an der Mautgrenze hat nicht zugenommen. Es wurde eine Abnah-
me der Unfallhäufigkeit festgestellt, was allerdings dem allgemeinen Trend im Beobach-
tungszeitraum entspricht (vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2006). 
2009 haben die Verkehrsprobleme in der bepreisten Zone wieder zugenommen. Dies lässt sich 
zum einen durch eine höhere Anzahl an Baustellen erklären, die sich auf die höheren zur Ver-
fügung stehenden finanziellen Mittel zurückführen lassen. Zum anderen wurden durch eine 
Erhöhung der Kapazitäten für Fußgänger, Radfahrer und den öffentlichen Nahverkehr die 
Kapazitäten für den MIV eingeschränkt (vgl. KEARNS 2009). 
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Bild 2-3: Verkehr in die Bepreisungszone hinein während der Bepreisungszeit 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
 
Bild 2-4: Verkehr aus der Bepreisungszone heraus, während der Bepreisungszeit 
(Quelle: Transport for London 2006) 
  





























































Bild 2-5: Änderungen beim in die Zone einfahrenden Verkehr während der Bepreisungszeit 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
 
Bild 2-6: Verkehr in die Bepreisungszone hinein – Tagesganglinie 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
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Bild 2-7: Verkehr aus der Bepreisungszone heraus – Tagesganglinie 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
 
Bild 2-8: Verkehrsaufkommen im TfL central London cordon 
(Quelle: Transport For London 2006) 
  





























































Bild 2-9: Mittlere Reisegeschwindigkeiten 
(Quelle: Transport For London 2006) 
 
Bild 2-10: Mittlere Reisegeschwindigkeiten Inner Ring Road 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
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Bild 2-11: Mittlere Reisegeschwindigkeiten Zubringerstraßen 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
 
Bild 2-12: Buspassagiere in die Bepreisungszone (7 bis 10 Uhr) 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
  





























































Bild 2-13: Unfälle mit Personenschaden 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
Wirtschaft  
Die London Chamber of Commerce and Industrie stellte drei Forderungen zur Ausgestaltung 
des Congestion Charging: 
- spürbare Verbesserungen im ÖPNV bereits vor Beginn der Mauterhebung; 
- die technische und operative Systemgestaltung soll zuverlässig sein; 
- es dürfen keine wirtschaftlichen Beeinträchtigungen als Folge der Mauterhebung auf-
treten (vgl. CAMPAIGNS TEAM 2005). 
Zum ersten Punkt wird von der London Chamber of Commerce and Industrie 18 Monate nach 
Beginn der Mauterhebung in ihrem Bericht The Third Retail Survey kritisiert, dass die vorge-
sehene Optimierung im ÖPNV-System vorwiegend im Bereich der Linienbusse stattfand, je-
doch die angekündigten Großprojekte wie Thameslink 2000 oder Crossrail noch nicht in An-
griff genommen worden sind. Zum zweiten Punkt wird angemerkt, dass zwar viele technische 
Probleme der Mauterhebung gelöst worden sind, das System jedoch immer noch einen hohen 
bürokratischen Aufwand erfordert, der sehr kostenintensiv ist. Zum letzen und für die 
Chamber wichtigsten Punkt der wirtschaftlichen Beeinträchtigungen wurde in zwei Berichten 
(3 Monate bzw. 12 Monate nach Beginn der Mauterhebung) zusammengefasst, dass 79 % 
aller Einzelhändler in Central London Einnahmeverluste hinnehmen mussten und 56 % einen 
Rückgang des Kundenverkehrs verzeichneten. 42 % der Befragten machten die City-Maut 
ganz bzw. mehrheitlich für diese Effekte verantwortlich (vgl. CAMPAIGNS TEAM 2005). 
Im dritten Bericht der Chamber (18 Monate nach Beginn der Mauterhebung, vgl. CAMPAIGNS 
TEAM 2005) können folgende Ergebnisse zusammengefasst werden: 
- 84 % der Befragten verzeichneten einen Einnahmerückgang seit Beginn der Maut-
erhebung. 
- 62 % beklagten einen Rückgang der Kundenzahlen. 
- 92 % der Einzelhändler glaubten nicht, dass sie von der City-Maut profitieren. 
- 46 % der Händler gaben an, dass sie verwaltungstechnische Probleme mit der 
Congestion Charge hätten. 
- 37 % haben ihr Personal reduziert. 
- 33 % überlegen, an einen Standort außerhalb der Congestion Zone auszuweichen, 
weitere 28 % überlegen, ihr Geschäft ganz aufzugeben als Folge der City-Maut. 
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- 18 % haben ihre Öffnungszeiten geändert. 
- 72 % sprechen sich für ein mautfreies Zeitfenster während des Tages aus, 66 % sind 
für ein früheres tägliches Ende der Mauterhebung. 
- 22 % verzeichneten einen Anstieg der Kundenzahlen an den Wochenenden, 11 % 
einen Anstieg in den Abendstunden. 
Die Geschäftsleute im Zentrum von London geben zwar an, dass die Einnahmen auf Grund 
der Citymaut zurückgegangen seinen. Da aber die meisten Kunden mit dem ÖPNV anreisen, 
ist möglicherweise ein anderer Grund hierfür ausschlaggebend. Die West-Erweiterung der 
Congestion Charge Zone wurde seitens der Wirtschaft scharf verurteilt; es wird befürchtet, 
dass viele Betriebe an einen neuen Standort außerhalb der Zone abwandern werden, da von 
ihnen ansonsten ein Rückgang der Kundschaft erwartet wird (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 
2005). 
Jedoch gab es im Bereich der Wirtschaft auch positive Nennungen bzgl. der Auswirkungen der 
Bepreisung (vgl. Bild 2-14), die jedoch prozentual gesehen weit hinter den Negativaus-
wirkungen zurückliegen.  
Verändertes Einkaufsverhalten lässt sich zusätzlich auf andere Ursachen, wie z. B. Beeinträch-
tigungen des ÖV-Verkehrs oder terroristische Angriffe, zurückführen. Wird die Einführung der 
City-Maut als Grund für eine Reduzierung der Einkaufsfahrten genannt, sind negative Erfah-
rungen mit dem System oder eine generell schlechte Meinung über solche Systeme Haupt-
gründe für die Anpassung. 
 
Bild 2-14: Anteil der Unternehmen, die die genannten Verbesserungen durch die Staugebühr bestätigen 
können 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
 





























































Bild 2-15: Reaktionen des Wirtschaftsverkehrs auf die Verteuerung der Staugebühr 
(Quelle: TRANSPORT FOR LONDON 2006) 
Umwelt  
Neben dem Anstieg der Fahrgastzahlen des städtischen ÖPNV im zentralen Bereich Londons 
wurde zusätzlich eine modale Verkehrsverlagerung auf das Fahrrad festgestellt. Es wurde u. a. 
durch diese Verschiebungen im Modal Split schon ein signifikanter Rückgang der CO2-Emis-
sionen erreicht. Dies wurde zusätzlich gefördert durch die Zunahme der Fahrzeugge-
schwindigkeiten. Mögliche Zunahmen der Emissionen durch eine Ausweitung des ÖPNV 
wurden durch den Einbau von Partikelfiltern und die Verwendung von Busmotoren mit neuen 
Technologien aufgefangen. Auch die Reduktion des CO2-Ausstosses um 19,5 % wurde zu 
einem kleinen Teil durch neue Fahrzeugtechnologien verursacht. Zusammen mit dem redu-
zierten MIV-Aufkommen konnte so auch die Aufenthaltsqualität in den Straßenräumen ver-
bessert werden und die Sicherheit für Fußgänger und Radfahrer erhöht werden (vgl. BEEVERS, 
CARSLAW 2005A). 
Für die Londoner City-Maut-Zone wurde eine Abnahme der gesamten NOx-Emissionen um 
8 % und eine Zunahme auf der inneren Ringstraße um 1,5 % ermittelt. Die PM10-Emissionen 
konnten demnach innerhalb der Gebührenzone um 6 % und auf der inneren Ringstraße um 
1,4 % reduziert werden (vgl. BEEVERS, CARSLAW 2005A UND TRANSPORT FOR LONDON 2008A). 
Da die weitere Reduzierung der Verkehrsemissionen ein prioritäres Ziel des Londoner Bürger-
meisters ist, gibt es Pläne, die Höhe der Mautgebühr zukünftig abhängig vom CO2-Ausstoß der 
Fahrzeuge zu bemessen. Laut Transport for London (vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2007) 
könnte ein solches Tarifmodell folgendermaßen aussehen: 
- Fahrzeuge, die bis zu 120 g CO2 pro km emittieren (Euro Emissionsklasse IV, 
entspricht VED (Vehicle Exise Duty) Bands A & B): 100 % Rabatt auf den 
Normaltarif, d. h. von der Mautpflicht befreit, jedoch nicht von der Registrierung. 
- Fahrzeuge, die 121 bis 225 g CO2 pro km emittieren (entspricht VED Bands C bis F): 
Normaltarif von 8 £ (12 €). 
- Fahrzeuge, die über 225 g CO2 pro km emittieren (entspricht VED Band G): Erhöhter 
Mauttarif von 25 £ (37,5 €). 
Es wird vorgeschlagen, den 100 %-Rabatt-Tarif bereits im Oktober 2008 einzuführen; der er-
höhte Tarif soll anschließend eingeführt werden. Der 100 %-Rabatt-Tarif würde dann den bis-
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herigen Tarif für Fahrzeuge mit alternativen Antrieben zwischen 2008 und 2010 ersetzen 
(vgl. TRANSPORT FOR LONDON 2007). 
Des Weiteren wird angedacht, ab dem Jahr 2008 eine sog. „Low Emission Zone“ für das Ge-
samtgebiet von Greater London einzuführen. Hierbei sollen dann Lkw und Busse bemautet 
werden, die bestimmte Emissionsstandards nicht erfüllen. 
Durch die Einführung der City-Maut in London wurde Parkraum frei, und damit wurden die 
Freiflächen vergrößert, die für andere Verkehrsteilnehmer genutzt werden können. Auch die 
Arbeitsbedingungen in der Innenstadt wurden verbessert. 
Akzeptanz  
Umfragen vor der Einführung des Systems besagen, dass es eine hohe Akzeptanz in der Be-
völkerung gibt. Auch nach der Einführung der Congestion Charge ist die Akzeptanz hoch und 
steigt weiter. Laut einer Telefonumfrage mit 1.000 Befragten unterstützen 51 % die Citymaut 
und 73 % meinen, dass sie sehr effektiv und fair eingesetzt wird, um den Verkehr zu redu-
zieren. Dies hängt auch mit dem vorhandenen Problembewusstsein durch die sehr hohe Stau-
häufigkeit in London zusammen (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Bezüglich der Akzeptanz der West-Erweiterung der Congestion Charge Zone existieren zwei 
gegensätzliche Gutachten; laut Ersterem sind 70 % der befragten Einwohner sowie 80 % der 
Gewerbetreibenden gegen die Ausweitungspläne. Das andere, von Londons Bürgermeister 
Ken Livingstone persönlich in Auftrag gegebene Gutachten, besagt, dass 43 % gegen die Aus-
weitung sind und 41 % sie befürworten.  
Eine Kampagne zur Meinungsbefragung bzgl. der Westerweiterung ein Jahr nach deren Um-
setzung zeigte, dass 67 % der Öffentlichkeit und 88 % der sich äußernden Personen aus der 
Wirtschaft dafür sind, die Erweiterung wieder zurück zu nehmen. Eine durchgeführte Befra-
gung zeigte, dass 41 % der Bürger die Abschaffung der Erweiterung, 30 % deren Beibehaltung 
und 15 % eine Beibehaltung unter Änderung der Gebührenstruktur möchten (vgl. KEARNS 
2009). 
Die Anzahl der Mautpreller ist zwar zurück gegangen, allerdings versuchen viele über ge-
fälschte Kennzeichen der Maut zu entkommen (vgl. EICHINGER, KNORR 2004). 
Finanzen  
Die Nettoeinnahmen der City-Maut waren bisher geringer als vorab prognostiziert. Sie be-
trugen im ersten Jahr 68 Mio. £ (102 Mio. €) anstatt der erwarteten 130 Mio. £ (195 Mio. €). 
Der Gewinn des Congestion Charge im Jahr 2006 betrug dagegen 122 Mio. £ (183 Mio. €) 
(vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Die Erweiterung der Mautzone nach Westen ab Februar 2007 kostet mit allen dazuge-
hörigen Einrichtungen 118 Mio. £ (177 Mio. €). Es wird dadurch ein zusätzlicher jährlicher 
Erlös von ca. 25 bis 40 Mio. £ (37,50 bis 60 Mio. €) erwartet. Die Erweiterung der Congestion 
Charge Zone hätte sich demnach erst im Jahr 2010 amortisiert. 
Pro 1 € eingenommene Maut aus der Congestion Charge stehen Betriebskosten von 48 Cent 
gegenüber. Durch die Tariferhöhung im Juli 2005 dürfte die Betriebskostenrate etwas gefallen 
sein (vgl. BUCHANAN 2007). 




























































3 City-Maut Trondheim (Bomring Trondheim) 
Eine Mautgebühr für bestimmte Verkehrsinfrastrukturen zu verlangen ist in Norwegen lange 
Tradition. 1991 wurde der City-Maut-Ring (Bomring) in Trondheim eingeführt, vor allem um mit 
den Mauteinnahmen eine neue Ringumgehungsstraße zu finanzieren und somit den Transitverkehr 
aus dem Zentrum Trondheims herausnehmen zu können. Der Bomring Trondheim ist eine Kombi-
nation aus einem automatischen Mautsystem mit Nahbereichskommunikation und optischen Syste-
men sowie Mautschaltern, an denen an Automaten oder manuell bezahlt werden kann. Trondheim 
war 1991 die erste Stadt weltweit, in der ein elektronisches System zur Bemautung des Innenstadt-
bereichs in Betrieb genommen wurde (AutoPASS). Die Verkehrsbelastung hat zu den Mautzeiten 
von 1990 bis 1993 um 10 % abgenommen und außerhalb der Mautzeiten um 8 % zugenommen. 
Die lokale Wirtschaft profitierte von der Mauterhebung. Durch die Abnahme der Stauzeiten, in 
denen besonders hohe Emissionen ausgestoßen wurden, konnten auch die Umweltbedingungen ver-
bessert werden. Anfänglich war die Bevölkerung Trondheims gegen die City-Maut eingestellt, dies 
änderte sich aber mit der Umsetzung. Die Erhebung der Maut wurde 2005 nach Deckung des Finan-
zierungsbedarfs wieder eingestellt. Allerdings wird auf lokaler Ebene über ein neues City-Maut-Pro-
jekt debattiert. Dabei ist noch keine Entscheidung gefallen. 
 
Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ARBÖ (AUTO-, MOTOR- UND RADFAHRERBUND – BUNDESORGANISATION) (2008): 
Internet-Präsenz der ARBÖ. 
Online verfügbar unter: http://www.arboe.or.at (letzter Zugriff am: 24.10.2008) 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/pdf/wrrp2-finalreport.pdf (letzter Zugriff am: 
22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-norway-trondheim.pdf (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
EURONET / ICLE (2008): 
Internet-Präsenz der 
Online verfügbar unter: http://www3.iclei.org (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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IEROMONACHOU, PETROS (2006):  
Urban toll rings - what lessons can we learn from the Norwegians?  
In: Traffic Engineering & Control, Jg. 47 (2006), Ausgabe September, S. 310–314. 
KEUCHEL, STEPHAN / RODI, HANSJÖRG (1994):  
Erhebung von Strassenbenutzungsgebühren. Beispiel Norwegen.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 46 (1994), Nr. 4, S. 203–213. 
MELAND, SOLVEIG (1995): 
Generalised and Advanced Urban Debiting Innovations, The GAUDI Project.  
In: traffic engineering and control, Jg. 36 (1995), Ausgabe März, S. 150–155. 
PROGRESS (2008): 
Internet-Präsenz von Progress. 
Online verfügbar unter: http://www.progress-project.org (letzter Zugriff am: 24.10.2008) 
STEININGER, KARL / GOBIET, WERNER / BINDER, CONSTANZE / FRIEDL, BIRGIT / GEBETSROITHER, BRIGITTE / KRIEBERNEGG, GEORG 
(2005):  
Technologien und Wirkungen von Pkw-Road-Pricing im Vergleich.  
Verlag der Technischen Universität Graz (Schriftenreihe der Institute Eisenbahnwesen und Verkehrswirtschaft, Straßen- 
und Verkehrswesen, TU Graz). Graz 2005. 
VICTORIA TRANSPORT POLICY INSTITUTE (2008):  
Internet-Präsenz des Victoria Transport Policy Institute. 
Online verfügbar unter: http://www.vtpi.org (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 




























































Zeitraum 1991: Beginn der Mauterhebung im Oktober 
1998: Unterteilung des Bomrings in einzelne Mautzonen 
2003: Errichtung von Mautstationen innerhalb des Bomrings an den 
Zonengrenzen 
2005: Ende der Mauterhebung am 31.12.2005 
Die Entscheidung über ein Nachfolgesystem steht noch aus. 
Verlauf Schon Mitte der 80er Jahre wurden verschiedene Studien über Varianten von 
Road Pricing-Systemen durchgeführt. 1987 beschloss der Stadtrat von Trond-
heim die Einführung einer Gebühr, um die Einnahmen zu erhöhen, Anreize 
für den öffentlichen Verkehr zu schaffen und um Straßen zu bauen. 
Trondheim war 1991 die erste Stadt weltweit, in der ein elektronisches 
System zur Bemautung des Innenstadtbereichs in Betrieb genommen wurde. 
1998 wurde die mautpflichtige Zone unterteilt in weitere Zonen, in denen 
unterschiedliche Regelungen galten. 2005 wurde die Mauterhebung wieder 
eingestellt (vgl. PROGRESS 2008). 
Kosten --- 











































Allein im Zeitraum 1983 bis 1987 wuchs die Verkehrsbelastung in Trondheim um 25 %, wobei 50 % 
des Gesamtverkehrs in der Stadtmitte Durchgangsverkehr waren. 1991 wurde der City-Maut-Ring 
(Bomring) eingeführt, vor allem um mit den Mauteinnahmen eine neue Ring-Umgehungsstraße 
finanzieren zu können und somit den Transitverkehr aus dem Zentrum Trondheims herausnehmen 
zu können. Ca. 60 % der Kosten für die Errichtung neuer Straßeninfrastruktur in Trondheim wur-
den durch die Mauteinnahmen finanziert, die restlichen ca. 40 % durch den Norwegischen Staat. 
Insgesamt 18 % der Einnahmen sollten in den ÖPNV, in die Verkehrssicherheit und im Bereich 
Umweltschutz investiert werden (vgl. PROGRESS 2008). Ein weiteres Ziel der Innenstadtmaut war 
die Einführung eines Traffic-Demand-Management (TDM), um das Verhalten der Autofahrer hin-
sichtlich der Auswahl der Verkehrsmittel und der Zeit der Benutzung zu beeinflussen. Jedoch sind 
in Norwegen auf Grund gesetzlicher Bestimmungen Mauteinnahmen aus City-Maut-Systemen nicht 
zu Lenkungszwecken einzusetzen, sondern ausschließlich an Finanzierungszielen auszurichten. 
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Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Bei der Durchfahrt durch den Bomring im Innenstadtbereich Trondheims (Größe ca. 6 km mal 
4 km) war eine Maut zu entrichten. Dieser Bereich wurde als „Bomring“ (= Mautring) bezeichnet, 
der jedoch ab 1998 wiederum in einzelne separate Mautzonen unterteilt wurde. Für jede Einfahrt in 
eine dieser Mautzonen musste jeweils separat bezahlt werden (vgl. PROGRESS 2008). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Die Ein- bzw. Ausfahrt in/aus dem Bomring wurde nur an Werktagen zwischen 6:00 h und 18:00 h 
bepreist, wobei ca. 1,50 € pro Passage einer Mautstation zu entrichten waren (Stand: 1998). In der 
morgendlichen Stoßzeit (6 h–10 h) war ein erhöhter Mauttarif zu bezahlen. Ab 18 h bis um 6 h des 
darauf folgenden Tages war die Innenstadt dagegen mautfrei. Schwere Fahrzeuge (ab 3,5 t) muss-
ten die doppelte Mautgebühr entrichten. Des weiteren existierte eine Obergrenze der zu bezahlen-
den Gebühren, so dass Anwohner bzw. permanente Nutzer des mautpflichtigen Bereichs nicht 
finanziell strapaziert wurden: 60 Zahlvorgänge pro Monat bzw. maximal ca. 90 € Gesamtgebühr 
pro Monat (Stand: 1998); für schwere Fahrzeuge der doppelte Betrag (vgl. VICTORIA TRANSPORT 
POLICY INSTITUTE 2008). Für AutoPASS-Nutzer (siehe Systemgestaltung) wurden Monats- und 
Jahres-Abonnements bzw. Pre- und Post-Pay-Tarife angeboten. Die AutoPASS-Nutzung sollte durch 
die kostenlose Bereitstellung der elektronischen Tags für alle Auto-Besitzer Trondheims und durch 
ermäßigte Tarife (40 bis 60 % Ermäßigung) gefördert werden (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Ab 1998 wurde der Bomring Trondheim intern nochmals in verschiedene Mautzonen unterteilt, an 
deren Zonengrenzen im Jahr 2003 insgesamt 10 neue Mautstationen installiert wurden. Motor-
räder, öffentliche Verkehrsmittel und Bewohner innerhalb des Mautrings waren von der Abgabe be-
freit. Auch musste pro Stunde maximal einmal bezahlt werden, egal wie oft man die Mautstellen 
jeweils eines Kordons passierte (vgl. PROGRESS 2008). 




























































Tabelle 3-1: Preistabelle (Stand: 2006, alle Preisangaben für Pkws unter 6 m Länge, ab 6 m Länge doppelte Preise) 
(nach PROGRESS 2007) 
Zahlungsart Erhöhter Tarif: 6:00h – 10:00h Normaler Tarif: 10:00h – 18:00h 
Währung NOK € NOK € 
Manual payment 15,00 1,90 15,00 1,90 
Pre payment 
(verschiedene Tarife) 
9,00 bis 13,00 1,10 bis 1,60 6,00 bis 9,00 0,80 bis 1,10 
Post payment 13,50 1,70 9,50 1,20 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Die Tarife sind, wie in Tabelle 3-1 dargestellt, pro Durchfahrt einer Mautstation sowohl im Pre-
payment-Tarif als auch im Post-Payment-Tarif schon festgelegt. Sie werden also nicht im Bestpreis-
Verfahren nachträglich ermittelt. 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig Mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig Vollständig 






Zur automatischen Abbuchung der Maut wurde ein elektronischer Tag benötigt, der an der Wind-
schutzscheibe installiert werden musste. Die Mautgebühr der AutoPASS-Nutzer (ca. 95 %) wurde 
beim Passieren einer der insgesamt 20 automatischen Mautstationen direkt abgebucht. Für Gelegen-
heitsnutzer (ohne Registrierung) standen außerdem beschrankte Mautspuren mit automatischen 
Schaltern, an denen u. a. mit einer speziellen Karte bezahlt werden konnte und zwei manuell 
besetzte Mautstellen zur Verfügung (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
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Das AutoPASS-System ist in ganz Norwegen kompatibel und funktioniert auf allen Mautstrecken 
und in allen City-Maut-Bereichen des Landes. Es wird durch die Norwegische Straßenverwaltungs-
behörde, Norwegian Public Roads Administration (NPRA), betrieben (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 
2005). 
Durch Kameras wurden an den automatischen AutoPASS-Mautspuren zur Kontrolle die amtlichen 
Kennzeichen aller durchfahrenden Fahrzeuge erfasst, so dass ggf. Nachforderungen gestellt werden 
konnten (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Das City-Maut-System Trondheim hat sich in seiner Ausgestaltung zur Reduzierung des Verkehrs in 
der Innenstadt bewährt. Trondheim war die erste Stadt in Norwegen, die die elektronische Mauter-
hebung durch das AutoPASS-System einführte. Mit diesem System wurden innovative technische 
und organisatorische Lösungen entwickelt (tageszeitabhängige Bepreisung, interzonale Bepreisung, 
komplexes Tarif- und Zahlmodus-System; vgl. IEROMONACHOU, 2006). 
Obwohl all diese Errungenschaften auch zukünftig sehr anpassungsfähig wären, und auch ins 
Ausland exportiert werden sollten, wurde Ende 2005 der Bomring komplett eingestellt. Allerdings 
wird auf lokaler Ebene über ein neues City-Maut-Projekt debattiert, wobei noch keine Entscheidung 
über die Ausgestaltung dieses Systems gefallen ist. Sehr wahrscheinlich ist jedoch, dass mit einem 
zukünftigen Mautsystem im Wesentlichen wichtige Straßenbauvorhaben finanziert werden sollen 
(vgl. IEROMONACHOU, 2006). 
Durch die Einführung des AutoPASS-Systems im Jahr 1991 wurde einerseits der Bezahlvorgang 
automatisiert, andererseits eine Interoperabilität mit zahlreichen anderen Mautsystemen in Nor-
wegen hergestellt, die dieses System ebenfalls unterstützen. Im Jahr 2006 kann man mit AutoPASS 
bereits an insgesamt 130 elektronischen Mautspuren in ganz Norwegen bezahlen und ca. 1/3 aller 
norwegischen Pkw besitzen eine dafür notwendige OBU. Somit entwickelte sich AutoPASS zu einem 
der größten und erfolgreichsten elektronischen Mautsysteme Europas (vgl. IEROMONACHOU, 2006). 






























































Die Verkehrsbelastung hat zu den Mautzeiten von 1990 bis 1993 um 10 % abgenommen und 
außerhalb der Mautzeiten um 8 % zugenommen (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005) 
Es wurde eine teilweise Änderung des Fahrverhaltens bei 42 % der Einwohner mit Pkw festge-
stellt, unter denen wiederum die Hälfte angaben, das Transportmittel gewechselt zu haben. 
Gefolgt wurde dies von der Angabe, den Zeitpunkt einer Fahrt bzw. die Routenwahl geändert 
zu haben (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Der öffentliche Busverkehr hat an Wochentagen um 7 % zugenommen (vgl. VICTORIA 
TRANSPORT POLICY INSTITUTE 2008). 
Tabelle 3-2: Zeitliche Verteilung der Fahrten über die Mautstationen in die Bepreisungszone  
(nach PROGRESS 2007) 
 von zu Hause zur 
Arbeit 
von der Arbeit 
nach Hause 
von zu Hause 
zum Einkaufen 
Zeitraum 1990 1992 1990 1992 1990 1992 
0h – 6h (keine Gebühr) 3 % 4 % 0 % 2 % 0 %  0 % 
6h – 10h (hohe Gebühr) 80 % 76 % 2 % 0 % 19 % 15 % 
10h – 17h (niedrige Gebühr) 10 % 9 % 81 % 68 % 54 % 39 % 
17h – 24h (keine Gebühr) 7 % 10 % 17 % 30 % 27 % 46 % 
 
Bild 3-1:  Reaktionen im Pendel-, Einkaufsverkehr und im sonstigen Verkehr 
(Quelle: PROGRESS 2007) 
Durch die Mauteinnahmen konnte u. a. das ÖPNV-Angebot Trondheims ausgebaut werden so-
wie Maßnahmen zur Verbesserung des Fußgängerverkehrs und Fahrradverkehrs durchgeführt 
werden (u. a. wurden 200 kostenlose Fahrräder zur Benutzung in der Innenstadt bereit ge-
stellt) (vgl. PROGRESS 2008). 
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 A1 - 42 3 City-Maut Trondheim (Bomring Trondheim) 
Wirtschaft  
Die lokale Wirtschaft profitierte von der Mauterhebung, da weniger Fremdkosten entstanden 
(z. B. durch kürzere Wartezeiten im ÖPNV oder in Verkehrsstaus oder seltenere Verspätungen 
bei den Warentransporten). Außerdem betrieb die Stadtverwaltung neben der Mauterhebung 
auch ein begleitendes Programm zur Verbesserung und Aufwertung des innerstädtischen 
Einzelhandels in Trondheim. 
Die Lebensqualität wurde auch durch die Verbesserung der Verkehrseffizienz gesteigert 
(geringere Wartezeiten im ÖPNV, geringere Stauzeiten und geringere Verzögerungen bei den 
Warentransporten; vgl. VICTORIA TRANSPORT POLICY INSTITUTE 2008). 
Umwelt  
Durch die Abnahme der Stauzeiten, in denen besonders hohe Emissionen ausgestoßen wur-
den, konnten auch die Umweltbedingungen verbessert werden (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 
2005). 
Akzeptanz  
Anfänglich waren 72 % der Bevölkerung Trondheims gegen die City-Maut eingestellt. Dieser 
Anteil fiel zwei Monate nach Inbetriebnahme des Bomrings auf 48 %. Im Jahr 1996 waren 
schließlich nur noch 36 % der Befragten gegen die City-Maut (vgl. PROGRESS 2008). 
Gründe für die Akzeptanz (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005): 
- Der Bomring war Teil eines umfangreichen Verkehrs-Investitions-Plans, womit die 
Einnahmenverwendung für die Bevölkerung transparent wurde. 
- Der Transponder war gratis, lokale Tankstellen vertrieben und montierten die Sen-
der am Auto. 
- Die Kosten des PR-Managements machten nur 10 % der Erlöse aus, die Investitions-
kosten wurden nach 6 Monaten amortisiert. 
- Vollständig gewährleisteter Datenschutz: es durften keine Daten über Fahrten bzw. 
Kennzeichen an Behörden weiter gegeben werden. Zudem gab es die Möglichkeit, 
das System anonym zu nutzen. 
- Es wurde ein Rabatt auf die Gebühr für Benutzer der Transponder gewährt. 
- Die Lebensqualität in der Stadt konnte verbessert werden. 
- Es ist zu keiner Verschlechterung für das Gewerbe in der Innenstadt gekommen. 
Finanzen  
Durch die City-Maut wurden pro Jahr ca. 150 Mio. NOK (19,5 Mio. €) eingenommen. Die 
Gesamteinnahmen bis zum Ende der City-Maut im Jahr 2005 reichten aus, um den letzten Ab-
schnitt der in Trondheim geplanten Verkehrsinfrastrukturprojekte (Umgehungsstraße, ÖPNV) 
finanzieren zu können. 
 




























































4 LSVA Schweiz 
Die leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) wurde am 01.01.2001 eingeführt. Die 
Hauptgründe der Einführung waren zum einen eine Verlagerung des Schwerverkehrs auf die Bahn 
und andererseits die stärkere Berücksichtigung des Verursacherprinzips. Abgabepflichtig sind Fahr-
zeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen auf dem gesamten öffent-
lichen Straßennetz der Schweiz. Inländische Lkw müssen mit einem Erfassungsgerät für eine auto-
matische Mautabrechnung ausgerüstet sein, ausländische Lkw können auch ein manuell zu bedie-
nendes System nutzen. Auf die Umwelt wirkte sich die LSVA positiv aus. Gemäß Berechnungen des 
schweizerischen Bundesamts für Umwelt (BAFU) wurden um 6 % bis 8 % weniger Emissionen von 
CO2, NOX und PM10 im Jahr 2007 prognostiziert, als dies bei Beibehaltung des alten Regimes mit 
28 t-Limits und ohne LSVA der Fall gewesen wäre. Auch die höheren Auslastungsgrade der Lkw 
sowie die Veränderungen in der Flottenzusammensetzung hin zu umweltfreundlicheren Fahrzeugen 





Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
AREGGER, BENEDICTA (2007):  
Schweizer Verkehrspolitik – zur Verlagerung des Transits auf die Schiene.  
In: ETR Eisenbahntechnische Rundschau, Hamburg 5/2007. 
BALMER, UELI / LANZ, ANDREA / BACHMANN, ALEXANDRA (2007):  
Einführung eines Road Pricing.  
Bericht des Bundesrates zur möglichen Einführung von Road Pricing in der Schweiz in Erfüllungen des Postulats 
04.3619 KVF Nationalrat vom 16.11.2004. Bern 2007. 
EIDGENÖSSISCHE ZOLLVERWALTUNG (EZV) (2008): 
Internet-Präsenz der Eidgenössichen Zollverwaltung.  
Online verfügbar unter: http://www.ezv.admin.ch (letzter Zugriff am: 24.10.2008) 
HABIGER, CLAUS (2009): 
Traffic and toll fees for trucks on highways State of the art and experiences - in Switzerland. 
Vortrag im Rahmen der Konferenz „Intelligent Roads – From supply of information to demand for payment.” 
Veranstalter: TelematicsPro e.V. Berlin, 2. - 3.04.2009. 
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Zeitraum seit 1. Januar 2001 
Verlauf Die leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe wurde am 01.01.2001 einge-
führt. Sie löste die von 1985 bis zum Jahr 2000 erhobene Schwerverkehrs-
pauschale, eine der im damaligen EU-Raum verbreiteten Eurovignette ähnli-
che Abgabe, ab. Zeitgleich zur LSVA wurde eine stufenweise Erhöhung der 
zulässigen Gewichtslimits vorgenommen (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Kosten Die LSVA weist ein sehr gutes Aufwand/Ertragsverhältnis auf. Unter Einbezug 
der Abschreibung für Vorinvestitionen belaufen sich die Kosten für den 
(Schweizer) Bund auf etwa 8 % des Ertrags. Ab etwa 2009, wenn die Vorin-
vestitionen vollständig amortisiert sind und die tieferen Kosten der Nachfolge-
generation der Erfassungsgeräte zum Tragen kommen werden, dürfte der 
Kostenanteil auf etwa 5 % der Einnahmen sinken (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 
2007). 












































Gemäß den Vorgaben von Verfassung und Gesetz dient die LSVA primär der Durchsetzung des Ver-
ursacherprinzips. Gleichzeitig soll eine zunehmende Verlagerung des Güterverkehrs auf die Bahn er-
reicht werden. Die Ausgestaltung der Abgabe und die Verwendung der Einnahmen orientieren sich 
konsequent an diesen Zielsetzungen (vgl. EZV 2008, HABIGER 2009). 
Der Reinertrag aus der Abgabe geht zu zwei Dritteln an den Bund, ein Drittel erhalten die Kantone, 
welche ihn vorab für den Ausgleich der von ihnen getragenen ungedeckten Kosten im Zusammen-
hang mit dem Straßenverkehr verwenden sollen. Der Bundesanteil fließt größtenteils in den Fonds 
für die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs und dient damit zusätzlich der angestrebten Verlage-
rung des alpenquerenden Güterverkehrs auf die Schiene. Hierbei kommt der größte Teil des Geldes 
unmittelbar dem Tunnelbau der NEAT (Neue Eisenbahn-Alpentransversalen) und ihren Zulauf-
strecken zugute. Aber auch Projekte zur Angebotssteigerung im Personenverkehr, Bahn2000 und 
ZEB (zukünftige Entwicklung der Bahninfrastruktur), HGV (Anschluss des schweizer Schienen-
netzes an die europäischen Hochgeschwindigkeitsnetze) und die Lärmsanierung der Bahnen werden 
aus diesem Topf bezahlt (vgl. EZV 2008). Die Einführung der LSVA bedurfte einer gesetzlichen An-
passung, die auf Grundlage eines Volksentscheides erfolgte (vgl. HABIGER 2009). 




























































Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Abgabepflichtig sind Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen auf 
dem gesamten öffentlichen Straßennetz der Schweiz. 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Die Höhe der Abgabe bemisst sich nach drei Faktoren: 
? der Zahl der auf dem Gebiet der Schweiz zurückgelegten Kilometer, 
? dem zulässigen Gesamtgewicht und 
? den Emissionen des Fahrzeugs. 
Die Höhe des Abgabesatzes ist so festgelegt, dass der Abgabeertrag zur Deckung der vom Straßen-
verkehr verursachten Kosten ausreicht, inkl. der externen Kosten (z. B. Lärm, Luftverschmutzung). 
Gemäß den Berechnungen bei der Konzeption der Abgabe war zum damaligen Zeitpunkt ein 
Abgabesatz von 2,5 Rappen (ca. 1,5 Cent) pro gefahrenen Kilometer und Tonne zulässiges Gesamt-
gewicht erforderlich. Aus Rücksicht auf die Wirtschaft und insbesondere auf das Transportgewerbe 
wurde beschlossen, die Abgabe stufenweise einzuführen. Bei Einführung der LSVA am 01.01.2001 
betrug der Abgabensatz durchschnittlich 1,68 Rappen pro Tonnenkilometer (ca. 1 Cent), Anfang 
2005 wurde er um 50 % auf 2,44 Rappen (ca. 1,6 Cent) erhöht. Ab dem 1. Januar 2008 beträgt der 
Abgabensatz 3,07 Rappen (ca. 2,1 Cent) für Fahrzeuge mit EURO 1 (Abgabekategorie 1), ab 2009 
2,66 Rappen (ca. 1,8 Cent) für Fahrzeuge mit EURO 3 (Abgabekategorie 2) und 2,26 Rappen (ca. 
1,5 Cent) für Fahrzeuge EURO 4, 5 und 6 (Abgabekategorie 2; vgl. EZV 2008). 
Bis Ende 2004 zahlte ein 40-Tonner für die Haupttransitroute durch die Schweiz (Basel – Chiasso) 
im Schnitt 125 €, seit Anfang 2005 sind es 180 €; im Jahr 2008 sollen es voraussichtlich rund 
200 € sein. Diese Abgabe müssen alle Lkw flächendeckend entrichten, egal, ob sie aus der EU oder 
der Schweiz stammen, und ob sie Autobahnen oder Nebenstrecken benutzen (vgl. BALMER, LANZ ET 
AL. 2007). 
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Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Wie bei der Autobahnvignette obliegt auch bei der LSVA der Vollzug der eidgenössischen Oberzoll-
direktion. Der Vollzug richtet sich danach, ob ein Fahrzeug mit einem Erfassungsgerät ausgerüstet 
ist oder nicht (vgl. EZV 2008). Die Einnahmen werden zu einem Drittel für regionale Projekte im 
Straßenverkehr und im öffentlichen Personennahverkehr, und zu zwei Drittel für nationale Projekte 
im Schienenverkehr eingesetzt (vgl. HABIGER 2009). 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Inländische Fahrzeuge müssen grundsätzlich mit einem Erfassungsgerät ausgerüstet sein. Dieses ist 
fest mit dem Fahrzeug verbunden und hat für die Erhebung der Abgabe wesentliche Daten ge-
speichert. Über eine Kabelverbindung mit dem Tachometer wird die zurückgelegte Distanz regis-
triert. Beim Überqueren der Landesgrenze wird mittels Kurzstreckenfunk die Zählfunktion aus- bzw. 
wieder eingeschaltet. Verschiedene Kontrollmechanismen helfen, die korrekte Erhebung der Daten 
zu sichern. Einmal pro Monat werden die Daten mittels Chipkarte ausgelesen und per Post oder 
elektronisch an die Oberzolldirektion übermittelt (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007, HABIGER 2009). 
Bei ausländischen Fahrzeugen kann der Einbau eines Erfassungsgeräts nicht vorgeschrieben wer-
den. Für Fahrzeuge ohne Erfassungsgerät wird beim erstmaligen Grenzübertritt eine so genannte 
Identifikationskarte mit den für die Erhebung der Abgabe wichtigsten Daten ausgestellt. Der Fahrer 
gibt die Karte in ein Abfertigungsterminal ein und deklariert zusätzlich den Kilometerstand. Der Zoll 
überprüft diese Deklaration stichprobenweise. Die deklarierte Fahrleistung wird überdies automa-
tisch mit der Summe der Distanzen zwischen Eintritt an der Grenze, den passierten Kontrollstatio-
nen und dem Austritt an der Grenze verglichen. Die Abgabe ist spätestens beim Verlassen der 
Schweiz zu entrichten, entweder in bar oder mittels Tank- und Kreditkarten (vgl. EZV 2008). 
 




























































Von Anfang an wurde großes Gewicht darauf gelegt, die technische Lösung so auszugestalten, dass 
das Erfassungsgerät auch in ausländischen Systemen verwendbar ist. So ist das LSVA-Gerät auch für 
das österreichische Funkmautsystem benutzbar, da es auf der gleichen technischen Norm beruht 
und mit dem österreichischen Mautbetreiber die notwendigen Vereinbarungen getroffen werden 
konnten (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen  
Bei der Beurteilung der Auswirkungen der LSVA ist zu berücksichtigen, dass diese nicht iso-
liert, sondern parallel zu einer ebenfalls stufenweise vorgenommenen Erhöhung der Gewichts-
limits als weiterer Teil des bilateralen Landverkehrsabkommen zwischen der Schweiz und der 
EU eingeführt wurde. Die Schweiz hat am 1. Januar 2001 das zulässige Gesamtgewicht von 
28 Tonnen auf 34 Tonnen erhöht. Im Jahr 2005 wurden die Gewichtslimits auf das in Europa 
geltende Maximum von 40 Tonnen angehoben (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Die Erhöhung der Gewichtslimits ermöglichte dem Transportgewerbe die Realisierung von 
Produktivitätsgewinnen, welche die LSVA-bedingte Verteuerung der Transporte mindestens 
teilweise kompensierten. Die festgestellte Zunahme der durchschnittlichen Auslastung der 
Fahrzeuge zeigt, dass der Vorteil der höheren Gewichtslimits auch genutzt wurde. Dement-
sprechend überrascht es nicht, dass sich die Entwicklung der Fahrleistung des Schwerlast-
verkehrs seit der Einführung der LSVA drastisch verändert hat: auf eine deutliche Zunahme 
von 5 % bis 6 % pro Jahr vor der Einführung der Abgabe folgte in den beiden ersten Betriebs-
jahren eine deutliche Abnahme von insgesamt 8 %. Bis Ende 2004 stieg die Fahrleistung 
wieder etwas an und lag danach noch rund 6 % niedriger als vor der Einführung der LSVA, 
wobei der Einfluss der LSVA etwas stärker ins Gewicht fiel als die höheren Gewichtslimits 
(vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Wirtschaft  
Aus zwei Gründen blieb der Einfluss der LSVA auf die Teuerung gering: erstens ist der Anteil 
der Transportkosten am Endpreis der meisten Produkte gering und zweitens ermöglichten die 
dank höherer Gewichtslimits erzielbaren Produktivitätsgewinne einen weitgehenden Aus-
gleich der LSVA-bedingten Verteuerung (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Umwelt  
Auch auf die Umwelt wirkte sich das neue Regime positiv aus. Gemäß Berechnungen des 
schweizerischen Bundesamts für Umwelt (BAFU) werden die Emissionen von CO2, NOX und 
PM10 im Jahr 2007 um je 6 bis 8 % tiefer liegen, als dies bei Beibehaltung des alten Regimes 
mit 28 t-Limits und ohne LSVA der Fall gewesen wäre (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Auch die höheren Auslastungsgrade der Lkw sowie die Veränderungen in der Flottenzusam-
mensetzung hin zu umweltfreundlicheren Fahrzeugen stellen ebenfalls einen positiven Beitrag 


































































5 Lkw-Maut Deutschland 
Die Lage im Zentrum Europas macht Deutschland zur Drehscheibe des internationalen Lkw-Ver-
kehrs. Die Bundesregierung hat wegen des ständigen wachsenden Gütertransportaufkommens eine 
streckenbezogene Lkw-Maut auf dem gesamten deutschen Autobahnnetz für alle in- und ausländi-
schen Lkw ab 12 t eingeführt. Das hoch innovative Lkw-Mautsystem basiert auf einer Kombination 
von Mobilfunktechnologie (GSM) und Satellitenortungssystem GPS (Global Positioning System). 
Kernstück der automatischen Einbuchung ist ein Fahrzeuggerät, die so genannte On-Board Unit 
(OBU). Für Lkw ohne OBUs steht alternativ auch ein System mit manueller Einbuchung zur Verfü-
gung. Die Mautkontrolle erfolgt durch Kameras und mobile Kontrolleinheiten. Die mit der strecken-
bezogenen Lkw-Maut verbundenen verkehrswirtschaftlichen und verkehrspolitischen Ziele wurden 







Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ABERLE, GERD (2002):  
Maut-Diskussion ohne Ende? Die Projektumsetzung ist schwieriger als erwartet.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg.54 (2002), Nr. 9, S. 387. 
BALLHAUS, HEIKE (2009): 
Mobility Management Concepts: from Truck Tolling over City Charging to Emission Modelling. 
Vortrag im Rahmen der Konferenz „Intelligent Roads – From supply of information to demand for payment.” 
Veranstalter: TelematicsPro e.V. Berlin, 2. - 3.04.2009. 
BALMER, UELI / LANZ, ANDREA / BACHMANN, ALEXANDRA (2007):  
Einführung eines Road Pricing.  
Bericht des Bundesrates zur möglichen Einführung von Road Pricing in der Schweiz in Erfüllungen des Postulats 
04.3619 KVF Nationalrat vom 16.11.2004. Bern 2007. 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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Zeitraum Beginn der Mauterhebung zum 01.01.2005 
Verlauf Bis Mitte 2003 wurde in Deutschland gestützt auf die Eurovignettenrichtlinie 
für Lkw mit mehr als 12 t zulässigem Gesamtgewicht eine Jahrespauschale in 
einem Verbund mit fünf anderen Staaten erhoben. Im Hinblick auf den Über-
gang zu einer leistungsabhängigen Abgabe, der Lkw-Maut, kündigte Deutsch-
land per 01.08.2003 das entsprechende Abkommen mit den anderen Ver-
bundstaaten (B, NL, L, DK, S). Auf Grund technischer Probleme bei der Um-
setzung konnte der geplante Systemwechsel erst zum 01.01.2005 definitiv 
realisiert werden. Die verzögerte Einführung hatte zur Folge, dass während 
17 Monaten für Lkw keine Gebühren für die Straßennutzung bezahlt werden 
mussten. Die Mautgebühren wurden erstmalig ab dem 1. Oktober 2006 um 
zwei Cent für Fahrzeuge der Kategorie S 3 und S 4 erhöht. Die Maut für die 
anderen Schadstoffklassen bleiben unverändert. Eine Erhöhung für alle Fahr-
zeuge steht zum 1. Januar 2009 an. 
Kosten --- 











































Das ständig wachsende Gütertransportaufkommen in Deutschland führt zu erheblichen Belastungen 
der deutschen Autobahnen und zieht Investitionen für Erhalt und Ausbau nach sich. Die Bundes-
regierung hat deshalb beschlossen, diese Kosten durch die Einführung einer streckenbezogenen 
Lkw-Maut für alle schweren Nutzfahrzeuge und Fahrzeugkombinationen ab zwölf Tonnen zuläs-
sigem Gesamtgewicht auf alle in- und ausländischen Nutzer neu zu verteilen. Eine Weiterent-
wicklung der Gebührenstruktur hin zu räumlich und zeitlich differenzierten Gebühren wird disku-
tiert. 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Mautpflichtig für Lkw ab 12 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht ist das gesamte bundesdeutsche 
Autobahnnetz sowie drei Abschnitte ausgewählter Bundesstraßen: B 75 (zwischen der Anschluss-
 A1 - 52 5 Lkw-Maut Deutschland 
stelle Hamburg-Marmstorf der Bundesautobahn A 7 und der Bundesautobahn A 253), B 4 (ab der 
Anschlussstelle Hamburg-Eidelstedt nördlich der Bundesautobahn A 23 bis Bad Bramstedt), B 9 
(zwischen der deutsch-französischen Grenze und der Anschlussstelle Kandel-Süd der Bundesauto-
bahn A 65) (vgl. TOLL COLLECT 2008). Dies sind insgesamt 12.500 km Autobahn und 42 km Bundes-
straßen (vgl. BALLHAUS 2009). 
Der Berechnung der Abgabe liegen nur die Infrastrukturkosten zugrunde. Externe Kosten werden, 
entsprechend den Vorgaben der EU, nicht einbezogen (vgl. DAHM 2006). 
Mautbefreiung: 
Nach § 1 Absatz 1 und 2 des Autobahnmautgesetzes sind folgende Fahrzeuge von der streckenbe-
zogenen Maut für schwere Lkw befreit:  
? Kraftomnibusse  
? Fahrzeuge der Polizei,  
? Fahrzeuge des Zivil- und Katastrophenschutzes,  
? Fahrzeuge der Feuerwehr,  
? Fahrzeuge anderer Notdienste,  
? Fahrzeuge des Bundes,  
? Fahrzeuge, die ausschließlich für den Straßenunterhaltungs- und Straßenbetriebsdienst ein-
schließlich Straßenreinigung und Winterdienst genutzt werden,  
? Fahrzeuge, die ausschließlich für Zwecke des Schausteller- und Zirkusgewerbes eingesetzt 
werden,  
? Fahrzeuge, die nicht ausschließlich für den Güterkraftverkehr bestimmt sind, und  
? Fahrzeuge, die von gemeinnützigen oder mildtätigen Organisationen für den Transport von 
humanitären Hilfsgütern, die zur Linderung einer Notlage dienen, eingesetzt werden (vgl. 
TOLL COLLECT 2008). 
Trotz der Neuregelung der EU-Rahmenrichtlinie zur Erhebung von Lkw-Mautgebühren wird es – zu-
mindest vorerst – in Deutschland keine Mautgebühren für gewerbliche Fahrzeuge ab 3,5 t geben. 
Durch eine eventuelle Bemautung auch leichter Lkw wird ein deutliches Anwachsen des Ausweich-
verkehrs und eine daraus resultierende höhere Umweltbelastung erwartet. Die Eurovignette-Richt-
linie sieht zwar vor, dass künftig EU-Länder, die Lkw-Mautgebühren erheben, dies spätestens ab 
2012 für alle gewerblichen Fahrzeuge ab 3,5 t tun müssen. Diese Verpflichtung können Mitglieds-
staaten jedoch umgehen, wenn die administrativen Kosten 30 % der zusätzlichen Mauteinnahmen 
überschreiten oder wenn auf Grund von Ausweichverkehren insbesondere auf Bundesstraßen Ver-
kehrsbehinderungen drohen (vgl. DAHM 2006). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
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Die Höhe der entfernungsabhängigen Abgabe wird des Weiteren differenziert nach der Anzahl der 
Achsen und der Euro-Emissionsklasse der Fahrzeuge (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Die Mautgebühren wurden entsprechend der Mauthöheverordnung vom 2. April 2002 erstmalig 
zum 1. Oktober 2006 für Fahrzeuge der Schadstoffklasse S 3 und S 4 um zwei Cent angehoben. Die 
Mautgebühren für Fahrzeuge anderer Schadstoffklassen blieben unverändert. Am 4. Juli 2008 
stimmte der Bundesrat einer Verordnung zu, die besagt, dass die Mautgebühren für schwere Lkw 
auch über den 30. September 2008 hinaus gleich bleiben. Der Grund für die Verschiebung der 
Mautgebührenerhöhungen liegt in der Verlängerung des Programmes für die Beschaffung von Lkw 
mit moderner Abgastechnik bis zum 30. Juni 2009. Die Erhöhung der Mautsätze für alle Schadstoff-
klassen erfolgt erst ab dem 1. Januar 2009. Von den Änderungen der Gebührensätze sollen Unter-
nehmen und Lkw-Halter profitieren, die ihr Fahrzeuge nachträglich mit Partikelminderungssys-
temen ausgerüstet haben, da sie auf Grund der moderneren und schadstoffärmeren Abgastechnik ab 
sofort weniger Gebühren zahlen müssen (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Die ab 1.1.2009 geltenden Mautsätzen sowie die Zuordnung der Fahrzeuge zu den jeweiligen 
Kategorien ist in Tabelle 5-1 und Tabelle 5-2 dargestellt. 
Tabelle 5-1: Schadstoffklassen gemäß Mauthöheverordnung  
(Quelle: TOLL COLLECT 2008) 
Kategorie A Kategorie B Kategorie C Kategorie D 
S 5, EEV Klasse 1 S 4, S3 mit PMK 
(Partikelminderungs-
klasse) 2, 3 oder 4 
S3 ohne PMK, S2 mit 
PMK 1, 2, 3 oder 4 
S2 ohne PMK, S1 und Fahrzeuge, 
die keiner Schadstoffklasse 
angehören 
Tabelle 5-2: Mautsätze pro Kilometer 
(Quelle: TOLL COLLECT 2008) 
  Ab 1. Jan. 2009 Ab 1. Jan. 2011 
Kategorie A bis 3 Achsen 0,141 € 0,140 € 
ab 4 Achsen 0,155 € 0,154 € 
Kategorie B bis 3 Achsen 0,169 € 0,168 € 
ab 4 Achsen 0,183 € 0,182 € 
Kategorie C bis 3 Achsen 0,190 € 0,210 € 
ab 4 Achsen 0,204 € 0,224 € 
Kategorie D bis 3 Achsen 0,274 € 0,273 € 
ab 4 Achsen 0,288 € 0,287 € 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
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Der deutsche Bundestag gründete 2003 zur Verwaltung der Einnahmen aus der Lkw-Maut die 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH (VIFG). Die VIFG ist eine Gesellschaft privaten 
Rechts im Eigentum des Bundes. Zu den gesetzlich festgelegten Aufgaben der VIFG, die ihr vom 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung übertragen werden können, gehören  
? Aufgaben der Finanzierung von Neubau, Ausbau, Erhaltung, Betrieb und Unterhaltung von 
Bundesfernstraßen und Bundeswasserstraßen sowie von Bau, Ausbau und Ersatzinvestitio-
nen der Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes sowie  
? Aufgaben im Zusammenhang mit der Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung von Pro-
jekten nach dem Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz vom 30. August 1994 und 
anderer, vergleichbarer privatwirtschaftlicher Projekte der Verkehrswegeinfrastruktur (vgl. 
VERKEHRSINFRASTRUKTURFINANZIERUNGSGESELLSCHAFT 2008). 
Da die Lkw-Maut in Deutschland wie eine Steuer behandelt wird, läuft sie über den Haushalt. Aller-
dings ist sie laut Autobahnmautgesetz zweckgebunden zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 
einzusetzen (vgl. ABERLE 2002). 
Bei einer manuellen Einbuchung erfolgt die Preisermittlung vor der Nutzung. Bei Nutzung des voll-
elektronischen Systems erfolgt die Preisermittelung nach der Nutzung. 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Toll Collect hat als Dienstleister im Auftrag der Bundesregierung ein Mautsystem entwickelt, das die 
Gebühren proportional zu den zurückgelegten Streckenabschnitten berechnet und erhebt. Das Toll 
Collect-System gewährleistet zudem, dass der Verkehrsfluss auf der Autobahn während der Mauter-
hebung nicht behindert wird. Anders als herkömmliche Mautsysteme erfordert das System von Toll 
Collect weder Geschwindigkeitsbegrenzungen noch ein Anhalten der Fahrzeuge oder eine Bindung 
an vorgeschriebene Fahrstreifen. In der Praxis funktioniert das so, dass bei den mit einem Erfas-
sungsgerät ausgestatteten Fahrzeugen beim Durchfahren eines definierten Punktes auf einem Auto-
bahnabschnitt ein bestimmter Betrag belastet wird (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Beim deutschen Lkw-Mautsystem kann zwischen zwei verschiedenen Einbuchungsverfahren (d. h. 
Registrierungs- und Erfassungsverfahren) ausgewählt werden: 
Das von Toll Collect entwickelte System der automatischen Einbuchung basiert auf einer Kombina-
tion von Mobilfunktechnologie (GSM) und Satellitenortungssystem GPS (Global Positioning Sys-
tem). Kernstück der automatischen Einbuchung ist ein Fahrzeuggerät, die so genannte On-Board 
Unit (OBU). Mit Hilfe von GPS-Satellitensignalen und anderen Ortungssensoren bestimmt die OBU 




























































für den Fahrer automatisch die zurückgelegten Streckenabschnitte, berechnet auf Basis der einge-
stellten Fahrzeug- und Tarifparameter die Mautgebühren und übermittelt diese Daten anschließend 
per Mobilfunk an das Toll-Collect-Rechenzentrum zur weiteren Bearbeitung. Voraussetzung für die 
Teilnahme an der automatischen Einbuchung ist die Registrierung des Transportunternehmens und 
seiner mautpflichtigen Fahrzeuge bei Toll Collect. Nach der Registrierung erhält das Unternehmen 
für jeden Lkw eine Fahrzeugkarte, auf der die wichtigsten Fahrzeugdaten gespeichert sind. Mit der 
Fahrzeugkarte kann der Benutzer mit den von Toll Collect autorisierten Servicepartnern einen 
Termin zum Einbau eines Fahrzeuggerätes vereinbaren (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Die Alternative zum automatischen System ist die manuelle Einbuchung. Diese bietet sich vor allem 
für Lkw-Fahrer und Transportunternehmen an, die nur selten auf deutschen Autobahnen unterwegs 
sind. Hierbei bucht der Nutzer seine geplante Fahrtroute an einem von rund 3.500 Mautstellen-Ter-
minals oder über das Internet. Voraussetzung für die manuelle Einbuchung im Internet ist die vor-
herige Registrierung des Unternehmens bei Toll Collect. Für die Einbuchung am Terminal ist keine 
Registrierung notwendig (vgl. TOLL COLLECT 2008). Der Anteil der ausländischen Fahrzeuge liegt bei 
41 %. 90 % aller Fahrzeuge nutzen das automatische System, während 10 % die manuelle Ein-
buchung verwenden (vgl. BALLHAUS 2009). 
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die Mautgebühren zu bezahlen. Es stehen folgende Zahlungs-
weisen zur Verfügung (vgl. TOLL COLLECT 2008): 
? LogPay-Verfahren (Lastschriftverfahren, Abbuchung erfolgt ein mal pro Monat). 
? Road Account (ab 01.02.2007, Kreditkartennummer von Lufthansa AirPlus). 
? Road Account compact von Airplus. 
? Tankkartenverfahren. 
? Zahlung per Guthabenkonto. 
? Zahlung mit EC-Karte (an Maut-Terminals). 
? Zahlung mit Kreditkarte (an Maut-Terminals). 
? Barzahlung (an Maut-Terminals). 
Die Mautkontrolle und die Ahndung von Verstößen gegen die Mautpflicht liegen in der Zuständig-
keit des Bundesamtes für Güterverkehr (BAG). Damit das BAG die korrekte Buchung der Maut kon-
trollieren und damit die Gleichbehandlung aller Mautpflichtigen sicherstellen kann, stellt ihm Toll 
Collect die Technik für ein Kontrollsystem zur Verfügung. Mit Hilfe dieses Systems wird festgestellt, 
ob für Fahrzeuge eine Mautpflicht vorliegt und ob sie ordnungsgemäß, falsch oder gar nicht erfüllt 
wurde (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Das Kontrollsystem unterscheidet zwischen automatischen Kontrollen durch rund 300 fest installier-
te Kontrollbrücken, stationären sowie mobilen Team-Kontrollen mit ca. 300 Kontrollfahrzeugen und 
Betriebskontrollen. Dieses Zusammenwirken gewährleistet eine umfassende und kontinuierliche 
Kontrolle der Mautpflicht und die Möglichkeit, das Kontrollsystem immer wieder an veränderte 
Gegebenheiten anzupassen (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Die Kontrollbrücken identifizieren u. a. die Kfz-Kennzeichen der passierenden Lkws. So kann festge-
stellt werden, ob diese ordnungsgemäß eingebucht sind (registriert oder bei nicht registrierten Lkws 
die Fahrt am Maut-Terminal angemeldet worden ist). Allerdings ist mit diesem System keine 
lückenlose Kontrolle möglich, da anders als z. B. in Österreich in Deutschland bei weitem nicht 
jeder Autobahnabschnitt zwischen jeweils zwei Anschlussstellen mit einer automatischen Kontroll-
brücke ausgestattet ist (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
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Das von Toll Collect entwickelte Mautsystem berechnet und erhebt die Gebühren - anders als bei 
der Verwendung von Vignetten - nach der Nutzung von kilometergenauen Autobahnstreckenab-
schnitten. Das satellitengestützte Freeflow-System gewährleistet zudem, dass der Verkehrsfluss 
auf der Autobahn während der Mauterhebung nicht behindert wird. 
Qualitativ arbeitet das Mautsystem mit hoher Präzision. Dafür spricht die hohe Erfassungsquote im 
automatischen System. Sie liegt seit 2006 (Stand 30.10.07) im Durchschnitt bei 99,75 % und über-
trifft damit den im Betreibervertrag festgelegten Wert von 99,0 % deutlich. Im Vergleich zu anderen 
Mautsystemen ist das die höchste durchschnittliche Erfassungsquote weltweit. Auch die geringe 
Reklamationsrate ist ein Ausdruck für eine gute Arbeit. Toll Collect hat innerhalb von 23 Monaten 
rund 1,97 Millionen Mautaufstellungen versandt. Davon wurden nur 0,003 % von den Nutzern re-
klamiert (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Bis zur propagierten Anwendbarkeit der GPS-Technologie auch auf dem übrigen Straßennetz 
bleiben allerdings noch verschiedene Probleme zu lösen. Dazu gehören die Fragen der Verfügbar-
keit von GPS in topografisch schwierigem Gelände und der Genauigkeit dieser Technologie. Zudem 
muss eine Lösung für nicht mit einem Erfassungsgerät ausgerüstete Fahrzeuge gefunden werden. 
Das heutige System, bei dem eine bestimmte Fahrstrecke eingebucht und bezahlt werden muss, ist 
bei einer netzweiten Abgabe kaum anwendbar. 
Der problemlose, internationale Einsatz des deutschen Lkw-Maut-Systems wurde jüngst durch einen 
Versuch an der deutsch-französischen Grenze bewiesen. Diese Demonstration einer grenzüber-
schreitenden Mauterhebung mit einem interoperablen System kann ein wichtiger Meilenstein hin 
auf dem Weg zu einem einheitlichen Mautsystem in Europa sein. 






























































Als Nutzer im Mautsystem waren Ende November 2007 über 111.000 Unternehmen mit 
rund 911.100 Kfz registriert. Der Anteil der Gebietsfremden betrug bei den Unternehmen 
etwa ein Drittel, bei den Fahrzeugen etwas mehr als 35 %. Ende November 2007 waren 
608.000 Kfz (= 65 % aller registrierten Fahrzeuge) mit einer OBU ausgestattet. Rund 90 % 
der insgesamt durchgeführten Fahrten werden inzwischen automatisch abgebucht (vgl. TOLL 
COLLECT 2008). Von Januar bis August 2007 haben mautpflichtige Lkw auf deutschen Auto-
bahnen insgesamt eine Strecke von 18,2 Mrd. km zurückgelegt. Damit stiegen die mautpflich-
tigen Fahrleistungen gegenüber dem gleichen Zeitraum 2006 um 7,6 % (vgl. BUNDESAMT FÜR 
GÜTERVERKEHR 2007). 
Die mit der streckenbezogenen Lkw-Maut verbundenen verkehrswirtschaftlichen und ver-
kehrspolitischen Ziele wurden eineinhalb Jahre nach Einführung in weiten Teilen erreicht. 
So wurde das Einnahmeziel voll erfüllt und die Wegekosten den deutschen und gebietsfrem-
den Unternehmen anteilsmäßig gerechter angelastet. Der Leerkilometeranteil deutscher Last-
kraftfahrzeuge sank auf deutschen Autobahnen im ersten Jahr nach Einführung der Lkw-Maut 
um 1,1 Prozentpunkte oder ca. 5 %. Es ist hier allerdings eine differenzierte Betrachtung nach 
Verkehrsarten und Entfernungsbereichen notwendig. Im Fernbereich sank der Leerfahrten-
anteil im ersten Jahr überproportional und lag mit 9 % erstmals unter der Zehnprozentmarke. 
Mittlerweile zeigen sich die Optimierungspotenziale in diesem Bereich aber als ausgeschöpft. 
Eine Erhöhung der Fahrzeugauslastung ist im Rahmen der Einführung der Lkw-Maut nur 
schwer statistisch zu erkennen. Es wird aber von einem positiven Trend ausgegangen (vgl. 
BUNDESAMT FÜR GÜTERVERKEHR 2006). 
Die Unternehmen berücksichtigen die Maut bei ihren Investitionsentscheidungen und schaffen 
in großem Umfang umweltfreundliche Fahrzeuge an. Kaum erfüllt hat sich allerdings das 
Ziel, mit Hilfe der streckenbezogenen Lkw-Maut zu einer spürbaren Verlagerung von Güter-
verkehrsanteilen vom Straßengüterverkehr auf andere Verkehrsträger beizutragen. Aktuelle 
Mengenzuwächse im kombinierten Verkehr sind nach Angaben der befragten Terminalbe-
treiber primär auf die Konjunkturentwicklung und auf Kapazitätsengpässe im Straßengüter-
verkehr zurückzuführen. Zusätzlicher Aufwand und Zeitverluste, die mit Anpassungsstrate-
gien verbunden wären, werden negativer eingeschätzt als die Mautkosten (vgl. BUNDESAMT 
FÜR GÜTERVERKEHR 2006). 
Es bestand schon vor Beginn der Mauterhebung auf den bundesdeutschen Autobahnen die Be-
fürchtung, dass verstärkt z. B. Bundesstraßen vom mautpflichtigen Güterverkehr genutzt 
werden könnten, um die Mautpflicht zu umgehen.  
Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag am 13. Dezember 2005 ihren Bericht 
über die Verlagerungen von schwerem Lkw-Verkehr auf das nachgeordnete Straßennetz infol-
ge der Einführung der Lkw-Maut vorgelegt. Die Ermittlung potenzieller Ausweichrouten er-
folgte mit Hilfe von Modellrechnungen und Auswertungen von aktuellen Verkehrsdaten und 
ist vorerst abgeschlossen. Der Bericht stellte insgesamt fest, dass Mautausweichverkehre kein 
Flächenproblem darstellen. Es ließen sich aber dennoch regionale Schwerpunkte von 
Verkehrsverlagerungen identifizieren, die besonders unter dem Mautausweichverkehr leiden.  
Eine im Bericht vorgenommene Abschätzung der Verkehrsentwicklung für Bundesstraßen 
für das Jahr 2005 ging davon aus, dass im bundesweiten Mittel der Zuwachs im durchschnitt-
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lichen täglichen Verkehr (Anzahl Fahrzeuge pro Tag) auf Bundesstraßen insgesamt 7,6 % 
(+ 57 Fahrzeuge/24 h) betrug (Abschätzung für 2005 im Vergleich zu 2004 auf Grundlage 
der Daten des 2. Quartals 2005). Der mautbedingte Zuwachs belief sich dabei immerhin auf 
6,6 % (+ 49 Fahrzeuge/24 h) und der allgemeine Anstieg demzufolge auf 1,0 % 
(+ 8 Fahrzeuge/24 h) (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT). 
Laut Statistik des Kraftfahrt-Bundesamts stieg die Zahl der Zulassungen von Lkw in der 
Klasse von 10 t bis 12 t zur Mauteinführung sprunghaft an. 7.228 Fahrzeuge im Jahr 2005 
im Vergleich zu 3.890 Lkw 2002 bedeuten ein Plus von fast 86 %. Dagegen sind Lkw in der 
Gewichtsklasse knapp oberhalb der Mautgrenze fast nicht mehr gefragt (vgl. O. V. 2007B). 
Wirtschaft 
Eineinhalb Jahre nach Einführung wurde die streckenbezogene Lkw-Maut vom deutschen 
Transportgewerbe als eine in die richtige Richtung weisende Lösung befürwortet. Die Unter-
nehmen gehen davon aus, dass Maßnahmen zum Abbau der Doppelbelastungen aus Mauter-
hebung und Mineralölsteuer im Hinblick auf die Harmonisierung der Wettbewerbs-
bedingungen in der EU schnell ergriffen und ohne hohen Verwaltungsaufwand umgesetzt 
werden (vgl. BUNDESAMT FÜR GÜTERVERKEHR 2006). 
Durch die angekündigte Erhöhung der Lkw-Maut von 12,4 auf 13,5 Eurocent für schwere 
Lkw ab 12 t Gesamtgewicht und der parallelen Absenkung der Kfz-Steuer für diese Lkw soll 
ein Gesamtentlastungseffekt von 250 Mio. € erreicht werden. Das Bundesverkehrsministerium 
geht davon aus, dass mit der Kraftfahrzeugsteuerabsenkung eine Neutralisierung der Er-
höhung erreicht würde und gleichzeitig das erste Teilpaket der schon länger angekündigten 
Entlastung der deutschen schweren Lkw in Höhe von 600 Mio. € realisiert wäre. Ob beim 
einzelnen Fahrzeug jedoch die Ermäßigung der Kfz-Steuer ausreicht, um die Erhöhung der 
Maut zu kompensieren, ist vor allem von der Autobahnfahrleistung abhängig. Bei mautpflich-
tigen 80.000 km beträgt die Zusatzbelastung 880 € pro Jahr, bei 100.000 Autobahn-
kilometern 1.100 €. Für einen 40 t-Lastzug mit Euro 2-Motor beträgt die Kfz-Steuer 1.521 € 
und der EU-Mindestsatz 515 €. Bei einer Absenkung auf den europäischen Mindeststeuersatz 
würde sich praktisch für alle Fahrzeuge eine Neutralisierung ergeben, auch unter 
Berücksichtigung von Fahrzeugen mit Euro 3-Standard. Es verbleiben jedoch noch 
350 Mio. €, die dem Gewerbe zugesagt, bislang aber noch nicht realisiert worden sind. 
Insgesamt verbleibt also weiterhin eine nicht unbeträchtliche Benachteiligung deutscher Lkw, 
wenn sie im Inland tanken, gegenüber den ausländischen Wettbewerbern. Zurzeit sind die 
Gesamtbelastungen ausländischer Fahrzeuge auf Grund der geringeren steuerlichen Belastung 
niedriger (vgl. O. V. 2007A). 
Die Steigerung der Gesamtkosten für Straßentransporte durch die Einführung der Lkw-
Maut in Deutschland werden auf einen Wert zwischen 4 % und 6 % geschätzt. Hier spielen 
direkte und indirekte Preisänderungen sowie die Anpassung von Routen und andere operative 
Anpassungen eine Rolle. Beschäftigungseffekte werden vor allem im (Straßen)Bauwesen, in 
der Elektronikbranche und bei den ergänzenden Straßendiensten erwartet. Die Anzahl neuer 
Arbeitsplätze beläuft sich aber selbst bei sehr positiven Schätzungen auf weniger als 1 % der 
aktuellen Arbeitslosenzahlen in 2006. Vor allem für kleine Speditionen werden eher negative 
Effekte erwartet. 37 % der Straßentransporte dienen der industriellen Produktion (einschließ-
lich Service) und 63 % der Endnachfrage (private Verbraucher und Export). Nur bei vier 
Industriezweigen liegt der Anteil der Transportkosten an den Gesamtkosten bei mehr als 2 %. 
Zwischen 1 % und 2 % liegt der Anteil der Transportkosten bei zwölf Industriezweigen, bei 




























































den restlichen 53 Industriezweigen liegt er unter einem Prozent. Er ist also eher gering. (Die 
Transportindustrie selbst wurde oben bereits gesondert betrachtet und hier nicht noch einmal 
berücksichtigt.) Preiseffekte durch eine Verteuerung der Transportleistung treten direkt und 
indirekt z. B. durch die erhöhte Belastung eines Lieferanten auf. Bei der Kalkulation der direk-
ten und indirekten Effekte mithilfe einer Input-Output-Analyse und einer Kostenzunahme zwi-
schen 4,2 und 5,6 % ergaben sich bei 60 der 70 Wirtschaftszweige Gesamtkostenzunahmen 
von unter 0,1 %. Bei acht Wirtschaftszweigen lag die Zunahme zwischen 0,1 und 0,2 %. 
Lediglich der Straßentransport sieht sich mit höheren Werten konfrontiert. Die indirekten 
Effekte beliefen sich bei einer Begrenzung der direkten Preiseffekte auf maximal 5,6 % der 
Transportkosten auf bis zu 0,19 % (vgl. DOLL, SCHAFFER 2007). 
Umwelt  
Da das Mautbonusverfahren (angedacht war eine Rückvergütung bereits geleisteter Mineral-
ölsteuer auf gezahlte Lkw-Maut) in Brüssel wegen angeblicher Diskriminierung ausländischer 
Lkw gescheitert ist, verbleibt nur die Förderung umweltfreundlicher Fahrzeuge. Diese wird je-
doch vom Gewerbe als skeptisch bis ablehnend beurteilt, da es sich um eine jeweils einmalige 
Maßnahme im Gesamtvolumen von 100 Mio. € mit geringem ökonomischen Wert handelt 
(vgl. O. V. 2007A). 
Nach Modellrechnungen führt die deutsche Lkw-Maut durch ihre streckenabhängige Form zu 
einer relativ zu den Zentren höheren Belastung peripherer Regionen und der äußersten Rand-
regionen von Ballungsgebieten. Im Falle von Verlagerungen und abgabebedingt kürzeren 
Transportentfernungen führt dies zu einem Bedeutungsgewinn der mittleren Regionen und 
der sekundären Zentren sowie zu einer Verdichtung der Produktions- und Siedlungsstandorte, 
d. h. zu einer kompakteren räumlichen Arbeitsteilung.  
Akzeptanz  
Seit Beginn der Lkw-Mautpflicht am 1. Januar 2005 wurden rund 75 Mrd. Fahrkilometer 
(Stand: November 2007) abgerechnet, so viel wie mit keinem anderen Mautsystem zuvor. Die 
Akzeptanz des ersten satellitengestützten Mautsystems ist bei den in- und ausländischen 
Nutzern im Verlauf des Jahres 2006 weiter gestiegen. Das gilt insbesondere für das automa-
tische Einbuchungsverfahren über die Fahrzeuggeräte. Zum Vergleich: Im Januar 2005 lag 
der Anteil der Mautbuchungen im automatischen Verfahren bei 72 %, 2007 lag er bei über 
90 %. In den Fahrzeugen sind derzeit mehr als 608.000 OBUs installiert. Gegenüber Januar 
2005 sind das rund 80 % mehr (vgl. TOLL COLLECT 2008). 
Seit Systemstart bis zum 30. April 2005 sind durch das BAG und die Betreibergesellschaft Toll 
Collect insgesamt 5,3 Mio. Fahrzeuge kontrolliert worden. Bei rund 45 Mio. mautpflichtigen 
Fahrten beträgt die Kontrollquote damit rund 12 %. In den ersten Tagen seit Start der Maut 
lag die Beanstandungsquote bei rund 8 % und damit deutlich niedriger als bei der Ein-
führung der früheren zeitbezogenen Eurovignette (Januar 1995: ca. 16 %). Inzwischen hat sie 
noch weiter abgenommen und lag im Mai 2005 bei deutlich unter 3 % (vgl. RUIDISCH, SCHULZ 
ET AL. 2005). 
Von der deutschen Lkw-Maut erhofften sich deutsche Spediteure höhere Gerechtigkeit und 
Chancengleichheit gegenüber ausländischen Spediteuren (vgl. CLAUSEN, SCHEFFERMANN ET AL. 
2005). 
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Finanzen  
Die Einnahmen aus der Lkw-Maut entwickeln sich erwartungsgemäß positiv. Am 
13. Mai 2005 hat der Mautumsatz (brutto) 1 Mrd. € erreicht. Der Anteil der gebietsfremden 
Mautpflichtigen am Mautumsatz liegt im Zeitraum Januar 2007 bis August 2007 bei 35 %. 
Die Mauteinnahmen sind zwischen Januar 2007 und August 2007 gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum um 8,8 % auf rund 2,18 Mrd. € gestiegen. Der gezahlte durchschnittliche 
Mautsatz pro Kilometer betrug damit 12,0 Cent. Von den erbrachten Fahrleistungen entfielen 
66 % auf Inländer und 34 % auf Gebietsfremde (vgl. BUNDESAMT FÜR GÜTERVERKEHR 2007). 
 




























































6 City-Maut Bergen (Bomring Bergen) 
Bergen war die erste Stadt Europas, die eine Innenstadt-Maut im Jahr 1986 einführte. Hauptziel der 
Mauteinnahmen ist die Finanzierung der durch die geographische Lage Bergens bedingten relativ 
teuren Straßeninfrastruktur. Werktags wird die Einfahrt in die Kernstadt Bergens zwischen 6 h und 
22 h mit Gebühren belegt. Nachts sowie an Sonn- und Feiertagen ist die Einfahrt gebührenfrei. Es 
handelt sich um ein relativ kleines Innenstadtgebiet, das mit Hilfe von Mautstationen abgegrenzt 
wird. Im Februar 2004 wurde ein automatisches System zur Gebührenerhebung eingeführt 
(AutoPASS), das bereits in ganz Norwegen weit verbreitet ist. Die Mauteinnahmen wurden anfangs 
auf Basis der Verkehrsstärken von 1986 prognostiziert. Sie stiegen jedoch viel schneller als erwartet 
an und erreichten im Jahr 2000 schon den doppelten Betrag. Jedoch können über den mautbe-
dingten Verkehrsrückgang keine eindeutigen Aussagen getroffen werden. Nach heutigem Stand 






Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ARBÖ (AUTO-, MOTOR- UND RADFAHRERBUND – BUNDESORGANISATION) (2007): 
Internet-Präsenz der ARBÖ. 
Online verfügbar unter: http://www.arboe.or.at (letzter Zugriff am: 05.12.2007) 
IEROMONACHOU, PETROS (2006):  
Urban toll rings - what lessons can we learn from the Norwegians?  
In: traffic engineering and control, Jg. 47 (2006), Ausgabe September, S. 310–314. 
KEUCHEL, STEPHAN / RODI, HANSJÖRG (1994):  
Erhebung von Strassenbenutzungsgebühren. Beispiel Norwegen.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 46 (1994), Nr. 4, S. 203–213. 
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Zeitraum ab 1986 
Verlauf Bergen war die erste Stadt Europas, die eine Innenstadt-Maut einführte. 
Eine Mautstation existierte in Bergen bereits vor 1986. Sie war Teil des Finan-
zierungssystems eines privaten Tunnels in der Innenstadt und wurde in den 
Ring integriert. 
2004: Einführung der elektronischen Mauterhebung 
2011: voraussichtliches Ende der City-Maut 
Kosten --- 











































In Norwegen sind auf Grund gesetzlicher Bestimmungen Mauteinnahmen aus City-Maut-Systemen 
nicht zu Lenkungszwecken einzusetzen, sondern an Finanzierungszielen auszurichten. 
Seit den 1970er Jahren leidet das Stadtzentrum Bergens unter zunehmender Belastung durch Ver-
kehrsstauungen und Unfällen sowie Luftverschmutzung durch die Verkehrsbelastung. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es auch noch keine Umgehungsstraßen, auf denen das Stadtzentrum hätte umfahren 
werden können. 1983 wurde ein Masterplan über die zukünftige Stadtentwicklung Bergens vorge-
stellt, in dem zahlreiche Maßnahmen für die Verkehrsinfrastruktur vorgesehen waren (neue Haupt-
verkehrsstraßen, ÖPNV, große Parkhäuser). Hauptziel der Mauteinnahmen ist deshalb die Finan-
zierung der durch die geographische Lage Bergens (sehr gebirgig, viele steile Felswände) bedingten 
relativ teuren Straßeninfrastruktur. Durch das Road-Pricing sollen die Programme des Infrastruktu-
ausbaus nach dem Masterplan von etwa 30 auf 15 Jahre verkürzt werden. Die Kosten des beschleu-
nigten Ausbaus sollen einerseits durch die Mauteinnahmen, andererseits aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen im Verhältnis 50 : 50 finanziert werden (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Werktags wird die Einfahrt in die Kernstadt Bergens zwischen 6 h und 22 h mit Gebühren belegt. 
Nachts sowie an Sonn- und Feiertagen ist die Einfahrt gebührenfrei. Es handelt sich um ein relativ 




























































kleines Innenstadtgebiet, das mit Hilfe von Mautstationen abgegrenzt wird (vgl. KEUCHEL, RODI 
1994). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Es existieren Zeitkarten (Vignetten) ohne Fahrtenzahllimit und fahrtenzahlabhängige Abrechnungs-
formen. Zeitkarten werden in Form von Jahreskarten für 1.100 NOK (ca. 138 €), Halbjahreskarten 
für 575 NOK (ca. 72 €) und Monatskarten für 100 NOK (ca. 12,50 €) angeboten (Stand: 1994). 
Diese sind an den Mautstationen und in Bankfilialen erhältlich. Fahrtenzahlabhängige Abrech-
nungsverfahren erfolgen entweder in Form von im Voraus bezahlten Coupons: 20 Fahrten zu je 
4,50 NOK (ca. 0,60 €), oder durch Bezahlung für jede Fahrt zu 5,0 NOK (0,63 €) (Stand: 1994; vgl. 
KEUCHEL, RODI 1994). 
Preise für das Einzelticket nach ARBÖ (Stand: 2008): 
? Kfz unter 6 m Länge (außer Motorräder): 15 NOK (ca. 1,90 €) 
? Kfz ab 6 m Länge: 30 NOK (ca. 3,75 €) 
Knapp 40.000 der täglich einfahrenden Fahrzeuge (Stand: 1994) machen von den Zeitkartenange-
boten Gebrauch. Lkw werden mit Gebühren in doppelter Höhe belegt. Busse des ÖPNV sind von der 
Bepreisung ausgenommen. Für das Durchfahren von Mautstationen auf den Fahrbahnen für Zeit-
kartenfahrzeuge ohne gültigen Ausweis wird eine erhöhte Gebühr von 200 NOK (ca. 25 €) (Stand: 
1994) verlangt. Die Kontrolle wird mit Hilfe von Videoaufnahmen durchgeführt und zufallsab-
hängig vorgenommen (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Nach dem im Jahre 2001 verabschiedeten neuen Programm zur Verkehrs- und Stadtentwicklung 
sollen nur noch 45 % der Mauteinnahmen für die Straßeninfrastruktur verwendet werden; die rest-
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lichen 55 % sind für Verbesserungen im Bereich des Umweltschutzes und der Innenstadtentwick-
lung vorgesehen (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Der mautpflichtige Innenstadtbereich Bergens wurde mit Hilfe von 6 Mautstationen abgegrenzt, die 
auch manuell besetzt sind: 2 große Stationen mit je 4 Fahrstreifen und 4 kleine Stationen mit je 2 
Fahrstreifen. Eine weitere Mautstation wurde inzwischen hinzugefügt (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Um Stauungen an den Stationen zu vermeiden, wurde in Bergen darauf geachtet, einen möglichst 
großen Anteil der Fahrten ohne Anhaltevorgang abrechnen zu können. Zu diesem Zweck werden 
den Verkehrsteilnehmern Zeitkarten (Vignetten) ohne Fahrtenzahllimit und fahrtenzahlabhängige 
Abrechnungsformen angeboten (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Im Februar 2004 wurde ein automatisches System zur Gebührenerhebung eingeführt (AutoPASS), 
das bereits in ganz Norwegen weit verbreitet ist (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
Nach heutigem Stand (2006) soll das Mautsystem bis zum Jahr 2011 in Betrieb sein. 
Durch die Einführung des AutoPASS-Systems im Jahr 2004 wurde einerseits der Bezahlvorgang 
automatisiert, andererseits eine Interoperabilität mit zahlreichen anderen Mautsystemen in Nor-
wegen hergestellt, die dieses System ebenfalls unterstützen. Im Jahr 2006 kann man mit AutoPASS 
bereits an insgesamt 130 elektronischen Mautspuren in ganz Norwegen bezahlen und ca. 1/3 aller 
norwegischen Pkw besitzen eine dafür notwendige OBU. Somit entwickelte sich AutoPASS zu einem 
der größten und erfolgreichsten elektronischen Mautsystemen Europas (vgl. IEROMONACHOU 2006). 






























































Insgesamt passieren rund 60.000 Fahrzeuge täglich den gebührenpflichtigen Ring. Die täg-
liche Belastung der Stationen schwankt zwischen 5.000 und 15.000 Fahrzeugen (Stand: 
1994; vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Verkehrszählungen in den Jahren 1985 und 1986 weisen auf ein Wachstum des Verkehrsauf-
kommens in der Stadt Bergen von etwa 10 % hin. An den Mautstationen stieg das Verkehrs-
aufkommen während der gebührenpflichtigen Zeiten um 0,5 %, während der gebührenfreien 
Zeiten nahm es dagegen um etwa 9 % zu. Unter Berücksichtigung externer Faktoren wird der 
gebührenbedingte Nachfragerückgang auf 6 % bis 7 % geschätzt. Die Nachfrage nach ÖPNV-
Fahrten ist demgegenüber unverändert geblieben, sein Anteil am Modal Split entsprechend 
gestiegen. Für den durchschnittlichen Pkw-Besetzungsgrad konnten keine signifikanten Ver-
änderungen festgestellt werden. Aus den erhobenen Daten kann allerdings nicht geschlossen 
werden, ob der Rückgang der Fahrten in den gebührenpflichtigen Zeiten durch zeitliche oder 
räumliche Verlagerung erfolgt, da die Verkehrsentwicklung im Zentrum der Stadt nur bedingt 






Im Dezember 1985 waren mit 54 % mehr als die Hälfte der Befragten gegen die Einführung 
von Straßenbenutzungsgebühren und nur 13 % dafür. Ein Drittel der Befragten hatte keine 
Meinung zu der Frage oder äußerte diese nur mit Vorbehalten. Ein Jahr später wurde eine 
weitere Meinungsumfrage durchgeführt. Die Ergebnisse zeigten noch 36,5 % der Befragten als 
Gegner von Straßenbenutzungsgebühren, 50 % als Befürworter und 13,5 % waren indifferent 
(vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Anfangs war der Widerstand in der Bevölkerung gegen die City-Maut auch deshalb sehr groß, 
da in Norwegen bereits hohe Kosten zur Haltung eines Fahrzeugs bestanden, neben einer 
ebenfalls sehr hohen Mineralölsteuer. Deshalb war die verbreitete Meinung der Bevölkerung, 
dass der Staat für die vollständige Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur zuständig sei. Als 
die ersten Verkehrsbauwerke (Tunnel, Autobahnen) entstanden, änderte sich die öffentliche 
Meinung jedoch zu Gunsten der Mauterhebung. 
Mit der Einführung des elektronischen Road Pricing werden vielfach Datenschutzprobleme 
assoziiert. Die Betreibergesellschaft hält zur Kontrolle und Durchsetzung der Gebührenkon-
zeption Zeit, Ort, Fahrzeug und Fahrer fest. Die Daten werden so lange gespeichert, wie sie 
zur Gebührenabrechnung und Bearbeitung von Reklamationen benötigt werden. Die Gesetz-
gebung zum Datenschutz verbietet in Norwegen die Weitergabe dieser personenbezogenen 
Daten an Dritte bzw. ihre Verwendung für andere Zwecke als die der Gebührenerhebung. 
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Grundsätzliche Probleme, die mit der Erfassung der genannten Daten entstehen könnten, wer-
den von offizieller Seite nicht gesehen (vgl. KEUCHEL, RODI 1994). 
Finanzen  
Die Mauteinnahmen wurden anfangs mit 35 Mio. NOK (ca. 4,3 Mio. €) auf Basis der 
Verkehrsstärken von 1986 (ca. 70.000 in die Mautzone einfahrende Kfz pro Tag) prognosti-
ziert. Sie stiegen jedoch viel schneller als erwartet an und erreichten im Jahr 2000 schon den 
doppelten Betrag von ca. 70 Mio. NOK (ca. 8,6 Mio. €). Fast 70 % der Einnahmen wurden für 
die Refinanzierung der Straßeninfrastruktur verwendet, 20 % für die Betriebskosten und die 
verbliebenen 10 % wurden angelegt, wobei es über die weitere Verwendung ausgiebige politi-
sche Debatten gab. Die Betriebskosten des Mautsystems waren in Bergen anfangs auf Grund 
der bemannten Mautstationen höher als in vergleichbaren norwegischen Städten. Dieses Sys-
tem wurde 2004 schließlich durch ein automatisiertes System ersetzt (vgl. IEROMONACHOU 
2006).
 

























































7 Kordon-basierte Bepreisung Oslo (Bomring Oslo) 
Im Februar 1990 wurde in Oslo ein Mautring für den Kraftfahrzeugverkehr eingeführt. 18 Kontroll-
stellen im Abstand von 3 bis 8 km um die Osloer Innenstadt bilden einen Ring, den alle Fahrzeuge 
passieren müssen, die aus der Region in das Zentrum wollen. Für die Zufahrt in den inneren Be-
reich Oslos müssen alle Kfz eine Mautgebühr (bompenger) entrichten. Nach der einmaligen Bezah-
lung dürfen sich die Fahrzeuge ohne Zeitlimit innerhalb des Mautrings aufhalten. Mit den Mautein-
nahmen soll der Ausbau des Verkehrssystems im Raum Oslo beschleunigt werden können. Ein Kern-
stück des Straßennetzausbaus ist ein Autobahntunnel unter dem Osloer Hafenbecken. Ein Ab-









Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ARBÖ (AUTO-, MOTOR- UND RADFAHRERBUND – BUNDESORGANISATION) (2008): 
Internet-Präsenz der ARBÖ. 
Online verfügbar unter: http://www.arboe.or.at (letzter Zugriff am: 05.12.2008) 
ARING, JÜRGEN (1993): 
Der Mautring in Oslo - eine Zwischenbilanz.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 45 (1993), Nr. 7+8, S. 411–413. 
IEROMONACHOU, PETROS (2006):  
Urban toll rings - what lessons can we learn from the Norwegians?  
In: traffic engineering and control, Jg. 47 (2006), Ausgabe September, S. 310–314. 
NORWEGFINANS (2008):  
Internet-Präsenz der Norwegfinans. 
Online verfügbar unter: http://www.norvegfinans.com (letzter Zugriff am: 05.12.2008) 
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Zeitraum ab Februar 1990 (die Debatten über die Etablierung eines City-Maut-Systems 
begannen schon ca. 1980) 
1991: Beginn der automatischen Mauterhebung 
Verlauf --- 
Kosten Im ersten Betriebsjahr der City-Maut standen den Investitionskosten von 
250 Mio. NOK (ca. 30,7 Mio. €) Einnahmen in Höhe von 750 Mio. NOK (ca. 
92 Mio. €) gegenüber, die bis zum Jahr 2004 auf knapp 1,2 Mrd. NOK (ca. 
146 Mio. €) anstiegen. Die Betriebskosten betragen lediglich 10 % der Ein-
nahmen (vgl. IEROMONACHOU 2006). 











































In Norwegen sind auf Grund gesetzlicher Bestimmungen Mauteinnahmen aus City-Maut-Systemen 
nicht zu Lenkungszwecken einzusetzen, sondern an Finanzierungszielen auszurichten. Demzufolge 
ist das Osloer Mautsystem nicht als Instrument zur Reduktion des motorisierten Individualverkehrs, 
sondern als Instrument der Geldbeschaffung geplant worden. Mit den Mauteinnahmen soll der Aus-
bau des Verkehrssystems im Raum Oslo beschleunigt werden können. Die Kernstücke des Straßen-
netzausbaus sind: ein Autobahntunnel unter dem Osloer Hafenbecken, der Aus- und Neubau von 
drei Halbringen um die Innenstadt sowie der Ausbau der Radialstraßen. Aber auch der ÖPNV und 
der Fußgänger- und Radverkehr soll teilweise durch die Mauteinnahmen verbessert werden. Durch 
das Road Pricing sollen die Programme des (Straßen-)Infrastrukturausbaus von etwa 30 auf 15 Jah-
re verkürzt werden. Die Kosten des beschleunigten Ausbaus sollen einerseits durch die Mauteinnah-
men, andererseits aus dem allgemeinen Steueraufkommen im Verhältnis 55 : 45 finanziert werden 
(vgl. ARING 1993). 
Ein Abschreckungseffekt mit der Wirkung eines Rückgangs des Kfz-Verkehrs soll trotz des Maut-
systems vermieden werden.  
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 

























































Für die Zufahrt in den inneren Bereich Oslos müssen alle Kfz (außer Motorräder, Fahrzeuge des 
ÖPNV sowie Einsatzfahrzeuge) eine Mautgebühr entrichten. Ebenso werden Fahrzeuge, die sich 
zwischen dem westlichen, nordöstlichen und südöstlichen Umland bewegen, gezwungen, den Maut-
ring zu kreuzen. Eine Umfahrung des Mautrings ist bedingt durch die naturräumliche Lage Oslos 
zwischen dem Fjord im Süden und großräumigen, geschützten Waldgebieten im Norden und Osten 
nicht möglich. Nach der einmaligen Bezahlung dürfen sich die Fahrzeuge ohne Zeitlimit innerhalb 
des Mautrings aufhalten (vgl. ARING 1993). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Neben dem Einzelticket (Barzahlung) gibt es Dauerkartensysteme, die den Nutzern erhebliche Ra-
batte einräumen. Die Dauerkarte wird als OBU (AutoPASS-System) auf der Innenseite der Wind-
schutzscheibe angebracht. Das Kontrollsystem überprüft die Gültigkeit beim Durchfahren des Maut-
systems, wobei nicht angehalten werden muss (vgl. ARING 1993). 
Preise für das Einzelticket nach ARBÖ 2008 (Stand: 2008): 
? Kfz unter 6 m Länge (außer Motorräder): 20 NOK (ca. 2,50 €) 
? Kfz ab 6 m Länge: 40 NOK (ca. 5 €)  
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Mit den Mauteinnahmen soll der Ausbau des Verkehrssystems im Raum Oslo beschleunigt werden 
können. Die Kernstücke des Straßennetzausbaus sind: ein Autobahntunnel unter dem Osloer Hafen-
becken, der Aus- und Neubau von drei Halbringen um die Innenstadt sowie der Ausbau der Radial-
straßen. Aber auch der ÖPNV und der Fußgänger- und Radverkehr soll teilweise durch die Mautein-
nahmen verbessert werden. Die Nutzung des Mautrings als Finanzierungsquelle hat Einfluss auf die 
Lage der Mautstationen und auf das Tarifsystem gehabt. Mit dem System soll mit minimalem Auf-
wand ein maximaler Anteil des Kfz-Verkehrs im Raum Oslo erfasst werden können (vgl. ARING 
1993). 
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Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






18 Kontrollstellen im Abstand von 3 bis 8 km um die Osloer Innenstadt bilden einen Ring, den alle 
Fahrzeuge passieren müssen. Im Dezember 1990 wurde der Mautring durch ein elektronisches 
Kontrollsystem ergänzt. Bei illegaler Durchfahrt wird automatisch ein Foto erstellt und ein Bußgeld-
verfahren eingeleitet (vgl. ARING 1993). 
Die Dimensionierung der Mautstationen hängt von ihrer jeweiligen Position ab. Die blau ausgeschil-
derten linken Mautspuren dürfen nur von AutoPASS-Nutzern befahren werden, die als „Mynt/Coin“ 
beschilderten Spuren sind für automatische Barzahlung reserviert und die manuell bedienten Maut-
spuren sind für die restlichen Nutzer vorgesehen. Im Jahr 2006 bezahlten mehr als 60 % aller Maut-
zahler die Gebühren elektronisch via AutoPASS, in der Spitzenstunde sogar 85 % (vgl. 
IEROMONACHOU 2006). 
Durch die Einführung des AutoPASS-Systems im Jahr 1991 wurde einerseits der Bezahlvorgang 
automatisiert, andererseits eine Interoperabilität mit zahlreichen anderen Mautsystemen in Nor-
wegen hergestellt, die dieses System ebenfalls unterstützen. Im Jahr 2006 kann man mit AutoPASS 
bereits an insgesamt 130 elektronischen Mautspuren in ganz Norwegen bezahlen und ca. 1/3 aller 
norwegischen Pkw besitzen eine dafür notwendige OBU. Somit entwickelte sich AutoPASS zu einem 
der größten und erfolgreichsten elektronischen Mautsystemen Europas (vgl. IEROMONACHOU 2006). 



























































Der durch die Mauteinnahmen ermöglichte Ausbau des Straßennetzes beabsichtigte und be-
wirkte einen räumlichen Verlagerungseffekt von Verkehrsströmen. Das Osloer Zentrum ist 
sehr stark vom Kfz-Verkehr entlastet worden, besonders deutlich wird dies am Rathausplatz, 
den Mitte der 80er Jahre rund 70.000 Fahrzeuge täglich kreuzten. Durch die Enlastung wurde 
eine stärkere Öffnung des Stadtzentrums zum Fjord ermöglicht (vgl. ARING 1993). 
Obwohl eine Verkehrsreduzierung nicht beabsichtigt war, zeigen Analysen der Verkehrs-
zählungen von März 1989 (11 Monate vor Einführung des Mautrings) bis Juni 1991 (16 
Monate nach Einführung des Mautrings) eine signifikante Reduktion des Kfz-Verkehrs am 
Mautring um 5 bis 10 % (bereits konjunkturbereinigte Zahlen). Interessant ist, dass der Rück-
gang bei den östlichen Mautstellen deutlich ausgeprägter war als bei den westlichen, da sich 
im Osten Oslos die Wohngebiete der sozial schwächeren befinden. Die Reduktion der Anzahl 
der Kfz-Fahrten hat aber weder zu einer höheren Besetzungsziffer in den Fahrzeugen noch zu 
einer Zunahme der Nutzung des ÖPNV geführt. Eine zeitliche Entzerrung der Nutzung wurde 




Bei der Weiterentwicklung des Bomring Oslo zu einem differenzierteren Road Pricing-System 
soll auch der Verkehrsvermeidungseffekt stärker berücksichtigt werden, was bisher noch nicht 
der Fall ist. Auch sollen die damit finanzierten Investitionen noch stärker auf den ÖPNV ver-
lagert werden (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
Akzeptanz  
Die geplante Einführung des Mautrings in Oslo zog zum Teil starke Kritik in der Bevölkerung 
nach sich. Der Schritt konnte bei dem breiten Widerstand politisch nur durchgesetzt werden, 
weil im Endeffekt sowohl der Kfz-Verkehr als auch der öffentliche Verkehr deutliche Ver-
besserungen erfuhren. Während der ersten 5 Betriebsjahre sank die Anzahl der Mautgegner 
um 5 % auf 65 %, ab dann wurde die City-Maut von 55 % bis 60 % der Befragten unterstützt 
(vgl. IEROMONACHOU 2006). 
Es gibt Pläne, das Osloer Mautsystem weiter zu entwickeln zu einem vollwertigen „Congestion 
Pricing Scheme“, bei dem der Verkehrsvermeidungseffekt stärker im Vordergrund steht. Hier-
von müssten aber erst noch alle politischen Parteien überzeugt werden. Einige der Bedenken 
wurden inzwischen ausgeräumt: so gibt es keine rechtliche Beschränkung; es kann mit stabi-
len Einnahmen gerechnet werden und die soziale Diskriminierung solch eines Systems wird 
als minimal angesehen. Allerdings werden nicht alle Bevölkerungsgruppen vom damit verbun-
denen Ausbau des ÖPNV profitieren. Auch müssten die Vorteile eines Congestion Pricing 
Scheme der breiten Öffentlichkeit besser vermittelt werden (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
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Finanzen  
Im ersten Betriebsjahr der City-Maut standen den Investitionskosten von 250 Mio. NOK (ca. 
30,7 Mio. €) Einnahmen in Höhe von 750 Mio. NOK (ca. 92 Mio. €) gegenüber, die bis zum 
Jahr 2004 auf knapp 1,2 Milliarden NOK (ca. 146 Mio. €) anstiegen. Die Betriebskosten betra-
gen lediglich 10 % der Einnahmen (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
In Oslo war in sozial schwächeren Gebieten eine höhere Abnahme des Verkehrsaufkommens 
zu beobachten, die Abschreckungswirkungen ist bei finanzschwächeren Teilen der Bevölke-
rung am stärksten (vgl. IEROMONACHOU 2006). 
 

























































8 Mautsystem Singapur (Road-Pricing Singapore) 
Im September 1998 wurde das Electronic Road-Pricing (ERP) in einer so genannten „Restricted 
Zone“ in der Innenstadt Singapurs und auf den Expressways eingeführt. 1999 wurde das ERP auch 
auf wichtige Hauptverkehrsstraßen außerhalb dieser Zone ausgedehnt. Hauptziel des ERP ist es, 
den ÖPNV so gut wie möglich zu verbessern und auszubauen. Das ERP-System besteht aus 28 elek-
tronischen Erfassungsanlagen in der Restricted Zone (RZ), elf auf den Expressways und drei auf 
dem Außenringgürtel. Das Verkehrsaufkommen konnte durch die Einführung des ERP allgemein um 










Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/pdf/wrrp2-finalreport.pdf (letzter Zugriff am: 
22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-norway-trondheim.pdf (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
LAND TRANSPORT AUTHORITY (2008):  
Internet-Präsenz der Land Transport Authority. 
Online verfügbar unter: http://www.lta.gov.sg (letzter Zugriff am: 24.10.2008) 
STEININGER, KARL / GOBIET, WERNER / BINDER, CONSTANZE / FRIEDL, BIRGIT / GEBETSROITHER, BRIGITTE / KRIEBERNEGG, GEORG 
(2005):  
Technologien und Wirkungen von Pkw-Road-Pricing im Vergleich.  
Verlag der Technischen Universität Graz (Schriftenreihe der Institute Eisenbahnwesen und Verkehrswirtschaft, Straßen- 
und Verkehrswesen, TU Graz). Graz 2005. 
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Zeitraum Area Licensing Scheme (ALS) 1975 bis 1998 
Road-Pricing Scheme (RPS) 1995 bis 1998 
Electronic Road-Pricing (ERP) ab 1998 
Ausdehnung des ERP auf wichtige Hauptverkehrsstraßen: 1999 
(vgl. LAND TRANSPORT AUTHORITY 2008) 
Verlauf Bis 1998 gab es zwei manuelle Road Pricing-Systeme für Kraftfahrzeuge in 
Singapur, das „Area Licensing Scheme“ (ALS) und das „Road-Pricing Scheme“ 
(RPS). Beide Systeme basierten auf Bewilligungen, die vor dem Passieren 
eines Kontrollpunktes erworben werden mussten und für einen Tag oder 
einen Monat gültig waren. 1975 kam das ALS erstmals zum Einsatz und um-
fasste die „Restricted Zone“ (RZ), ein Gebiet von 610 ha, das in den darauf 
folgenden Jahren auf 725 ha ausgedehnt wurde. Das Road-Pricing Scheme 
(RPS) wurde 1995 als Pilotprojekt eingeführt und umfasste Schnellstraßen 
außerhalb der RZ (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Nach einer einjährigen Testphase wurde im September 1998 das Electronic 
Road-Pricing (ERP) von der Land Transport Authority of Singapore in der RZ 
und auf den Expressways eingeführt. 1999 wurde das ERP auch auf wichtige 
Hauptverkehrsstraßen außerhalb der RZ ausgedehnt (vgl. STEININGER, GOBIET 
ET AL. 2005). 
Kosten --- 











































Das Hauptziel des ALS war eine Reduktion des Wachstums von Staus (1975 betrug die durch-
schnittliche Fahrgeschwindigkeit ca. 19 km/h), um damit unerwünschte Effekte auf die Straßenbe-
nutzung (Staukosten, Zeitkosten) und auf Umwelt und Gesundheit zu vermeiden. (vgl. STEININGER, 
GOBIET ET AL. 2005) 
Hauptziel des ERP ist es, den ÖPNV so gut wie möglich zu verbessern und auszubauen. Bis zum 
Jahr 2003 wurden etwa 63 % aller Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmittels erledigt, d. h. 5 Mio. 
von insgesamt 7 Mio. Fahrten pro Tag. Rund 3 Mio. der Fahrten wurden per Bus, 1 Mio. per Zug 
und 1 Mio. mit Taxen vorgenommen. Ziel ist es, dass 75 % aller Fahrten mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln getätigt werden (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 

























































Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Fahrten, die montags bis freitags zwischen 07:30 h und 19:00 h in der „Restricted Zone“ und über-
all sonst von 07:30 h bis 9:30 h unternommen werden, sind gebührenpflichtig. Die Gebühren vari-
ieren zwischen 0,5 SG$ (ca. 0,25 €) bis 3 SG$ (ca. 1,5 €) für Pkw und können sich alle halbe Stun-
de je nach Verkehrsaufkommen verändern. Für andere Fahrzeuge vervielfachen sich die Gebühren 
um den Faktor 0,5 für Motorräder, 1,5 für schwere Fahrzeuge und 2 für große Busse. Außerdem 
werden die Gebühren alle 3 Monate überprüft und wenn nötig neu angepasst (vgl. STEININGER, 
GOBIET ET AL. 2005). 
Die Strafe bei ungenügendem Guthaben oder nicht vorhandener Smart-Card beträgt 10 SG$ (ca. 
5 €) plus die ausstehende ERP Gebühr. Wenn nicht innerhalb von 28 Tagen gezahlt wird, folgt eine 
gerichtliche Vorladung (Strafen bis zu 70 SG$ bzw. ca. 35 €). Bei fehlender In-Vehicle Unit beträgt 
die Strafe sofort 70 SG$ (ca. 35 €). Der Erwerb von Pauschal-Tageskarten für ausländische Nutzer 
ist möglich (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
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Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Das ERP-System besteht aus 28 Erfassungs-Anlagen in der sog. Restricted Zone (RZ), elf auf sog. 
Expressways und drei auf dem Außenringgürtel (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Das ERP-System hat drei wesentliche Komponenten: 
? die In-Vehicle-Unit (IU) und die Smart-Card, 
? die straßenseitigen Installationen der Erfassungsanlagen, bestehend aus Antennen, Fahr-
zeugsensoren und einem Kontrollkamerasystem, die mit einem Controller der Anlage ver-
bunden sind und 
? das Kontrollzentrum, das verschiedene Server, Überwachungssysteme sowie eine Zentraluhr 
zur Synchronisation der ERP-Anlagen beinhaltet. 
Die Bezahlung erfolgt durch Abbuchung von der sich in der IU befindlichen Smart-Card beim Über-
fahren einer Erfassungsanlage. Falls das Fahrzeug keine IU hat oder ein zu geringer Betrag geladen 
ist, wird ein Foto mit dem Fahrzeugkennzeichen von den Kontrollkameras angefertigt und an das 
Kontrollzentrum geschickt (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 



























































Im Gegensatz zum alten Area Licensing Scheme wird beim neuen ERP eine Gebühr bei jedem 
Passieren der Erfassungsanlage erhoben. Dies führte zu einer Verhaltensänderung der Perso-
nen, die früher mehrmals täglich in die Stadt fuhren (diese wurden auf 23 % der Fahrten ge-
schätzt). Viele dieser Fahrer begrenzten die Zahl ihrer Fahrten. Büroangestellte z. B. verwen-
deten nicht mehr ihren Pkw, um sich zum mittäglichen Lunch zu treffen, viele stiegen auf 
öffentliche Verkehrsmittel um (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Das Verkehrsaufkommen konnte durch die Einführung des ERP allgemein um 10 % bis 15 % 
verringert werden. Am East Coast Parkway beispielsweise verringerte sich der Verkehr um 
15 % und die Durchschnittsgeschwindigkeit stieg von ca. 30 km/h auf ca. 60 km/h. Mehrfach-
besetzungen in Pkw erhöhten sich (vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Insgesamt wurde eine Reduzierung um fast 25.000 Fahrzeuge während der Spitzenstunden 
und eine Erhöhung der durchschnittlichen Geschwindigkeit um ca. 20 % festgestellt. Zudem 
wurde eine Zunahme von Car-Sharing und Fahrgemeinschaften festgestellt sowie eine große 
zeitliche Verlagerung der Fahrten in die Nebenzeiten (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED 
TRANSPORT 2006). 
Insgesamt wurde eine Reduzierung um fast 25.000 Fahrzeuge während der Spitzenstunden 
und eine Erhöhung der durchschnittlichen Geschwindigkeit um ca. 20 % festgestellt. Zudem 
wurde eine Zunahme von Car-Sharing und Fahrgemeinschaften festgestellt sowie eine große 






Vor der ERP Einführung wurde ein Öffentlichkeitsprogramm durchgeführt, das über einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr lief, um die Akzeptanz in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Es 
mussten Fragen der Sicherheit und der Privatsphäre im Bereich des Datenschutzes geklärt 
werden. Fahrzeugbesitzer bekamen Broschüren zugeschickt, in Printmedien und im Fernsehen 
wurde über die Vorteile des ERP im Vergleich zum manuellen bisherigen System informiert. 
Die In-Vehicle-Unit (IU) konnte schon vor der eigentlichen Gebühreneinhebung beim Über-
fahren der Erfassungsanlagen getestet werden. Road Pricing in Singapur war deshalb so 
erfolgreich, da es Teil eines gesamten Traffic Demand Managements war, das Maßnahmen 
wie Förderung des ÖPNV und P+R-Anlagen und starke Einbindung der Betroffenen vorsah 
(vgl. STEININGER, GOBIET ET AL. 2005). 
Finanzen  
--- 
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9 Vignette Österreich (für Autobahnen / Schnellstraßen) 
Seit 1997 unterliegen sämtliche österreichischen Autobahnen und Schnellstraßen mit Ausnahme 
der Sondermautstrecken der allgemeinen Vignettenpflicht. Auf Österreichs hochrangigem Straßen-
netz gibt es einige wenige Streckenabschnitte, die auf Grund der hohen Kostenintensität im Bereich 
Bau, Instandhaltung und Sanierung bereits vor der Einführung der Vignettenpflicht in Österreich 
streckenabhängig bemautet wurden. Die Einnahmen aus der Vignette sind für den Betreiber der 
österreichischen Autobahnen und Schnellstraßen ASFINAG zur Gänze zweckgebunden und werden 
für Generalsanierungen und Instandsetzungen, Betrieb der zahlreichen Tunnels, technische Ausstat-
tung der Straßen (z. B. Beleuchtung), Winterdienst, Grünflächen und Ausbau des Netzes der Auto-








Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ASFINAG, BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR, INNOVATION UND TECHNOLOGIE (BMVIT) (2004):  
Verkehrsverlagerungen vom Autobahn- und Schnellstraßennetz  
nach Einführung der Lkw-Maut im 2. und 3. Quartal 2004.  
Kurzfassung. Wien 2004. 
ASFINAG (AUTOBAHNEN- UND SCHNELLSTRAßEN- FINANZIERUNGS- AKTIENGESELLSCHAFT) (2008):  
Internet-Präsenz der ASFINAG. 
Online verfügbar unter: http://www.asfinag.at (letzter Zugriff am: 12.09.2008) 
BECKERS, THORSTEN / BRENCK, ANDREAS / HIRSCHHAUSEN, CHRISTIAN VON / KLATT, JAN PETER (2006):  
Die ASFINAG und das österreichische Modell der Fernstraßenfinanzierung.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 58 (2006), Nr. 1+2, S. 12. 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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DER ÖSTERREICHISCHE AUTOMOBIL-, MOTORRAD- UND TOURING CLUB (2008):  
Internet-Präsenz des ÖAMTC. 
Online verfügbar unter: http://www.oeamtc.at (letzter Zugriff am: 14.11.2008) 
Estermann, Gerold / Fürdös, Alexander / Herry, Max / Sedlacek, Norbert (2008):  
Entwicklung der Maut in Österreich. Analyse, Bewertung und Übertragbarkeit der Erfahrungen.  
In: Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (Hrsg.): Straßenforschung. Heft 572. Wien 2008. 

























































Zeitraum ab 1997 
Verlauf Seit den 1960er Jahren wurden in Österreich ausgewählte Strecken mit be-
sonders kostenintensiven Tunnel- und Brückenanlagen (sog. Sondermaut-
strecken) von staatlichen Unternehmen betrieben, die zur Refinanzierung 
streckenbezogene Mautgebühren einführten. Anfang der 80er Jahre entstand 
die ASFINAG, die Kapital zur Finanzierung des Fernstraßenbaus aufnahm. Im 
Jahr 1997 wurde die Fernstraßenfinanzierung reformiert und der ASFINAG 
hierbei die entscheidende Rolle übertragen. Die „neue“ ASFINAG erhielt im 
Jahr 1997 für den Zeitraum von 50 Jahren das Recht, Gebühren bei den Nut-
zern des gesamten Fernstraßennetzes zu erheben (vgl. BECKERS, BRENCK ET AL. 
2006). 
Kosten Die Kosten für die Durchführung der Gebührenerhebung belaufen sich beim 
Vignettensystem für Pkw auf etwa 8 % der Einnahmen (bei den Sondermaut-
strecken auf etwa 10 % und bei der Lkw-Maut auf etwa 14 %). Sie können 
also als relativ gering angesehen werden (vgl. BECKERS, BRENCK ET AL. 2006). 












































Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Seit 1997 unterliegen sämtliche österreichischen Autobahnen und Schnellstraßen mit Ausnahme 
der Sondermautstrecken der allgemeinen Vignettenpflicht. Auf Österreichs hochrangigem Straßen-
netz gibt es einige wenige Streckenabschnitte, die auf Grund der hohen Kostenintensität im Bereich 
Bau, Instandhaltung und Sanierung bereits vor der Einführung der Vignettenpflicht in Österreich 
(1997) streckenabhängig bemautet wurden. Bei diesen so genannten Sondermautstrecken handelt 
es sich vorwiegend um Tunnel- und Brückenbauten im Ausmaß von ca. 141 Straßenkilometern auf 
der Pyhrn, Tauern, Karawanken und Brenner Autobahn sowie der Arlberg Schnellstraße. Die Vig-
nettenpflicht gilt für alle Kraftfahrzeuge bis 3,5 t höchstzulässiges Gesamtgewicht (vgl. BECKERS, 
BRENCK ET AL. 2006). 
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Tabelle 9-1: Überblick über das österreichische Mautsystem 
(nach ASFINAG 2008) 
Kfz <= 3,5t hzG Zeitabhängige Bemautung: Vignette 
Fahrleistungsabhängige Bemautung: 
6 Mautstellen auf Sondermautstrecken 
Kfz > 3,5t hzG Fahrleistungsabhängige Bemautung: GO-Box 







































Nutzungsmöglichkeit dauerhafte Nutzung 
auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon Objekt / Strecke 
Für die mautpflichtigen Fahrzeugarten können drei verschiedene Vignetten-Arten erworben wer-
den, die sich lediglich in ihrem Gültigkeitszeitrum unterscheiden: 
Tabelle 9-2: Unterschiedliche Vignettenarten 
(nach ASFINAG 2008) 
Kategorie 10-Tages-Vignette 2-Monats-Vignette Jahres-Vignette 
Motorrad 4,30 € 10,90 € 29,00 € 
Kfz bis 3,5t hzG 7,60 € 21,80 € 72,60 € 
Die Jahresvignette ist vom 01. Dezember des Vorjahres bis zum 31. Januar des Folgejahres gültig. 2 
Monats- und 10-Tages-Vignetten müssen beim Kauf gelocht werden, womit das Anfangsdatum fi-
xiert wird (vgl. ASFINAG 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Die privatwirtschaftlich organisierte ASFINAG plant, finanziert, baut, erhält, betreibt und bemautet 
das gesamte österreichische Autobahnen- und Schnellstraßennetz mit einer Streckenlänge von fast 

























































2.100 km. Hiervon entfallen etwa 160 km auf Tunnels und fast 210 km auf Brücken (vgl. BECKERS, 
BRENCK ET AL. 2006). 
Die Einnahmen aus der Vignette sind für den Betreiber der österreichischen Autobahnen und 
Schnellstraßen ASFINAG zur Gänze zweckgebunden. Sie werden für folgende Maßnahmen verwen-
det: Generalsanierungen und Instandsetzungen, Betrieb der zahlreichen Tunnels, technische Aus-
stattung der Straßen (z. B. Beleuchtung), Winterdienst, Grünflächen und Ausbau des Netzes der 
Autobahnen und Schnellstraßen (im wesentlichen Durchführung von Lückenschlüssen) (vgl. 
ASFINAG 2008). 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Erworben werden kann die Vignette in Österreich bei Automobilclubs, an Tankstellen, so genannten 
Trafiken sowie den Mautstellen der ASFINAG, im Ausland in der Regel bei dortigen Automobilclubs 
sowie an Tankstellen in Grenznähe (vgl. ASFINAG 2008). 
 
Bild 9-1: Pickerl Österreich 
(Quelle: ASFINAG 2008) 
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen  
Die Verkehrsverdrängung durch die Gebührenerhebung ist nach Auskunft der ASFINAG ge-
ring. Sofern eine Verkehrsverdrängung von den Fernstraßen zu beobachten ist, wird der Ver-
kehr hauptsächlich auf das untergeordnete Straßennetz verlagert. Bei Einführung der Pkw-
Vignette im Jahr 1997 wurde zunächst eine Verdrängung von etwa 2 % der Verkehrsleistung 
auf den Fernstraßen festgestellt, inzwischen ist die Verdrängung auf etwa 0,5 % der Verkehrs-






In Österreich fließen die Einnahmen aus der Pkw-Vignette und der Lkw-Maut (siehe hierzu 
ESTERMANN, FÜRDÖS ET AL. 2008) sowie weiterer Sondermautstrecken zur ASFINAG, die 
daraus Erweiterungsinvestitionen, Investitionen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, Betrieb 
und Erhaltung sowie sonstige Kosten und Zinszahlungen finanziert (vgl. BECKERS, BRENCK ET 
AL. 2006). 
Finanzen 
Laut dem Generalverkehrsplan Österreich (GVP-Ö) soll die ASFINAG von 2002 bis 2022 Er-
weiterungsinvestitionen am Fernstraßennetz in Höhe von 7,5 Mrd. € realisieren (vgl. 
BECKERS, BRENCK ET AL. 2006). 
Der Betrieb der Systeme in Österreich erfordert zwischen 8 % und 14 % der Einnahmen (vgl. 
BECKERS, BRENCK ET AL. 2006). 
Die Finanzierung der österreichischen Fernstraßen erfolgt gemäß den Vorschlägen der Kollek-
tivgütertheorie im ASFINAG-Modell vollständig über für den Fernstraßensektor zweckgebun-
dene Zahlungsbeiträge der Nutzer (Mautgebühr und Vignette). Somit liegt eine Fondslösung 
vor. Vor dem Hintergrund der begrenzten Kosten der Mauterhebungs- und Vignettensysteme 
sowie der relativ geringen Verkehrsverdrängung erscheint diese Mittelerhebung durch die 
ASFINAG sinnvoll (vgl. BECKERS, BRENCK ET AL. 2006). 
 





















































10 Vignette Schweiz (Nationalstrassenabgabe) 
Die Benutzung der Nationalstrassen (= Autobahnen und Autostrassen) mit Motorfahrzeugen und 
Anhängern bis 3,5 t ist in der Schweiz seit 1985 abgabepflichtig. Die Oberzolldirektion ist mit der 
Erhebung dieser Abgabe beauftragt, die durch den Kauf einer Vignette zu entrichten ist. Das System 
arbeitet ausschließlich mit Vignetten, die am Fahrzeug anzubringen sind; es sind keine elektroni-
schen Komponenten vorhanden. Kontrollen werden manuell durchgeführt und finden stichproben-
artig innerhalb des Nationalstrassennetzes bzw. an Grenzübergangsstellen des Nationalstrassen-
netzes statt. Die Einnahmen der Nationalstrassenabgabe fließen zweckgebunden in Bau, Betrieb 









Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
BALMER, UELI / LANZ, ANDREA / BACHMANN, ALEXANDRA (2007):  
Einführung eines Road Pricing.  
Bericht des Bundesrates zur möglichen Einführung von Road Pricing in der Schweiz in Erfüllungen des Postulats 
04.3619 KVF Nationalrat vom 16.11.2004. Bern 2007. 
EIDGENÖSSISCHE ZOLLVERWALTUNG (EZV) (2008): 
Internet-Präsenz der Eidgenössichen Zollverwaltung.  
Online verfügbar unter: http://www.ezv.admin.ch (letzter Zugriff am: 14.11.2008) 
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Zeitraum Jahr der Einführung: 1985 
Verlauf Ausgabepreis: bis 1995 30 CHF (ca. 19 €), seither 40 CHF (ca. 25 €) 
Anzahl verkaufter Vignetten pro Jahr: 7,6 Mio. Stück 
Anzahl in der Schweiz verkaufter Vignetten: 4,6 Mio. Stück 
Anzahl im Ausland verkaufter Vignetten: 1,2 Mio. Stück 
Anzahl an der Grenze verkaufter Vignetten: 1,8 Mio. Stück (vgl. EZV 2008) 
Kosten --- 











































Die Einnahmen der Nationalstrassenabgabe fließen zweckgebunden in Bau, Betrieb und Unterhalt 
des Nationalstrassennetzes (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Die Benützung der Nationalstrassen (= Autobahnen und sog. Autostrassen mit roter Nummerierung 
und grüner wegweisenden Beschilderung, Bild 10-1) mit Motorfahrzeugen und Anhängern bis 3,5 t 
ist in der Schweiz seit 1985 abgabepflichtig (vgl. EZV 2008). 






















































Bild 10-1: Abgabepflichtige Autobahnen und Autostrassen in der Schweiz 
(Quelle: EZV 2008) 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Abgabepflichtig sind alle Motorfahrzeuge und Anhänger bis zu einem Gesamtgewicht von je 3,5 t, 
welche auf Nationalstrassen erster oder zweiter Klasse (Autobahnen und Autostrassen) verkehren. 
Die Abgabe muss für das ganze Kalenderjahr bezahlt werden und wird nicht rückerstattet. Die Vig-
nette gilt für die Zeit vom 1. Dezember vor bis zum 31. Januar nach dem aufgedruckten Jahr. Der 
Preis der Vignette beträgt zur Zeit 40 CHF (ca. 25 €) (vgl. EZV 2008). 
Die Abgabe muss nicht bezahlt werden (vgl. EZV 2008) für: 
? Fahrzeuge mit Militärkontrollschildern, 
? Einsatzfahrzeuge (Feuerwehr, Polizei, Ambulanz, Nationalstrassen-Unterhaltsdienste) und 
Fahrzeuge des Zivilschutzes, wenn sie als solche gekennzeichnet sind, 
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? Fahrzeuge von zwischenstaatlichen Organisationen mit Sitz in der Schweiz und Sitzab-
kommen mit dem Bundesrat, 
? Fahrzeuge mit schweizerischen Händlerschildern auf Fahrten an Werktagen, 
? Fahrzeuge ohne Kontrollschilder auf der Fahrt zu amtlichen Fahrzeugprüfungen, 
? Fahrzeuge im Hilfseinsatz bei Bränden, Unfällen, Pannen usw., 
? starre Anhänger gemäß gesetzlichen Bestimmungen, 
? leichte Sattelmotorfahrzeuge und leichte Sattelschlepper gemäß gesetzlichen Übergangs-
bestimmungen, 
? Fahrzeuge auf Fahrten bei amtlichen Führerprüfungen und 
? ausländische Regierungsfahrzeuge in offizieller Mission.  
Des Weiteren unterliegen folgende Fahrzeuge nicht der Abgabe: 
? leichte Sattelmotorfahrzeuge, die der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) 
unterliegen, 
? leichte Sattelschlepper, die mit einem LSVA-Erfassungsgerät ausgerüstet sind, 
? leichte Sattelschlepper, welche auf Grund eines Fahrzeugausweiseintrags nur zum Ziehen 
eines der pauschalen Schwerverkehrsabgabe unterliegenden Sattelanhängers berechtigt sind 
und 
? leichte Motorwagen mit einer Anhängelast von über 3,5 t 
Der Nationalstraßenabgabe unterliegen jedoch Anhänger mit einem Gesamtgewicht bis 3,5 t, wel-
che von vorstehend genannten Motorwagen gezogen werden (vgl. EZV 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Die Oberzolldirektion ist mit der Erhebung dieser Abgabe beauftragt, die durch den Kauf einer Vig-
nette zu entrichten ist (vgl. EZV 2008). 





















































Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Das System arbeitet ausschließlich mit Vignetten, die am Fahrzeug anzubringen sind; es sind keine 
elektronischen Komponenten vorhanden. Kontrollen werden manuell durchgeführt und finden 
stichprobenartig innerhalb des Nationalstrassennetzes bzw. an Grenzübergangsstellen des National-
strassennetzes statt (vgl. EZV 2008). 
U. a. zur Optimierung technischer Aspekte der Nationalstrassenabgabe wurde das Projekt „Neue 
Nationalstrassenabgabe“ durch die eidgenössische Oberzolldirektion gestartet. Vertieft geprüft wur-
de in diesem Zusammenhang die elektronische Vignette (e-Vignette). Bei diesem Modell wird keine 
physische Vignette mehr abgegeben, sondern die Kontrollschildnummer gegen Bezahlung eines ent-
sprechenden Betrags in einem Hintergrundsystem gespeichert. Neben dem Wegfall des physischen 
Vertriebs hätte das Modell den Vorteil der Vereinfachung des Zahlvorgangs und der Kontrolle. Die 
Kontrolle könnte mittels auf den abgabepflichtigen Nationalstraßen neu aufgestellten Kontroll-
anlagen erfolgen, welche die Nummernschilder der vorbeifahrenden Fahrzeuge erkennen und mit 
dem Hintergrundsystem abgespeicherten Nummern vergleichen. Das Modell der e-Vignette könnte 
nicht nur zur Erhebung der Nationalstraßenabgabe, sondern zur generellen Erhebung pauschaler 
Straßenbenutzungsgebühren verwendet werden. Aus verschiedenen Gründen (bestehendes System 
hat sich grundsätzlich bewährt; Schwierigkeit, nicht zahlende Ausländer ins Recht zu fassen, 
Investitionskosten) wurde diese Option in der Zwischenzeit aufgegeben und stattdessen be-
schlossen, dem Parlament die Beibehaltung des Vignettensystems zu beantragen. Der Missbrauch 
soll durch verstärkte Kontrollen bekämpft werden (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen 
Auf Grund ihrer Ausgestaltung als Jahrespauschale eignet sich die Nationalstrassenabgabe 
nicht als Lenkungsinstrument. Einerseits wird durch die Beschränkung der Abgabepflicht auf 
das Nationalstrassennetz ein Anreiz geschaffen, auf das übrige Straßennetz auszuweichen; 
andererseits fällt sie für Vielfahrer weniger ins Gewicht als für Personen, die die National-
strassen wenig benutzen (v. a. bei Ferienreisenden aus dem Ausland). Hier besteht daher 








Die Nationalstrassenabgabe generiert einen jährlichen Nettobetrag von rund 280 Mio. CHF im 
Jahre 2006 (ca. 174 Mio. €), der zweckgebunden in Bau, Betrieb und Unterhalt des National-
strassennetzes fließt (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Das Ziel, auch die Verkehrsteilnehmer aus dem Ausland an der Finanzierung des Straßen-
netzes zu beteiligen, wurde erreicht (rund 40 % des Ertrags stammt von Verkehrsteilnehmern 
aus dem Ausland) (vgl. BALMER, LANZ ET AL. 2007). 
Die Umsetzung des Systems zur Erhebung der Nationalstraßenabgabe ist relativ einfach und 
effizient. Die Erhebungskosten liegen im Jahre 2006 bei 11 % des Ertrags. Des Weiteren wird 
hierfür keinerlei Infrastruktur im Netz der Nationalstrassen selbst benötigt (vgl. BALMER, LANZ 
ET AL. 2007). 
 

























































11 Autobahnmaut Frankreich (Péage) 
Der Großteil des gesamten französischen Autobahnnetzes ist gebührenpflichtig. Die Einnahmen der 
Mautgebühr werden ausschließlich zur Erstellung, Erweiterung und Erhalt des französischen Auto-
bahnnetzes verwendet. Dies wird durch Konzessionsverträge mit den einzelnen Betreibergesell-
schaften geregelt. Die Erhebung der Mautgebühr erfolgt in Frankreich an festen Mautstellen durch 
Personal und durch Automaten, meist abhängig von der Entfernung und der Art des Fahrzeugs. 











Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
ARBÖ (AUTO-, MOTOR- UND RADFAHRERBUND – BUNDESORGANISATION) (2008): 
Internet-Präsenz der ARBÖ. 
Online verfügbar unter: http://www.arboe.or.at (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
ASECAP (ASSOCIATION EUROPÉENNE DES CONCESSIONNAIRES D’AUTOROUTES ET D’OUVRAGES DE PÉAGE) (2007): 
Internet-Präsenz der ASECAP. 
Online verfügbar unter: http://www.asecap.com (letzter Zugriff am: 21.11.2007) 
ASFA (ASSOCIATION DES SOCIETE FRANÇAISES D’AUTOROUTES) (2005):  
Développement Durable. 
Paris 2005. 
Online verfügbar unter: http://www.autoroutes.fr/fileadmin/user_upload/Rubrique_ASFA/Thematiques/ 
ASFA_developpementdurable.pdf (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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ASFA (ASSOCIATION DES SOCIETE FRANÇAISES D’AUTOROUTES) (2006):  
Rapport d’Activité 2005. 
Paris 2006. 
Online verfügbar unter: 
http://www.autoroutes.fr/fileadmin/user_upload/Rubrique_ASFA/Rapports/2005/ASFA_Ra2005.pdf (letzter Zugriff 
am: 21.11.2008) 
ASFA (ASSOCIATION DES SOCIETE FRANÇAISES D’AUTOROUTES) (2008):  
Chiffres clés. 
Paris 2008. 
Online verfügbar unter: http://www.autoroutes.fr/fileadmin/user_upload/Rubrique_ASFA/Chiffres/Chiffres_2007/ 
ASFA_CC_2007_ok.pdf (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
ISIS (2008):  
Internet-Präsenz von ISIS. 
Online verfügbar unter: http://www.isis.tm.fr (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT (2008): 
Anders betalen voor Mobiliteit (Different Payment for Mobility) Partial Implementation decision based on 
Implementation Plan for Road Pricing System. 
Öffentlicher Brief des Ministerie van Verkeer en Waterstaat an den President des Lower House of the States, The Hague, 
27.06.2008. 
SEDDI, MALIKA (2009): 
Concession system: a tool to finance ITS and road infrastructure for safe and green mobility. 
Vortrag im Rahmen der Konferenz „Intelligent Roads – From supply of information to demand for payment.” 
Veranstalter: TelematicsPro e.V. Berlin, 2. - 3.04.2009. 
 

























































Zeitraum ab 1960 
Verlauf Die Mauterhebung auf französischen Autobahnen begann im Jahr 1960 auf 
ca. 1.010 km Strecke. Im Jahr 2005 existierten insgesamt bereits 8.233 km 
Mautstrecken in Frankreich, die unter folgenden Betreibergesellschaften auf-
geteilt sind: ALIS, APRR, AREA, ATMB, ASF, COFIROUTE, ESCOTA, SANEF, 
SAPN, SFTRF, SMTPC, CCI du Havre und CEVM (vgl. ASFA 2006). 
Für 2011 wird die Einführung eines weitergehenden Road Pricing vorbereitet 
(vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT 2008). 
Kosten --- 











































Die Einnahmen der Mautgebühr werden (nach Abzug der Betriebskosten und sonstigen Kosten) 
ausschließlich zur Erstellung, Erweiterung und Erhalt des französischen Autobahnnetzes verwendet. 
Dies wird durch Konzessionsverträge mit den einzelnen Betreibergesellschaften geregelt (vgl. 
ASECAP 2008).  
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Der Großteil des gesamten französischen Autobahnnetzes ist gebührenpflichtig. Ausnahmen beste-
hen innerhalb der großen Ballungsräume, obgleich es auch hier vereinzelt Maut-Autobahnen gibt 
(A 14 im Westen von Paris). Bei manchen Autobahnen werden nur einzelne Tunnel- oder Brücken-
bauwerke bemautet (zukünftige Tunnelstrecke der A 86 im Westen von Paris, A 75 Viaduc de 
Millau, Tunnel du Fréjus, Tunnel du Mont-Blanc) (vgl. ARBÖ 2008). Auch außerhalb des Autobahn-
netzes werden in Frankreich Tunnel und Brücken bemautet, teilweise befinden sich diese auf auto-
bahnähnlich ausgebauten Schnellstraßen (Pont de Normandie, Pont de Tancarville, Tunnel Prado 
Carénage in Marseille, Périphérique nord in Lyon, Tunnel Maurice Lemaire in den Vogesen, Tunnels 
du Somport und Puymorens in den Pyrenäen). Im Jahr 2005 betrug die Summe aller mautpflichti-
gen Strecken in Frankreich 8.233 km (vgl. ASFA 2006). 
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dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Tabelle 11-1: Preistabelle für ausgesuchte Strecken (Stand 2008): 
Motorräder zahlen ca. 60 % vom Tarif der Kategorie I 
(nach ARBÖ 2008) 
Strecke Kategorie I: Kfz bis 2m Höhe 
und 3,5t zul. Gesamtgewicht 
Kategorie II: Kfz bis 3m Höhe 
und 3,5t zul. Gesamtgewicht 
Kategorie III: Wohnmobile und 
Kleinbusse 
Strasbourg - Metz 11,20 € 17,30 € 24,80 € 
Paris - Calais 17,50 € 26,30 € 38,00 € 
Paris - Lyon 29,60 € 43,60 € 70,60 € 
Mulhouse - Lyon 26,00 € 38,20 € 63,50 € 
Lyon - Montpellier 23,10 € 36,10 € 49,20 € 
Tunnel du Mont-Blanc 32,30 € 42,70 € 117,10 € 
Tunnel du Fréjus 21,10 € 31,90 € 42,10 € 
Viaduc du Millau (Sommertarif 
nur Juli und August) 
Sommertarif : 7,40€ 
Wintertarif : 5,60 € 
Sommertarif : 11,00€ 
Wintertarif : 8,50 € 
Sommertarif : 20,20 € 
Wintertarif : 30,20 € 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation  Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Am Mautsystem sind insgesamt 17 Konzessionsunternehmen beteiligt. Das Konzessionssystem, bei 
dem langfristige Verträge zwischen dem Staat und verschiedenen Konsortien aus Bauunternehmen 
und Finanzinstituten geschlossen werden, eignet sich gut als Basis für eine nachhaltige Verkehrs-
situation mit hohen Qualitätsstandards (vgl. SEDDI 2009). 

























































Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Die Erhebung der Mautgebühr erfolgt in Frankreich an festen Mautstellen durch Personal und durch 
Automaten, meist entfernungsabhängig und in der Höhe abhängig von der Art des Fahrzeugs. Zu-
dem richtet sich die Höhe der Maut nach den beim Bau der Strecke entstandenen Kosten. Durch-
schnittlich zahlt ein Pkw-Fahrer knapp sieben Cent pro Kilometer. Vielfahrer können ein Abonne-
ment erwerben. Zudem existiert ein vollelektronisches System (liber-t), bei der die Mautgebühr 
automatisch abgebucht wird. Hierzu gibt es eigens reservierte Abfertigungsfahrstreifen an den 
Mautstellen, die mit reduzierter Geschwindigkeit durchfahren werden müssen. Der elektronische 
Prozess der Identifikation/Abbuchung erfolgt schon im Vorfeld der Mautstelle auf den Télépéage-
Spuren, so dass bei missbräuchlicher Nutzung dann an der Mautstelle selbst die Schranken ge-
schlossen werden können und dort dann eine Nachzahlung erfolgen kann (vgl. ASFA 2006). 
Es existieren Strecken, die sowohl im offenen Mautsystem als auch im geschlossenen Mautsystem 
betrieben werden. Beim offenen Mautsystem muss pro mautpflichtigem Autobahnabschnitt an nur 
einer Mautstelle angehalten und bezahlt werden und es gibt einen Fixpreis für die gesamte Strecke. 
Bei Ein- und Ausfahrten sind im offenen System jeweils nur an den Rampen Mautstellen installiert, 
bei deren Fahrbeziehungen ansonsten die Hauptmautstelle auf der Autobahn selbst nicht passiert 
werden müsste. Hier sind dann die Preise etwas geringer, da nur eine Teilstrecke befahren wird. 
Beim geschlossenen System dagegen muss an jeder Autobahneinfahrt ein Ticket gezogen werden, 
dass an der Ausfahrtsmautstelle wieder abgegeben werden muss und zur Ermittlung der zurückge-
legten Strecke dient. Hier ist dann ein richtiger streckenbezogener Tarif für alle Fahrbeziehungen 
möglich.  
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen  
Tabelle 11-2: Verkehrsentwicklung auf dem mautpflichtigen französischen Autobahnnetz  
(in Milliarden Fahrzeugkilometer) 
(nach ASFA 2008) 
Fahrzeugkategorie 2005 2006 2007 
Kategorie I + II + III 64,9 66,6 68,7 
Busse und Lkw 12,4 12,7 13,2 
Insgesamt 77,3 79,3 81,9 
Tabelle 11-3: Anzahl der Mautabfertigungen auf dem mautpflichtigen französischen Autobahnnetz  
(in Mio. Fahrzeugen) 
(nach ASFA 2008) 
Fahrzeugkategorie 2005 2006 2007 
Kategorie I + II + III 30,7 31,8 32,9 
Busse und Lkw 3,9 4,0 4,1 
Insgesamt 34,6 35,8 37,0 
Die Verkehrssicherheit wurde durch ständig laufende Investitionen enorm verbessert. Die 
Unfallquote sank im Vergleich zu 1980 bis zum Jahr 2005 um knapp 80 % (vgl. ASFA 2006). 
Anders als im deutschen Autobahnnetz kann in Frankreich der Mautausweichverkehr im 
sekundären Netz der Fernstraßen (routes nationales) besser abgefangen werden, da diese 
vielfach parallel zu den Autobahnen verlaufen, teilweise auch autobahnähnlich ausgebaut 




Die französischen Betreibergesellschaften der Autobahnen halten hohe Umweltstandards ein 
und setzen Maßnahmen zum Schutz von Flora und Fauna bzw. zur Lärmsanierung um. Knapp 
9 % der Baumaterialien sind außerdem recycelbar. 8 % der Gesamtinvestitionen werden in 
Umweltschutzmaßnahmen getätigt (vgl. ASFA 2005). 
Durch das Mautsystem ist allerdings ein hoher Flächenbedarf für die Mautstationen auf den 
Autobahnen notwendig. Durch zügigere Abwicklungen an den Mautstationen können Stau-
ungen vermieden und die Luftverschmutzung reduziert werden (vgl. ASFA 2006). 


























































Laut einer Befragung durch die ASFA erreichen die französischen Maut-Autobahnen, trotz der 
im Vergleich relativ teuren Kilometerpreise, sehr hohe Zufriedenheitswerte. Dies liegt auch 
darin begründet, dass durch die Mauteinnahmen die privaten Betreiber laufend hohe Investi-
tionen in den Erhalt und Ausbau des Netzes tätigen (Erweiterungen auf 6 oder 8 Fahrstreifen, 
Vergrößerungen von Raststätten und Mautstellen, Verbesserung des Service und der Verkehrs-
informationen). So sind 96 % der Nutzer generell zufrieden mit dem System und sogar 99 % 
sind zufrieden mit dem Zustand der privaten Autobahnen. 75 % der Nutzer sind der Meinung, 
dass nur durch die „péage“ sowohl Infrastruktur als auch Service in gehobener Qualität gebo-
ten werden können. Das Angebot der „télépéage“ wird sogar von 99 % der Kunden geschätzt. 
Im Jahr 2005 waren 75 % aller Franzosen Kunden mindestens einer Autobahn-Betreiber-
gesellschaft, wovon 64 % Teilstücke von über 100 km Länge zurückgelegt hatten. Die Kunden 
gaben an, die mautpflichtige Autobahn gewählt zu haben (an Stelle der route nationale) auf 
Grund der Zeitersparnis (81 %), der Sicherheit (69 %) sowie des dort gebotenen Service 
(44 %) (vgl. ASFA 2006). 
Finanzen  
Die Mauteinnahmen stiegen von 6,10 Mrd. € im Jahr 2004 auf 7,39 Mrd. € im Jahr 2007 an. 
Über zwei Drittel der Mauteinnahmen stammen von Fahrzeugen der Kategorien I, II und III, 
knapp ein Drittel von Lkw und Bussen (vgl. ASFA 2008). 
Von 10 € Mauteinnahmen werden 3,49 € benötigt für die Gehälter der Angestellten sowie 
Steuern und Abgaben, 1,92 € sind Betriebskosten und 3,27 € werden für die Modernisierung 
und den Ausbau des Netzes verwendet. Die restlichen 1,32 € stellen den Bilanzgewinn dar 
(vgl. ASFA 2005). 
Im Jahr 2005 wurden 644,8 Mio. € Dividende an die öffentlichen und privaten Aktionäre der 
Betreibergesellschaften ausgeschüttet (vgl. ASFA 2006). 
Tabelle 11-4:  Entwicklung der jährlichen Investitionen (in Milliarden €) 
(nach ASFA 2008) 
Jahr 2004 2005 2006 2007 
Erhalt und 
Modernisierung 
0,65 0,72 0,84 1,08 
Neubau von 
Autobahnen 
0,94 1,29 0,92 0,69 
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12 Stadtautobahnmaut Melbourne (CityLink Melbourne) 
Mautpflichtig sind zwei Stadtautobahnen in Melbourne, der Western Link und der Southern Link 
auf einer Gesamtlänge von 22 km. Durch die Mauteinnahmen soll der Bau dieser beiden Stadtauto-
bahnen in der Nähe des Stadtzentrums von Melbourne refinanziert werden. Es handelt sich um ein 
vollautomatisches System ohne manuelle Mautstellen. Um die mautpflichtigen Autobahnabschnitte 
zu benutzen, ist eine Registrierung notwendig. Durch die Inbetriebnahme der beiden neuen Stadt-
autobahnstrecken und dem damit verbundenen Verkehrsrückgang auf den lokalen Straßen kam es 










Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen:  
CITYLINK (2008):  
Internet-Präsentation zum City-Link. 
Online verfügbar unter: http://www.citylink.com.au (letzter Zugriff am: 24.09.2008) 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/pdf/wrrp2-finalreport.pdf (letzter Zugriff am: 
22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-norway-trondheim.pdf (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
O. V. (2001): 
Royal Auto RACV Members’ Magazine, August 2001, S. 16. 
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Zeitraum Baubeginn: Mai 1996  
Eröffnung und Beginn der Mauterhebung: August 1999 
Verlauf --- 
Kosten --- 











































Durch die Mauteinnahmen soll der Bau zweier Stadtautobahnen in der Nähe des Stadtzentrums von 
Melbourne refinanziert werden. Diese beiden neuen Autobahnabschnitte verbinden mehrere radial 
verlaufende bestehende Autobahnen miteinander. Mit den neuen Stadtautobahnen wird ein 
Lückenschluss geschaffen, eine Umfahrung und gleichzeitig eine Erschließung des Stadtzentrums 
gewährleistet (vgl. O. V. 2001).  
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Mautpflichtig sind zwei Stadtautobahnen in Melbourne, der Western Link und der Southern Link 
auf einer Gesamtlänge von 22 km (vgl. CITYLINK 2008). 





































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Es können verschiedene Registrierungsformen/Berechtigungen zum Befahren der Stadtautobahnab-
schnitte erworben werden (vgl. CITYLINK 2008): 
? CityLink Everyday account: für Vielfahrer (mit e-Tags, bis zu 4 Fahrzeuge pro Flotte)) 
? CityLink Access account: für Gelegenheitsnutzer und alle, die kein e-Tag installieren möch-
ten, mit monatlicher Abrechnung 
? CityLink Commercial account: für gewerbliche Nutzer (mit e-Tags, ab 5 Fahrzeugen pro 
Flotte) 
? CityLink Passes: für seltene Nutzungen (im Voraus oder bis 24 h des dritten Tages zu erwer-
ben) 
- 24 Hour Pass 
- Weekend Pass 
- Tulla Pass (nur für die Abschnitte Flemington Road, Bulla Road, Essendon North) 
Als Fahrzeugkategorien werden unterschieden:  
? Car (Pkw)  
? LCV („leichte Lkw“) zwischen 1,5 t und 4,5 t zul. Gesamtgewicht und 2 Achsen  
? HCV („schwere Lkw“) mit mehr als 2 Achsen oder mehr als 4,5 t zul. Gesamtgewicht sowie 
Busse mit 13 oder mehr Sitzplätzen inkl. Fahrer 
Die Preisgestaltung ist außerdem entfernungs- und tageszeitabhängig (außer bei den CityLink Pas-
ses). So kostet z. B. die maximale Fahrstrecke (Stand: April 2007) in der Kategorie Car 5,77 AUS$ 
(ca. 3,50 €), in den Kategorien LCV sowie HCV 7,69 AUS$ (ca. 4,70 €) in der Stoßzeit (peak) und 
5,77 AUS$ (ca. 3,50 €) in der Normalzeit (off peak) (vgl. CITYLINK 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
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Die Stadtautobahnmaut Melbourne wird durch das Privatunternehmen CityLink organisiert und ver-
waltet. CityLink ist auch zuständig für die Refinanzierung der zwei gebauten Autobahnabschnitte 
durch die Mauteinnahmen (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 2006, O. V. 2001). 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Es handelt sich um ein vollautomatisches System ohne manuelle Maustellen. Um die mautpflich-
tigen Autobahnabschnitte zu benutzen, ist eine Registrierung im CityLink Vehicle Register notwen-
dig. Registrierte Nutzer werden entweder mit einem e-TAG für das elektronische Abbuchungssystem 
ausgestattet oder haben die Möglichkeit, einen DayPass zu erwerben. Dieser berechtigt zu einer un-
limitierten Nutzung an einem Tag und kann auch bis zu 72 Stunden nach der ersten Fahrt erworben 
werden (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 2006, O. V. 2001). 
Zur Identifizierung und Kontrolle der Fahrzeuge dienen automatische Mautbrücken über den Fahr-
bahnen. Hier wird dann (sofern vorhanden) das am Fahrzeug installierte e-TAG anhand einer Num-
mer identifiziert und die Fahrstrecke kann umgehend verbucht werden. Bei Fahrzeugen ohne e-TAG 
wird das amtliche Kennzeichen erfasst und bei ausbleibender Zahlung bis zum Ende des nächsten 
Tages eine Strafgebühr erhoben. Laut CityLink-Betreiber wird trotz der notwendigen Registrierung 
und Erfassung der Fahrzeuge ein umfassender Datenschutz gewährleistet (vgl. COMMISSION FOR 
INTEGRATED TRANSPORT 2006, O. V. 2001). 

































































Durch die Inbetriebnahme der beiden neuen Stadtautobahnstrecken und dem damit verbun-
denen Verkehrsrückgang auf den lokalen Straßen kam es zu einer spürbaren Abnahme der 
Stauungen und zu einer Verbesserung der Reisezeiten. 
 
Bild 12-1:  Durchschnittliche Reisezeiteinsparungen in Verbindung mit dem Citylink-Projekt 
(Quelle: O. V. 2001) 
Wirtschaft  
Auch für die Wirtschaft ergaben sich durch das CityLink-Projekt einige Vorteile: die Einspa-
rungen der Wirtschaft (durch Verringerung von Verlustzeiten in Staus etc.) werden auf mehr 
als 250 Mio. AUS$ (ca. 150 Mio. €), die Einsparungen beim Kraftstoffverbrauch auf bis zu 
25 Mio. Liter geschätzt. Außerdem gibt es für Gewerbetreibende durch eine genauere Kalku-
lierbarkeit der Reisezeiten größere Planungssicherheit (vgl. O. V. 2001). 
Umwelt  
Durch den insgesamt flüssigeren Verkehrsablauf wurde eine Verringerung der Umweltbelas-
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13 City-Maut Durham (Durham City Road User Charge) 
Um die enorme Verkehrsbelastung im historischen Stadtzentrum der nordostenglischen Stadt 
Durham zu reduzieren, wurde eine City-Maut für den zentralen Bereich Durhams - der auch einge-
tragenes Weltkulturerbe ist - eingeführt. Hierbei ist abweichend von anderen Systemen für die Aus-
fahrt aus dem historischen Stadtkern Durhams eine Pauschalgebühr zu entrichten. Die Systemge-
staltung ist sehr einfach gehalten: die Zufahrt ins Stadtzentrum ist gratis, bei der Ausfahrt müssen 
einmalig 2 £ (ca. 3 €) an einem Automaten bezahlt werden. Der MIV ging mit Einführung der Ge-
bühr um 80 % zurück und die Anzahl der Fußgänger stieg stark an. Das Sicherheitsgefühl für Fuß-
gänger ist dadurch erheblich verbessert worden. Durhams City-Maut-System arbeitet effizient und 








Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgender Quelle übernommen: 
BUCHANAN, MALCOLM (2007):  
Road pricing lessons – the experience to date.  
In: traffic engineering and control, Jg. 48 (2007), Nr. 5, S. 217–223. 
COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT (HRSG.) (2006):  
World Review of Road Pricing Phase 2. Final Report.  
London 2006.  
Online verfügbar unter: http://www.cfit.gov.uk/docs/2006/wrrp/wrrp2/pdf/wrrp2-finalreport.pdf (letzter Zugriff am: 
22.02.2007) und: http://www.cfit.gov.uk/map/pdf/europe-norway-trondheim.pdf (letzter Zugriff am: 11.09.2008) 
O.V. (2006):  
Congestion in Durham  
In: Parking Trend International, Jg. 20 (2006), Nr. 3, S. 16–17. 
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Zeitraum ab 01.10.2002 
Verlauf Alle Beteiligten (Chamber of Trade, Cathedral and University, Police and City 
Council) versuchten gemeinsam eine Lösung zu finden, das Stadtzentrum 
Durhams von überflüssigem Verkehr zu befreien. Als die Idee einer Beprei-
sung des MIV in Form einer City-Maut geboren wurde, ist diese auch sofort 
durch die Medien und die Öffentlichkeit unterstützt worden. Durham war die 
erste Stadt im UK, in der eine City-Maut eingeführt wurde (vgl. O.V. 2006). 
Kosten --- 











































Das historische Stadtzentrum der nordostenglischen Stadt Durham (42.000 Einwohner) ist eingetra-
genes Weltkulturerbe und zieht neben den jährlich Hunderttausenden von Touristen auch tägliche 
Einpendler, Einkäufer und Geschäftsleute an. Die stark befahrene A 690 kreuzt die Stadt in West-
Ost-Richtung. Das Stadtzentrum war permanent überlastet, vorwiegend mit lokalem Kurzstrecken-
verkehr. Laut einer von der Stadtverwaltung Durham in Auftrag gegebenen Untersuchung waren bis 
zu 80 % aller registrierten MIV-Fahrten im historischen Stadtkern als unnötig einzustufen. Um diese 
Verkehrsbelastung zu reduzieren, wurde eine City-Maut für den zentralen Bereich Durhams einge-
führt (vgl. O. V. 2006). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Für die Ausfahrt aus dem historischen Stadtkern Durhams ist eine Pauschalgebühr zu entrichten 
(vgl. O. V. 2006). 






































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Es besteht ein Einheitstarif: jede Ausfahrt aus dem mautpflichtigen Bereich kostet pauschal 2 £ (ca. 
3 €). Bepreist wird montags bis samstags jeweils von 10:00 h bis 16:00 h. Mautpreller werden ge-
filmt und müssen zusätzlich 30 £ (ca. 45 €) Strafgebühr zahlen (vgl. O. V. 2006). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Das City-Maut-System in Durham wurde von NCP (National Car Parks) eingerichtet und betrieben, 
die auch bisher schon in der Stadt Durham für die Verwaltung und Erhebung der Parkgebühren im 
öffentlichen Straßenraum zuständig war. Die Systemgestaltung ist sehr einfach gehalten: die Zu-
fahrt ins Stadtzentrum ist gratis, bei der Ausfahrt müssen einmalig 2 £ (ca. 3 €) an einem Automa-
ten bezahlt werden. Nach dem Zahlvorgang versenkt sich ein mittig in der Ausfahrtsspur angebrach-
ter Poller, der dann überfahren werden kann. Der Beginn des mautpflichtigen Bereichs ist an den 
Einfahrten klar ausgeschildert, mit den gleichen Symbolen wie in London (London Congestion 
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Charge). Das System wird vom Kontrollcenter aus videoüberwacht. Mautpreller müssen zusätzlich 
30 £ (ca. 45 €) Strafgebühr zahlen (vgl. O. V. 2006).  
Es gab kleinere Probleme in den ersten Tagen nach Beginn der Mauterhebung mit der Beschilde-
rung oder der Durchfahrt an den Zahlstellen. Durch beleuchtete Hinweistafeln bzw. Hilfe-Tasten an 
den Zahlautomaten, die eine direkte Verbindung zum Betreiber herstellen, wurden diese Probleme 
rasch gelöst. Sehr selten gab es auch Unfälle beim Überfahren der versenkbaren Poller in den Aus-
fahrtsfahrstreifen. Einzelne Fahrer versuchen auch, die Ausfahrtsfahrstreifen auf den Gegenfahr-
streifen zu umfahren oder durch dichtes Auffahren auf das vorausfahrende Fahrzeug dem Zahlvor-
gang zu entkommen. Durch eine permanente Videoüberwachung werden diese Mautpreller jedoch 
registriert (vgl. O. V. 2006). 
Durhams City-Maut-System arbeitet inzwischen, trotz Anfangsschwierigkeiten, effizient und zuver-
lässig. Gerade durch seine Einfachheit könnte dieses System eine Alternative für andere Städte sein, 
gerade als Alternative zu dem viel komplexeren Londoner System (vgl. O. V. 2006). 
  


































































Der MIV ging mit Einführung der Gebühr um 80 % auf ca. 400 Fahrzeuge pro Tag zurück und 
die Anzahl der Fußgänger stieg auf ca. 17.000 pro Tag an. Das Sicherheitsgefühl für Fußgän-
ger ist dadurch erheblich verbessert worden (vgl. O.V. 2006). 
Im Bereich des Anlieferungsverkehrs wurde in der Saddler Street ein Rückgang der Fahrzeuge 
um 48 % festgestellt (vgl. BUCHANAN 2007). 
Wirtschaft 
Die örtlichen Gewerbetreibenden unterstützten den Beschluss, im Bereich des Marktplatzes 
nur noch Be- und Entladevorgänge anstelle des Kurzzeitparkens zuzulassen. Jährlich werden 
30.000 £ (ca. 44.000 €) für das sog. „Shopmobility“-Projekt zur Verfügung gestellt, finanziert 
durch die Einnahmen der City-Maut (vgl. o.V. 2006). 
Die Einzelhändler innerhalb der Mautzone sind äußerst zufrieden, da als Folge der Mauter-
hebung der Fußgängerverkehr erheblich zugenommen hat. Die Anzahl der Lieferfahrzeuge, 
die die bepreiste Straßen anfahren, nahm um 48 % ab. (vgl. BUCHANAN 2007). 
Bei 83 % der Unternehmen wurde das Lieferverhalten durch die City-Maut nicht beeinflusst 
(vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 2006). 
Umwelt  
Die Schadstoffemissionen konnten durch den Rückgang des Verkehrs reduziert werden. Es 
wurde ferner ein stetiger Anstieg der Nutzung des so genannten Cathedral Bus Services fest-
gestellt (vgl. COMMISSION FOR INTEGRATED TRANSPORT 2006). 
Der Marktplatz Durhams wurde früher zum Parken genutzt, jetzt ist der Bereich nur noch für 
Be- und Entladevorgänge frei gegeben (vgl. O.V. 2006). 
Akzeptanz  
Laut einer Erhebung über die Akzeptanz des City-Maut haben sich 70 % der Befragten dafür 
ausgesprochen (vgl. BUCHANAN 2007). 
Um die Akzeptanz des Durham City Road User Charge auch zukünftig zu sichern, gibt es eine 
regelmäßige Kommunikation zwischen dem Betreiber, den Medien und der Öffentlichkeit 
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14 Kfz-Versicherung „Pay As You Drive” der Norwich Union 
Die Tarife der Kfz-Versicherung der Norwich Union werden individuell errechnet und bepreist. 
Berücksichtigt bei der Ermittlung der monatlichen Beitragsraten für die Versicherung wird, wie oft, 
zu welchem Zeitpunkt und auf welchen Strecken das versicherte Fahrzeug benutzt wird. Außerdem 
werden Zusatzdienstleistungen angeboten, wie etwa Unfall- und Pannenhilfe über die im Fahrzeug 
installierte OBU, sowie Navigations- und Radarwarn-Funktionen. Hardware, Software und die 











Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
IBM (2008):  
Internet-Präsenz von IBM. 
Online verfügbar unter: http://www-935.ibm.com (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
NORWICH UNION (2008):  
Internet-Präsenz von Norwich Union. 
Online verfügbar unter: http://www.norwichunion.com (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
















































Traditionell zahlen Kfz-Versicherungskunden für das schlechte Fahrverhalten anderer mit. Norwich 
Union, das größte Versicherungsunternehmen in Großbritannien, wollte seinen Kunden die 
Möglichkeit geben, die Höhe der Beiträge ihren eigenen Fahrgewohnheiten anzupassen (vgl. 
NORWICH UNION 2008). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Die Tarife der Kfz-Versicherung der Norwich Union werden unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Fahrtzeitpunkte und Fahrgewohnheiten der Kunden individuell errechnet und bepreist (vgl. 
NORWICH UNION 2008). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
































































"Pay As You Drive" errechnet nach der Echtzeitkontrolle der tatsächlichen Fahrzeugbenutzung die 
Beitragshöhe – also eine „On Demand Lösung“. 
Bei der Ermittlung der monatlichen Beitragsraten für die Versicherung wird berücksichtigt, wie oft, 
zu welchem Zeitpunkt und auf welchen Strecken das versicherte Fahrzeug benutzt wird. Außerdem 
werden Zusatzdienstleistungen angeboten, wie etwa Unfall- und Pannenhilfe über die im Fahrzeug 
installierte OBU sowie Navigations- und Radarwarn-Funktionen (vgl. NORWICH UNION 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Hardware, Software und die eigentliche "Black Box", die im Auto montiert wird, werden Norwich 
Union durch die Firma IBM zur Verfügung gestellt. Mit Hilfe von Telematik – kombiniert mit 
mobiler Kommunikations- und GPS-Technologie – wird die Fahrzeugnutzung ermittelt, und ein mo-
biles Telefonnetzwerk überträgt die Daten. Die Beitragshöhe wird auf Grund der persönlichen Fahr-
daten der Kunden errechnet. In Anbetracht der Sensibilität dieser Daten setzt Norwich Union auch 
ein Datenschutzangebot von IBM ein (vgl. IBM 2008). 
Norwich Union wird voraussichtlich die Technologie von "Pay As You Drive" auch für zusätzliche 
Dienste einsetzen, z. B. On Demand Routen, Verfolgung gestohlener Fahrzeuge und direkte Verbin-
dungen zu Notfalldiensten (vgl. NORWICH UNION 2008). 
 









In einem Pilotprogramm für "Pay As You Drive" haben IBM und Norwich Union das Fahrver-
halten von 5.000 Kunden ermittelt und analysiert. Auf dieser Grundlage wird definiert, wie 
die Versicherungspläne optimal auf die Kunden abgestimmt werden können. Die Beitragshöhe 
wird von Faktoren wie Streckenlänge, Fahrziel und Tageszeit bestimmt. Die Versicherten sind 
nicht mehr gezwungen, Fahrer mit hohen Risiken mitzufinanzieren, nur weil sie das gleiche 
demografische Profil aufweisen. So kann Norwich Union beispielsweise jungen Fahrern 
Abzüge gewähren, wenn sie nicht zu Zeiten fahren, die für diese Altersgruppe als hochriskant 
eingestuft sind (vgl. NORWICH UNION 2008). 
Norwich Union erwartet von "Pay As You Drive" eine engere Kundenbindung und letztlich nie-
drigere Beiträge für die teilnehmenden Versicherungsnehmer. Längerfristig sieht Norwich 
Union für sich einen größeren Marktanteil und die neue Rolle als Branchenmotor. 
Zum ersten Mal wird ein Kontrollverfahren für Prämien auf Grundlage eines Fahrzeug-
versicherungsplans entstehen. "Pay As You Drive" stellt nach Angaben von Norwich Union im 




































































15 RMV SpezialTickets (JobTicket, SemesterTicket, KombiTicket) 
Durch die SpezialTickets (JobTicket, SemesterTicket und KombiTicket) des RMV soll die Benutzung 
der Verbundverkehrsmittel für Vielfahrer günstiger und attraktiver werden und der ModalSplit zu-
gunsten des ÖPNV im Verbundgebiet des RMV erhöht werden. JobTickets sind persönliche Zeit-
karten, die an das Arbeits- oder Dienstverhältnis gebunden sind und in den für den Arbeitsweg not-
wendigen Tarifgebieten gelten. Das Semesterticket gilt ebenfalls als persönliche Zeitkarte im ge-
samten Verbundnetz in allen RMV-Verkehrsmitteln im gesamten Zeitraum des laufenden Semesters. 
Beim KombiTicket handelt es sich um eine Kombination aus einer Eintrittskarte und einer RMV-
Fahrkarte. So kann der Besuch einer Veranstaltung mit der verbundenen An- und Abfahrt mit einem 








Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
BLEES, VOLKER / BOLTZE, MANFRED / STANEK, GERHARD (2001): 
Wirkungen des Semestertickets. Analyse am Beispiel des Hochschulstandorts Darmstadt.  
Darmstadt 2001. 
RHEIN-MAIN-VERKEHRSVERBUND (2008):  
Internet-Präsenz des RMV. 
Online verfügbar unter: http://www.rmv.de (letzter Zugriff am: 09.10.2008) 
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Zeitraum Semesterticket ab 1996 
Verlauf --- 
Kosten --- 












































Um bestimmten Benutzergruppen attraktive, jeweils auf sie abgestimmte Tarifangebote bereitstellen 
zu können, bietet der Rhein-Main-Verkehrsverbund Spezialtickets an (u. a. das JobTicket, Semester-
ticket sowie das KombiTicket). Durch diese Angebote soll die Benutzung der Verbundverkehrsmittel 
für Vielfahrer günstiger und attraktiver werden und der Modal Split zugunsten des ÖPNV im Ver-
bundgebiet des RMV erhöht werden. 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Unternehmen und Organisationen (zum Beispiel Vereine, Behörden, Verbände, öffentliche Verwal-
tungen etc.), die im RMV-Gebiet über 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen, können 
nach einer entsprechenden Vereinbarung mit dem RMV ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
JobTickets ausstellen. Das sind persönliche Zeitkarten, die an das Arbeits- oder Dienstverhältnis ge-
bunden sind und in den für den Arbeitsweg notwendigen Tarifgebieten gelten. 
Das Semesterticket für Studierende gilt ebenfalls als persönliche Zeitkarte im gesamten Verbund-
netz in allen RMV-Verkehrsmitteln im gesamten Zeitraum des laufenden Semesters. 
Beim KombiTicket handelt es sich um eine Kombination aus einer Eintrittskarte und einer RMV-
Fahrkarte. So kann der Besuch einer Veranstaltung mit der verbundenen An- und Abfahrt mit einem 
einzigen Ticket durchgeführt werden (vgl. RMV 2008). 






































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Die Vertragsdauer des JobTicket beläuft sich auf mindestens ein Jahr. Es ist in allen freigegebenen 
Tarifgebieten zwischen Wohn- und Arbeitsort in allen Verbundverkehrsmitteln des RMV gültig (inkl. 
in den Übergangstarifgebieten des NVV und des VRN, sofern diese freigegeben sind). Die Nutzung 
der 1. Klasse ist mit einem Zuschlag pro Fahrt oder einer Zuschlag-Zeitkarte möglich. Zudem kann 
zum JobTicket eine IC-/EC-Aufpreiskarte gekauft werden. Das JobTicket ist personengebunden, also 
nicht übertragbar und beinhaltet keine Mitnahmeregelung (vgl. RMV 2008). 
Das Semesterticket gilt im jeweils laufenden Semester im gesamten Verbundnetz in allen RMV-Ver-
kehrsmitteln. Studierende ausgewählter Hochschulen können auch bestimmte Übergangstarif-
gebiete nutzen. Die Nutzung der 1. Klasse ist mit einem Zuschlag pro Fahrt oder einer Zuschlag-
Zeitkarte möglich. Mit dem “RMV-AStA Semesterticket“ ist die Nutzung von IC-/EC- und ICE-Zügen 
im RMV generell nicht möglich. Allerdings bestehen seitens der Deutschen Bahn AG für die Uni-
versität Marburg und für die Evangelische Fachhochschule Darmstadt Anerkennungen der Semes-
tertickets für IC-/EC-Züge im jeweiligen Geltungsbereich. Ferner besteht keine Mitnahmeregelung. 
Das SemesterTicket ist auch nicht übertragbar. Eine Besonderheit des Semestertickets ist die Ver-
pflichtung aller Studierenden der eingebundenen Hochschulen zum Erwerb des Tickets nach dem 
Solidaritätsprinzip (vgl. RMV 2008). 
Das KombiTicket gilt neben seiner Funktion als Eintrittskarte als Fahrschein in allen RMV-Verkehrs-
mitteln in einem bestimmten Zeitraum zur An- und Abreise zu/von einer Veranstaltung jeweils für 
eine Person (vgl. RMV 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
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Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Das JobTicket erhalten die Mitarbeiter direkt über ihren Arbeitgeber (Unternehmen oder Organisa-
tion). Hierbei wird der vom Unternehmen bzw. der Organisation monatlich zu entrichtende 
Pauschalpreis individuell kalkuliert (vgl. RMV 2008). 
Als SemesterTicket gilt der von der Hochschulverwaltung ausgestellte Studierendenausweis in Ver-
bindung mit dem amtlichen Personalausweis, Reisepass, Führerschein, ISCI Internationalen Studen-
tenausweis oder einer Konsularkarte. Der Studierendenausweis muss mit einem Eindrucktext oder 
Aufkleber eindeutig als Fahrkarte im RMV gekennzeichnet sein. Grundlage hierfür sind die jewieli-
gen vertraglichen Vereinbarungen mit den Studentenvertretungen der Universitäten und Hoch-
schulen (vgl. RMV 2008). 
Durch die Einführung des SemesterTickets treten Studierende als Schwarzfahrer innerhalb des RMV 
praktisch nicht mehr auf. Als problematisch jedoch ist die Fälschungssicherheit und Kontrollierbar-
keit des Semestertickets anzusehen: die Studienausweise, welche als Fahrausweise gelten, unter-
scheiden sich von Hochschule zu Hochschule, was die Kontrolldienste der RMV-Verkehrsunter-
nehmen vielfach vor Probleme stellt. Ferner sind die Ausweise zum Teil leicht zu fälschen (vgl. 
BLEES, BOLTZE ET AL. 2001). 
Der Gültigkeitszeitraum als Fahrkarte ist auf das KombiTicket aufgedruckt. Mit dem Erwerb eines 
Kombitickets wird die Bezahlung des Beförderungsentgeldes der Hin- und Rückfahrt sowie des Ein-
trittspreises auf einmal vorgenommen (vgl. RMV 2008). 


































































Laut einer von der TU Darmstadt aufgestellten Studie hat sich die Verkehrsmittelwahl der 
Darmstädter Studierenden auf dem Hochschulweg von 1991 (vor der Einführung des 
SemesterTickets) bis 1999 drastisch verändert (vgl. BLEES, BOLTZE ET AL. 2001). 
Tabelle 15-1: Änderung der Verkehrsmittelwahl 
(nach BLEES, BOLTZE ET AL. 2001) 
Verkehrsmittel 1991 1999 
Zu Fuß, Fahrrad 37 % 29 % 
MIV 46 % 28 % 
ÖPNV 17 % 43 % 
Bei der Einführung des SemesterTickets wurde zunächst befürchtet, die sprunghaft anstei-
gende Nachfrage führe zu kostenintensiven Ausweitungen des ÖPNV-Angebots. Diese Be-
fürchtungen haben sich zumindest in Darmstadt nicht bewahrheitet. Lediglich auf der Stadt-
buslinie K, die 2 Hochschulbereiche miteinander verbindet, mussten als Folge Gelenkbusse 
eingesetzt werden. Im Übrigen macht sich positiv bemerkbar, dass das studentische 
Mobilitätsmuster gegenüber dem anderer Bevölkerungsschichten zeitlich verschoben ist, da 
Studierende viele Wege außerhalb der Hauptverkehrszeiten zurücklegen und somit zur Aus-
lastung vor allem in den Tages- und Nebenverkehrszeiten beitragen. Auch die Unfallzahlen 
und Unfallkosten sind als sekundäre Folge der Einführung des SemesterTickets zurückgegan-
gen. Für die übrigen Betroffenen überwiegen positive Effekte (Entlastung des Straßennetzes 
im Umfeld der Hochschulen, weniger Belastung der Anwohner). Allein in Darmstadt hat der 
RMV 22.000 Studierende als Kunden gewonnen. Dies ist um so bedeutender einzustufen, da 
die Studierenden als zukünftige potenzielle Entscheidungsträger und Meinungsmultiplikato-




Die durch das SemesterTicket verursachten Veränderungen der studentischen Verkehrs-
mittelwahl wurden nach Berechnungen als Minderung der Schadstoffemissionen unmittelbar 
wirksam (Rückgang um ca. 25 %, Minderung des CO2-Ausstoßes um ca. 170 kg/Studierenden 
und Jahr) (vgl BLEES, BOLTZE ET AL. 2001). 
Akzeptanz  
Das Tarifkonzept des SemesterTickets ist einzigartig, da automatisch alle Angehörigen einer 
bestimmten Gruppe in den Besitz einer Zeitkarte des ÖPNV kommen. Anfängliche tarifrecht-
liche und hochschulrechtliche Bedenken konnten (2001) gänzlich ausgeräumt werden. In der 
Öffentlichkeit und an den Hochschulen wird das Semesterticket überwiegend positiv beurteilt 
(vgl. BLEES, BOLTZE ET AL. 2001). 
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Finanzen  
Auch der Vertriebsweg stellt eine Vereinfachung beim SemesterTicket dar. Die Beiträge der 
Studierenden werden dem RMV in mehreren Raten überwiesen. Verglichen mit herkömmli-
chen Tarifen ist der Aufwand für die Vereinnahmung der Gelder und die Ausgabe der Fahr-
ausweise geringer (vgl. BLEES, BOLTZE ET AL. 2001). 
 
































































16 Trassenpreissystem DB Netz AG 
Für die Benutzung der Infrastruktur der DB Netz AG durch dritte Eisenbahnverkehrsunternehmen 
ist ein Entgelt gemäß dem Trassenpreissystem (TPS) zu entrichten, mit dem der verbundene opera-
tive und investive Aufwand der DB Netz AG vollständig gedeckt werden soll. Das Trassenpreissys-
tem gilt in ganz Deutschland auf den Gleisen der DB Netz AG, die jedem in- und ausländischen 
Eisenbahnverkehrsunternehmen zur Verfügung stehen. Die Entgelte für die Nutzung der Trassen 
werden gegenüber jedem Kunden in gleicher Weise berechnet. Das Trassenentgelt je Trassenkilo-










Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
DB (DEUTSCHE BAHN AG) (2006):  
Trassenpreissystem der DB Netz AG. 
Frankfurt am Main 2006. 
Online verfügbar unter: http://www.db.de/site/shared/de/dateianhaenge/infomaterial/sonstige/ 
db__netz__trassenpreisbroschuere.pdf (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
DB (DEUTSCHE BAHN AG) (2007):  
Schienennetz-Benutzungsbedingungen der DB Netz AG. 
Frankfurt am Main 2007. 
Online verfügbar unter: http://www.db.de/site/shared/de/dateianhaenge/infomaterial/snb/ 
snb__ab__april__2006/snb2008.pdf (letzter Zugriff am: 09.10.2008) 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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DB (DEUTSCHE BAHN AG) (2008):  
Trassenpreissystem der DB Netz AG. 
Frankfurt am Main 2008. 
Online verfügbar unter: http://www.db.de/site/shared/de/dateianhaenge/infomaterial/sonstige/ 
db__netz__trassenpreisbroschuere__2009.pdf (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
O.V. (2006):  
Trassenpreissystem schafft Anreize gegen Verspätungen.  
In: Bus&Bahn, Jg. 40 (2006), Nr. 11, S. 10–11. 
O.V. (2007):  
DB Netz AG erhöht Trassenpreise.  
In: Internationales Verkehrswesen, Jg. 59 (2007), Nr. 4, S. 130. 
































































Zeitraum ab 1994 
Verlauf 1994: Öffnung des Schienennetzes der DB für Dritte und Einführung des 
Trassenpreissystems 
2001: Einführung des modularen Trassenpreissystems  
2006: Neuausrichtung des Trassenpreissystems (leistungsabhängige 
Entgeltbestandteile zur Verringerung von Störungen und zur Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit des Schienennetzes)  
2007: Erhöhung der Trassenpreise um 2,4 % (vgl. o.V. 2007) 
Kosten --- 












































Für die Benutzung der Infrastruktur der DB Netz AG durch dritte Eisenbahnverkehrsunternehmen 
ist ein Entgelt gemäß dem Trassenpreissystem (TPS) zu entrichten. Hierbei muss die betriebliche 
Kostenstruktur, d. h. der mit dem Angebot verschiedener Trassenprodukte der DB Netz AG verbun-
dene operative und investive Aufwand vollständig gedeckt werden. Zum anderen muss das TPS auf 
die Bedürfnisse der Nachfrage abgestimmt sein. Zu den preisbestimmenden Nachfragefaktoren zäh-
len die Preiselastizität der einzelnen Nutzergruppen, die räumliche und zeitliche Verkehrsent-
wicklung sowie spezifische Anforderungen an die Infrastruktur. Schließlich muss das TPS auch die 
strategischen Unternehmensziele der DB Netz AG erfüllen, zu denen das Erzielen eines ausgegliche-
nen Ergebnisses einschließlich einer marktüblichen Rendite, die stetige Verbesserung der Kosten- 
und Produktionseffizienz sowie die nachhaltige Sicherung einer in Qualität und Umfang angemesse-
nen Infrastruktur zählen (vgl. DB 2006). 
Mit der Neuausrichtung des Trassenpreissystems der DB im Jahr 2006 sollen durch neue Kompo-
nenten sowohl für die Eisenbahnverkehrsunternehmen als auch für die DB Netz AG Anreize ge-
schaffen werden, Störungen zu verringern und die Leistungsfähigkeit des Schienennetzes zu erhö-
hen (vgl. O.V. 2006). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
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Das Trassenpreissystem der Deutschen Bahn bepreist den fließenden Verkehr. (Das Abstellen von 
Zügen fällt unter die Zusatzleistungen und wird extra berechnet (vgl. DB 2007). 
Betroffenes Verkehrsmittel ist der Schienenverkehr und damit auch (teilweise) der ÖPNV (z. B. 
auch S-Bahnen) (vgl. DB 2006).  
Das Trassenpreissystem gilt in ganz Deutschland auf den Gleisen der DB Netz AG, die jedem in- und 
ausländischen Eisenbahnverkehrsunternehmen zur Verfügung stehen. Auf Basis des Trassenpreissys-
tems zahlen alle Kunden bei Inanspruchnahme identischer Leistungen (Trassenprodukte) den glei-
chen Preis (vgl. DB 2007). 
Für die Nutzung der Serviceeinrichtungen der DB Netz AG fallen Entgelte gemäß dem Anlagen-
preissystem an. Zudem können im Personenverkehr weitere Entgelte erhoben werden. Auch die 
Traktionsenergie ist nicht im Trassenpreis enthalten (vgl. DB 2006). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Zum Fahrplanwechsel 2006 hat die DB Netz AG ihr Trassenpreissystem noch stärker auf die Bedürf-
nisse der Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) ausgerichtet (leistungsabhängige Entgeltbestand-
teile zur Verringerung von Störungen und zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Schienen-
netzes). Verspätungsminuten werden dabei an Messpunkten nach Verursacher und Ursache erfasst 
und saldiert. Den Verursacher kostet dann eine Verspätungsminute jeweils 10 Cent. Am Monats-
ende erhält dann entweder das EVU oder die DB Netz AG eine Zahlung vom jeweils anderen 
Vertragspartner. Ergänzend zum Verspätungsminutensystem wurde auch der bereits bestehende 
Auslastungsfaktor vollständig überarbeitet (vgl. O.V. 2006). 
Die Entgelte für die Nutzung der Trassen werden gegenüber jedem Kunden in gleicher Weise be-
rechnet. Das Trassenentgeld je Trassenkilometer setzt sich aus den folgenden drei Komponenten zu-
sammen, die im Folgenden noch näher beschrieben werden: 
? Nutzungsabhängige Komponente (Streckenkategorie, Trassenprodukt) 
? Leistungsabhängige Komponente (Anreizsystem zur Verringerung von Störungen, Anreiz-
system zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit) 
? Sonstige Komponenten (Regionalfaktor, Lastkomponente) 
Nutzungsabhängige Komponente (Streckenkategorie und Trassenprodukt): 
Um sowohl der Heterogenität der Infrastrukturausstattung als auch dem Kundenbedürfnis nach Ein-
fachheit und Transparenz gerecht zu werden, hat die DB Netz AG ihre Strecken in zwölf Kategorien 
eingeteilt. Die Kategorisierung von Streckenabschnitten orientiert sich an den spezifischen, auf-
































































wandswirksamen Ausstattungselementen der Infrastruktur. Sie berücksichtigt aber gleichzeitig die 
verkehrliche Bedeutung, die jeder Abschnitt als Teil des Gesamtnetzes für die Zugangsberechtigten 
hat. Aus der Streckenkategorie leitet sich der Grundpreis je Trassenkilometer ab (vgl. DB 2007). 
Tabelle 16-1: Trassenpreise (Stand Mai 2006) 
(nach DB 2006) 
Streckenkategorie Grundpreis Grundpreis mit Auslastungsfaktor 
Fernstrecke Fplus 7,90 €/Trkm 9,48 €/Trkm 
Fernstrecke F1 4,02 €/Trkm 4,82 €/Trkm 
Fernstrecke F2 2,78 €/Trkm 3,34 €/Trkm 
Fernstrecke F3 2,47 €/Trkm 2,96 €/Trkm 
Fernstrecke F4 2,36 €/Trkm 2,83 €/Trkm 
Fernstrecke F5 1,82 €/Trkm 2,18 €/Trkm 
Fernstrecke F6 2,13 €/Trkm 2,56 €/Trkm 
Zulaufstrecke Z1 2,21 €/Trkm 2,65 €/Trkm 
Zulaufstrecke Z2 2,29 €/Trkm 2,75 €/Trkm 
Stadtschnellverkehrsstrecke S1 1,55 €/Trkm 1,86 €/Trkm 
Stadtschnellverkehrsstrecke S2 2,09 €/Trkm 2,51 €/Trkm 
Stadtschnellverkehrsstrecke S3 2,51 €/Trkm 3,01 €/Trkm 
Tabelle 16-2: Trassenpreise (Stand August 2008) 
(nach DB 2008) 
Streckenkategorie Grundpreis  
Fernstrecke Fplus 8,30 €/Trkm  
Fernstrecke F1 4,21 €/Trkm  
Fernstrecke F2 2,91 €/Trkm  
Fernstrecke F3 2,61 €/Trkm  
Fernstrecke F4 2,50 €/Trkm  
Fernstrecke F5 1,90 €/Trkm  
Fernstrecke F6 2,25 €/Trkm  
Zulaufstrecke Z1 2,34 €/Trkm  
Zulaufstrecke Z2 2,42 €/Trkm  
Stadtschnellverkehrsstrecke S1 1,64 €/Trkm  
Stadtschnellverkehrsstrecke S2 2,20 €/Trkm  
Stadtschnellverkehrsstrecke S3 2,64 €/Trkm  
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Neben der Streckenkategorie erfolgt auch eine Einteilung in verschiedene Trassenprodukte. Da-
durch wird das Trassenpreissystem an den individuellen Bedürfnissen des Marktes ausgerichtet, was 
im eher kostenorientierten Grundpreis nicht immer hinreichend berücksichtigt werden kann. Jedes 
dieser Trassenprodukte berücksichtigt neben den durch die Kundenanforderungen verursachten 
Kosten auch die Wirkung der Entgelthöhen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Eisenbahnverkehrs-
unternehmen. Über einen multiplikativen Trassenproduktfaktor werden die Produkte im Trassen-
preis berücksichtigt. 
Tabelle 16-3: Trassenproduktfaktor (Stand August 2008) 











Zum Jahresfahrplanwechsel im Dezember 2007 erhöhen sich die Trassenpreise der DB Netz AG 
über alle Streckenkategorien linear um 2,4 %. Gleichzeitig wird für Neukunden ein Rabatt von 10 % 
gegeben, sofern bisher die Leistung von einem anderen Verkehrsträger bedient wurde. Eine 
Mindestabnahmemengenbindung besteht für zehn Trassen. Eine weitere Sparmöglichkeit ergibt sich 
für die Trassennachfrager, wenn sie Angebotstrassen der DB Netz AG in Anspruch nehmen. Eben-
falls 10 % beträgt hier die Ermäßigung, sofern Trassen gewählt werden, die außerhalb der hoch-
belasteten Strecken, also vorrangig auf Ausweichstrecken liegen. Weiterhin ändern sich die Storno-
gebühren bei kurzfristigen Trassenabbestellungen. Stornierungen bis 24 h vor Abfahrtszeitpunkt 
wurden bislang mit 40 % des Trassenpreises bzw. mindestens 80 € berechnet; nunmehr ist bei kurz-
fristigen Abbestellungen der volle Preis zu zahlen (vgl. o.V. 2007) 
Leistungsabhängige Komponente (Anreizsystem zur Verringerung von Störungen, Anreizsystem 
zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit): 
Das Anreizsystem zur Verringerung von Störungen setzt sich aus den Komponenten Verspätungs-
minuten, Verspätungsursachen und maßgebliche Verspätungsminuten zusammen. Je maßgeblicher 
Verspätungsminute wird ein Anreizentgelt in Höhe von 0,10 € berechnet (vgl. O.V. 2006). Zur 
Schaffung von Anreizen zur effizienten Nutzung der Schienenwege wird ein Auslastungsfaktor auf 
besonders stark ausgelasteten Streckenabschnitten, für die tatsächliche Ausweichalternativen exis-
tieren, erhoben. Die Höhe des Auslastungsfaktors beträgt 1,20 (vgl. DB 2006).  
Sonstige Komponenten (Regionalfaktor, Lastkomponente): 
Regionalfaktoren dienen dem Weiterbetrieb von Schienenstrecken im Regionalnetz. Dies ist nur 
durch eine Verbesserung der Kostendeckung zu erreichen. Regionalfaktoren werden daher für 
































































Strecken erhoben, die mittelfristig keine tragfähige Kosten-Erlös-Struktur aufweisen. Die mit der 
Einführung der Regionalfaktoren verbundenen Einnahmen fließen zurück in den Betrieb der 
Regionalnetze. Die Regionalfaktoren wurden örtlich differenziert für das jeweilige Regionalnetz ge-
bildet. Sie stellen einen Aufschlag auf den Trassenpreis dar. Ihre Anwendung beschränkt sich auf 
den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) als Hauptnutzer der Regionalstrecken. Auf bestimmten 
Strecken können sie auch für andere Verkehre angewendet werden (vgl. DB 2007). 
Die gewichtsabhängige Lastkomponente spiegelt den zusätzlichen Aufwand wider, den schwere 
Züge durch erhöhten Verschleiß und Kapazitätsverbrauch verursachen. Der Trassenpreis der Ver-
kehrsleistung Schienengüterverkehr enthält eine vom Bruttogewicht des Wagenzuges abhängige 
Entgeltkomponente. Für Zuggewichte ab 3.000 t werden in Abhängigkeit von der Gewichtsklasse 
additiv zuzurechnende Entgelte erhoben (vgl. DB 2007). 
Sonstige Aspekte organisatorisch / finanziell 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Mit dem „Kauf“ einer Trasse durch einen Kunden sind folgende Pflichtleistungen abgegolten (vgl. 
DB 2007): 
? die Bearbeitung von Anträgen auf Zuweisung von Zugtrassen, 
? die Gestattung der Nutzung zugewiesener Zugtrassen und der Anlagen streckenbezogener 
Versorgung mit Fahrstrom, 
? die Bedienung der für eine Zugbewegung erforderlichen Steuerungs- und Sicherungssyste-
me, die Koordination der Zugbewegungen und die Bereitstellung von Informationen über 
die Zugbewegungen und 
? alle anderen Informationen, die zur Durchführung des Verkehrs, für die Kapazität zugewie-
sen wurde, erforderlich sind (Vermittlung von Lotsen / Streckenkunde auf Wunsch).  











Die Trassenpreiserhöhung wird mit einem sehr starken Anstieg der Stahlpreise begründet. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Trassenpreise zumindest die laufenden Betriebs- und 
Unterhaltungsaufwendungen decken sollen, was bisher noch nicht möglich war. Den erheb-
lichen Kostenblock der Kapitalkosten für Erhaltungs- und Neuinvestition trägt der Bund und 




































































17 E-ticketing Nottingham 
Für die Benutzung der (regionalen) Buslinien im Großraum Nottingham (Nottinghamshire), die von 
dem privaten Betreiber „trent barton“ bedient werden, wird für die Abrechnung des Fahrpreises ein 
innovatives berührungsloses E-Ticketing-System angeboten. Der Fahrpreis wird im so genannten 
Bestpreis-Verfahren vom Kundenkonto abgebucht; d. h. für die jeweils zurückgelegte Strecke wird 
für die jeweilige Kundenkategorie automatisch der günstigste Tarif abgerechnet; maximal der Preis 
für eine Tageskarte. Der Fahrgast erhält eine dafür notwendige kontaktlose SmartCard. Da das neue 
E-Ticketing-System für den Fahrgast selbst die einfachste Methode der Bepreisung darstellt, erfährt 









Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
INIT (2008):  
Internet-Präsenz von init. 
Online verfügbar unter: http://www.init-ka.de (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
NOTTINGHAM CITY COUNCIL / NOTTINGHAMSHIRE COUNTY COUNCIL (2006):  
Greater Nottingham Bus Strategy. 
Nottingham 2006. 
Online verfügbar unter: http://www.nottinghamcity.gov.uk/cdt_greater_nottingham_bus_stratgey.pdf (letzter Zugriff 
am: 21.11.2008) 
TRENT BARTON (2008):  
Internet-Präsenz von trent barton. 
Online verfügbar unter: http://www.trentbuses.co.uk (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
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Zeitraum ab 2007 
Verlauf --- 
Kosten --- 












































Einfacher, schneller und Kosten sparend für Verkehrsbetrieb und Fahrgäste - so lassen sich die wich-
tigsten Vorteile des neuen berührungslosen E-Ticketing-Systems zusammenfassen, das INIT jetzt für 
trent barton realisiert (Stand: Januar 2007). Der Verkehrsbetrieb ist in Großbritannien eines der 
führenden privaten Busunternehmen, dessen Strategie es ist, sich über Kundenbindung und 
Qualitätsführerschaft gegenüber der Konkurrenz abzuheben. Trent barton betreibt u. a. Buslinien im 
Großraum Nottingham, in denen das E-Ticketing-System eingeführt wird (vgl. INIT 2008). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Bepreist wird die Benutzung der (regionalen) Buslinien im Großraum Nottingham (Notting-
hamshire), die von dem privaten Betreiber „trent barton“ bedient werden. Sie befinden sich vor 
allem im Westen Nottinghams und verbinden die Stadt mit z. B. mit Stapleford, Long Eaton und 
Derby (vgl. TRENT BARTON 2008). 






































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Der Fahrpreis wird im Bestpreis-Verfahren vom Kundenkonto abgebucht; d. h. für die jeweils zu-
rückgelegte Strecke wird für die jeweilige Kundenkategorie automatisch der günstigste Tarif abge-
rechnet; maximal der Preis für eine Tageskarte. Dieser beträgt z. B. im Stadtgebiet Nottingham zur 
Zeit 3,40 £ (ca. 4,40 €) (Stand: 2008; vgl. TRENT BARTON 2008). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Voraussetzung für die Nutzung des neuen E-Ticketing-Systems ist eine registrierte Kundenkarte. Der 
Fahrgast erhält diese kontaktlose SmartCard, wenn er sich entsprechend registrieren lässt, und kann 
sie im Kundencenter oder über das Internet-Portal des Verkehrsunternehmens jederzeit aufladen. 
Beim Einsteigen in den Bus passiert der Fahrgast mit seiner Geldwertkarte das Check-In-Kunden-
terminal oder führt diese, wenn er durch die Fronttür einsteigt, am Fahrscheindrucker vorbei, um 
berührungslos elektronisch registriert zu werden. Dabei wird der maximal mögliche Fahrpreis vom 
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Kundenkonto abgebucht. Beim Verlassen des Fahrzeugs checkt der Fahrgast auf die gleiche Weise 
wieder aus. Dabei wird seinem Kundenkonto die Differenz zwischen maximal möglichem Fahrpreis 
und tatsächlich fälligem Beförderungsentgelt wieder gutgeschrieben. Unternimmt er am selben Tag 
noch weitere Fahrten, stellt das intelligente Abrechnungssystem im Best-Preis-Verfahren sicher, dass 
sein Kundenkonto maximal mit dem Betrag eines Tagestickets belastet wird (vgl. INIT 2008). 
Der Umfang der Kontrollen hängt von der Systemgestaltung und den Ein- und Ausstiegsmöglich-
keiten in die Fahrzeuge ab (vgl. INIT 2008). 
Durch die Einführung des E-Ticketing-Systems ist trent barton flexibler in seiner Tarifgestaltung 
und hat geringere Kosten für das Handling von Papiertickets und Bargeld. Seinen Fahrgästen bietet 
er einen deutlich verbesserten Service, denn diese müssen sich beim Fahrtantritt nun nicht mehr mit 
der Tarifstruktur auseinandersetzen, sondern können einfach einsteigen. Auf diese Weise lassen sich 
die Aufenthaltszeiten des Fahrzeugs beim Ein- und Aussteigen an den Haltestellen deutlich verkür-
zen. Das erhöht nicht nur die Pünktlichkeit der Buslinien, sondern kann darüber hinaus sogar zu 
geringerem Fahrzeugeinsatz und damit zu niedrigeren Betriebskosten führen. Gerade der Beschleu-
nigungsaspekt spielt in Großbritannien eine große Rolle, da dort die Busse sehr häufig nur mit einer 
Tür ausgestattet sind und somit der Ein- und Ausstieg zeitintensiv ist (vgl. INIT 2008). 








































































Da das neue E-Ticketing-System für den Fahrgast selbst die einfachste Methode der Beprei-
sung darstellt, da er sich weder mit der Tarifstruktur noch dem Bezahlvorgang beschäftigen 
muss und zudem noch durch das Best-Preis-Verfahren automatisch den für ihn jeweils güns-
tigsten Fahrpreis zugewiesen bekommt, erfährt dieses System in der Praxis eine sehr hohe Ak-
zeptanz (vgl. INIT 2008). 
Ein Problem stellt bisher noch da, dass die städtischen Buslinien in Nottingham von verschie-
denen privaten Betreibern bedient werden, die alle ihr eigenes Tarifsystem haben, wie es in 
Großbritannien üblich ist (vgl. INIT 2008). Laut dem Konzept Greater Nottingham Bus 
Strategy sollen zukünftig Bepreisungs- und Tarifsysteme etabliert werden, die betreiberüber-
greifend auf dem gesamten Netz gültig sind, wozu auch ein E-Ticketing-System zählen wird 
(vgl. NOTTINGHAM CITY COUNCIL / NOTTINGHAMSHIRE COUNTY COUNCIL 2006). 
Des Weiteren wird E-Ticketing zunehmend ein Thema für andere europäische Verkehrsbetrie-
be, weil sich damit nachweislich die Kundenzufriedenheit erhöhen und die Einnahmen stei-
gern lassen. Daneben können Kosteneinsparpotenziale realisiert werden (vgl. INIT 2008). 
Finanzen  
--- 
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18 Parkgebühr nach CO2-Ausstoß London-Richmond 
Beim Anwohnerparkausweis im Londoner Stadtteil Richmond wird bei der Ermittlung der Gebühren 
die Emissionsbelastung der Fahrzeuge berücksichtigt. Die jährliche Gebühr für den Anwohnerpark-
ausweis wird nach der Höhe des CO2-Ausstoßes bemessen, wobei es sieben Tarifstufen gibt. In der 
ungünstigsten Tarifstufe zahlen die Anwohner drei mal mehr als bisher. Das System wird jedoch 
einerseits wegen der enormen Bürokratie, andererseits auf Grund des Prinzips überhaupt (parkende 











Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
AVANTTIME CONSULTING GMBH (2008): 
CO2-Handel.de. Das Portal zum Emissionshandel und Klimaschutz. 
Online verfügbar unter: http://www.co2-handel.de (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON THAMES (O. J.): 
Changes to Parking Charges based on CO2 emisssions. A guide explaining the proposed changes. 
Online verfügbar unter: http://www.richmond.gov.uk/parking_chrages_consultation1.pdf (letzter Zugriff am: 
21.11.2008) 
LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON THAMES (2008): 
Internet-Präsenz des London Borough of Richmond upon Thames. 
Online verfügbar unter: http://www.richmond.gov.uk (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
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Zeitraum ab 2. April 2007 
Verlauf --- 
Kosten --- 











































Im Londoner Stadtteil Richmond wird laut der Bezirksverwaltung mehr CO2 ausgestoßen als in ver-
gleichbaren anderen Stadtteilen. Um diese Emissionsbelastungen der Fahrzeuge zu berücksichtigen, 
wird in diesem Stadtteil die jährliche Gebühr für den Anwohnerparkausweis nach der Höhe des 
CO2-Ausstoßes bemessen. Dieses Instrument führt zu Änderungen bei der Wahl des anzuschaffen-
den Fahrzeuges. Diese Verlagerung kann nur indirekt als modal bezeichnet werden. 
Laut Bezirksverwaltung soll hiermit durch eine lokale Handlungsmaßnahme eine Maßnahme gegen 
den nationalen und globalen Klimawandel getroffen werden. Die zusätzlichen Einnahmen aus den 
Parkgebühren sollen verschiedenen Maßnahmen des Londoner Generalverkehrsplans zugute kom-
men, die wiederum im Stadtteil Richmond ausgeführt werden: Verbesserungen der Fuß- und Rad-
wege und im ÖPNV (vgl. LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON THAMES 2008). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Bepreist wird das Anwohnerparken im Londoner Stadtteil Richmond (vgl. LONDON BOROUGH OF 
RICHMOND UPON THAMES 2008). 






































































































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Die höchste von sieben Tarifstufen sieht nach Angaben der Gemeindeverwaltung eine Verdrei-
fachung der Parkgebühren vor: Statt umgerechnet 149 € zahlen die Besitzer nun 447 € im Jahr. 
Für einen Zweitwagen wird eine Gebühr von 671 € fällig. Elektro- und Hybrid-Autos parken hinge-
gen künftig kostenfrei. Rabatte von 50 % erhalten Kleinwagen wie Smart oder C1 von Citroen (vgl. 
AVANTTIME CONSULTING GMBH 2008). 
Tabelle 18-1: Relative Preisänderungen im Vergleich zum bisherigen System 
(Quelle: LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON THAMES 2007) 
Klasse CO2 in g/km 
Änderung zum bisherigen Preis 
für Erstwagen 
Änderung zum bisherigen Preis 
für Zweitwagen  
A Bis 100 Keine Gebühr Keine Gebühr 
B 101 - 120 50 % Ermäßigung 
50 % Zuschlag auf den Tarif des 
Erstwagens 
C 121 - 150 10 % Ermäßigung 
D 151 - 165 10 % Zuschlag 
E 166 - 185 30 % Zuschlag 
F 186 - 224 50 % Zuschlag 
G Über 225 200 % Zuschlag 
Für Fahrzeuge, die vor dem Jahr 2001 zugelassen worden sind, erfolgt die Einteilung in die Tarif-
klassen bemessen nach dem Hubraum in cm3: unter 1.549 cm3 in Klasse C, zwischen 1.549 und 
3.000 cm3 in Klasse E, über 3.000 cm3 in Klasse G (vgl. LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON 
THAMES 2008). 
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Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Die Beantragung des Anwohnerparkausweises erfolgt unter Vorlage des Fahrzeugscheins, in dem 
die CO2-Emissionen eingetragen sind (vgl. LONDON BOROUGH OF RICHMOND UPON THAMES 2008). 






































































Der Bezirksratsvorsitzende Serge Lourie begründete die Entscheidung für das Bepreisungs-
modell mit dem Klimawandel, der derzeit das beherrschende Problem sei: "Wir alle müssen 
unsere Gewohnheiten ändern, um dessen Auswirkungen zu bekämpfen." Für den Richmonder 
Rat sei dies nur der erste Schritt in einem langen Prozess zur Senkung des Kohlendioxid-Aus-
stoßes. Neun weitere Londoner Bezirke, darunter auch London Mitte, hätten ihr Interesse an 
ähnlichen Vorhaben bekundet, sagte Lourie (vgl. London Borough Of Richmond Upon Thames 
2008). 
Knapp 2/3 der an einer Befragung teilnehmenden Bewohner gaben an, dass sie auf Grund der 
neuen Gebührenregelung möglicherweise eine Neuanschaffung eines Fahrzeugs, das weniger 




Eine im Rahmen der Bürgerbeteiligung (Mitte November 2006 bis Mitte Dezember 2006) 
durchgeführte Befragung (von 3.500 Haushalten und 1.300 Gewerbebetrieben) ergab, dass 
47 % sich vor dem Ortschaftsratsbeschluss für die neuen Tarife ausgesprochen haben, wohin-
gegen 39 % dagegen stimmten (vgl. Avanttime Consulting Gmbh 2008). 
Kritikpunkte des Modells sind einerseits der immense bürokratische Aufwand für die Hand-
habung des Systems, andererseits eine nicht nachvollziehbaren Begründung für die Ein-
führung der CO2-abhängigen Bepreisung, da beim Parken kein CO2 ausgestoßen wird. 
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19 Road Pricing System Niederlande (Anders betalen voor Mobiliteit) 
Mit der Einführung eines flächendeckenden Road Pricing-Systems werden die Niederlande eine Vor-
reiterrolle einnehmen. Im Zuge der Einführung soll eine komplette Umstellung der Finanzierung im 
Verkehrssektor einhergehen, so dass für die Nutzer insgesamt erst einmal eine Kostenneutralität er-
halten bleibt. Die neuen Gebühren werden abhängig von der zurückgelegten Strecke, der Zeit, in 
der die Fahrt statt gefunden hat, den benutzten Strecken und der Schadstoffklasse des Fahrzeugs 
bemessen. Beachtenswert ist vor allem die Erreichung der für die Einführung notwendigen Akzep-










Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
DEFFKE, UTA (2009): 
Die Maut, die alle glücklich macht. 
In: Spiegel Online, 15.02.09 
Online verfügbar unter: http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,607516-2,00.html (letzter Zugriff am: 16.02.09) 
MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT (2008): 
Anders betalen voor Mobiliteit (Different Payment for Mobility)/Partial Implementation decision based on 
Implementation Plan for Road Pricing System. 
Öffentlicher Brief des Ministerie van Verkeer en Waterstaat an den President des Lower House of the States, The Hague, 
27.06.2008. 
MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND WATER MANAGEMENT (HRSG.) (2008): 
Implementation of road pricing system. 
Implementation plan accompanying preliminary implementation decision on road pricing, 27.06.2008. 
- Fortsetzung siehe nächste Seite - 
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TRAFFIC TECHNOLOGY TODAY.COM (HRSG.) (2009): 
Dutch develop road pricing plan. 
Meldung vom 15.01.2009 
Online verfügbar unter http://traffictechnologytoday.com/news.php?NewsID=10159 (letzter Zugriff am: 06.02.2009) 
































































Zeitraum Stufenweise Einführung ab 2011 
Verlauf 2008 - 2010: vorgelagerte Studien und Konkretisierung des Road Pricing 
2010:  großangelegte Praxistests 
2011:  Einführung der ersten Stufe zeitgleich mit der Einführung 
   eines Road Pricing in Frankreich, Umstellung auf Road Pricing  
   nur für den Güterverkehr 
2012 - 2016: Vollständige Einführung, Fahrzeuge sollen abhängig von ersten  
   beiden Nummernschildziffern stufenweise in das System  
   miteinbezogen werden 
2016 - 2018:  Abschluss der Einführung mit letzten Anpassungen in den  
   Steuertarifen (vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT  
   2008) 
Kosten Für die Zertifizierung, Ausschreibung und das Testprogramm werden 
167 Mio. € veranschlagt (vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT 2008). 
Die gesamten Investitions- und Betriebskosten für den Zeitraum von 2008 bis 
2016 werden auf ca. 5,7 Mrd. Euro geschätzt (mit einem Variationskoeffizient 
von 18 %, vgl. MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND WATER MANAGE-
MENT 2008). 











































Ziel der Einführung ist die Verbesserung des Verkehrsflusses und der Umweltschutz (vgl. TRAFFIC 
TECHNOLOGY TODAY.COM 2009). Gleichzeitig wird aber auch Umstellung hin zu einer Nutzerfinanzie-
rung angestrebt, die erst einmal kostenneutral realisiert werden soll (vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN 
WATERSTAAT 2008, DEFFKE 2009). Die neue Abgabe soll die Steuern ersetzen, die zur Zeit beim Kauf 
und Besitz eines Fahrzeugs fällig werden (vgl. DEFFKE 2009). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
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Die Bepreisung soll im gesamten Straßennetz der Niederlande für Lkw und Pkw realisiert werden, 
die die Straßeninfrastruktur nutzen (vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT 2008). Daneben 
sollen auch Motorräder und ausländische Fahrzeug mit einbezogen werden (vgl. DEFFKE 2009). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Bislang steht fest, dass die Preishöhe davon abhängt, wie viele Kilometer wann und wo zurückge-
legt werden und welche Umweltbelastung dadurch verursacht wird (vgl. TRAFFIC TECHNOLOGY 
TODAY.COM 2009). Es erfolgt also eine Differenzierung nach der Zeit, dem Raum und den Umwelt-
charakteristika (vgl. MINISTERIE VAN VERKEER EN WATERSTAAT 2008). 
Genauere Festlegungen z. B. bezüglich der Gebührenhöhe stehen noch aus (vgl. DEFFKE 2009). 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Für die organisatorische Umsetzung wurde ein kombiniertes Modell gewählt. Dieses beinhaltet 
mehrere Anbieter, die hinsichtlich Kosten, Qualität und zusätzlichen Services im Wettbewerb 
stehen. Diese werben um die Verkehrsteilnehmer und sammeln die entsprechenden Gebühren von 
ihnen ein. Die genaue Ausgestaltung der Dienste steht noch nicht fest. Ergänzend gibt es eine zuge-
hörige Steuerabrechnungsstelle, die Zertifikate für die Fahrzeugausstattungen vergibt. Hierdurch 
wird ebenfalls im technischen Bereich ein Wettbewerb initiiert. Die zentrale Abrechnungsstelle ist 
staatlich (vgl. MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND WATER MANAGEMENT 2008).  
Die Einführung wird durch begleitende Maßnahmen wie den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmit-
tel unterstützt (vgl. DEFFKE 2009). 
































































Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Die Festlegung der genauen technischen Ausgestaltung steht noch aus und soll durch ein Aus-
schreibungsverfahren näher spezifiziert werden. Prinzipiell soll die verwendete Technik auf ein 
satellitengestütztes Erfassungssystem und entsprechendem On-Board-Equipment (OBE) basieren 
(vgl. DEFFKE 2009). Die zentrale Abrechnungsstelle kann Daten entweder direkt durch das OBE oder 
durch zertifizierte Anbieter erhalten. Um das System vor Missbrauch zu schützen, wird das OBE ein 
„trusted element“ enthalten, das eine sichere Verbindung zwischen OBE, Abrechnungsstelle und 
Kontrolleinrichtungen gewährleistet. Fahrzeuge, die von der Maut ausgenommen sind, benötigen 
keine Fahrzeugausstattungen. Um auch den ausländischen Schwerlastverkehr in die Bepreisung 
miteinbeziehen zu können, wird es ein zweites System geben, das die Maut anhand der in den 
Niederlanden zurückgelegten Kilometer bemisst (vgl. MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND 
WATER MANAGEMENT 2008).  
Das gesamte Mautsystem basiert auf fünf definierten Prozessen mit sieben funktionalen Komponen-
ten (vgl. MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND WATER MANAGEMENT 2008): 
? Prozess 1: Erfassung der Nutzung, Besteuerung und Einzug 
- Komponente 1: Installation, Erhaltung und Management der Aufzeichnungseinrich-
tungen für das OBE 
- Komponente 2: Aufzeichnungseinrichtungen 
- Komponente 3: Zentrale Abrechnungsstelle für den Einzug der Steuern 
? Prozess 2/Komponente 4: Kontrolle 
? Prozess 3/Komponente 5: Festlegung der Mautsätze 
? Prozess 4/Komponente 6: Aufsicht über das Road Pricing 
? Prozess 5/Komponente 7: Kundenservice 
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Untersuchungsbereiche 
Verkehrsgeschehen  
Studien prognostizieren ein durch die Maut um 5 % geringeres Verkehrsaufkommen und 






Die bisherige Stausituation in den Niederlanden verursacht jährlich volkswirtschaftliche 
Kosten in Höhe von 1,8 Mrd. Euro (vgl. DEFFKE 2009). 
Akzeptanz  
Mehrere Faktoren tragen zur Unterstützung der Vorhabens und damit zu den erfolgten Be-
schlüssen der Regierung (2007) und des Parlaments (2008) bei. Zum einen ist hier der politi-
sche Wille zu nennen. Zum anderen erfolgte die Erarbeitung des Konzepts in einem Bottom 
up-Konzept unter Einbezug von 17 Interessensgruppen (Autolobby, Arbeitgeberverband, Ar-
beitnehmerverband, lokale Regierungen, Umweltverbände). Die Verhandlungen wurden 
durch einen ehemaligen Generaldirektor des niederländischen Automobilclubs koordiniert. 
Ziel war die Erarbeitung eines transparenten nationalen Mautkonzepts zur Staureduzierung 
und Umweltentlastung (vgl. DEFFKE 2009). 
Die Unterstützung von besonders betroffenen Nutzergruppen, wie z. B. Transportunterneh-
men oder Vielfahrer, konnte durch den in Folge des veränderten Verkehrsaufkommens prog-
nostizierten Zeitgewinn gewonnen werden (vgl. DEFFKE 2009). 
Aus Datenschutzgründen werden nur aggregierte Daten (kategorisiert nach den Tarifen) 
weitergegeben solange der Verkehrsteilnehmer nicht einer differenzierteren Weitergabe zuge-
stimmt hat (vgl. MINISTRY OF TRANSPORT, PUBLIC WORKS AND WATER MANAGEMENT 2008). 
 
 
































































20 Landegebühren nach Lärmemissionen London-Heathrow 
Für jede Landung und jeden Start eines Flugzeuges auf dem Flughafen London-Heathrow ist ein 
Lande- bzw. Startentgelt zu entrichten. Durch eine lärmabhängige Staffelung dieser Gebühren soll 














Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
BAA HEATHROW (2007): 
Heathrow Airport. Conditions of Use. Including Airport Charges from 1 April 2007. 
London 2007. 
Online verfügbar unter: http://www.heathrowairport.com/assets//B2CPortal/Static%20Files/COU_LHR_v1.pdf (letzter 
Zugriff am: 17.10.2008) 
Heathrow Airport (2008): 
Internet-Präsenz des Heathrow Airport. 
Online verfügbar unter: http://www.heathrowairport.com (letzter Zugriff am: 17.10.2008) 















































Der Flughafenbetreiber BAA Heathrow des internationalen Flughafens London-Heathrow forciert 
die Nutzung leiserer Flugzeugtypen durch eine Staffelung der Start- und Landegebühren u. a. nach 
den jeweiligen Lärmemissionen. Dieses Instrument führt zu Änderungen bei der Wahl des anzu-
schaffenden Flugzeuges. Diese Verlagerung kann nur indirekt als modal bezeichnet werden (vgl. 
BAA HEATHROW 2007). 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Für jede Landung und jeden Start eines Flugzeuges auf dem Flughafen ist ein Lande- bzw. Startent-
gelt zu entrichten, das abhängig ist vom zulässigen Gesamtgewicht des Flugzeugtyps, der Lärmemis-
sionen und des nachgewiesenen Ausstoßes von NOx-Emissionen (vgl. BAA HEATHROW 2008). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
































































Die Landegebühren am Flughafen London-Heathrow werden nach dem jeweiligen zulässigen 
Gesamtgewicht der Flugzeuge, den nachgewiesenen NOx-Emissionen und den Lärmemissionen 
(nach der ICAO-Klassifizierung) angesetzt. Die Einteilung der Flugzeuge erfolgt hierbei zunächst 
nach der ICAO aircraft noise certification, womit auch die zu entrichtende Grundgebühr ermittelt 
wird (vgl. BAA HEATHROW 2007).  
Die Grundgebühren für Landevorgänge betreffen laut Tarifreglement düsenbetriebene Flugzeuge 
über 16 t zul. Gesamtgewicht, die die Lärmstandards nach ICAO Annex 16 Chapter 3 erfüllen. Ist 
dies der Fall, so muss die Einhaltung der Lärmstandards (noise certification standard) nachge-
wiesen werden. Werden sie nicht eingehalten, so wird das betreffende Flugzeug nach Chapter 2 
kategorisiert. Nicht düsenbetriebene Flugzeuge bzw. alle Flugzeuge unter 16 t bezahlen ausschließ-
lich die Grundgebühr (vgl. BAA HEATHROW 2007). 
Alle Flugzeuge, die somit nicht nach Chapter 3 behandelt werden, müssen je nach Überschreitung 
des noise certification standard nach Chapter 3 eine bis zu drei mal höhere Landegebühr als die je-
weilige Grundgebühr entrichten (vgl. BAA HEATHROW 2007). 
Ähnlich Ansätze existieren auch an weiteren Flughäfen, z. B. am Flughafen Frankfurt Main. 
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 
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21 VVS FirmenTicket 
Das VVS-FirmenTicket ist eine Art Jahreskarte für Arbeitnehmer, die ausschließlich über ihren 
Arbeitgeber ausgegeben wird. Es müssen mindestens 100 JahresTickets durch eine Firma, Behörde 
oder einen Verband als sog. FirmenTickets abgenommen werden. Der Preisnachlass kommt dann 
den Arbeitnehmern zugute. Durch das VVS FirmenTicket soll nicht zuletzt auch der Modal Split im 
Berufsverkehr zugunsten der Verbundverkehrsmittel des ÖPNV erhöht sowie die Kundenbindung an 











Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgender Quelle übernommen: 
VERKEHRS- UND TARIFVERBUND STUTTGART GMBH (2008): 
Internet-Präsenz des VVS. 
Online verfügbar unter: http://www.vvs.de (letzter Zugriff am: 17.10.2008) 
















































Der Absatz von JahresTickets des VVS (Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH) soll durch 
Mengenrabatte gefördert werden. Hierzu müssen mindestens 100 JahresTickets durch eine Firma, 
Behörde oder einen Verband als sog. FirmenTickets abgenommen werden. Der Preisnachlass kommt 
den Arbeitnehmern zugute (vgl. VVS 2008). 
Durch das VVS FirmenTicket soll nicht zuletzt auch der Modal Split im Berufsverkehr zugunsten der 
Verbundverkehrsmittel des ÖPNV erhöht sowie die Kundenbindung an den Verbund verbessert 
werden (vgl. VVS 2008). 
Pluspunkte für den Arbeitnehmer (laut VVS 2008): 
? Preisvorteil: Nur 9 Monate bezahlen und 12 Monate fahren.  
? Einfacher und bequemer Erwerb: Information, Bestellung, Abholung und Bezahlung direkt 
am Arbeitsplatz des eigenen Unternehmens.  
? Stau- und stressfreie An-/Abreise zum/vom Arbeitsplatz.  
? FirmenTicket gilt auch in der Freizeit.  
? Kostenlose Mitnahme von bis zu 3 Kindern (6 - 17 Jahre) am Wochenende und an Feier-
tagen; ein Hund darf ebenfalls kostenlos mit.  
? Wahlmöglichkeit zwischen persönlichem oder übertragbarem Ticket. 
? Ab einer Entfernung von ca. 7 km zum Arbeitsplatz sind die Kosten eines FirmenTickets mit 
10 % Rabatt geringer als die reinen Pkw-Betriebskosten.  
Pluspunkte für den Arbeitgeber (laut VVS 2008): 
? Einsparungen bei den Kosten für Firmenparkplätze.  
? Imagegewinn durch Beitrag zur Reduzierung von Umweltbelastungen.  
? Positiver Aspekt bei der Mitarbeitersuche.  
































































Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 
Mit dem VVS FirmenTicket dürfen alle in den Verbundtarif einbezogenen öffentlichen Verkehrs-
mittel benutzt werden; allerdings nur in den Tarifzonen, die für die Fahrt zwischen Wohnort und 
Arbeitsplatz befahren werden müssen (vgl. VVS 2008). 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
Bei Abnahme von mindestens 100 JahresTickets als FirmenTicket für jeweils dieselbe Geltungsdauer 
durch eine Stelle (Firmen, Behörden, Verbände) wird ein Mengenrabatt in Höhe von 10 % zum 
JahresTicket gewährt (vgl. VVS 2008). 
Tabelle 21-1: Preisvergleich JahresTicket – FirmenTicket 
(Quelle: VVS 2008) 
Preisstufe (Zonen) Preis persönliches JahresTicket (nicht übertragbar) 
Preis persönliches FirmenTicket 
(nicht übertragbar) 
1 502 € 454 € 
2 650 € 588 € 
3 862 € 780 € 
4 1077 € 974 € 
5 1272 € 1151 € 
6 1497 € 1355 € 
7 und mehr (Netz) 1708 € 1546 € 
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Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Um Firmen sowohl über das FirmenTicket als auch über die umfangreichen Nutzungsmöglichkeiten 
des ÖPNV zu informieren und die Mitarbeiter bei der Verkehrsmittelwahl zu unterstützen, bietet der 
VVS eine individuelle Firmenberatung an. Neben der persönlichen und telefonischen Beratung 
können auch individuelle Informationsveranstaltungen vor Ort vereinbart werden (vgl. VVS 2008).  
Für die Benutzung der VVS Zeittickets (also u. a. der JahresTickets und FirmenTickets) ist ein sog. 
„Verbundpass“ nötig. Mit einer Wertmarke für den gewünschten Zeitraum versehen (also für ein 
Jahr bei JahresTickets bzw. FirmenTickets), wird der Verbundpass zur Fahrt gültig und zwar für 
beliebig viele Fahrten in den gewählten Tarifzonen. Der Erwerb des Firmentickets erfolgt aus-
schließlich über den Arbeitgeber (vgl. VVS 2008). 
 
 
































































22 VVS Kombi-Park-Fahrschein 
Im P&R Parkhaus Albstraße in Stuttgart-Degerloch gibt es einen Parkschein mit integriertem ÖV-
Ticket. Er gilt neben der Parkberechtigung auch für beliebig viele Fahrten mit allen Bussen und Bah-
nen im Stadtgebiet Stuttgart inkl. Fellbach und Korntal (VVS Tarifzonen 10 und 20). Durch dieses 
Angebot soll der innerstädtische Park-Suchverkehr sowie die an Samstagen auftretende Überlastung 












Die Informationen zu diesem Fallbeispiel wurden aus folgenden Quellen übernommen: 
STUTTGARTER STRAßENBAHNEN AG (2008): 
Internet-Präsenz der SSB. 
Online verfügbar unter: http://www.ssb-ag.de (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH (2008): 
Internet-Präsenz des VVS. 
Online verfügbar unter: http://www.vvs.de (letzter Zugriff am: 21.11.2008) 
















































Um die Attraktivität des Park&Ride Angebots zu verbessern und somit im Innenstadtbereichs Stutt-
garts den ÖPNV-Anteil zu erhöhen, bietet der VVS (Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH) 
einen kombinierten Park- und Fahrschein an. Gleichzeitig kann damit auch der innerstädtische 
Park-Suchverkehr sowie die an Samstagen auftretende Überlastung der innerstädtischen Parkhäuser 
reduziert werden. 
Gegenstand der Bepreisung 






























Anwendungsbereich Europa Staat Region Stadt Teilbereich 






































dauerhafte Nutzung auf einen Zeitraum 
begrenzte Nutzung 
einmalige Nutzung 
Räumliche Nutzungsmögl. Netz Fläche / Zone Kordon  Objekt / Strecke 
































































Den VVS Kombi-Park-Fahrschein gibt es zu folgenden Tarifen (vgl. VSS 2008): 
Einzelpersonen: 
? 5,60 € (Parkzeit bis zu 4 Stunden)  
? 6,60 € (Parkzeit 4 Stunden und mehr)  
Mehrpersonen (bis zu 5 Personen): 
? 7,10 € (Parkzeit bis zu 4 Stunden)  
? 9,40 € (Parkzeit 4 Stunden und mehr)  
Die Parkzeit muss nicht vorher definiert werden, da die Preisermittlung erst bei der Rückkehr zum 
Parkhaus erfolgt. 
Besitzer von VVS-Zeitkarten (MonatsTicket, JahresTicket) können bei der Zufahrt zum Parkhaus 
alternativ reine Parkscheine erwerben (Monatskarte 22 €, Jahreskarte 220 €) (vgl. SSB 2008).  
Sonstige Aspekte (organisatorisch / finanziell) 
Verkehrssystembetreiber Staatliche 
Organisation 
Private Organisation Private Organisation in öffentlichem 
Einfluss 
Preisbildungsprinzipien Grenzkosten Vollkosten Nachfrageorientierte 
Preisermittlung 
Subventionen sonst. 













Preisermittlung vor der Nutzung (Plan) nach der Nutzung (Bestpreis) 
Sonstige Aspekte (technisch) 
Registrierung keine einmalig mehrmalig 
Erfassung kei-
ne 












Zahlung von der Nutzung 
unabhängig 
ohne physischen Kontakt im 
Lauf der Nutzung 
mit physischem Kontakt im Lauf 
der Nutzung 
Kontrolle keine zufällig vollständig 






Der Kombi-Park-Fahrschein ist bei der Einfahrt in das P&R Parkhaus Albstraße zu ziehen. So lange 
man im Besitz des Fahrscheins ist, gilt dieser für beliebig viele Fahrten mit den VVS-Verkehrsmitteln 
in der 2. Klasse. Die Zahlung erfolgt wie üblich nach der Rückkehr zum Parkhaus. Bei Messen und 
Veranstaltungen mit Kombikartenvereinbarungen kann das am Parkhaus gezogene Kombi-Ticket 
beim Erwerb einer Eintrittskarte an den jeweiligen Kassen der Veranstalter gegen Bezahlung von 
3 € in ein Ausfahrtticket eingelöst werden. Die Kombikarten gelten dann als Rückfahrkarte, das 
Ausfahrtticket ermöglicht die Ausfahrt aus dem Parkhaus ohne zusätzliche Bezahlung (vgl. SSB 
2008). 
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 1 Einführung A2 - 1 
1 Einführung 
Um Wirkungen von Instrumenten des Mobility Pricing abschätzen zu können, ist eine Betrachtung 
der Mobilitätsausgaben sinnvoll. Hierbei stellen sich zum Beispiel Fragen nach Unterschieden 
zwischen Nutzergruppen oder der zeitlichen Entwicklung der Mobilitätsausgaben. Daher stellt 
dieser Anhang vorhandene Informationen über Mobilitätsbudgets, also die Summe aller Ausgaben 
für Mobilität, aus der Literatur zusammen und ergänzt diese um eigene Auswertungen. Die wesent-
lichen Ergebnisse sind in den Kapitel 4 Analyse von Wirkungen und Anforderungen der Hauptstudie 
„Wirkungen des Mobility Pricing“ eingeflossen. 
Da es Ziel dieser Ausarbeitung ist, Informationen über das Mobilitätsbudget von Nutzern und über 
deren Betroffenheit durch Instrumente des Mobility Pricing zu sammeln, werden im Folgenden aus-
schließlich deren Mobilitätsausgaben behandelt. Die beiden anderen Akteursgruppen, Betreiber und 
Allgemeinheit, werden hier nicht betrachtet. 
Nach Darstellung einiger Grundlagen in diesem Abschnitt werden in Kapitel 2 verschiedene 
Literaturquellen zum Thema Mobilitätsbudget ausgewertet, in Kapitel 3 finden sich eigene Aus-
wertungen der Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)1 von 1993, 1998 und 
2003. Kapitel 4 befasst sich abschließend mit dem Thema Preiselastizitäten. 
Unterteilung der Mobilitätsausgaben 
Für die Nutzer von Verkehrssystemen werden im Folgenden alle Ausgaben betrachtet, die für ihre 
eigene Mobilität anfallen. Indirekte Ausgaben, z. B. für den Transport von konsumierten Gütern 
oder Abgaben, die aus dem allgemeinen Haushalt an Verkehrssysteme fließen, werden nicht berück-
sichtigt.  
Bei der Betrachtung dieser Mobilitätsausgaben sind verschiedene Unterteilungen sinnvoll. Wenn die 
Kosten Entscheidungen beeinflussen sollen, dann ist es wichtig, sie vollständig oder zumindest 
zwischen den Alternativen vergleichbar ins Bewusstsein der Nutzer zu rufen. Vor allem Kosten, die 
im direkten Zusammenhang mit der Nutzung anfallen (z. B. Einzelfahrscheine im ÖV oder eine bei 
Einfahrt zu entrichtende City-Maut im MIV), so genannte „Out-of-Pocket“-Kosten, werden wahr-
genommen und beeinflussen die Entscheidungen der Nutzer. Deshalb ist es grundsätzlich wichtig, 
fixe und variable Ausgaben zu unterscheiden. 
Im Individualverkehr können fixe und variable Ausgaben wie folgt differenziert werden: 
? Ausgaben, die durch die Nutzung anfallen, aber unabhängig vom eigentlichen Umfang der 
Nutzung sind (in Tabelle 1-1 mit * markiert).  
? Ausgaben, deren Höhe vom Umfang der Nutzung abhängt, die aber nur in größeren zeit-
lichen Abständen anfallen (in Tabelle 1-1 mit ^ markiert). Die Variabilität dieser Kosten ist 
den Nutzern in der Regel nur wenig bewusst.  
? Ausgaben, deren Höhe vom Umfang der Nutzung abhängt und die eng an die Nutzung ge-
knüpft sind (in Tabelle 1-1 mit ° markiert). Die Variabilität dieser Kosten ist den Nutzern in 
den meisten Fällen bewusst. 
                                                
1  http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/abisz/ 
Einkommens__Verbrauchsstichprobe.psml 
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Weiterhin können  
? Ausgaben, die nur einmalig oder selten auftreten (wie Führerscheinkosten oder Fahrzeug-
anschaffungskosten), und 
? Ausgaben, die dauerhaft auftreten (wie Kraftfahrzeugsteuern oder Kraftstoffe), 
unterschieden werden. Ausgaben für fremde Verkehrsdienstleistungen fallen entweder direkt bei 
der Nutzung an oder z. B. in Form von Zeitkarten als vom direkten Nutzungsumfang unabhängige 
Ausgaben. 
Tabelle 1-1: Unterteilung von Mobilitätsausgaben 
Ausgaben für Fahrzeuge und deren Nutzung (IV) 
 -  Kaufpreis Fahrzeug^  -  Kraftfahrzeugversicherung* 
 -  Leasing- / Miet- / Leihgebühren*  -  Insassenschutzversicherung* 
 -  Einzelteile und Zubehör*  -  Kraftfahrzeugsteuern* 
 -  Garagen- und Stellplatzkosten*  -  Wartung und Reparatur° 
 -  Führerschein*  -  Ersatzteile° 
 -  Zulassungsgebühren^  -  Benutzungsgebühren / Maut° 
 -  TÜV / ASU*  -  Parkgebühren° 
 -  Entsorgung^   -  Erschließungsgebühren* 
 -  Schutzausrüstung^  -  Kraftstoffe und Schmiermittel (inkl.    
   Mineralölsteuer, Ökosteuer)°  -  Stellplatzabgaben*  
Ausgaben für fremd erbrachte Verkehrsdienstleistungen (ÖV) 
 -  im Straßenverkehr (inkl. Gepäck)  -  im Luftverkehr (inkl. Gepäck) 
 -  im Schienenverkehr (inkl. Gepäck)  -  in der Schifffahrt (inkl. Gepäck) 
  
* Ausgaben, die durch die Nutzung anfallen, aber unabhängig vom eigentlichen Umfang der Nutzung 
sind.  
^ Ausgaben, deren Höhe vom Umfang der Nutzung abhängt, die nur in größeren zeitlichen Abständen 
anfallen. 
° Ausgaben, deren Höhe vom Umfang der Nutzung abhängt, die eng an die Nutzung geknüpft sind. 
Bezug zu den Gesamtausgaben 
Das Mobilitätsbudget ist nicht vollständig von den Nutzern frei wählbar, sondern hängt vom Bedarf 
an Mobilität bzw. den Mobilitätswünschen, den Einnahmen und den äußeren Einflüssen ab. Die 
Mobilitätsausgaben können hierbei in absoluter Höhe oder relativ zu den Gesamtausgaben betrach-
tet werden. 
Im Rahmen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, die alle fünf Jahre in deutschen Haus-
halten erhoben wird, werden neben den Ausgaben für Verkehr noch 21 weitere Ausgabegruppen 
genannt (Tabelle 1-2). Dabei spielen die Gruppen „Sonstige Steuern“ und „Versicherungsbeiträge“ 
für die vorliegenden Betrachtungen eine besondere Rolle, da in diesen beiden direkte Ausgaben für 
die Mobilität (Kraftfahrzeugsteuer und Kraftfahrzeugversicherungen) enthalten sind. 
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Tabelle 1-2: Ausgabegruppen EVS 
-   Private Konsumausgaben 
 •  Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke •  Alkoholische Getränke, Tabakwaren  
 •  Bekleidung und Schuhe •  Wohnungsmieten (einschl. Nebenkosten)  
 •  Unterstellte Mieten (einschl. Nebenkosten) •  Wohnungsinstandsetzung  
 •  Energie •  Abzüge vom Einkommen  
 •  Bildungswesen •  Gesundheitspflege  
 •  Verkehr •  Nachrichtenübermittlung  
 •  Beherbergungs- und                                                
   Gaststättendienstleistungen  
•  Innenausstattung, Haushaltsgeräte und   
    -gegenstände, laufende Haushaltsführung 
 
 •  Freizeit, Unterhaltung und Kultur •  Andere Waren und Dienstleistungen  
-   Sonstige Steuern  -   Versicherungsbeiträge 
-   Sonstige geleistete Übertragungen  -   Ausgaben für die Vermögensbildung 
-   Rückzahlung von Krediten  -   Sonstige Ausgaben 
Veränderungen in einem dieser Bereiche wirken sich bei einem konstanten Gesamtbudget auf 
andere Bereiche aus. Das Gesamtbudget wiederum ist von den zur Verfügung stehenden Einnahmen 
abhängig. 
Reaktionsmöglichkeiten von Nutzern auf Veränderungen der Mobilitätsausgaben bestehen in 
Einsparungen oder Mehrausgaben in anderen Konsumbereichen, in kurzfristigen Nachfrage-
änderungen (z. B. mehr oder weniger Mobilität und Aktivitäten; Anpassung des Verkehrsverhaltens; 
Veränderung des Fahrzeugbesetzungsgrades; mehr oder weniger Ausgaben bei Wartung, Reparatur, 
Versicherung; mehr oder weniger wirtschaftliche Fahrweise) und in längerfristigen Anpassungen 
(z. B. zusätzliche Anschaffung oder Abschaffung von Fahrzeugen, v. a. Zweit/Drittwagen, Wahl 
eines mehr oder weniger sparsamen Kraftfahrzeugs; Wechsel des Wohnortes oder Arbeitsplatzes; 
Verschiebung des Pkw-Ersatzzeitpunktes) [vergleiche hierzu HAUTZINGER, MAYER ET AL. 2004]. 
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2 Literaturauswertung 
Im Folgenden wird auf zwei aktuelle Literaturquellen eingegangen, die sich in jüngster Zeit mit dem 
Thema Mobilitätsausgaben beschäftigt haben. 
Bild 2-1 bis Bild 2-7 sind ZUMKELLER, CHLOND ET AL. (2005) entnommen. Dort wurden durch ein 
Zusammenführen der Daten aus dem Mobilitätspanel (2005/2006) und den Daten der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe (2003) die folgenden Auswertungen zu den Pkw-Kosten 
erarbeitet. 
 
Bild 2-1: Pkw-Fixkosten durch Wertverlust, Verteilung in der Flotte 
(Quelle: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
 
Bild 2-2: Pkw-Fixkosten durch Versicherung, Steuer, Reparaturen, Verteilung in der Flotte 
(QUELLE: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
Da in dieser Auswertung die Anschaffungs- und Reparaturkosten als Fixkosten angesehen wurden, 
wurde der Wertverlust des Fahrzeugs pro Monat bestimmt, um Aussagen über diese Größe treffen 
zu können (Bild 2-1). Ebenso wurden die Pkw-Fixkosten durch Versicherung, Steuer und Repara-
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turen betrachtet (Bild 2-2). Ein Vergleich zeigt deutlich höhere laufende Kosten als Kosten durch 
Wertverluste. 
In einem nächsten Schritt wurden die Ausgaben für Kraftstoff pro Pkw ermittelt (Bild 2-3). 
Während die Ausgaben für die hier definierten Fixkosten durch Wertverlust bei einem Großteil der 
Flotte 30 und 70 € pro Monat sowie die Fixkosten durch Versicherung, Steuer und Reparaturen bei 
einem Großteil der Flotte zwischen 50 und 90 € pro Monat liegen, betragen die Ausgaben für Kraft-
stoff pro Pkw bei einem Großteil der Flotte zwischen 50 und 110 € pro Monat und stellen damit 
einen erheblichen Anteil. Genauere Werte werden nicht genannt. 
Die Gesamtkosten von Pkw liegen bei über 50 % der Flotte zwischen 125 und 275 € pro Monat 
(Bild 2-4). 
 
Bild 2-3: Ausgaben für Kraftstoff pro Pkw, Verteilung in der Flotte 
(Quelle: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
 
Bild 2-4: Gesamtausgaben pro Monat und Pkw, Verteilung in der Flotte  
(Quelle: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
Eine Betrachtung der Pkw-Ausgaben pro Haushalt verbindet die Kosten pro Pkw und die Anzahl der 
Fahrzeuge in den Haushalten und zeigt für einen großen Teil der Haushalte, die mit Pkw-Kosten 
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konfrontiert werden, monatliche Ausgaben von 125 € bis 375 € (Bild 2-5). Die Haushalte, die keine 
Ausgaben für Pkw aufwenden, besitzen kein Fahrzeug oder verfügen über einen Firmenwagen, für 
den keine privaten Kosten anfallen. 
  
Bild 2-5: Verteilung der Pkw-Ausgaben pro Haushalt und Monat  
(Quelle: Zumkeller, Chlond et al. 2005) 
 
Bild 2-6: Ausgaben für Pkw pro Haushalt nach Größe des Wohnorts  
(Quelle: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
 
Bild 2-7: Ausgaben für Pkw pro Haushalt nach Haushaltseinkommen  
(Quelle: ZUMKELLER, CHLOND ET AL. 2005) 
Bild 2-6 zeigt, dass Haushalte auf dem Land nahezu das Doppelte für Pkw ausgeben wie Haushalte 
in der Stadt.  
In Bild 2-7 wird deutlich, dass während bei den unteren Einkommensklassen mehr als die Hälfte der 
Pkw-Ausgaben für Kraftstoffe anfallen, die Kraftstoffausgaben in den oberen Einkommensklassen 
nur ein gutes Drittel ausmachen. 
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Weitere interessante Betrachtungen zum Mobilitätskostenbudget finden sich bei KUNERT, 
KALINOWSKA (2006), aus deren Veröffentlichung Bild 2-8 bis Bild 2-10 entnommen sind. 
Bild 2-8 zeigt über die Zeit von 1976 bis 2002 eine deutliche Zunahme der Motorisierung. Der 
Anteil der Haushalte mit einem oder mehreren Pkw stieg in diesem Zeitraum um 19 Prozentpunkte, 
entsprechend einem Zuwachs um 30 %.  
 
Bild 2-8: Anzahl der Pkw im Haushalt: deutliche Zunahme der Motorisierung  
(Quelle: KUNERT, KALINOWSKA 2006) 
Die Betrachtung der Konsumausgaben der privaten Haushalte im Inland (Bild 2-9) zeigt ein fast 
stetiges Anwachsen seit 1991. Auch im Verkehrsbereich nahmen die Ausgaben zu. 
Eine prozentualen Betrachtung dieser Werte zeigt leichte Schwankungen im Bereich der Mobilitäts-
ausgaben, aber insgesamt ein eher stabiles Niveau. Größere Schwankungen zeigen sich in anderen 
Bereichen, z. B. bei den Ausgaben für Wohnung, Wasser, Strom, Gas u. a. Brennstoffe. 
In Bild 2-10 sind die relative Aufteilung der Ausgaben der privaten Haushalte für Verkehr nach 
einzelnen Untergruppen sowie der zeitliche Verlauf in den einzelnen Bereichen dargestellt. Das Bild 
lässt eine leichte Abnahme des Ausgabenanteils im Bereich des Fahrzeugkaufs und eine leichte 
Zunahme des Ausgabenanteils im Luftverkehrsbereich erkennen. Ebenso leicht gestiegen sind die 
Anteile der Ausgaben für Kraftstoffe und Mineralölsteuer, wobei bei den Kraftstoffen ein sprung-
hafter Anstieg 1992/1993 und 1999/2000 zu sehen ist. 
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Bild 2-9: Konsumausgaben der privaten Haushalte im Inland nach Verwendungszwecken in Mrd. EUR  
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Daten zusammengestellt in KUNERT, KALINOWSKA 2006) 
 
 
Bild 2-10: Ausgaben der privaten Haushalte für Verkehrsleistungen in %  
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Daten zusammengestellt in KUNERT, KALINOWSKA 2006)  
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3 Auswertungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
Die Aufbereitungen aus der Literatur werden durch eigene Auswertungen der Daten der 
Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) von 1993, 1998 und 2003 ergänzt.  
Für die folgenden Untersuchungen werden die Mobilitätsausgaben der Haushalte aufgrund der 
unterschiedlichen vorliegenden Daten durch die in Tabelle 3-1 bis Tabelle 3-3 dargestellten Aus-
gabenbereiche der EVS definiert.  
Tabelle 3-1: Ausgabenbereiche der EVS für die Auswertung der Daten von 2003 
Ausgaben MIV  Kauf von neuen Kraftfahrzeugen 
   Kauf von gebrauchten Kraftfahrzeugen 
   Kauf von Krafträdern 
   Ersatzteile und Zubehör für Kraftfahrzeuge und Krafträder  
   Kraftstoffe und Schmiermittel 
   Wartung und Reparaturen 
   Garagen- und Stellplatzmieten 
   Mietwert der Eigentümergaragen 
   Mietwert für mietfreie Garagen/Stellplätze (Hauptwohnung) 
   Sonstige Dienstleistungen 
   Leasing von Kraftfahrzeugen und Krafträdern 
   Kraftfahrzeugsteuer 
   Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungen, auch Kasko 
Ausgaben NMIV Kauf von Fahrrädern 
   Kutschen u. ä. von Tieren gezogene Fahrzeuge, z. B. Pferdekutschen 
   Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile für Fahrräder 
Ausgaben ÖV  Fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne solche auf Reisen): Sonstige 
   Fremde Verkehrsdienstleistungen (auf Reisen): Sonstige 
Ausgaben Luftverkehr Fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne solche auf Reisen): Luftverkehr 
   Fremde Verkehrsdienstleistungen (auf Reisen): Luftverkehr 
Tabelle 3-2: Ausgabenbereiche der EVS für die Auswertung der Daten von 1998 
Ausgaben IV  Kauf von neuen Kraftfahrzeugen 
   Kauf von gebrauchten Kraftfahrzeugen 
   Kauf von Motorrädern 
   Kauf von Fahrrädern (ohne Hilfsmotor) 
   Ersatzteile und Zubehör für Privatfahrzeuge 
   Kraftstoffe und Schmiermittel für Privatfahrzeuge 
   Wartung und Reparatur von Privatfahrzeugen 
   Garagen und Stellplatzmieten 
   Andere Dienstleistungen an Privatfahrzeugen 
   Kraftfahrzeugsteuer 
   Kraftfahrzeugversicherungen 
Ausgaben ÖV  Personenbeförderung im Schienenverkehr 
   Personenbeförderung im Straßenverkehr 
   Personenbeförderung im Luftverkehr 
   Personenbeförderung im See- und Binnenschiffsverkehr 
   Andere Ausgaben für Verkehrsdienstleistungen 
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Tabelle 3-3: Ausgabenbereiche der EVS für die Auswertung der Daten von 1993 
Ausgaben IV  Kraftfahrzeuge neu  
   Kraftfahrzeuge gebraucht 
   Krafträder, Mopeds, Mofas 
   Fahrräder  
   Gebrauchsgüter für Kraftfahrzeuge zum Selbsteinbau 
   Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile für Fahrräder  
   Benzin u. ä. 
   Diesel  
   Verbrauchsgüter für Kraftfahrzeuge u. Fahrräder 
   Fremde Reparaturen an Kraftwagen und Anhängern  
   Fremde Reparaturen an Zweirädern  
   Garagenmiete  
   Übrige Dienstleistungen für Kraftfahrzeuge und Fahrräder   
   Fahrtkosten mit eigenem Kraftfahrzeug auf Reisen  
   Kraftfahrunterricht, Gebühren für Führerschein 
   TÜV, ASU  
   Kraftfahrzeugsteuer  
   Beiträge zur Kraftfahrzeugversicherung  
Ausgaben ÖV  Fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne solche auf Reisen)  
   Wochen-, Monats- und Jahreskarten 
   Fremde Verkehrsdienstleistungen für Reisen (Hin- und Rückfahrt,  
   ohne Pauschalreisen)  
Eine Aufnahme weiterer, in Kapitel 1 angesprochener Ausgaben bzw. eine weitere Detaillierung ist 
aufgrund der gegebenen Daten nicht möglich. 
Die Daten werden hin auf zeitliche Entwicklungen, auf Zusammenhänge der Mobilitätsausgaben 
mit den Haushaltseinnahmen, dem Wohnort, dem Pkw-Besitz, der Haushaltsgröße und dem 
Beschäftigtenanteil an den Haushaltsmitgliedern sowie im Hinblick auf Zusammenhänge der 
Aufteilung der Gesamtausgaben ausgewertet. 
Die Haushalte werden nach ihren gesamten Haushaltseinnahmen in verschiedene Gruppen einge-
teilt. Es sei darauf hingewiesen, dass der Klassenmittelpunkt der untersten Gruppe 2003 bei ca. 
740 € liegt. Alle Haushalte mit Einnahmen größer oder gleich 10.000 € wurden auf Grund der 
geringen Stichproben nicht in einzelnen Gruppen erfasst, aber in die Gesamtbetrachtungen mit auf-
genommen. 
Wesentliche Schlussfolgerungen aus den Aufbereitungen der Daten sind im Folgenden zusammen-
gefasst. Die erarbeiteten Grafiken sind am Kapitelende zusammengestellt. Die Betrachtungen be-
ziehen sich auf Deutschland sowie auf Hessen als beispielhaft ausgewähltes Bundesland. 
Zeitliche Veränderung der Mobilitätsausgaben  
Die Betrachtung des zeitlichen Verlaufs der Mobilitätsausgaben (Bild 3-1) zeigt bei den unteren Ein-
kommen bis 8.000 € eine Abnahme des prozentualen Anteils von 1993 bis 2003. Die prozentuale 
Belastung ist seit 1998 zwar bei vielen Gruppen wieder gestiegen, sie liegt aber immer noch unter 
dem Wert von 1993. Untersuchungen für Hessen ergeben ein ähnliches Bild für diese Betrachtung.  
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Abhängigkeit von den Haushaltseinnahmen 
Die absoluten Ausgaben für Mobilität 2003 (Bild 3-2) nehmen mit zunehmenden Haushaltsein-
nahmen zu. Dabei steigt vor allem der MIV-Anteil, der ÖV-Anteil bleibt relativ konstant. Dies gilt für 
Deutschland genauso wie für Hessen (Bild 3-3). Der Mittelwert der EVS-Datensätze für die 
Mobilitätsausgaben 2003 im Monat liegt bei 450 € (10. Perzentil 54 €, 90. Perzentil 684 €) für 
Deutschland und bei 442 € (10. Perzentil 69 €, 90. Perzentil 692 €) für Hessen.  
Bei der Betrachtung der prozentualen Verteilung der Haushaltsausgaben auf IV und ÖV (Bild 3-4 
und Bild 3-5) zeigt sich, dass die Differenz zwischen beiden mit zunehmenden Einkommen steigt. 
Dabei ist die Nähe der beiden Kurven in den unteren Einkommensgruppen in Hessen ausgeprägter 
als in Gesamt-Deutschland. Dies lässt sich z. B. mit einem besseren ÖV-Angebot in Hessen erklären. 
Eine ähnliche Ausgestaltung der Kurve zeigt sich bei den Betrachtungen der Daten für 1998 (Bild 3-
7). Für 1993 (Bild 3-6) zeigt sich ein Rückgang der IV-Ausgaben bei höheren Einkommensgruppen. 
In mehreren Grafiken ist ein typischer Verlauf zu erkennen, bei dem der Anteil der Mobilitätsaus-
gaben an den Haushaltsgesamtausgaben bei den niedrigen Einkommensklassen mit zunehmendem 
Einkommen zunächst ansteigt, dann bei den mittleren Einkommensklassen stagniert oder wieder 
leicht abfällt und schließlich bei höheren Einkommensklassen wieder ansteigt. Dieser typische 
Verlauf scheint durch zwei wesentliche Einflüsse verursacht zu sein: 
? In den niedrigeren Einkommensklassen führen Einkommenszuwächse zunächst zu über-
proportional höheren Mobilitätsausgaben. Erst bei den mittleren Einkommensklassen tritt 
eine gewisse Sättigung des Mobilitätsbedarfs ein, so dass die Mobilitätsausgaben nicht mehr 
in gleichem Maß erhöht werden wie das Gesamteinkommen anwächst. 
? Bei sehr hohem Einkommen tritt zunehmend ein deutlich erhöhter Anteil der Mobilitätsaus-
gaben auf. Dies kann mit der Bereitschaft erklärt werden, bei solch hohen Einkommen den 
Mobilitätskomfort erheblich zu steigern und beispielsweise ein weiteres Fahrzeug oder 
teurere Fahrzeuge anzuschaffen. 
Betrachtet man die Mobilitätsausgaben für 1993, so war der zweite Einfluss noch nicht erkennbar. 
Er wird aber bereits 1998 und auch 2003 deutlich.  
Abhängigkeit vom Wohnort  
Für die Betrachtungen in Abhängigkeit des Wohnortes wurden nach EVS folgende Gebiete 
unterschieden. 
Hochverdichtete Agglomerationsräume:   
Regionen mit Oberzentren mit mehr als 100.000 Einwohnern und einer Umland-Dichte über 
300 Einwohnern je km². 
Agglomerationsräume mit herausragenden Zentren:   
Regionen mit Zentren mit mehr als 100.000 Einwohnern und einer Umland-Dichte unter 300 
Einwohnern je km². 
Verstädterte Räume höherer Dichte:     
Regionen mit Dichte von 100 bis 200 Einwohnern je km²; verstädterte Regionen, die neben 
der relativ hohen Dichte (mehr als 200 Einwohner je km²) i. d. R. ein großstädtisches Ober-
zentrum aufweisen. 
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Verstädterte Räume mittlerer Dichte mit großen Oberzentren:   
Regionen mit Dichte von 150 bis unter 200 Einwohnern je km², mit Oberzentren mit mehr als 
100.000 Einwohnern. 
Verstädterte Räume mittlerer Dichte ohne große Oberzentren:   
Regionen mit Dichte von mehr als 150 bis unter 200 Einwohnern je km², ohne Zentrum mit 
mehr als 100.000 Einwohnern. 
Ländliche Räume höherer Dichte:   
Regionen mit Dichte über 100 Einwohnern je km², i. d. R. mit einem bedeutsamen Zentrum.  
Ländliche Räume geringerer Dichte:  
Regionen mit Dichte unter 100 Einwohnern je km². 
Es ist zu erkennen, dass der Anteil der ÖV-Ausgaben prinzipiell mit Abnahme der Bevölkerungs-
dichte abnimmt. Dies gilt sowohl für Deutschland (Bild 3-8), als auch für Hessen (Bild 3-9). 
Abhängigkeit vom Pkw-Besitz 
Zunehmender Pkw-Besitz geht einher mit höheren Ausgaben (Bild 3-10). Da mit zunehmenden Ein-
nahmen auch der Pkw-Besitz steigt, können damit auch die insgesamt höheren Mobilitätsausgaben 
erklärt werden. Fehlende Datensätze in den Abbildungen erklären sich durch eine zu kleine Stich-
probe der betroffenen Untergruppe.  
Für Hessen (Bild 3-11) zeigt sich eine Zunahme der Mobilitätsausgaben auch ohne Fahrzeugbesitz 
bei mittleren Einkommensgruppen. Dies lässt auf eine hohe Mobilitätsrealisierung im ÖV schließen. 
Abhängigkeit von Haushaltsgröße und Anzahl der Erwerbstätigen im Haushalt 
Bild 3-12 zeigt die Mobilitätsausgaben zusammen mit den Anteilen unterschiedlicher Haushalts-
größen. Die Betrachtung der nach Anzahl Personen im Haushalt differenzierten Mobilitätsausgaben 
ergibt kein eindeutiges Bild und ist hier nicht dargestellt. 
Bei der Betrachtung der Mobilitätsausgaben nach der Anzahl der Erwerbstätigen im Haushalt (Bild 
3-13) sind zwei Aspekte zu erkennen. Zum einen haben Haushalte ohne Erwerbstätige, denen aus-
reichende Einnahmen zur Verfügung stehen, einen relativ hohen Anteil an Mobilitätsausgaben. Zum 
zweiten haben auch Haushalte mit einem hohen Anteil Erwerbstätiger einen höheren Anteil an 
Mobilitätsausgaben. Dies lässt auf eine höhere, auch berufsbedingte Mobilität schließen. 
Verteilung der Haushaltsausgaben nach Haushaltseinkommen und Wohnort 
Die Verteilung der Gesamtausgaben der Haushalte sind für Deutschland in Bild 3-14 dargestellt. 
Eine entsprechende Aufbereitung für Hessen entspricht dem Bild Deutschlands und ist hier nicht ge-
sondert dargestellt. Geringere Anteile der Mobilitätsausgaben in den unteren Einkommensgruppen 
gehen mit höheren Anteilen an Ausgaben für Wohnung und Miete und für Lebensmittel einher. Der 
große Anteil der eher fixen Kosten in diesen Bereichen bewirkt einen geringen Spielraum für die 
Ausgaben im Verkehrsbereich. Dies unterstützt den Schluss, dass Teuerungen im Verkehrsbereich in 
diesen Einkommensgruppen zu größeren Problemen als in höheren Einkommensgruppen führen 
können. 
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Bild 3-15 stellt die Verteilung der Haushaltsausgaben 2003 nach Wohnorten in Deutschland dar. 
Für Hessen ergibt sich ein ähnliches Bild. Die Darstellung zeigt, dass der Anteil der Ausgaben für 
Verkehr mit der Abnahme der Bevölkerungsdichte steigt. Der Anteil liegt für Deutschland in hoch-
verdichteten Agglomerationsräumen bei ca. 7,5 % und in ländlichen Räumen geringerer Dichte bei 
ca. 8,9 %. Für Hessen liegt der Wert für hochverdichtete Agglomerationsräume bei ca. 6,9 % und 













































































Bild 3-1: Zeitlicher Verlauf der Mobilitätsausgaben nach Haushaltseinkommen in Deutschland  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 1993, 1998 und 2003) 























































Bild 3-2: Mobilitätsausgaben 2003 nach Haushaltseinnahmen in Deutschland (absolut)  























































Bild 3-3: Mobilitätsausgaben 2003 nach Haushaltseinnahmen in Hessen (absolut)  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003) 



































































Bild 3-4: Mobilitätsausgaben 2003 nach Haushaltseinnahmen in Deutschland (prozentual)  

































































Bild 3-5: Mobilitätsausgaben 2003 nach Haushaltseinnahmen in Hessen (prozentual)  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003) 































































Bild 3-6: Mobilitätsausgaben 1998 nach Haushaltseinnahmen in Deutschland (prozentual)  































































Bild 3-7: Mobilitätsausgaben 1993 nach Haushaltseinnahmen in Deutschland (prozentual)  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 1993) 
































































































































































































Bild 3-8: Mobilitätsausgaben 2003 nach Wohnort in Deutschland  
















Dichte mit großen Oberzentren
verstädtere Räume mittlerer
Dichte ohne großen Oberzentren































Bild 3-9: Mobilitätsausgaben 2003 nach Wohnort in Hessen  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003) 






































































































Bild 3-10: Mobilitätsausgaben 2003 und Pkw-Besitz in Deutschland  





































































































Bild 3-11: Mobilitätsausgaben 2003 und Pkw-Besitz in Hessen  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003) 







































































































Bild 3-12: Mobilitätsausgaben 2003 und Aufteilung der Haushalte nach Anzahl Personen in Deutschland  
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Bild 3-13: Mobilitätsausgaben 2003 nach Anzahl Erwerbstätige in Deutschland  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003) 
 






























































Haftpflichtversicherung, sonstige Steuern ohne Kfz-
Steuer, Abzüge vom Einkommen
Andere Waren und Dienstleistungen,
Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen
Bildungswesen, Freizeit, Unterhaltung und Kultur,
Nachrichtenübermittlung
Wohnungsinstandsetzung, unterstellte Mieten
(einschl. Nebenkosten), Wohnungsmieten (einschl.
Nebenkosten)
Verkehr
Gesundheitspflege, Bekleidung und Schuhe
Alkoholische Getränke, Tabakwaren, Nahrungsmittel,
alkoholfreie Getränke
Energie, Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -
gegenstände, laufende Haushaltsführung
 
Bild 3-14: Verteilung der Haushaltsausgaben 2003 nach Haushaltseinnahmen in Deutschland  


















































































































































































Haftpflichtversicherung, sonstige Steuern ohne Kfz-
Steuer, Abzüge vom Einkommen
Andere Waren und Dienstleistungen,
Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen
Bildungswesen, Freizeit, Unterhaltung und Kultur,
Nachrichtenübermittlung
Wohnungsinstandsetzung, unterstellte Mieten
(einschl. Nebenkosten), Wohnungsmieten (einschl.
Nebenkosten)
Verkehr
Gesundheitspflege, Bekleidung und Schuhe
Alkoholische Getränke, Tabakwaren,
Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke
Energie, Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -
gegenstände, laufende Haushaltsführung
 
Bild 3-15: Verteilung der Haushaltsausgaben 2003 nach Wohnort in Deutschland  
(eigene Darstellung nach Daten der EVS 2003)  
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4 Preiselastizitäten 
Begriff 
Die Elastizität der Nachfrage ist ein Maß für die Reaktion auf Angebotsveränderungen. Die Bereit-
schaft zur Veränderung hängt von verschiedenen Merkmalen wie z. B. möglichen Alternativen oder 
dem Fahrtzweck ab. Angebot und Nachfrage bilden somit die Grundlage für die Elastizität der 
Nachfrage, denn eine höhere Qualität des Angebots führt grundsätzlich zu einer höheren Nachfrage 
nach diesem Verkehrsmittel. 
Die Nachfrage wird als elastisch bezeichnet, wenn eine Senkung des Preises zu einer höheren Nach-
frage führt. Eine nicht elastische Nachfrage zieht bei einer Preissenkung Umsatzeinbußen nach sich.  
Die Reaktion der Verkehrsnachfrage wird durch folgende Faktoren bestimmt (nach VRTIC, MEYER-
RÜHRLE ET AL. 2000): 
? Nachfrageseitige Faktoren (Charakteristika der Verkehrsteilnehmer; Pkw-Besitz, 
Einkommen, Reisezweck etc.) und  
? Angebotsseitige Faktoren (Zeitdifferenz, Kostendifferenz, Distanz, Bequemlichkeit etc.). 
Die Elastizität ist der Quotient aus den relativen Veränderungen der abhängigen Variablen und der 
unabhängigen (beeinflussenden) Variablen. 
   Elastizität = relative Nachfrageänderung / relative Preisänderung  
Beispielsweise bedeutet eine Reisezeitelastizität von -0,3 im Radverkehr, dass bei einem Anstieg der 
Reisezeit auf einer bestimmten Relation um 100 % das Radverkehrsaufkommen auf dieser Verbin-
dung um 30 % zurückgeht.  
Bei der Betrachtung der Elastizitäten ist der Spannweite der Elastizitätsgrößen besondere Aufmerk-
samkeit zu schenken, da diese teilweise erheblich sein können. Insbesondere die Datengrundlage 
und -qualität, regionale Charakteristika, Methoden zur Schätzung, die unvollständige Auswahl von 
berücksichtigten Variablen, der betrachtete Zeitraum usw. sind hier als Probleme zu nennen, die zu 
diesen großen Spannweiten führen. 
Instrumente des Mobility Pricing gehören somit zu den beeinflussenden Faktoren auf die Verkehrs-
nachfrage, da hiermit die direkten Kosten für eine Fahrt bestimmt werden. 
Eigenschaften unterschiedlicher Nutzergruppen 
Wie bereits erwähnt, ist die Elastizität ein Maß für die Bereitschaft auf Angebotsveränderungen zu 
reagieren. Verkehrsteilnehmer ohne Wahlmöglichkeit („captive riders“), wie z. B. Menschen ohne 
Zugang zum MIV, oder Verkehrsteilnehmer mit eingeschränkten Wahlmöglichkeiten, wie z. B. 
Berufstätige im Berufsverkehr oder Schüler, haben entsprechend niedrige Elastizitäten für die not-
wendigen Wege. Anders als Fahrten mit beruflichen Zweck verhalten sich Fahrten im Einkaufs- und 
Freizeitverkehr oder von Nichterwerbstätigen, da diese auf Grund der flexibleren Zeiteinteilung 
eher elastisch agieren können. Nach SALEH, FARRELL (2005) ist die Flexibilität von Freizeitaktivitäten 
jedoch gleichzeitig an die Flexibilität der Abfahrtszeitwahl zur Arbeit gekoppelt. Öffentliche 
Verkehrsmittel werden eher als unangenehm empfunden (höhere Elastizität). Schienenverkehrs-
mittel weisen eine niedrigere Elastizität auf als Busse.  
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Die Flexibilität von Personen wird durch zahlreiche Faktoren beeinflusst. Die Flexibilität von 
Pendlern hängt z. B. nicht nur von der Arbeitszeit, sondern auch von anderen Faktoren, wie z. B. 
von der Möglichkeit der Kinderbetreuung, ab. Eine Untersuchung verschiedener Parkgebühren-
szenarien ergab z. B. neben den Unterschieden zwischen Fahrten mit unterschiedlichem Fahrtzweck 
Unterschiede zwischen Fahrten mit verschiedenen Quellorten sowie Unterschiede in Abhängigkeit 
der regelmäßigen Fahrtenanzahl oder des Einkommens. Die Abhängigkeit vom Einkommen ist z. B. 
vor dem Hintergrund der Diskriminierung ein wesentliches Merkmal. 
Die Variabilität im Tagesverlauf wird von verschiedenen weiteren Faktoren beeinflusst: Reisezeit 
(inkl. Zu- und Abgangswege oder Fahr- und Standzeiten), Reisekosten, Familienstand und familiäre 
Verpflichtungen, Beruf und Flexibilität der Arbeitszeit. Zu- und Abgangswege und Wartezeiten 
außerhalb des Fahrzeugs werden eher als unangenehm empfunden (höhere Elastizität), Fahr- und 
Standzeiten im Fahrzeug wirken eher unelastisch. Die subjektive Gewichtung der verschiedenen 
Zeitkomponenten (Fahrzeit, Gehzeit, Wartezeit) lässt Rückschlüsse auf die Reisezeitelastizität zu.  
Dies alles unterstreicht die Notwendigkeit, Randbedingungen zu beachten (vgl. z. B. KELLY, CLINCH 
2006, TEUBEL 1997). 
Ergebnisse aus der Literatur 
Preise besitzen nach ROTHENGATTER (1994) eine verkehrslenkende Wirkung auf allen Ebenen der 
Entscheidungshierarchie. Die Verlagerung auf nicht bepreiste Bereiche darf jedoch nicht unter-
schätzt werden.  
Nach SCHLAG (1998) bieten wirtschaftliche Anreize auf kollektiver Ebene die effektivste Maßnahme 
zur Verhaltensbeeinflussung. Das Entscheidungsverhalten wird stark von Gewohnheiten und dem 
zur Verfügung stehenden Budget beeinflusst. Hierbei sind direkte Entgelte wirksamer zur Änderung 
des Mobilitätsverhaltens (z. B. Gebühr für Taxifahrt oder Einzelfahrschein im ÖV) als indirekte. 
Nach BOCK, HOHLWEG ET AL. (1997) führen sogar erst drastische Preiserhöhungen zu einer Reaktion 
der Verkehrsteilnehmer. Spürbare Gebühren sind somit ein Lenkungsinstrument. Nach ALBERT 
(2006) erzielen Staugebühren bei einem Vergleich mit Parkgebühren eine größere Verhaltens-
änderung. 
Hierzu passt auch die Aussage von ECKERT (1995), der die Hürde für eine Mobilitätsänderung als 
hoch einstuft, wobei eine differenzierte Preisgestaltung eine deutliche Effizienzsteigerung ermög-
licht. Allerdings bedeutet ein differenziertes System auch höhere Kosten für System und Betrieb. 
Nach VRTIC, MEYER-RÜHRLE ET AL. (2000) werden die in Tabelle 4-1 angegebenen Nachfrage-
elastizitäten im ÖV und MIV zur Verwendung für Wirkungsabschätzungen empfohlen. Die in der 
Tabelle dargestellten Elastizitäten wurden von den Verfassern aus verschiedenen Quellen zusam-
mengeführt (Statistische Datengrundlagen, Daten des Mikrozensus, KEP: Kontinuierliche Erhe-
bungen des Personenverkehrs) und durch weitere Analysen in der Schweiz ergänzt. Es erfolgt keine 
Differenzierung bezüglich des Fahrtzwecks. Die linke Spalte stellt die untersuchten Variablen dar. 
Beispiel Öffentlicher Stadtverkehr: Zur Ermittlung der Nachfrageelastizitäten im öffentlichen Stadt-
verkehr (Anzahl der Personenfahrten) wurde eine Analyse für sieben größere Städte durchgeführt. 
Es wurden folgende Variablen analysiert: beförderte Passagiere, Betriebsleistungen, ÖV-Tarife, Out-
of-pocket-Kosten im MIV, verfügbares Pro-Kopf-Einkommen, Pkw-Bestand, Einwohner und Ge-
schwindigkeit im MIV. 
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0,25/0,35 0,3/0,45    
ÖV-Preis -0,2/-0,3 -0,25/-0,4    
Einkommen 0,3/0,6 0,35/0,7 0,34 0,6/0,7 0,28 
Pkw-Bestand -0,4/-0,6  1,00 1,00  
Geschwindigkeit MIV -0,7/-1,0  0,3/0,45 0,3/0,5  
PW-Kosten   -0,01 -0,03 -0,1 
ÖV-Fahrzeit    -0,6/-1,0   
Bei der Betrachtung unterschiedlicher Kombinationen wird deutlich, dass die Berücksichtigung aller 
Variablen wichtig ist. Die ÖV-Nachfrage ist weniger von direkten Variablen (Verkehrsangebot und 
Preis) abhängig als von Kreuz-Variablen (Angebot im MIV oder Pkw-Bestand). Die ermittelte MIV-
Geschwindigkeits-Elastizität basiert vor allem auf der Geschwindigkeitsreduktion. Die dargestellten 
Ergebnisse sind als erste grobe Schätzung für Nachfragereaktionen geeignet. 
Andere Quellen nennen langfristige Preiselastizitäten von -0,6 bis -0,8 als Reaktion auf Kraftstoff-
preisverteuerungen und kurzfristige Preiselastizitäten von -0,2 bis -0,4. Die Elastizitäten der 
Verkehrsnachfrage bei Einkommensveränderungen (Einkommenselastizitäten) liegen bei 0,5 bis 1,5 
(langfristig) bzw. 0,35 bis 0,55 (kurzfristig) (nach HAUTZINGER, MAYER ET AL. 2004). Eine 
Preiserhöhung beim Kraftstoff um 1 % führt kurzfristig zu einer Abnahme der Fahrleistung um 
0,15 %, langfristig zu einer Abnahme von 0,3 % (JOHÄNNING, RUHREN ET AL. 2006). Nach NOÈ 
(2007) ergaben Untersuchungen Preiselastizitäten für Einzeltickets zwischen -0,3 und -0,6 und für 
Zeitkarten zwischen -0,10 und -0,35. 
LIBARDO und NOCERA (2008) ermittelten einen Zusammenhang zwischen dem Bruttoinlandsprodukt 
und der Verkehrsnachfrage. Für Italien werden folgende Elastizitäten angegeben: Passagiere 
Straße/BIP 2,33; Passagiere Schiene/BIP 0,36; Fracht Straße/BIP 1,59; Fracht Schiene/BIP 0,41. 
Nach VRTIC (2006, vgl. auch IVT, TRANSP-OR ET AL. 2008) wird der Besitz von Personenwagen vor 
allem durch soziodemographische, siedlungsstrukturelle und verkehrsangebotsspezifische Angebote 
bestimmt. Die Bedeutung der Kostenvariable (Reisekosten) ist eher untergeordnet. Die mittlere 
Elastizität der Pkw-Kosten in Bezug auf den Pkw-Besitz wurde mit Hilfe von geschätzten Modell-
parametern auf -0,157 ermittelt. Der Einfluss der ÖV-Kosten ist nicht relevant. Ebenfalls keinen sig-
nifikanten Einfluss haben variable Pkw-Kosten auf ÖV-Abonnements. Die Pkw-Kosten sind als eine 
Verkehrsangebotskomponente für die Wohnstandortwahl signifikant, eine Veränderung dieser Kos-
ten alleine hat aber eine eher untergeordnete Bedeutung.  
Die Nachfrage nach dem MIV ist für ÖV-Nutzer häufig keine Alternative, da die große Zahl der 
Stammfahrgäste (Schüler, Studenten oder andere Personen ohne realistische Alternative) eine ge-
ringe Nachfrageelastizität haben. Diese „captive user“ haben keine Ausweichmöglichkeit und reagie-
ren daher auch nicht auf Tariferhöhungen. 
Methodisch ist die Ermittlung von klassischen Elastizitäten auf Grund der sehr unterschiedlichen 
Siedlungs- und Nachfragestruktur nur für erste grobe Schätzungen möglich. Die Datenqualität hat 
für die Ermittlung von Elastizitäten eine besondere Bedeutung.  
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Um spezielle Eigenschaften des Untersuchungsgebiets zu bestimmen, erscheint nach VRTIC, MEYER-
RÜHRLE ET AL. (2000) die Methode der Stated Preference grundsätzlich besser geeignet.  
Nach KRIEBERNEGG (2005) ist neben den theoretischen Grundlagen eine umfassende und plausible 
Abschätzung der Wirkungen eine wesentliche Voraussetzung zur Beurteilung vorgeschlagener Sys-
teme. Ausgangspunkt ist die vorhandene Raumstruktur. Zusammen mit persönlichen Bedürfnissen 
entsteht eine potenzielle Nachfrage nach Ortsveränderungen. Das messbare Verkehrsangebot wird 
von der Raumstruktur, der zeitlichen Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln sowie von den Kosten be-
stimmt. Durch den Menschen wird das tatsächlich wahrgenommene Angebot realisiert. Dies wird in 
tatsächlich realisierte Verkehrsnachfrage umgesetzt. Daraus folgt, dass Änderungen erst wahrge-
nommen werden müssen, damit sie eine Verhaltensänderung hervorrufen können. 
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